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Die Zeit, das Luder

"Zeit macht nur vor dem Teufel halt, denn er wird niemals alt, ...",
interpretiert und gesungen von dem Schlagersänger Barry Ryan im Jahre
1972. Das wäre eine jener zahllosen, der Zeit unterstellten
Aktivitäten, von denen beispielsweise "die Zeit läuft uns davon"
mithin eine der geläufigsten sein mag.

Immer schon greifen Menschen, wenn auch mit dem nur flüchtigen
Versuch, wichtige oder für die Allgemeinheit bedeutende Dinge zu
thematisieren oder anzusprechen, auf schicksalhafte Umstände,
Verhältnisse oder gar die Zeit zurück, die dann je nach Bemessung als
wesentlich verantwortlich oder als Begründung für den unvermeidlichen
Verlauf oder die Ursache welches Ereignisses auch immer herhalten muß.

Vordergründiger oder durchsichtiger allerdings kann das Bemühen, sich
mit derartigen Rückgriffen aus der Verantwortung und der Betroffenheit
stehlen zu wollen, kaum in Erscheinung treten. Schlechthin wird es
auch kaum die Zeit sein, die läuft, sondern beispielsweise der Motor
eines Fahrzeuges, das von jemandem gesteuert wird, oder die Beine, die
benutzt werden, um vor was auch immer zu flüchten.

Ihre Schattenblick-Redaktion


21. September 2018
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ATOM/174: Strahlende Wege - Unterschriften ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 17. September 2018

Unterschriftenaktion gegen Atommülltransporte:

"Ahauser Erklärung" / BBU unterstützt Ahauser Bürgerinitiative



(Bonn, Düsseldorf, München, 17.09.2018) Über 360 Menschen haben am Sonntag
(16.09.2018) bei einer Kundgebung der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in
Ahaus" in der Ahauser Innenstadt die neue "Ahauser Erklärung"
unterschrieben. Sie sprechen sich damit gegen drohende Atommüll-Transporte
aus Jülich (NRW) und Garching (Bayern) nach Ahaus aus. Außerdem fordern
sie, dass die bis 2036 genehmigte Zwischenlagerung von Atommüll in Ahaus
keinesfalls verlängert werden darf.

Die Ahauser Bürgerinitiative ist im Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) organisiert. Der BBU unterstützt die Aktivitäten der
Bürgerinitiative und ist bei der bundesweiten Verbreitung der "Ahauser
Erklärung" behilflich. .

Mit der Unterschriftenaktion will die Bürgerinitiative in den nächsten
Wochen und Monaten den Widerstand in Ahaus und darüber hinaus verstärken.
Die "Ahauser Erklärung" gibt es bei der Bürgerinitiative in Papierform als
Unterschriftenliste, sie kann zudem auch im Internet unterzeichnet werden
unter: 

www.ahauser-erklaerung.de

Die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" hofft auf örtliche und
überörtliche Unterstützung von Privatpersonen, aber auch von Firmen,
Vereinen und Verbänden. Die gesammelten Unterschriften sollen an die
verantwortlichen Bundesministerinnen für Umwelt und Nukleare Sicherheit
sowie für Bildung und Forschung, Svenja Schulze und Anja Karliczek,
übergeben werden. In einer aktuellen Pressemitteilung der Bürgerinitiative
vom 16. September 2018 bekundet der Sprecher der Bürgerinitiative Hartmut
Liebermann: "Es wird Zeit, dass sich die verantwortlichen Ministerinnen,
die beide aus dem Münsterland kommen, endlich auch um die Belange dieser
Region kümmern."

Bei der Kundgebung am Sonntag wurden auch zahlreiche Informationsblätter
und die aktuelle Ausgabe der "Gorleben Rundschau" verteilt, die
schwerpunktmäßig die Misere der Zwischenlagerung von Atommüll in Ahaus
beschreiben.

Weitere Informationen:

www.bi-ahaus.de

http://www.bi-luechow-dannenberg.de/?page_id=10826

https://bbu-online.de

http://www.atommuellkonferenz.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. September 2018 
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WALD/330: Hambacher Forst - und sie räumen doch ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 21.09.2018

Polizei räumt direkt nach dem Tod eines Journalisten im Wald +++ Bewegung für Klimagerechtigkeit trauert und steht geeint für Erhalt des Hambacher Forstes



Kerpen-Buir, 21.9.2018. Am heutigen Vormittag begann die Polizei
erneut mit Räumungen im Hambacher Forst. Die Polizei räumt Barrikaden
auf Straßen und Sitzblockaden von Menschen im Norden des Waldes. Diese
Nachricht erreichte Aktivist*innen aus der Besetzung des Hambacher
Forsts und Sprecher*innen von Buirer für Buir, Ende Gelände und Aktion
Unterholz während einer gemeinsamen Pressekonferenz. Die Gruppen
bezogen in der Pressekonferenz Stellung zu den Ereignissen der letzen
Tage.

"Steffens Freundinnen und Freunde sagten uns, sie und auch seine
Familie sind stolz auf ihn und seine Arbeit im Wald. Das letzte, womit
wir ihm jetzt einen Gefallen tun würden, wäre auf die zynische und
geschmacklose Forderung Reuls einzugehen und jetzt wegen Steffens Tod
die Baumhäuser zu räumen. Die aktuelle Räumung findet statt, ohne dass
den Menschen auch nur eine Nacht ruhiger Schlaf ohne massive
Polizeipräsenz, Flutlichter und Generatorenlärm zugestanden wurde. Wir
fordern, dass Polizeipräsident Weinspach und Innenminister Reul alle
laufenden Maßnahmen abbrechen und sämtliche Kräfte aus dem Wald
abziehen", sagen Lykke und Jörn aus dem Hambacher Forst.

"Die gefährliche Räumung und die irrsinnige Rodung des Waldes dürfen
nicht weitergehen. Zu diesem Zeitpunkt den Einsatz gegen den erklärten
Willen der Mehrheit der Bevölkerung durchzudrücken ist nicht nur
unerträglich für Angehörige, Freund*innen und Betroffene, sondern
angesichts des politischen Willens auch undemokratisch. Wir brauchen
jetzt Ruhe und sozialen Frieden in der Region", sagt Hubert Perschke
von der Initative Buirer für Buir.

"Die Landesregierung zeigt mit der aktuellen Räumung, dass sie die
Interessen von RWE ohne einen letzten Funken Anstand durchsetzt. Herr
Reul missachtet hier nicht nur die Klimakrise, sondern auch den
Respekt für Trauer", sagt Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende
Gelände.

"Die Politik der Landesregierung handelt mit dem Festhalten an
Räumungen und Rodungen gegen den erklärten Willen der Bevölkerung. Um
die Profitinteressen von RWE durchzusetzen, wird nicht einmal vor
Trauer Rücksicht genommen", sagt Maja Rothe, Sprecherin der Aktion
Unterholz.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/329: Hambacher Forst - trotz alledem ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 20.09.2018

Tragischer Todesfall im Hambacher Forst



Am Mittwochnachmittag gegen 15:45 ist im Baumhausdorf Beechtown im
Hambacher Forst der Bewegungsjournalist, Blogger und Aktivist Steffen
Horst Meyn gestorben. Er stürzte beim Versuch, eine laufende
Räumungsaktion durch das Sondereinsatzkommando der Polizei (SEK) zu
dokumentieren, von einer Hängebrücke aus ca. 20 m Höhe. Rettungskräfte
am Boden versuchten noch, ihn zu reanimieren. Nach unserem
Informationsstand verstarb er jedoch wenig später, noch im Wald, in
einem Rettungshelikopter.

Wir sind über dieses tragische Ereignis erschüttert und fassungslos.
Wir fühlen tiefstes Mitgefühl für die Familie und Freunde des
Verstorbenen und hoffen, dass sie die Privatsphäre und Ruhe
zugestanden bekommen, die sie in ihrer Situation wahrscheinlich
brauchen. Auch für viele von uns war er ein Freund, dessen Verlust wir
noch nicht wirklich begreifen. Gerade auch den Menschen in Beechtown,
die nach Wochen Dauerstress durch die Räumung jetzt dieses
fürchterliche Ereignis miterleben mussten, wünschen wir viel Kraft und
Ruhe.

Nach allen Informationen, die wir in der Pressestelle des Hambacher
Forstes bisher sammeln konnten, handelt es sich klar um einen
tragischen Unfall.

Ein würdiger Umgang wäre es in unseren Augen gewesen, dass alle Seiten
sich vorerst bedeckt halten. Dass als Reaktion des Innenministeriums
und der Polizei am heutigen Tage die freiwillige Räumung der
Baumhäuser gefordert wurde, halten wir in dieser Situation für eine
absolut unangemessene strategische Nutzung des Todesfalles.

In der Kommunikation über die Besetzung, und nun auch über den Unfall,
greifen das Land NRW und die Polizei auch zu Falschmeldungen.
Eigentlich hätten wir uns gewünscht, uns noch nicht auf einer
politischen Ebene zu dem Unfall äußern zu müssen. Aber durch die
Verbreitung von Unwahrheiten und den pietätlosen Versuch einer
Instrumentalisierung von Steffens tragischem Tod sehen wir uns nun
leider zu einigen Richtigstellungen genötigt.

1. Zur Unfallzeit waren Polizeieinheiten und Räumungskräfte vor Ort in
Beechtown im Einsatz. Entsprechendes Foto- und Videomaterial haben wir
dieser Erklärung angehängt. (Triggerwarnung: https://bit.ly/2xyVOy5)
Es ist uns unbegreiflich, wie die Polizei dazu kommen kann, das
Gegenteil zu behaupten.

2. In sechs Jahren fast ununterbrochener Baumhausbesetzung ist dies
der erste und einzige vergleichbare Fall. Sechseinhalb Jahre lang
waren die Baumkronen bewohnt, sind täglich Menschen hoch und runter
geklettert und haben sich zwischen den Bäumen bewegt, ohne dass es
bisher zu einem vergleichbaren Fall gekommen wäre. Dass das Land NRW,
die Polizei und RWE dieses tragische Unglück nun versuchen zu
instrumentalisieren, um die angebliche Notwendigkeit dieser
gewaltsamen Räumung zu rechtfertigen, halten wir für unwürdig und eine
Verhöhnung der Betroffenen.

3. Die Frage, die uns alle in diesen Tagen begleitet, ist die Frage
nach dem 'Warum?'. Seit Wochen wird der Hambacher Forst belagert, um
an die darunterliegende Braunkohle zu kommen. Es ist unserer Ansicht
nach kein Zufall, dass dieser erste tödliche Unfall in der Geschichte
der Besetzungen ausgerechnet jetzt, während der Räumung, stattfindet.

Alle Menschen in den Besetzungen standen seit mehreren Wochen unter
Dauerstress durch eine Räumung, die in einem wahnwitzigen Tempo
durchgeprügelt wurde. Ständiger Lärm durch Räumungsarbeiten, Tag und
Nacht Flutlichter und Blaulicht, massive Polizeipräsenz am Boden,
Beschallung mit Hundegebell und Aufnahmen von Kettensägengeräuschen
sowie die Nachrichten über die immer wieder lebensbedrohliche
Vorgehensweise der Einsatzkräfte hinterlassen körperliche und
seelische Spuren bei allen Beteiligten. Schlaflosigkeit, Stress und
Überreizung sind Gift für die Aufmerksamkeit und Ruhe, die für
sicheres Baumklettern unerlässlich sind.

Nach unseren Informationen besteht zwar kein direkter Zusammenhang mit
der akuten Polizeiaktion vor Ort zum Unfallzeitpunkt. Wir wissen aber
aus erster Hand, dass der Verstorbene nur deshalb erst in die Bäume
geklettert ist, weil er am Boden permanent durch die Polizei an seiner
Pressearbeit gehindert wurde.

"Nachdem die Presse in den letzten Tagen im Hambacher Forst oft in
ihrer Arbeit eingeschränkt wurde, bin ich nun in 25m Höhe auf
Beechtown, um die Räumungsarbeiten zu dokumentieren. Hier oben ist
kein Absperrband." (https://bit.ly/2MPh6NB)

Auch das Land NRW, Polizei und RWE sollten in diesen Tagen gründlich
innehalten und sich besinnen. Der Versuch, die Schuld auf angebliche
Sicherheitsmängel in den Konstruktionen zu schieben, ist in dieser
Situation eine durchsichtige Strategie und absolut unangebracht.

Was wir jetzt brauchen, ist Ruhe für die notwendige Trauerarbeit.
Dafür reicht es nicht, dass die konkreten Räumungsarbeiten bis auf
Weiteres ausgesetzt sind. In der Nacht nach dem Unfall war Beechtown
noch immer mit einer Flutlichtanlage ausgeleuchtet und von Hundegebell
beschallt. Noch immer ist der Wald voller Polizeikräfte, die wir in
den letzten Wochen und Jahren nur als Aggressoren erlebt haben. Noch
immer stehen die Hebebühnen, Räumpanzer, Wasserwerfer und Kettensägen
im Wald und warten auf ihren Einsatz. Das ist kein rücksichtsvolles
Innehalten.

Was jetzt nötig ist, ist ein sofortiger Abzug der Polizeieinheiten und
ein Stopp der Räumungs- und Rodungsmaßnahmen. Der Wald und die
Menschen brauchen Ruhe, um dieses Ereignis zu verarbeiten. Außerdem
sollte die Polizei ihre Einsatzstrategie und das manische Tempo der
Räumung grundlegend überdenken.

Es gab in den letzten Wochen zu viele Vorfälle, in denen die
Gesundheit und das Leben von Aktivist*innen aufs Spiel gesetzt wurden.
Die Pressefreiheit wurde während des gesamten Einsatzes regelmäßig
massiv eingeschränkt. Sicherheitsrelevantes Material wie Kletterseile,
Klettergurte und Feuerlöscher wurden systematisch und in großen Mengen
beschlagnahmt oder zerstört. Und den Menschen in den Bäumen wurde
durch die massive Präsenz eine psychische, emotionale und körperliche
Belastung zugemutet, die weder für sicheres Klettern noch für die
Aufarbeitung von einem Todesfall zumutbar ist.

Das alles muss aufhören. Deshalb fordern wir einen sofortigen
Totalabbruch des Einsatzes und die Freilassung aller Gefangenen. Herr
Weinspach und Herr Reul: Lassen Sie uns in Frieden trauern.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/328: Hambacher Forst - ein Lob der Hebebühnenfirma ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 19. September 2018

Hambacher Forst: BBU trauert um den toten Journalisten / Anerkennung für
Fa. Gerken



(Bonn, Düsseldorf, 20.09.2018) Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) trauert um den jungen Journalisten, der gestern
(19.09.2018) im Hambacher Forst tödlich verunglückt ist. Der junge Mann ist
von einer Hängebrücke gestürzt und ist an den Folgen der Verletzungen
gestorben. Das Mitgefühl des BBU gilt den Angehörigen des Verstorbenen
sowie seinen Freundinnen und Freunden.

Der BBU begrüßt die von der NRW-Landesregierung angeordnete Räumungspause
im Hambacher Forst als ersten wichtigen Schritt. Diese Pause ist aus Sicht
des BBU aber nicht ausreichend. Der Verband fordert ein generelles Ende der
Räumungen und auch den absoluten Verzicht auf weitere Rodungen. "Der
Hambacher Forst hat eine hohe ökologische Bedeutung. Er ist Heimat vieler
Tier- und Pflanzenarten und spielt für den Klimaschutz eine wichtige
Rolle", so BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Große Anerkennung zollt der BBU der Firma Gerken, die ihre Gerätschaften
nicht länger für den Einsatz im Hambacher Forst zur Verfügung stellt. Auf
der Internetseite des Unternehmens heißt es dazu: "Wir möchten hier noch
einmal betonen, dass die Geräte von uns nur vermietet waren und wir von
unserem Kunden (unser Kunde ist nicht die Polizei) in keinster Weise im
Vorfeld darüber informiert wurden, wofür er die Arbeitsbühnen einsetzen
wird. Unser Kunde hat regelmäßig von uns Geräte im Einsatz und ist während
der Mietzeit der Besitzer. Rein rechtlich haben wir daher keine
Möglichkeit, die Geräte abzuziehen. Da auch wir mit der Vorgehensweise im
Hambacher Forst absolut nicht einverstanden waren und sind und wir auch den
Einsatz unserer Bühnen dort nicht weiter rechtfertigen können, haben wir
heute beschlossen, dass wir unsere Geräte dort stilllegen. Wir machen das,
obwohl wir es rein rechtlich nicht dürfen, und setzen uns damit womöglich
hohen Schadenersatzforderungen unseres Kunden aus. Aber wir halten den
Einsatz in der Form für nicht weiter tragbar und haben uns daher zu diesem
Schritt entschlossen."


Quelle: 

https://www.gerken-arbeitsbuehnen.de/neuigkeiten_von_gerken+M55f1475bfa6.html?&tx_ttnews%5Btt_news%5D=2570

Weitere Informationen:

https://hambacherforst.org

https://www.buirerfuerbuir.de

https://bbu-online.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/327: Hambacher Forst - BUND zum Todesfall ... (BUND)


BUND-Kommentar vom 20. September 2018

++ Wir trauern ++



Zum Tod des Journalisten Steffen M. im Hambacher Wald erklärte Hubert
Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND):

"Wir sind tief erschüttert und trauen um den im Hambacher Wald gestorbenen
jungen Journalisten. In diesen Stunden sind unsere Gedanken bei der Familie
und seinen Freunden, denen wir unsere tiefe Anteilnahme zu ihrem Verlust
aussprechen.

Dass es zu dieser Tragödie gekommen ist, berührt uns sehr. Es ist jetzt
die Zeit für eine Denkpause, um der Trauer Raum zu geben."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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WALD/326: Hambacher Forst - Platzverbot ... (klimaschutz nirgendwo)


klimaschutz nirgendwo - 19. September 2018

Aktivist_innen reichen Klage gegen Aufenthaltsbereichsverbote
rund um den Hambacher Forst ein



Nachdem sie in der Nacht von Montag auf Dienstag in der Nähe des
Hambacher Forstes aufgegriffen und in Gewahrsam genommen worden waren,
haben vier Aktivist_innen Aufenthaltsbereichsverbote erhalten. Dagegen
haben sie nun Klage eingereicht.

Die Verbote gegen die vier Aktivist_innen umfassen den gesamten Bereich
zwischen Tagebau, L 264, A4 und A 61 sowie den gesamten Ort Buir und
gelten für drei Monate. Obwohl bei ihnen lediglich Klettergurte und
Material für Ankettaktionen gefunden wurden, begründet die Polizei das
Aufenthaltsverbot mit Zwillenbeschuss, Steinwürfen und Molotowcocktails.

In ihrer Klage führt Chiara, eine der Betroffenen, dazu aus:

"Es wird in dem Aufenthaltsbereichsverbot von Molotow-Cocktails,
Steinen, Pyrotechnik sowie Zwillenbeschuss berichtet. Mir wird jedoch
ausweislich des mir ausgehändigten Textes lediglich ein
Hausfriedensbruch bzw. versuchter Hausfriedensbruch vorgeworfen und es
wurden auch keinerlei oben genannte Gegenstände bei mir gefunden. Die
Aufzählung der vorgenannten Straftaten steht mit der Kontrolle meiner
Person in keinerlei Zusammenhang. Eine pauschale Auflistung
vermeintlicher durch andere Leute begangener Straftaten ist als
Begründung für ein spezifisch gegen mich gerichtetes Verbot vollkommen
untauglich. Es wirkt vielmehr so, als wolle die Polizei Protest
möglichst großflächig unterbinden und schrecke dabei auch nicht davor
zurück, pauschal allen protestierenden Menschen eine große Flut an
Straftaten zu unterstellen. Insbesondere die Ausführungen, es handle
sich bei dem Verbot um eine Maßnahme zum Schutz der Allgemeinheit vor
Begehung von Straftaten gegen Leib und Leben entbehrt in meinem Fall
jeder Grundlage."

Darüberhinaus wenden sie sich mit ihrer Klage auch gegen den mehrere
Gemeinden überspannenden Geltungsbereich des Aufenthaltsbereichsverbotes,
den sie für zu groß und somit juristisch unzulässig halten.

"Angesichts des tödlichen Unfalls heute im Forst erscheinen unsere
Klagen belanglos. Doch trotz aller Trauer wird die Auseinandersetzung um
den Forst weitergehen und in diesem Kampf sind unsere Klagen ein kleiner
Bestandteil", so Simon, ein weiterer Betroffener.

 * 

Quelle:

klimaschutz nirgendwo

E-Mail: klimaschutz@nirgendwo.info
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WALD/325: Hambacher Forst - Stellungnahme gefordert ... (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 19.09.2018

"Armin Laschet, der Büttel von RWE"

Kritische Aktionäre fordern Positionierung der katholischen
Kirche

Jahrestagung 2018: Dachverband verleiht konzernkritischen Henry Mathews
Preis an HondurasDelegation und Öku-Büro München



Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre fordert
Ministerpräsident Armin Laschet auf, die Räumung des Hambacher Walds sofort
zu beenden und in der Auseinandersetzung zwischen Umweltschützern und der
RWE AG zu vermitteln. Mit seiner Umweltpolitik stellt sich der
christdemokratische Landesvater gegen die kirchliche Position.

"Die nordrhein-westfälische Landesregierung ist in dem Konflikt um Rodungen
am Hambacher Wald Erfüllungsgehilfe von RWE. Ministerpräsident Armin
Laschet ist der Büttel von RWE-Chef Rolf Martin Schmitz", sagte
Geschäftsführer Markus Dufner.

Dufner appellierte an den Ministerpräsidenten: "Herr Laschet, Sie müssen
Ihre Haltung in dem Konflikt zwischen Umweltschützern und RWE revidieren.
Als Landesvater dürfen Sie nicht einseitig Konzerninteressen vertreten.
Übernehmen Sie endlich Verantwortung in der Auseinandersetzung, die den
gesellschaftlichen Frieden in der Tagebauregion und in ganz Nordrhein-
Westfalen gefährdet. Falls Sie die Rodung im Hambacher Wald nicht stoppen,
torpedieren Sie die Verhandlungen in der Kohlekommission. So lange die
Kommission tagt, muss ein Rodungsstopp gelten und die Polizei darf nicht
gegen Waldschützer vorgehen."

Bereits vor zwei Wochen appellierte der Dachverband auch an den
katholischen Erzbischof von Köln, Kardinal Woelki, und die Bischöfe von
Aachen, Dr. Helmut Dieser, und Essen, Dr. Franz-Josef Overbeck, sie sollten
auf den Ministerpräsidenten einwirken. Bis heute gibt es weder eine Antwort
auf die Briefe noch eine öffentliche Stellungnahme der Bistümer zur Rodung
im Hambacher Wald. Laschet ist bekennender Katholik, steht aber mit seiner
Umweltpolitik im Gegensatz zur päpstlichen Enzyklika Laudato si� ("Sei
gelobt, mein Herr").

Den konzernkritischen Henry-Mathews-Preis verleiht der Dachverband auf
seiner Jahrestagung am Samstag in Köln an die HondurasDelegation und das
Ökumenische Büro für Frieden und Gerechtigkeit München. "Beide
Organisationen haben in den letzten Jahren intensiv zu der Beteiligung von
Siemens und Voith Hydro an dem umstrittenen Staudammprojekt Agua Zarca in
Honduras recherchiert, informiert und auf den Hauptversammlungen von
Siemens dazu gesprochen", sagte Dachverbandsvorstand Christian Russau. "Die
Umweltaktivistin Berta Cáceres wurde aufgrund ihres Protestes gegen das
Projekt von Auftragsmördern umgebracht. Der Prozess gegen die Hintermänner
dauert an."

Schwerpunktthema am Nachmittag ist die Rolle der Konzerne beim Klimaschutz
und beim Kohleausstieg. Antje Grothus, die für die Anwohner der Tagebau in
der Kohlekommission sitzt, wird eine Zwischenbilanz ziehen. Ein weiteres
brisantes Thema werden die Rüstungsexporte in Krisen- und Konfliktregionen
von Thyssenkrupp, Rheinmetall und Heckler & Koch sein. Charlotte Kehne, die
am Freitag an der Hauptversammlung von Heckler & Koch teilnimmt, wird über
die aktuellen Entwicklungen bei dem schwäbischen Waffenproduzenten
berichten.


Jahrestagung 2018

Samstag, 22. September 2018, 10.30-17 Uhr

Melanchthon-Akademie Köln, Kartäuserwall 24b, 50678 Köln

Programm und weitere Informationen:

www.kritischeaktionaere.de

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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PROTEST/005: Musikszene - Verbote allerorten (Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen)


Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen - 21.09.2018

Auftrittsverbot für die antifaschistische Band Grup Yorum



Am 29. September 2019 wird es in Frankfurt am Main, im Rebstockpark, eine
Kundgebung gegen Rassismus geben. Mit dieser Kundgebung wird zum einen
gegen die anhaltende Gefahr rassistischer Angriffe in Europa, dem regen
Zulauf für faschistische Organisationen wie Pegida, Hogesa und die AfD, als
auch die reellen Angriffe auf das Leib und Leben von Ausländern
protestiert: Die militanten, mit Tötungsabsicht begangenen Angriffe auf
Flüchtlingsheime nehmen rasant zu, in Chemnitz werden Menschen aufgrund
ihres Aussehens von Nazi-Mobs durch die Straßen gejagt, in Köthen laufen
Hunderte Neonazis durch die Stadt. Hitlergrüße, Heil Hitler Rufe und offen
geäußertes faschistisches Gedankengut werden toleriert.

Auf der Kundgebung soll neben verschiedenen Rednern und anatolischen
Künstlern auch die antifaschistische Band Grup Yorum auftreten. Das möchte
die Stadt Frankfurt nun mit allen Mitteln verhindern.

Grup Yorum ist eine linke, antifaschistische Band, die von
fortschrittlichen Studenten im Jahre 1985 aus Protest gegen den
Militärputsch und die Militärjunta gegründet wurde. Inspiriert wurden sie
von internationalen Künstlern wie Viktor Jara, Inti Illimani und Ruhi Su.
Seit der Gründung beteiligt sich Grup Yorum an den sozialen Kämpfen des
Volkes, unterstützt Arbeitskämpfe, stellt sich gegen die Angriffe auf das
Volk. In den Liedern Grup Yorums, die auf türkischer, kurdischer und
arabischer Sprache gesungen werden, geht es immer um die Unterdrückung der
Menschen. Grup Yorum ruft in den Liedern zur Brüderlichkeit unter den
Völkern, zu Einheit und Gerechtigkeit auf. Grup Yorum Lieder werden bei
jedem Streik, bei jedem Trauerfall, bei jeder Beerdigung gespielt.
Millionen von Menschen besuchen die Konzerte, wie zuletzt 2015 in Istanbul,
als 1,5 Millionen Menschen das Konzert der Gruppe besuchten. Das ist auch
der Grund, warum Grup Yorum in seiner 33jährigen Bestehensgeschichte immer
Repressionen ausgesetzt sah. Alben wurden verboten, Auftritte verhindert,
Bandmitglieder inhaftiert. Von den momentan 9 Inhaftierten Mitgliedern in
der Türkei, wurden dem Mitglied Bergün Varan die Haare vom Kopf gerissen. 6
Mitglieder der Band wurden auf die Kopfgeldliste der Türkei gesetzt. Auf
sie wurden Kopfgelder zwischen 300.000 und 1 Millionen Lira ausgeschrieben.
Tod oder Lebendig. Dies ist ein Novum: Zuletzt gab es Kopfgelder gegen
Künstler im NS-Regime unter Adolf Hitler.

Doch nicht nur in der Türkei sieht sich Grup Yorum massiven Repressionen
ausgesetzt. In Deutschland wird versucht, die Band daran zu hindern, auf
Konzerten aufzutreten. Den Mitgliedern wurden Einreiseverbote erteilt, der
Verfassungsschutz reist durchs ganze Land und bedroht Hallenbetreiber
damit, angeklagt zu werden, sollte Grup Yorum auftreten. Als Grup Yorum vor
einigen Monaten beim rebellischen Musikfestival der MLPD auftreten sollte,
drohte die Polizei damit, die Bühne zu stürmen und Mitglieder, auf die ein
Kopfgeld ausgesetzt ist, in die Türkei abzuschieben. Nur durch massive
Solidarität innerhalb der Bevölkerung und durch einen Beschluss des
Verwaltungsgerichts konnte das Verbot aufgehoben werden. Nun hat sich auch
die Stadt Frankfurt aM dazu entschlossen, den Auftritt der Gruppe zu
verbieten.

Die Stadt Frankfurt macht sich damit wissentlich zum Komplizen des
Faschisten Erdogan. Denn er ist es, der von der BRD fordert, dass Grup
Yorum keine Bühne geboten werden darf. Es soll verhindert werden, dass am
Tag des Erdogan Besuchs in Berlin ein Auftritt von Grup Yorum stattfindet.
Es soll verhindert werden, dass Grup Yorum die Verbrechen des NSU, der
Nazis in Chemnitz und die Angriffe auf Flüchtlingsheime anprangert. Mit
ihren Verboten legitimieren die Behörden in Deutschland die Folter, die
Verbote, die Kopfgelder gegen fortschrittliche Künstler. Sie schicken sich
an, die Lieder eines Volkes zu verbieten, erklären Millionen von Hörern der
Gruppe pauschal zu Terrorunterstützern. In Themar können Nazigruppen
ungestört und unter Heil Hitler Rufen auftreten, können Hitlergrüße zeigen
und ihr menschenfeindliches Gedankengut propagieren, aber die Musik des
antifaschistischen Widerstands in der Türkei wird verboten.

Wir wollen das nicht zulassen. Es ist die Aufgabe aller fortschrittlichen,
demokratischen, antifaschistischen Menschen, die Angriffe gegen Grup Yorum
zu verurteilen und sich zu solidarisieren. Lasst uns gemeinsam unsere
Stimme erheben gegen Rassismus. Grup Yorum macht die Lieder der Völker,
ruft zu Solidarität und Brüderlichkeit auf. Lasst uns eine Stimme gegen
Rassismus sein, lasst uns gemeinsam verhindern, dass die Stadt Frankfurt
das Konzert der Gruppe Grup Yorum verbietet.

Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völker!

Hoch die internationale Solidarität!

Es lebe die Brüderlichkeit der Völker!

Grup Yorum ist nicht alleine!

Tayad Komitee

 * 

Quelle:

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

E-Mail: hamburg@political-prisoners.net

Internet: http://political-prisoners.net
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KOHLEALARM/474: Klimakampf und Kohlefront - Diskurs gefordert ... (BUND u.a.)


Gemeinsame Erklärung von BUND, campact, Deutsche Umwelthilfe, Germanwatch,
Greenpeace, NABU, Naturfreunde, WWF und dem Umweltdachverband Deutscher
Naturschutzring vom 17. September 2018

++ Wir stehen geschlossen für einen Kohleausstieg, der seinen Namen
verdient ++



Die anhaltende Rekorddürre und die verheerenden Taifune und Hurrikane in
Asien und den USA verdeutlichen noch einmal, wie wichtig die Umsetzung
unserer völkerrechtlich verpflichtenden Klimaziele ist. Der in den letzten
Tagen in der Presse diskutierte "Kompromiss" für einen geordneten
Kohleausstieg ist dafür nach Ansicht der deutschen Umweltverbände nicht
geeignet. Es kommentiert Prof. Dr. Kai Niebert, Präsident des
Umweltdachverbandes DNR:

"Will Deutschland seine Verpflichtungen im Klimaschutz wissenschaftsbasiert
umsetzen, muss die Kohleverstromung bis 2020 halbiert werden. Bis 2030 muss
der Ausstieg aus der Kohle weitestgehend abgeschlossen sein. Dabei gilt:
Wir reden nicht über abstrakte Zieldaten, sondern über reale
Emissionsbudgets. Je entschlossener mit dem Ausstieg begonnen wird, desto
moderater gestaltet sich deshalb das Enddatum.

Wir stehen für Verbindlichkeit. Einerseits für einen sozial gerechten,
strukturpolitisch begleiteten Kohleausstieg, andererseits für die
wissenschaftsbasierte Umsetzung der Temperaturlimits des Pariser
Klimaabkommens. Dafür braucht es die ambitionierte zusätzliche Abschaltung
von Kapazitäten. Was nun öffentlich als "Kompromisslinie" skizziert worden
ist, wäre klimapolitisch ein Schlag ins Wasser. Ein solcher Ausstiegspfad,
der lediglich einen vorhersehbaren, marktgetriebenen Prozess beschreibt,
ist für uns inakzeptabel. Die Kohlekommission muss dem Anspruch gerecht
werden, den Klimazielen und Verpflichtungen Deutschlands gerecht zu werden.

Versuche, die Umweltbewegung zu spalten, werden scheitern. Wir lassen uns
weder von der unverantwortlichen Provokation im Hambacher Wald
auseinanderdividieren, noch werden wir uns durch angebliche Kompromisse
irritieren lassen. Geschlossen fordern wir weiterhin ein Moratorium für die
Zeit der Kommissionsarbeit und eine Rückkehr zum Diskurs. "Reden statt
Roden" muss die Leitschnur sein.

Die Umweltverbände stehen geschlossen hinter dem friedlichen Widerstand im
Hambacher Wald und unterstützen die Mobilisierung der beteiligten Verbände
für Massenproteste im Oktober.

Daher fordern wir alle beteiligten Akteure auf, sich nun endlich auf die
inhaltliche Arbeit in der Kommission zu konzentrieren. Mit Anstand und
Verstand wird ein Ergebnis herauskommen, das Klimaschutz mit vernünftigen
Perspektiven für Beschäftigung und Regionen verbindet."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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EVENT/254: Bochum - Wissensnacht im Blue Square am 28. September 2018


Ruhr-Universität Bochum

Wissensnacht im Blue Square 

Forschung selber ausprobieren



Warum vergessen noch schwieriger ist als lernen, was wir tun können,
um mit dem Klimawandel gut zu leben, und was die Welt im Innersten
zusammen hält.

Einmal selbst ein Plasma zünden, kleinste Teilchen untersuchen, die
man nicht sieht, eine Operation an Frankensteins Gehirn durchführen -
das alles und noch viel mehr können Besucherinnen und Besucher der
Wissensnacht am 28. September 2018 ab 16 Uhr im Blue Square. Hier, am
Bochumer Spielort der ruhrgebietsweiten Veranstaltung des
Regionalverbands Ruhr, zeigen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
der Ruhr-Universität Bochum (RUB) und anderer Bochumer Hochschulen und
Einrichtungen ihre Arbeit mit Exponaten zum Ausprobieren. Alle
Interessierten sind herzlich willkommen. Der Eintritt ist frei.

Die eigene Gedächtnisspur aufzeichnen

Die Ruhr-Universität ist unter anderem mit ihrem
Sonderforschungsbereich Extinktionslernen vertreten. Die Beteiligten
untersuchen darin, warum es oft so schwer ist, einmal Gelerntes zu
vergessen - zum Beispiel Ängste oder schlechte Angewohnheiten. Hier
kann man einem Gehirn mal bei der Arbeit zuschauen oder die eigene
Gedächtnisspur aufzeichnen lassen.

Mit Fantasie gegen den Klimawandel

Die Geowissenschaftler der RUB suchen verrückte oder weniger verrückte
Ideen, die helfen, mit den Folgen des Klimawandels zu leben. Was tun
gegen Hitze, Starkregen, Dürre, Hochwasser, Pollenflug? Wie kann jeder
einzelne dazu beitragen, die Folgen der Erderwärmung zu mindern? Der
Fantasie sind keine Grenzen gesetzt.

Die Fantasie regt auch die Experimentalphysik an, die mit mehreren
Exponaten vertreten ist. Hier kann man zum Beispiel einen
Teilchenbeschleuniger im Modell ausprobieren.

Bürgerdialog: Wie Künstliche Intelligenz die Arbeitswelt
verändert

Als Teil der Wissensnacht findet am 28. September 2018 auch der
öffentliche Bürgerdialog "Wenn Künstliche Intelligenz Beschäftigte
befördert oder feuert. Wie verändern Algorithmen die Arbeitswelt?"
statt. Dazu lädt das Centrum für Angewandte Internetforschung, kurz
CAIS, ab 18 Uhr ins Jahrhunderthaus, Alleestraße 80, 44793 Bochum,
ein. Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und Wissenschaft
des Landes Nordrhein-Westfalen, hat die Schirmherrschaft übernommen
und wird ein Grußwort sprechen.

Weitere Beteiligte der Wissensnacht im Blue Square

Neben der RUB sind auch die Hochschule Bochum, das Deutsche
Bergbaumuseum, die Musikschule Bochum, die Evangelische Hochschule
Rheinland-Westfalen-Lippe, das Netzwerk Innovation Schule Technik
Bochum NRW, die Universitätskinderklinik Bochum, das Geothermiezentrum
Bochum, die Technische Hochschule Georg Agricola sowie die Univercity
in der Wissensnacht 2018 im Blue Square vertreten.

Das komplette Programm steht auf der Homepage der Wissensnacht:

https://www.wissensnacht.ruhr/home/ensnacht.ruhr/home/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Bochum, 21.9.2018

Dezernat Hochschulkommunikation

Ruhr-Universität Bochum

Universitätsstraße 150, 44801 Bochum

E-Mail: presseinfo@rub.de

Internet: www.uv.rub.de/dezernat8/
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LESUNG/4142: Bielefeld - Anne Jelena Schulte, "Weißes Gold", 19. und 30. Oktober 2018


Weißes Gold

Anne Jelena Schulte // Im Rahmen von STOFF



Hunderttausende Kriegs- und Armutsflüchtlinge aus ganz Europa ließen
sich locken vom Ruf des »Weißen Goldes«, wie man die Baumwolle in
Argentinien nannte. In der Hoffnung auf ein besseres Leben setzten sie
über, um fortan unter der subtropischen Sonne der Provinz Chaco
Baumwolle zu kultivieren.

Die Autorin Anne Jelena Schulte hat den Chaco besucht,
Familiengeschichten gesammelt und den Baumwollanbau im Zeichen der
modernen Agrarindustrie dokumentiert. So hart das Leben für viele
kleinere Bauen dort ist: Der Traum vom weißen Gold, das nicht nur
Geld, sondern auch Frieden und Geborgenheit versprach, lebt fort.

Die Kulturstiftung des Bundes fördert im Fonds Doppelpass das
gemeinsame Projekt Stoff des Theaters Bielefeld mit »recherchepool«.

TIPP: Das Projekt STOFF wird online von einem Magazin begleitet. Unter
www.stoff-magazin.com gibt es Einblicke in die Recherchen und Beiträge
zu verschiedenen Themen rund um Stoff, Textilien und Mode: Reportagen,
Firmen- und Designerportraits, Interviews, Berichte, ... Die Inhalte
des Onlinemagazins stammen zum einen von den direkt Beteiligten des
Projekts, zum anderen von Studierenden der Universität Bielefeld,
Forschenden und Gastautoren.

Ort: TAM drei

Alter Markt 1, 33602 Bielefeld

Tel. 0521 / 512502

Termine: 19. und 31.10., jeweils 20 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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VORTRAG/8385: Stuttgart - Energiespeicherung, Physik-Nobelpreisträger Prof. Laughlin, 10.10.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Stuttgart

Energiespeicherung im Gigawattstunden-Maßstab

Wärmeplattform NADINE soll isentrope Energiespeicher erforschen und
startet mit Nobelpreisträger-Vortrag an der Universität Stuttgart



Den täglichen Strombedarf einer Metropole ortsunabhängig und preiswert
zu speichern, ist weltweit eines der großen Probleme beim Ausbau der
erneuerbarer Energien. Auf dem Weg zu einer Lösung erforschen das
Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR), das Karlsruher
Institut für Technologie (KIT) und die Universität Stuttgart das
Konzept eines so genannten isentropen Energiespeichers und wollen
dafür die Wärmeplattform NADINE errichten. Der Startschuss fällt im
Rahmen einer Energiespeicherwoche ab 8. Oktober 2018.

Ein Highlight für die Öffentlichkeit dürfte der englischsprachige
Vortrag des Physik-Nobelpreisträgers des Jahres 1998, Prof. Robert B.
Laughlin (Stanford University, Kalifornien) am 10. Oktober um 18.00
Uhr werden (Campus Stuttgart Vaihingen, Pfaffenwaldring 7, Hörsaal
7.02). Sein Thema lautet: "Wärme und Wind: Eine Energiestrategie, die
wirklich funktionieren wird (ohne uns in den Ruin zu treiben)".
Bereits am 8. Oktober findet im Internationalen Begegnungszentrum der
Universität Stuttgart die Unterzeichnung des "Memorandums of
Understanding" für die Wärmeplattform NADINE statt. Am 9. und 10.
Oktober folgt eine wissenschaftliche Tagung, die in dieser Form
erstmalig einen repräsentativen Überblick über den Stand der Technik
im Bereich von Carnot-Batterien gibt. Abgerundet wird die
Energiespeicherwoche durch einen Industrie-Workshop am 10. und 11.
Oktober 2018 (beide Hotel Campus.Guest, Universitätsstraße 34, 70569
Stuttgart-Vaihingen).

Projektbeschreibung NADINE

Das Problem der Energiespeicherung im Gigawattstunden-Maßstab ist
prinzipiell durch Pumpspeicherwerke und Batterien lösbar. Doch das
Potenzial für Pumpspeicherwerke ist in Deutschland weitgehend
erschöpft und Batteriespeicher sind hierfür gegenwärtig zu teuer und
nicht langlebig (zyklenfest) genug. Einen Ausweg aus diesem Dilemma
versprechen isentrope Energiespeicher. Diese wandeln elektrischen
Strom auf umkehrbare Weise in Wärme oder weitere Energieformen wie
mechanische oder chemische Energie um. Der maximale Wirkungsgrad eines
solchen Systems beträgt theoretisch 100 Prozent. Die Technologie wird
im Englischen als "Pumped Heat Thermal Electricity Storage" (PTES)
oder als Carnot-Batterie bezeichnet. Sie hat das Potenzial, die
Nachteile hoher Kosten und geringer Zyklenfestigkeit zu überwinden und
überdies an beliebigen Orten der Welt installierbar zu sein.

Die neue Versuchseinrichtung NADINE (Nationaler Demonstrator für
IseNtrope Energiespeicher) soll dazu beitragen, die technischen und
wissenschaftlichen Fragen zur Umsetzung dieser Technologie zu
beantworten. Auf der "Wärmeplattform" können künftig sowohl einzelne
Komponenten (zum Beispiel Wärmespeicher, Kältespeicher und
Wärmepumpen), als auch komplette Energiespeichersysteme untersucht
werden. DLR, KIT und Universität Stuttgart erarbeiten im Rahmen eines
vom Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) und dem Land Baden-Württemberg
geförderten Designprojekts die technischen Parameter der
Wärmeplattform NADINE. Die weltweit einzigartige Infrastruktur soll
nach ihrer Fertigstellung Nutzern aus Wissenschaft und Industrie zur
Verfügung stehen, für Grundlagenforschung ebenso wie für
zielgerichtete Technologieentwicklung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://iwcb2018.besl-eventservice.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution80

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Stuttgart, 20.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





MELDUNG/202: Kanadas Parlament erklärt Verbrechen an Rohingya zum Genozid


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 21. September 2018

Menschenrechtler: Deutscher Bundestag soll Kanadas Beispiel
folgen

Juristische Dokumentation der Verbrechen muss verbessert werden



Göttingen, den 21. September 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) hat an den Deutschen Bundestag appelliert, dem Beispiel
des kanadischen Parlaments zu folgen und die Verbrechen an Rohingya
in Burma zum Genozid zu erklären. "Die Resolution des kanadischen
Parlaments ist ein wichtiges Signal an Burmas Staatsführung, dass die
Verbrechen an Rohingya nicht straflos bleiben dürfen. Deutschlands
Abgeordnete sollten sich auch dafür einsetzen, dass die schweren
Verbrechen umfassender dokumentiert werden, um spätere Strafverfahren
vor einem internationalen Gericht zu erleichtern", erklärte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in Göttingen. So sollte nach
dem Beispiel der Kriegsverbrechen in Syrien ein unabhängiger
Mechanismus in den Vereinten Nationen geschaffen werden, der die
Verbrechen so juristisch aufarbeitet, dass eine spätere
Strafverfolgung vereinfacht wird.

Kanadas Außenministerin Chrystia Freeland begrüßte die gestern
einstimmig verabschiedete Resolution, die von der Liberalen Partei
eingebracht worden war. Die Parlamentarier forderten darin auch den
Weltsicherheitsrat auf, das Rohingya-Dossier an den Internationalen
Strafgerichtshof zu verweisen und für eine Bestrafung der
verantwortlichen burmesischen Generäle zu sorgen. Der Internationale
Strafgerichtshof hat in dieser Woche auf eigene Initiative hin
Vorermittlungen zur Aufnahme eines offiziellen Verfahrens zur
Bestrafung der Verantwortlichen für die Gewalt an der muslimischen
Minderheit eingeleitet.

Der britische Außenminister Jeremy Hunt unterstrich gestern bei einem
Besuch in Burma, dass sich die Generäle für die Verbrechen vor
Gericht verantworten müssten. Hunt empfahl nach einem Besuch im
Rakhine-Staat, aus dem seit August 2017 mehr als 750.000 Rohingya
fliehen mussten, die Vereinten Nationen sollten alle Optionen prüfen
und auch eine Beauftragung des Internationalen Strafgerichtshofes
erwägen. Großbritannien will sich dafür einsetzen, dass der
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen in der kommenden Woche einen
"Unabhängigen Mechanismus zur Aufarbeitung der Verbrechen an
Rohingya" schafft, um künftige Strafverfahren zu erleichtern.

Eine Untersuchungsmission der Vereinten Nationen hatte am 18.
September 2018 einen 444 Seiten umfassenden Bericht vorgelegt, in dem
Burmas Armee Genozid und Verbrechen gegen die Menschlichkeit an
Rohingya vorgeworfen werden. Der Report geht davon aus, dass seit
Ende August 2017 mindestens 10.000 Rohingya gewaltsam zu Tode
gekommen sind und 37.000 ihrer Häuser gezielt zerstört wurden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. September 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ATTAC/1941: Europakongress - Ein anderes Europa ist möglich


Presseankündigung vom 21. September 2018

Attac Deutschland

Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland (BUND)

Fachgebiet "Globalisierung und Politik" der Universität Kassel I

Heinrich-Böll-Stiftung Hessen

Mehr Demokratie e.V.

Rosa-Luxemburg-Stiftung

Europakongress: Ein anderes Europa ist möglich - Schnittstellen für
gemeinsames Projekt Europa sichtbar machen

Zivilgesellschaft breit beteiligt an Kongress vom 5. bis 7. Oktober in
Kassel



Wie sähe ein friedliches, sozial gerechtes, ökologisches,
emanzipatorisches und offenes Europa aus? Wie kann die erneute Spaltung
des Kontinents verhindert werden? Und welche Schritte dahin sind nötig?
Diese Fragen stehen im Mittelpunkt des Kongresses "Ein anderes Europa
ist möglich!", den das globalisierungskritische Netzwerk Attac und das
Fachgebiet "Globalisierung & Politik" der Universität Kassel vom 5. bis
7. Oktober in Kassel ausrichten.

Denn Brexit, Euro-Krise, Austerität, Militarisierung, Konflikte um
Flucht und Migration und der Rechtsruck setzen die Frage nach der
Zukunft des Projekts Europa mit hoher Dringlichkeit auf die
Tagesordnung. Dabei sollen unterschiedliche Lösungsansätze diskutiert
werden, wie etwa "Mehr Europa, aber anders", "Europa der verschiedenen
Geschwindigkeiten" bis hin zum Bruch der EU-Verträge.

Als Kooperationspartner am Kongress beteiligt sind zahlreiche namhafte
zivilgesellschaftliche Organisationen: die Gewerkschaften IG Metall,
Verdi und GEW, der BUND, die Heinrich-Böll-Stiftung Hessen sowie die
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Mehr Demokratie, die Initiativen Eurexit und
"Europa neu begründen", das Online-Projekt Makroskop, die
Arbeitsgemeinschaft Bäuerliche Landwirtschaft, der Friedensratschlag,
das Institut Solidarische Moderne, Lexit, die Vereinigung Demokratischer
Juristinnen und Juristen und der VSA-Verlag.

THOMAS EBERHARDT-KÖSTER von ATTAC sagte: "Gemeinsam wollen wir die
unterschiedlichen Vorstellungen solidarisch diskutieren, den Blick auf
verbindende Inhalte und eine gemeinsame Strategie der verschiedenen
emanzipatorischen Strömungen richten und Schnittstellen für das
gemeinsame Projekt Europa sichtbar machen. Neben unserer Kritik an der
neoliberalen Politik und den zunehmenden Bestrebungen der EU, diese zu
einer militär- und geopolitisch agierenden Großmacht auszubauen, geht es
uns darum, unsere Vision von einem besseren Gesamteuropa stark zu machen."

ERNST-CHRISTOPH STOLPER, stellvertretender Vorsitzender Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND) erklärte: "Das kommende Jahr wird ein
Entscheidungsjahr für die Europäische Union. Die bisherige maßgeblich
von der Bundesregierung mitgeprägte Politik der Europäischen Union hat
einen enormen sozialen und ökologischen Reformstau hinterlassen.
Autoritäre und nationalistische Rattenfänger stehen schon bereit, daraus
ihren Profit zu schlagen. Deshalb brauchen wir einen grundlegenden
Politikwechsel, der den Bürgerinnen und Bürger Europas eine gesunde
Umwelt, wirkliche Lebensqualität und soziale Sicherheit garantiert."

TEFAN PADBERG, Leiter des Arbeitskreises Europa von MEHR DEMOKRATIE
sagte: "Wir wollen ein gemeinsames europäisches Haus bauen. Dazu
brauchen wir eine europäische Verfassung, die von einem gewählten
Bürgerkonvent offen und transparent erarbeitet wird und in allen
interessierten Ländern europaweit zur Abstimmung gestellt wird. Nur so
kann Europa zu einer Gemeinschaft zusammenfinden, in der die Vielfalt
der Völker, Regionen, Sprachen und Kulturen sich gleichberechtig
wiederfinden."

Professor CHRISTOPH SCHERRER vom Fachgebiet Globalisierung und Politik
der UNIVERSITÄT KASSEL ergänzte: "Die politischen Entwicklungen in den
östlichen EU-Länder bedürfen einer genaueren Analyse, bevor vorschnelle
Urteile gefällt werden. Der Kongress bietet die Möglichkeit einer
ausführlicheren Reflektion über Handlungsmöglichkeiten."

MECHTHILD M. JANSEN, Vorstandsvorsitzende der HEINRICH-BÖLL-STIFTUNG
HESSEN sagte: "Die Heinrich-Böll-Stiftung Hessen steht für ein
kraftvolles Ja zu Europa. Aus diesem Grund beteiligen wir uns an der
Durchführung dieses Kongresses und arbeiten mit an der Suche nach
Lösungen für ein demokratisches, menschenwürdiges und nachhaltiges Europa!"

Und MARIO CANDEIAS, Direktor des Instituts für Gesellschaftsanalyse der
ROSA-LUXEMBURG-STIFTUNG, stellte fest: "Das autoritäre Krisenmanagement
hat das europäische Projekt in seine tiefste Krise gestürzt. Ein
Ergebnis ist auch der Aufstieg einer radikalen Rechten, die dagegen
nationalistisch mobilisiert. Von links sind wir bestrebt dem
Autoritarismus von oben und von rechts etwas entgegen zu setzen, mit
konkreter klassenpolitscher und internationalistischer Organisierung.
Wir brauchen dabei auch eine europäische Perspektive."

Mit drei Podien, neun Foren und etwa 50 Workshops bietet der Kongress
vielfältige Möglichkeiten, Ideen für ein solidarisches Europa
austauschen und Strategien für ihre Umsetzung zu diskutieren.

Kongressprogramm, Anmeldung und weitere Infos:

www.ein-anderes-europa.de

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUFRUF/054: #aufstehen für das #arbeitsrecht (Rolf Geffken)


#aufstehen für das #arbeitsrecht

Aufruf gegen die anhaltende neoliberale Zerstörung des Arbeitsrechts

von Rolf Geffken, 18. September 2018



Die 25 Erstunterzeichner des Aufrufs richten sich gegen die anhaltende
Zerstörung ehemals erkämpfter arbeitsrechtlicher Errungenschaften, wie den
8-Stunden-Tag, das unbefristete Normalarbeitsverhältnis, den
Kündigungsschutz und die Einheit von Belegschaften. Der Aufruf verlangt
einen grundsätzlichen Paradigmenwechsel im Arbeitsrecht. Das Arbeitsrecht
sei ohne Arbeitnehmerschutz gar nicht denkbar und ein funktionierender
Sozialstaat verlange nicht weniger sondern mehr Arbeitnehmerschutz.
Zugleich schließen sich die Unterzeichner mit ihrem Aufruf der
Sammlungsbewegung #aufstehen an und erwarten vor allem innerhalb von SPD,
Linken und Grünen offensivere Beiträge für eine Verteidigung
arbeitsrechtlicher Errungenschaften. Die Initiative wird zunächst auf
lokaler Ebene Veranstaltungen zum Thema organisieren und durchführen aber
auch die Vernetzung linker Kräfte in diesem Themenfeld vorantreiben.


AUFRUF

#aufstehen für das #arbeitsrecht !

Das Arbeitsrecht verdankt seine Entstehung dem Kampf der Arbeiter um
Anerkennung ihrer Rechte. Ohne den Schutz der Beschäftigten gäbe es kein
Arbeitsrecht. In Tarifverträgen konnten Gewerkschaften die Verankerung von
Rechten der Arbeiter schon Anfang des 20. Jahrhunderts durchsetzen. Aber
erst die Novemberrevolution von 1918 brachte den Durchbruch zu einem
eigenständigen Arbeitsrecht. Die Nazis vernichteten dieses Recht mit der
Zerschlagung der Gewerkschaften und der Einführung des
Betriebsführerprinzips. Nach 1945 gelang es, an den Rechtsfortschritt der
Weimarer Republik wieder anzuknüpfen. Vor allem die Tarifverträge wurden
zum Motor der Gesetzgebung im Individualarbeitsrecht. Kündigungsschutz,
Normalarbeitsverhältnisse, Mindesturlaub und der 8-Stunden-Tag setzten
Maßstäbe für die Gesetzgebung.

Spätestens mit der Amtsübernahme der Regierung Kohl/Kinkel, der zweiten
Regierung Schröder ("Agenda 2010") und danach mit den verschiedenen
Regierungen unter Führung von Bundeskanzlerin Merkel kam bzw. blieb es bei
einem Kurswechsel: Jetzt galt das neoliberale Motto "Was den Unternehmen
nützt, schafft Arbeitsplätze!" Der Schutz der Arbeitnehmer und ihrer
Arbeitsplätze trat in der Hintergrund. Mittels der "Flexibilisierung" von
Arbeitsverhältnissen wurde das Normalarbeitsverhältnis durch befristete
Arbeitsverhältnisse, durch "geringfügige Beschäftigungen" und schließlich
durch Leiharbeit und Scheinwerkverträge ersetzt. Kollektive Strukturen wie
die Betriebsverfassung wurden und werden durch Strategien der
Individualisierung (zB "Zielvereinbarungen") unterlaufen. Feste und
berechenbare Arbeitszeitrahmen wurden durch Arbeitszeitkonten abgelöst. Der
Kündigungsschutz wurde nach und nach abgeschwächt und für bestimmte
Bereiche (etwa bei Sozialplänen durch Namenslisten) ganz abgeschafft. Das
Betriebsrisiko wurde immer weiter auf die Beschäftigten abgewälzt, wie etwa
bei der "Arbeit auf Abruf". Gegenläufige Tendenzen im EG-Recht, dem AGG
oder auf Grund des Mindestlohngesetzes änderten an diesem Paradigmenwechsel
nur wenig. Manteltarifverträge sind inzwischen kaum noch Motor für
gesetzliche Entwicklungen sondern unterlaufen mittlerweile vielfach
sogar gesetzliche Standards. Das Betriebsverfassungsgesetz von 1972 wurde
nicht modernisiert und die Bildung und Arbeit von Betriebsräten wird immer
noch massiv behindert. Der seit 1990 bestehende Auftrag der Verfassung zur
Schaffung eines einheitlichen Arbeitsgesetzbuches wurde bis heute nicht
erfüllt.

Die Zerstörung mühsam errungener Strukturen des Arbeitsrechts war in vielen
Bereichen so nachhaltig und wirksam, daß manche ArbeitnehmerInnen schon gar
nicht mehr zwischen Urlaub, Freizeit, Plusstunden, Freistellung und Zeiten
der Krankheit unterscheiden können. Sie übernehmen und verinnerlichen die
Sichtweise der Unternehmen: Sie wissen, sie müssen "funktionieren". Ihre
Rechte stören den Betriebsablauf.

Wir sagen: HALT !

• Wir stehen auf gegen jede weitere "Flexibilisierung" des
Arbeitsrechts.

• Wir fordern einen Ausbau des Kündigungsschutzes statt eines weiteren
Abbaus.

• Wir fordern ein modernes am Gesundheitsschutz orientiertes
Arbeitszeitrecht und die Rückkehr zur Normalarbeit statt den weiteren
Ausbau der Leiharbeit.

• Wir fordern die Rückkehr zur Einheit der Belegschaften und das
strikte Verbot von Scheinwerkverträgen.

• Wir lehnen die Abweichung von gesetzlichen Standards durch
Tarifverträge ab und fordern einen weitreichenden Schutz bei der Bildung
und Betätigung von Betriebsräten.

• Und wir fordern, endlich den Verfassungsauftrag für ein
einheitliches Arbeitsgesetzbuch zu verwirklichen.


Die ErstunterzeichnerInnen des Aufrufs "#aufstehen fürs Arbeitsrecht"
und der jeweils letzte Stand der Unterzeichnung werden veröffentlicht
auf:

https://www.drgeffken.de/nc/aktuelle-bereiche/inhalt-aktuelle-infos/aktuelleinfos/article/aufstehen-fuer-das-arbeitsrecht/

Über weitere Einzelheiten rund um den Aufruf informiert die Facebook-Gruppe
aufstehen für das #arbeitsrecht: 

https://www.facebook.com/groups/249297149108306/

 * 

Quelle:

RA Dr. Rolf Geffken

Kanzlei RAT & TAT

Lüneburger Tor 7, 21073 Hamburg

E-Mail: ratundtat@drgeffken.de

Internet: www.DrGeffken.de
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TREFF/273: Wertheim - Beratung zur Altersvorsorge am 11. Oktober 2018


Beratung zur Altersvorsorge



Wertheim. Eine Beratung zur Altersvorsorge bietet die Deutsche
Rentenversicherung am Donnerstag, 11. Oktober, im Barocksaal des
Wertheimer Rathauses an. Die Beratung ist unabhängig, neutral und
kostenlos. Sie richtet sich an alle Interessierten, auch an junge
Leute und Berufseinsteiger aus Wertheim und den Nachbargemeinden.
Termine können unter Telefon 09341/9217-17 vereinbart werden.

In der Beratung können folgende Fragen besprochen werden: Wie hoch
wird die Gesamtversorgung (gesetzlich, betrieblich, privat) im Alter
sein? Welche Abgaben (zum Beispiel Steuern) fallen im Alter an? Welche
Möglichkeiten der ergänzenden Altersvorsorge gibt es? Welche
staatlichen Förderungen können in Anspruch genommen werden?

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. September 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AKTION/808: Lübeck - BEST OF POETRY SLAM - Die Allstar Poetry Slam Gala Show am 17.10.


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Slam A Rama präsentiert: BEST OF POETRY SLAM - Die Allstar Poetry
Slam Gala Show



Das Lübecker Poetry Slam Highlight der Saison! Denn beim »Best of
Poetry Slam« treten fünf Top-Poeten der A-Liga der Wortakrobaten der
deutschsprachigen Slam Szene gegeneinander an, um dem Publikum zu
zeigen wie ihre Texte einen ganzen Saal und eine fünfköpfige
Publikums-Jury zum Weinen, Schreien, Zittern oder Lachen bringen
können. Und manchmal auch zu allem gleichzeitig. In feinster
Theateratmosphäre, zurückgelehnt in bequemen Sesseln, dürfen Sie sich
aber nicht nur über die besten Poeten*innen, sondern auch noch über
ein exzellentes musikalisches Rahmenprogramm freuen. Mehr Genuss geht
nicht! Durch den Abend führen die Lübecker Slam-Experten Tilo Strauß
und Daniel Groß.

Mit Sebastian 23, Sandra Davina, Sulaiman Masomi, Heun&Söhne, Meral
Ziegler Musikalisches Rahmenprogramm Jakob Heymann

Termin 17/10, 19.30 Uhr, Großes Haus

Eintritt 15 Euro (ermäßigt 12 Euro)

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom September 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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LESUNG/6187: Berlin - Denis Pfabe und Donat Blum in Lesung und Gespräch, 30.10.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Oktober 2018

Dienstag, 19.30h, 30.10.2018

Neues aus der Werkstatt.

Denis Pfabe und Donat Blum in Lesung und Gespräch

Moderation: Inka Parei und Thorsten Dönges



Nur ein Notizbuch mit kryptischen Einträgen hinterlässt der
Aktionskünstler Adrian Ballon nach seinem Selbstmord. Mit diesen
Notizen fängt die Suche der Textilkünstlerin Frida an. Bei einer
Reise durch US-amerikanische Kleinstädte und bundesdeutsche Archive
setzt Frida langsam ein Bild des Lebens und Werks Ballons zusammen.
In einer anderen Zeit begibt sich der junge Schriftsteller Donat auf
eine Reise, die ihn aus den Schweizer Alpen über holländische Dörfer
bis nach Berlin und Leipzig führt. Auch er hat nur wenige Briefe und
eine Handvoll Erinnerungen, anhand derer er das Leben seiner
verstorbenen Großmutter zu rekonstruieren versucht. Die Fragmente
zweier abgeschlossener Lebensgeschichten ermöglichen es Frida und
Donat in den beiden Romanen, ihre Gegenwart besser zu verstehen, und
bieten Stoff und Inspiration für ihre künstlerische Arbeit. Ihre
Debüts »Der Tag endet mit dem Licht« (Rowohlt Berlin) und »Opoe«
(Ullstein Fünf) schreiben Denis Pfabe und Donat Blum sind jedoch
nicht nur Familiengeschichten: In die Textgewebe sind auch
Entwicklungen von Macht- und Geschlechterverhältnissen des Zweiten
Weltkriegs bis heute eingeflochten. Beide Autoren waren Teilnehmer
der Autorenwerkstatt 2016; heute treffen sie sich im LCB wieder und
sprechen mit den damaligen Werkstattleitenden Inka Parei und Thorsten
Dönges über ihre Bücher.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/6186: Berlin - Judith Schalansky im Studio LCB, Verzeichnis einiger Verluste, 24.10.18


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Oktober 2018

Mittwoch, 19.30h, 24.10.2018

Verzeichnis einiger Verluste

Judith Schalansky im Studio LCB

Im Gespräch: Jutta Person und Alexander Cammann

Moderation: Maike Albath



Was bleibt, wenn etwas ganz und gar vorbei ist? Die Schriftstellerin
Judith Schalansky befasst sich in ihrem neuen Buch »Verzeichnis
einiger Verluste« (Suhrkamp) mit Dingen, die der Welt
abhandengekommen sind. Dazu zählen Gebäude, wie der Palast der
Republik, Texte, wie die Lieder von Sappho, eine Insel, die
irgendwann im Meer versank oder eine Tierart, die ausstarb.
Schalanskys ungewöhnliche Spurensuche führt an überraschende Orte und
stellt Menschen in den Mittelpunkt, die sich im Abseits halten und
sich dem Vergessen entgegenstemmen. Auch die versunkene DDR, in die
Judith Schalansky 1980 hineingeboren wurde, ist Gegenstand ihrer
erzählerischen Recherche. Erforscht hatte sie dieses Terrain bereits
in ihrem Roman »Der Hals der Giraffe« (Suhrkamp). Einen
internationalen Bestseller landete die Schriftstellerin, die auch als
Herausgeberin und Herstellerin der Buchreihe »Naturkunden « sehr
erfolgreich ist, bereits mit ihrem »Atlas der abgelegenen Inseln«
(Matthes & Seitz, 2009). Wie sich die Welt heute katalogisieren
ließe, diskutiert Judith Schalansky mit der Literaturkritikerin Jutta
Person und Alexander Cammann, Feuilletonredakteur bei der Zeit.

In Zusammenarbeit mit dem Deutschlandfunk.

Sendetermin: Samstag, 27. Oktober 2018, 20:05 Uhr.

Sendefrequenzen und Livestream

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/6185: Lübeck - Burghart Klaußner »Vor dem Anfang« am 25.10.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Burghart Klaußner liest aus seinem Debütroman »Vor dem Anfang« 

Eine Veranstaltung in der Reihe »Der Norden liest« vom Kulturjournal
im NDR Fernsehen



Der Schauspieler Burghart Klaußner (»Das weiße Band«) gilt als einer
der renommiertesten Bühnen- und Filmdarsteller der
Nachkriegsgeneration. Mit seinem kraftvollen Debütroman »Vor dem
Anfang« erzählt er die Geschichte zweier ungleicher Kameraden in den
Wirrnissen der letzten Kriegstage des Jahres 1945. Eine Erlebnisreise
durch Berliner Wannseeidylle und das Trommelfeuer der Stalinorgeln,
eine Parabel über Freundschaft und den Neuanfang.

In Kooperation mit dem Theater Lübeck, dem Günter Grass-Haus, der
Büchereizentrale Schleswig-Holstein, dem Literaturhaus 
Schleswig-Holstein

Termin 25/10, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Eintritt 10 Euro

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom September 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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LESUNG/6184: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Triple-Krimi-Lesung" mit Alexandra Krebs, Kim Rylee und Roland Blümel, 15.11.2018


Kulturcafé Komm du - November 2018

"Triple-Krimi-Lesung" mit Alexandra Krebs, Kim Rylee und Roland Blümel

Autorenlesung am Donnerstag, den 15. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zur Triple-Krimi-Lesung mit Alexandra Krebs, Kim Rylee und Roland Blümel am Donnerstag, den 15.11.2018 um 20 Uhr im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg mit den Portraits der drei Autoren und den Buchcovern ihrer Krimis - Fotos: © by Alexandra Krebs, Kim Rylee und Roland Blümel]





Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung

am Donnerstag, den 15.11.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Alexandra Krebs, Kim Rylee und Roland Blümel: "Triple-Krimi-Lesung"

Mysteriöse Morde, unheimliche Verehrer, eine Entführung, düstere
Prophezeiungen, ein Mord ohne Leiche und die Ermittlungen des
Kommissar Z. - in einer Krimilesung der besonderen Art, einer
sogenannten "Triple-Krimi-Lesung", tragen gleich drei Hamburger
Krimi-Autoren Auszüge aus ihren Büchern vor. Die meisten davon
spielen in Hamburg. Kim Rylee, Alexandra Krebs und
Roland Blümel führen die Zuhörer ihrer abwechslungsreichen
und spannenden Lesung an den Rand menschlicher Abgründe.


Die Triple-Krimi-Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Fotocollage mit den Autorenportraits von Alexandra Krebs, Kim Rylee und Roland Blümel sowie den Buchcovern ihrer Krimis - Foto: © by Alexandra Krebs, Kim Rylee und Roland Blümel]

V.l.n.r.: Die Krimiautoren Kim Rylee, Roland Blümel und Alexandra Krebs

In ihrer Triple-Krimi-Lesung führen sie die Zuhörer an den Rand menschlicher Abgründe

Foto: © by Alexandra Krebs, Kim Rylee und Roland Blümel




Über die Autoren:

Kim Rylee

Kim Rylee, geboren in Hamburg, träumte schon früh davon,
einmal die Welt zu erobern. In den 90ern zog es sie nach London, um
Theater zu studieren. Danach arbeitete sie an diversen Bühnen
innerhalb Europas, bis die Passion zum Schreiben überhandnahm. Ende
2015 erschien ihr erster Roman "Kalte Gefühle", der zum 'Krimi des
Jahres 2016' gewählt wurde und den 'Planet Award' erhielt. 2016
veröffentlichte sie den ersten Teil der Fantasy-Trilogie "Fated
Shadow - Die Jagd" sowie den nächsten Thriller "Bring mich ans
Licht". Im selben Jahr erschien ihre Kurzgeschichte "Die
unbezwingbare Seele" in der Anthologie 'Yo-Ho Piraten:
Kurzgeschichten' beim Leserattenverlag. Im Dezember 2017 folgte
"Fated Shadow - Pentref Mawre", der zweite Teil ihrer Trilogie sowie
"Das Dienstverhältnis" - ein Hamburg-Thriller.

Kim Rylee liebt Hörbücher. So ist es nicht verwunderlich,
dass sie auch dieses Abenteuer sucht. Für 'Herzwärmer' von Claudia
Neudörfer hat Kim einige Kurzgeschichten eingelesen. Im Frühjahr
2018 erschienen die Kurzgeschichten "Apega" sowie "Des Spiegels
Antlitz" in der 'Anthologie Traum und Aufbruch' beim Aws-Verlag.
Nebenbei fotografiert Kim alles, was ihr vor die Linse kommt,
und setzt sich für den Wal- und Delfinschutz ein.

Kim Rylee - Autorenhomepage

www.kim-rylee.de

Kim Rylee bei Facebook

https://m.facebook.com/KimRyleeWriter/


Alexandra Krebs

Alexandra Krebs wurde 1975 in Hamburg geboren. Mit elf Jahren
veröffentlicht sie ihre erste Bildergeschichte im internen Magazin
des Rauhen Hauses. Nach der Schule absolvierte sie ihre
Ausbildung im medizinischen Bereich und war von da an viele Jahre im
Ausland unterwegs. Schreiben spielte in dieser Zeit eine
untergeordnete Rolle in ihrem Leben. 2016 faßt sie sich endlich ein Herz
und veröffentlicht ihr erstes Buch: "Rache-Lieferung frei Haus".
Im März 2017 folgte "Organ auf Bestellung", im September 2017 dann
"Liebe - der Weg zum Tod". "Semper occultus - Bin ich schuldig?"
wurde im Oktober 2017 im Fehnland-Verlag veröffentlicht.

Das Besondere an den Büchern von Alexandra Krebs ist, dass
sie in der Ich-Perspektive, teilweise sogar aus zwei Perspektiven,
geschrieben wurden. Alle Bücher spielen in Hamburg und der Leser
wird auf eine Reise in die Stadt mitgenommen. Jedes Buch handelt von
einem Mörder mit einer psychischen Erkrankung, welche die Autorin
herausarbeitet, und nicht selten gibt es das Feedback, dass man fast
schon den Mörder bedauert. Damit hat die Autorin ihr persönliches
Ziel erreicht, denn ihr es ist besonders wichtig aufzuzeigen, dass
es nicht nur Schwarz und Weiß gibt. 

Alexandra Krebs - Autorenhomepage

www.diekrimiautorin.de 

Alexandra Krebs bei Facebook

https://www.facebook.com/AlexandraKrebsAutorin/


Roland Blümel

Roland Blümel, 1959 in Nordenham geboren, lebt seit vielen
Jahren in Hamburg und ist in zweiter Ehe verheiratet. Sein Studium der
allgemeinen Betriebswirtschaftslehre hat er im Jahr 1984 als
Diplom-Kaufmann abgeschlossen. Bis Anfang 2018 arbeitete er als
IT-Berater. Seit 2013 schreibt er Romane und Kurzgeschichten und
arbeitet mittlerweile auch als freier Lektor (ADM). 2016 wurde unter
seiner Mitwirkung eine Krimi-Anthologie unter dem Titel "teilweise
tödlich" veröffentlicht, im Jahr 2017 gab er mit dem Thriller
"Männerfeindschaft" sein Debüt. Eine weitere Krimi-Anthologie ist im
September 2017 unter dem Titel "Finstere Abgründe: 13 spannende
Kurzkrimis (teilweise tödlich)" erschienen. Im gleichen Jahr kam
sein zweiter Thriller "Ein Alb-Traum-Urlaub" heraus, dessen Handlung
zum Teil in Irland, zum Teil in Hamburg spielt.

Ebenfalls 2017 schrieb Roland Blümel den ersten Roman seiner
Krimireihe mit dem Hamburger Kommissar Zufall. Dieser trägt
den Titel "Ermittlungen durch die rosarote Brille". In ihm beginnt
die unglückliche Liebesgeschichte von Rainer Zufall und Yvonne
Wilhelm. Der zweite Band mit dem Titel "Selbstjustiz" erschien im
Mai 2018.

Roland Blümel - Autorenhomepage

http://rolandbluemel.de/

Roland Blümel bei Facebook

https://www.facebook.com/roland.bluemel/
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AUSSICHTEN/8404: Und morgen, den 22. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 22.09.2018 bis zum 23.09.2018 +++






[image: Jean-Luc 8404 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Naß wie gestern,

Wind, Gewitter,

Wetterschwestern,

Jean-Lucs Twitter.
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ITALIEN/241: Faschistisch-rassistische Regierung stabilisiert sich, EU-Staaten leisten Schützenhilfe (Gerhard Feldbauer)


Die faschistisch-rassistische Regierung Italiens aus Lega und M5S stabilisiert ihre Macht

Berlusconi will in die Regierung

Brüssel und die EU-Staaten schauen nicht nur tatenlos zu, sie leisten auch noch Schützenhilfe

von Gerhard Feldbauer, 21. September 2018



Die seit dem 1. Juni in Rom aus der rassistischen Lega und der rechten
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) amtierende Regierung installiert
systematisch ein faschistisches Regime im parlamentarischen Rahmen.
Brüssel und die EU-Staaten schauen dem nicht nur tatenlos zu, sondern
leisten auch noch Schützenhilfe. Sie haben nichts dagegen einzuwenden,
dass Lega-Chef Matteo Salvini, der als der eigentliche Regierungschef
gilt, permanent die Verfassung verletzt, demokratische Rechte,
beginnend in der Rundfunk- und Fernsehanstalt RAI, abbaut und
versucht, die Justiz als unabhängige dritte Gewalt auszuschalten und
Oppositionelle mit Terror mundtot zu machen. Der Hauptstoß richtet
sich gegen Migranten, an ihrer Spitze Sinti und Roma, denen die Schuld
für die wirtschaftliche und soziale Misere angelastet wird. Sie werden
als Kriminelle diffamiert und aus der Gesellschaft ausgegrenzt.

Salvini will eine halbe Million Migranten aus Italien vertreiben, von
denen viele die italienische Staatsbürgerschaft besitzen. Da das, wie
er selbst einräumte, sich so nicht durchsetzen lasse, soll
rassistischer Terror sie zum Verlassen Italiens zwingen. Seit
Regierungsantritt sind mehrere Migranten getötet und zahlreiche
verletzt worden. Sie werden aus ihren Wohnunterkünften vertrieben,
soziale Zuwendungen werden ihnen gestrichen oder gekürzt. Die Aufnahme
von Flüchtlingen, die vor Krieg, Terror und Verfolgung fliehen, ist
auf ein Minimum reduziert worden, Hilfsschiffe mit geretteten
Flüchtlingen dürfen italienische Häfen nicht anlaufen.

Ganz im Sinne Salvinis hat der EU-Kommissar für Einwanderung, Dimitris
Avramopoulos, am Mittwoch auf der "Conference on Security and
Migration" der EU-Innenminister in Salzburg gerade die Schließung der
Balkanroute, die Aufstockung der Grenzwache "Frontex" auf 10.000 Mann
und die Einrichtung von als "Anlande-Plattformen" getarnten
EU-Außenlagern in Libyen als Erfolge herausgestellt. Die vorgesehenen
Korrekturen der Dubliner Abkommen kaschierte Avramopoulos als
"Paradigmenwechsel" in der Asyl- und Flüchtlingspolitik. Bereits vor
der Konferenz hatte er den Plänen Salvinis, dass "die Rückführung von
Migranten aus Italien verstärkt werden muss", zugestimmt.

Angesichts dieser Unterordnung fragt man sich besorgt, ob der neue
italienische Faschismus unter Salvini, der kein Hehl aus seinen
Bekenntnissen zu Mussolini macht, für Europa wie einst unter dem
"Duce" wieder eine Vorreiterrolle spielt. Er beförderte 1920 in
Budapest den Machtantritt des Horthy-Regimes, das Orban heute für
seine Zwecke nutzt, ebenso 1923 die faschistische Diktatur in
Bulgarien und 1926 in Portugal. Nicht zu vergessen, dass Mussolini ein
Vorbild Hitlers und der hinter ihm stehenden Kapitalkreise um Thyssen
und Stinnes war. "Das Braunhemd", so bekannte Hitler in seinen
"Monologen im Führerhauptquartier" noch 1941, "wäre vielleicht nicht
entstanden ohne das Schwarzhemd".

Für eine neue italienische Vorreiterrolle stand nicht zuletzt, dass
Salvini nach dem Wahlerfolg der AfD im September 2017 in Deutschland
seinen deutschen Kumpanen die herzlichsten Glückwünsche schickte und
äußerte, auch in Berlin werde man noch lernen, die deutsche
Alternative zur Kenntnis zu nehmen und mit ihr zurechtzukommen. Das
linke Manifesto äußerte besorgt, dass kein geringerer als der
Chef des Verfassungsschutzes Maaßen wegen seiner "Sympathien für die
Partei der extremen Rechten AfD" zwar sein Amt verlassen, aber zum
Staatssekretär aufgestiegen sei.

Schockierend ist, dass dieser rassistisch-faschistische Kurs der
Regierung von einer Mehrheit der Bevölkerung nicht erkannt wird.
Anders ist es kaum zu erklären, dass eine Umfrage von La
Repubblica ergab, dass 62 Prozent dem zustimmen. Die Lega, die im
März 17,4 Prozent Stimmen erhielt, würde bei Wahlen mit 32,2 Prozent
ihre Stimmen fast verdoppeln, während M5S von 34 Prozent auf 29,4
absinken würde. Wie La Repubblica zur Bilanz der ersten 100
Tage der Regierung schrieb, zeigten sich viele Wähler enttäuscht
davon, dass bisher keines der Wahlversprechen - Erhöhung der Renten,
Steuererleichterungen, Reduzierung der Mehrwertsteuer und ein
sogenanntes Bürgereinkommen - von M5S verwirklicht wurde. Dass die
einstige Protestpartei inzwischen von der Opposition, wie La
Repubblica festhält, als rotes Anhängsel einer schwarzen Regierung
oder, wie das Blatt weiter vermerkte, als "Strömung der Lega"
eingeschätzt wird, scheint bei den M5S-Wählern noch nicht anzukommen.

Wie ANSA am Freitag schreibt, kündigte Berlusconi bei einem
Treffen mit Salvini seinen Anspruch auf eine Beteiligung an der
Regierung an.

Es gibt vielfältigen Widerstand. So haben Vertreterinnen der "Casa
delle Donne" (Haus der Frauen), dass besonders in der Unterstützung
der Migranten tätig ist, an das EU-Parlament appelliert, die
Schließung durch die Gemeindeverwaltung von M5S zu verhindern. In
ihrem Schreiben, das La Repubblica veröffentlichte, betonten
sie, das sei nicht nur ein Akt, der elementare Frauenrechte verletze,
sondern auch ein Ausdruck des von M5S in der Regierung verfolgten
Rassismus.

Der auf Lampedusa tätige Arzt Pietro Bartolomo, der dort ankommende
Flüchtlinge betreut, enthüllte in La Repubblica mit Fotos und
Videos, in welchem Zustand sich die aus libyschen Lagern entkommenen
Patienten befinden und was sie Furchtbares durchmachen mussten. "Sie
haben Verbrennungen, Häutungen, Folterungen mit Stöcken, sie berichten
von Enthauptungen. Von Szenen, die man sich nicht vorstellen kann."
Der Behauptung des Innenministers, dass Libyen "ein sicherer Hafen"
sei, entgegnete der Arzt, "das ist ein Hafen des Todes" - und in den
sollen die Flüchtlinge zurückgeschickt werden.

Die Opposition ist weit davon entfernt, sich zu sammeln. Die Bildung
einer weiteren linken Sammlungsbewegung Sinistra di Popolo
(Volkslinke) vergangene Woche hat die Zersplitterung eher noch
vertieft. Vor allem die Demokratische Partei (PD) hat sich noch nicht
vom Schock ihrer Niederlage erholt. Wenn sie nicht eine radikale
Abrechnung mit den Ursachen ihrer Niederlage vornehme, drohe ihr der
Untergang, schätzt der Präsident der Regionalregierung des Lazium,
Nicola Zingaretti, ein. Er gilt als Vertreter der linken Minderheit
und fordert, dazu einen Kongess einzuberufen. Sein Kontrahent ist der
frühere Premier und PD-Sekretär Matteo Renzi, der zur Neuwahl des
Parteichefs gegen Zingaretti antreten will.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/375: "Der Westfälische Frieden hatte auch Schattenseiten" (idw)


Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster - 19.09.2018

"Der Westfälische Frieden hatte auch Schattenseiten"

52. Deutscher Historikertag nimmt Neubewertung des Friedensschlusses vor
370 Jahren vor - "Erst der Westfälische Frieden ermöglichte Politik der
Kolonialisierung" - "Globalgeschichtliche Dimensionen lange übersehen" -
Zwei Jahre nach Steinmeier-Rede zieht Historikertag auch Zwischenbilanz
zur Debatte "Westfälischer Frieden als Vorbild für Nahost?"



Der Westfälische Frieden vor 370 Jahren hat Historikern zufolge auch
Schattenseiten gehabt. "Während die erfolgreichen Verhandlungen von
Osnabrück und Münster den Menschen in Europa den lang ersehnten Frieden
brachten, richteten die nun befriedeten Staaten den Blick nach außen,
expandierten und gründeten Kolonien. Diese globalgeschichtliche Dimension
hat die Geschichtswissenschaft lange übersehen", sagt die niederländische
Historikerin Prof. Dr. Beatrice de Graaf von der Universität Utrecht im
Vorfeld des 52. Historikertags in Münster, der neue historische
Bewertungen des Westfälischen Friedens 1648 erörtern wird. "Mit dem
Friedensschluss entstand nach und nach eine kollektive europäische
Sicherheitspolitik, die Angriffe von Nachbarn auf dem Kontinent
unwahrscheinlicher machte und die außereuropäische Expansion erst
ermöglichte." Beatrice de Graaf und die Tübinger Historikerin Prof. Dr.
Renate Dürr leiten auf dem Historikertag die Sektion "Peace in Westphalia
1648/2018", die "eine Kluft zwischen europa- und globalgeschichtlichen
Positionen" zum Westfälischen Frieden schließen will. Erörtert wird auch,
ob der Westfälische Frieden als Vorbild für heutige Friedensprozesse im
Nahen Osten dienen kann. Beim Historikertag 2016 in Hamburg hatte der
damalige Außenminister Frank-Walter Steinmeier eine Debatte dazu
angestoßen.

"Der Friedensschluss von 1648 war der Beginn einer weitreichenden
Zusammenarbeit der europäischen Großmächte in Technik, Handel und
Verwaltung, die Grundlage der Kolonialisierung wurde", so de Graaf. Das
neue ausgeklügelte kollektive Sicherheitssystem schuf Raum für gemeinsames
Wirtschaften und die Erfindung von Technologien. "Quellen aus der Seefahrt
und dem Militär der damaligen Zeit zeigen eindrücklich, wie Kartographen,
Ingenieure, Wasserbauexperten, Juristen und Polizisten neues Wissen
schufen. Konferenzprotokolle belegen, dass man nun auf Zusammenarbeit
statt Konflikt abzielte." Bis ins 19. und 20. Jahrhundert hinein sei das
gemeinsame Knowhow in Expeditionen am Nil oder Kongo eingesetzt worden, ob
im Kampf gegen Seuchen und Piraterie, in der Schiffsnavigation oder beim
Bau von Wasserkraftwerken. "Erst mit dem Westfälischen Frieden im 17.
Jahrhundert konnten also Wirtschaftsimperien entstehen, deren Finanzmittel
und Technologien die großen Expansionszüge der Niederlande im 17.
Jahrhundert, Englands im 18. und 19. Jahrhundert und des Deutschen Reiches
im späten 19. Jahrhundert ermöglichten. Die Kolonialisierung der Spanier
in Südamerika im 15. Jahrhundert etwa verlief noch ganz anders, ohne
dieses Knowhow, und im spanischen Alleingang."

Hierarchisierung und "Vorbild für Nahost"

Das System der kollektiven Sicherheit, das der Westfälische Frieden schuf,
baute der Historikerin zufolge auf Hierarchisierung der Staaten: "1648
begann eine Zeit, in der die europäischen Staaten zwar weiter
konkurrierten, mittels zahlreicher Verträge aber untereinander
hierarchisiert und so letztlich befriedet wurden." Die Idee ging auf das
mittelalterliche Konzept der "Societas Christiana" zurück. "Der Frieden
von 1648, aber auch das Ende der spanischen Erbfolgekriege 1713 und der
Wiener Kongress 1815 hauchten dieser Idee neues Leben ein. Die Verträge
stuften die Länder in erst-, zweit- und drittrangige Mächte ein, die sich
an ihre Abmachungen zu halten hatten", so de Graaf. Das typisch
europäische Denken in Kategorien der Inklusion und Exklusion sowie der
Hierarchisierung sei in der neuen Phase ab 1648 zaghaft, ab 1815 dann erst
richtig auf die außereuropäische Welt projiziert worden. "Im 19.
Jahrhundert war die Welt schließlich gespalten in eine europäische
Koalition, mit Preußen, England, Österreich, Frankreich und Russland an
der Spitze, und außereuropäische Territorien in Asien und Afrika - Basis
für Expansionen."

Zwischenbilanz zwei Jahre nach Steinmeier-Rede

Ob der Friedensschluss von 1648 als Vorbild zur Konfliktlösung in Nahost
dienen kann, ist unter Historikern laut de Graaf eine kontrovers
diskutierte Frage - auch zwei Jahre nach dem Historikertag in Hamburg, auf
dem der damalige Außenminister Frank-Walter Steinmeier dies in einer
vielbeachteten Rede anregt hatte. Die Historikerin hält 1648 oder 1815
nicht unmittelbar für eine geeignete Blaupause. So seien damalige
essentielle Voraussetzungen heute nicht gegeben, etwa die kollektive
Überzeugung, Not und Elend gemeinsam beenden zu wollen, dies nur kollektiv
unter Rückstellung nationaler Interessen erreichen zu können, und auf der
Grundlage einer gemeinsamen Idee einer "Societas Christiana".

Der Marburger Historiker Prof. Dr. Christoph Kampmann hingegen, der beim
Historikertag ebenfalls in der Sektion "Peace in Westphalia 1648/2018"
spricht und die Debatte mitangestoßen hatte, sieht "bemerkenswerte
Parallelen" zwischen dem Dreißigjährigen Krieg und modernen Konflikten,
gerade in Hinblick auf die spezifischen Konfliktdynamiken: "Damals wie
heute handelt es sich um asymmetrische Konflikte, die nicht in die Muster
klassischer Staatenkonflikte des 19. Jahrhunderts passen, etwa in Hinblick
auf Interventionen von Großmächten oder der konfliktschürenden Rolle von
Religion." In asymmetrischen Konflikten kämpfen Akteure jenseits einer
staatlichen Ebene um die Struktur des Staates, der bereits fragil ist.
Dazu gehöre, so Kampmann, "dass Großmächte von außen intervenieren, ohne
immer direkt in den Kampf einzugreifen." Im Dreißigjährigen Krieg hätten
sich die spanische, schwedische und französische Monarchie sukzessive und
auf Wunsch von Konfliktbeteiligten im Reich in die Konflikte im
römisch-deutschen Reich eingemischt; in Syrien seien es mit Iran,
Saudi-Arabien, Russland und den USA gleich vier Mächte, die Interessen
hätten.

"Gerade, wenn keine vorschnellen, unzulässigen und unhistorischen
Gleichsetzungen zwischen Kriegen des 17. Jahrhunderts und heutigen
Konflikten vorgenommen werden, lässt sich durchaus für heute lernen, etwa
um die Lage in Syrien besser zu reflektieren", sagt der Historiker. So
lasse sich feststellen, "dass die Konfliktbeteiligten in Syrien noch weit
von einer Abklärung und Abstimmung ihrer jeweiligen Sicherheitsinteressen
entfernt sind, die 1648 Voraussetzung einer Friedenslösung war." Auch sei
man sich im Unterscheid zu 1648 für Syrien nicht einig über die Frage, wie
die prinzipielle staatliche Verfasstheit einer Nachkriegsordnung aussehen
solle. "Anders als in Mitteleuropa 1648 gibt es in Syrien fundamentale
Differenzen über die künftige staatliche Ordnung." Zudem seien
erfolgreiche Friedensverhandlungen wohl nur möglich, wenn alle Beteiligten
eingebunden seien, "auch die vielen kleinen Akteure, etwa die Kurden, die
geschwächte syrische Regierung und gut 20 Rebellengruppen
unterschiedlicher Couleur. Wenn sich nur eine der Parteien ausgeschlossen
fühlt, geht der Krieg weiter."

"Heikle religiöse Streitpunkte außen vor lassen"

Auch die Religion müsse damals wie heute als Faktor ernst genommen werden,
ihr kam und komme eine zentrale Rolle zur Konfliktlösung zu. "Bis in die
1970er-Jahre dachte man, dass neue Kriege nur noch wegen Ideologien oder
um Ressourcen geführt werden. Heute bekämpfen sich in Syrien mit Schiiten
und Sunniten wieder zwei Konfessionen", erläutert der Wissenschaftler. Der
Konflikt zwischen Katholiken und Protestanten habe sich bei den
Friedensverhandlungen dadurch lösen lassen, dass die Verhandlungsparteien
theologische Streitpunkte ausklammerten. "Im Friedensvertrag findet sich
eine sehr pragmatische, weltliche Lösung für das Zusammenleben der
Konfessionen, bei der ihre Verteilung in den Territorien und Städten für
ein zuvor vereinbartes Stichdatum ('Normaljahr') für alle Zukunft
festgeschrieben wurde." Das wirke heute womöglich kurios, sei aber
erfolgreich gewesen, "weil keine Seite fürchten musste, dass die andere
später an Einfluss gewinnt", so Kampmann. Die Haltbarkeit des Friedens
wurde auch gesichert, indem im Krieg begangenes Unrecht nicht mehr
eingeklagt werden durfte, auch schwere Verheerungen unmittelbar vor dem
Friedensschluss wie jene Bayerns durch schwedische Truppen. "Alles wurde
dem Frieden untergeordnet, auch Wahrheit und Gerechtigkeit."

"Der Friedenskongress 1648 sollte auch insofern als Vorbild herangezogen
werden, als der Wunsch nach Jahrzehnten der Not bei allen Beteiligten eine
hohe Bereitschaft zu innovativen Verhandlungsideen auslöste", so der
Historiker. Es wirkte stabilisierend, dass die Schrecken des Krieges tief
im kollektiven Gedächtnis verankert waren. "So entstand der Wille,
Gespräche auch ohne vorherigen Waffenstillstand zu führen und sämtliche
Einzelkonflikte lösen zu wollen." Im Verhandlungsformat ging man neue
Wege, etwa durch die auch heute noch übliche räumliche Trennung der
gegnerischen Delegationen, damals in Münster und Osnabrück. "Der intensive
Meinungsaustausch über Jahre wiederum ermöglichte realistischere
Einschätzungen der Gegenseite, was Kompromisse erleichterte: 1648 in der
Frage der Konfession, heute bei den Sicherheitsinteressen von Iran und
Saudi-Arabien." Aus heutiger Sicht kurios, damals aber erfolgreich sei der
Einsatz parteiischer Mediatoren gewesen. "Sie zeigten sich engagierter als
nicht-beteiligte Vermittler, weil sie selbst unter dem Konflikt litten",
sagt der Historiker. (maz/vvm)




Info-Kasten
 
 "Gespaltene Gesellschaften" - 52. Deutscher Historikertag in Münster





Mit dem Thema "Gespaltene Gesellschaften" in allen Epochen und
 Kontinenten befasst sich der 52. Deutsche Historikertag vom 25. bis 28.
 September 2018 an der Universität Münster. Rund 3.500 Wissenschaftler
 aus dem In- und Ausland tauschen sich auf dem größten
 geisteswissenschaftlichen Kongress in Europa in mehr als 90 Sektionen
 über aktuelle Forschungsthemen aus. Als Gastredner werden erwartet
 Wolfgang Schäuble, Herfried Münkler, Ulrich Raulff und Aladin
 El-Mafaalani, unter den Referenten sind auch Birgit Schäbler und
 Christopher Clark. Das Gastland Niederlande vertreten etwa die
 Vorsitzende des niederländischen Parlaments Khadija Arib und der Autor
 Geert Mak.



Die Sektionen befassen sich in vielen Fallbeispielen mit sozialen,
 ökonomischen, religiösen oder ethnischen Spaltungen, die nicht erst die
 Gegenwart, sondern auch frühere Epochen herausforderten. Erörtert
 werden etwa Flüchtlingsdebatten vom Altertum bis zur Gegenwart, die
 soziale, wirtschaftliche und rechtliche Ausgrenzung bestimmter Gruppen
 in verschiedenen Epochen, die Frage nach dem Westfälischen Frieden als
 Vorbild für den heutigen Nahost-Konflikt, ökonomische Spaltungen in der
 Bundesrepublik etwa zwischen "Hartz-IV-Familien und Helikoptereltern"
 oder die politische Instrumentalisierung von Geschichtsbildern in heute
 gespaltenen Gesellschaften wie Katalonien, Schottland und Kosovo.



Ausrichter des Historikertags sind der Verband der Historiker und
 Historikerinnen Deutschlands (VHD) und der Verband der Geschichtslehrer
 Deutschlands (VGD) in Kooperation mit der Westfälischen
 Wilhelms-Universität Münster (WWU). Der Kongress geht auf die "erste
 Versammlung deutscher Historiker" 1893 in München zurück, wird alle
 zwei Jahre ausgetragen und widmet sich drängenden Fragen in
 Geschichtswissenschaft und Gesellschaft. (vhd/sca/vvm)






Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1807

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster "Religion und Politik"

an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, 19.09.2018
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TAGUNG/437: Leipzig - 500. Jahrestag des "Annaberger Hüttenstreits" in Dresden, 28.-29.9.2018


idw - Pressemitteilung: Sächsische Akademie der Wissenschaften zu
Leipzig

Öffentliches Kolloquium zum 500. Jahrestag des "Annaberger Hüttenstreits" in Dresden



Vom 28. bis 29. September 2018 veranstaltet die Kommission
Kunstgeschichte Mitteldeutschlands der Sächsischen Akademie der
Wissenschaften zu Leipzig in den Räumen der Sächsischen Akademie der
Künste (Palaisplatz 3) ein öffentliches Kolloquium. Anlässlich des
500. Jahrestags des "Annaberger Hüttenstreits" werden in Vorträgen
sowie einer Exkursion Streitfälle im Bauwesen des 16. Jahrhunderts
beleuchtet. Eine zentrale Frage dabei wird sein, in welcher Weise das
Vorhandensein unterschiedlicher Rechtskreise und überregional
bedeutsame Streitfälle das Bauwesen nachhaltig verändert und sich im
nordalpinen Bereich neue Organisationsformen im Künstlertum
herausgebildet haben.

Die Datierung des "Annaberger Hüttenstreits" beruht auf einer
Urkundenlage des Jahres 1518, in dem ein Streit zwischen dem Meister
der Annaberger Bauhütte, Jakob Heilmann, und der Magdeburger Oberhütte
dokumentiert ist. Die Auseinandersetzung hatte offenbar nicht nur
übliche, bauspezifische Streitsachen zum Gegenstand, wie Finanzen,
Lehrzeiten, Kompetenzverteilungen, Pflichtverletzungen, sondern es
ging grundständig um die Frage, wie im überregionalen Bauwesen die
Zuständigkeiten und Gerichtsbarkeiten in Bausachen geregelt sind.
Dieser grundsätzliche Konflikt wurzelte in einer langen Vorgeschichte
des 15. Jahrhunderts und endete erst mit einem kaiserlichen Urteil von
1518 und einer Befriedung im Bauwesen des mittleren 16. Jahrhunderts.

Das Kolloquium möchte diesem und anderen Streitfällen und den
Motivationen der jeweiligen Konfliktparteien nachgehen sowie der
Frage, in welcher Weise die Entscheidungen, die außerhalb der
Gerichtsbarkeit im Bauwesen lagen, zu Veränderungen in der
Umbruchszeit im frühen 16. Jahrhundert beitrugen. Dabei wird die
Beilegung des "Annaberger Hüttenstreits" als wegweisende Entscheidung
im Hinblick auf mehr Gestaltungsfreiheit im Bauwesen nördlich der
Alpen gesehen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.saw-leipzig.de/huettenstreit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1363

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Sächsische Akademie der Wissenschaften zu Leipzig, 19.09.2018
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FERIEN/925: Bielefeld - Theaterworkshops und mehr in den Herbstferien, 16.-19.10.


Stadt Bielefeld

Herbstferien: Theaterworkshops in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). In den Herbstferien lädt die Stadtbibliothek 10- bis
14-Jährige zu Workshops rund um das Lesen, Schreiben und
Theaterspielen ein. Vom 16. bis 19. Oktober stehen jeweils vormittags
vier Veranstaltungen unter professioneller Anleitung der
Theaterpädagogin Inga Hummel auf dem Programm, bei denen Neugier und
Kreativität geweckt oder gefördert werden.

Am 16. und 17. Oktober begeben sich die "Tintenkiller" auf die Suche
nach spannenden Themen, die sie beim Stöbern und Recherchieren in der
Stadtbibliothek und in theaterpraktischen Übungen entdecken. Danach
geht es an die Stifte und das eigene Verfassen von Texten. Die
"Rampensäue" starten am 18. und 19. Oktober gleich theaterpraktisch.
Kennenlernen, Warmwerden, Improvisieren und Szenen entwickeln -
geboten wird für die Teilnehmer ein kompaktes Theatertraining für
alle, die sich im Schauspielen erproben möchten.

Anmeldungen sind ab sofort in der Stadtbibliothek am Neumarkt oder per
E-Mail unter der Adresse beate.brieden2@bielefeld.de möglich.

 * 

Quelle:
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FERIEN/924: Unna - Spiel und Spannung in den Herbstferien, 15.-27.10.2018


Spiel und Spannung in den Herbstferien

Programm des Herbstferienpasses im Internet veröffentlicht



Kreisstadt Unna. Die Sommerferien sind gerade erst vorbei, doch das
Kinder- und Jugendbüro der Kreisstadt Unna hat längst schon längst das
Programm für den Herbstferienpass organisiert. Vom 15. bis 27. Oktober
2018 gibt es wieder Spiel, Sport, Unterhaltung und eine Menge
Spannung. Das Programm in den Herbstferien startet bereits am letzten
Schultag. Am Freitag, 13. Oktober 2018, findet auf dem Platz der
Kulturen die Skate-Late-Night statt. Mit bunten Flutlichtstrahlern und
Musik bietet die mobile Skate-Anlage mit diversen Hindernissen und
Rampen viel Platz zum Ausprobieren.

Neu im Programm ist "Yoga für Kinder". Mit Spaß und Bewegung werden
die Muskeln und das Selbstbewusstsein gestärkt. Die Teilnehmenden
werden beweglicher und ausgeglichener - das alles geht mit Yoga.

Ebenfalls Premiere im Programm des Herbstferienpasses hat die
Veranstaltung "Kleine Nisthilfe - Wir bauen ein Hotel für Wildbienen".
Denn immer weniger Wildbienen summen durch die heimischen Gärten. Sie
finden nicht das richtige Futter oder keinen Unterschlupf. Aus diesem
Grund werden im Herbstferienprogramm kleine Nisthilfen gebaut.

Diese drei genannten Programmpunkte sind aber nur einige wenige aus
dem umfangreichen Programm des Herbstferienpasses, der ab sofort auf
der Internetseite des Kinder- und Jugendbüros der Kreisstadt Unna
unter kijub-unna.de einzusehen ist.

Anmeldungen sind ab Montag, 1. Oktober 2018, zwischen 10 und 12 Uhr
sowie 14 und 16 Uhr möglich, sowie zu den regulären Öffnungszeiten,
Dienstag 10 bis 12 Uhr und 14 bis 16 Uhr, sowie donnerstags zwischen
10 und 12 Uhr und 14 und 18 Uhr beim Kinder- und Jugendbüro der
Kreisstadt Unna möglich unter Tel.: 02303/103-344 oder
kijub@stadt-unna.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 17. September 2018
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FILM/102: Das Erste / KiKA - WDR-Kinderfernsehen startet Digital-Schwerpunkt, 22.-28.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 21. September
2018

WDR-Kinderfernsehen startet Digital-Schwerpunkt 

mit dabei: Programmieren mit der Maus

Samstag, 22. bis 28. September 2018, Das Erste / KiKA



Kinder kennen keinen digitalen Wandel: Smartphones, Tablets und Co.
gehören zu ihrem Alltag. Der WDR begleitet im Herbst 2018 das
Aufwachsen in der Medienwelt. In TV- und Onlineformaten informiert das
WDR Kinderfernsehen über die Themen, die Kinder und Familien
beschäftigen - vom ersten eigenen Handy bis zum Einfluss von
Algorithmen. "Das Wissen über Medien und der kritische Umgang mit
Inhalten sind wichtig für Kinder, um selbstbestimmt und sicher zu
agieren", so Brigitta Mühlenbeck, Leiterin des WDR Kinder- und
Familienfernsehens.

Jede Altersgruppe findet ihre digitalen Themen in eigenen WDR-Formaten
wieder: "Die Sendung mit dem Elefanten" richtet sich an
Vorschulkinder, "Wissen macht Ah!" an Grundschüler, "neuneinhalb -
deine Reporter" vor allem an Kinder ab Klasse 4 und "Die Sendung mit
der Maus" an die ganze Familie. Alle beteiligen sich auch am aktuellen
KiKA-Themenschwerpunkt "Respekt für deine Rechte! - Abenteuer digital"
(bis 28. September).


"Selbermachen statt konsumieren"

Als erster öffentlich-rechtlicher Sender in Deutschland bietet der WDR
Kindern ab 23. September die Möglichkeit, "Programmieren mit der Maus"
zu lernen. "An der Gestaltung des digitalen Alltags sind große Teile
der Gesellschaft kaum aktiv beteiligt. Mit dem neuen Maus-Angebot
möchten wir Kinder schon früh an das Programmieren als Basis-Fähigkeit
heranführen", sagt Matthias Körnich, verantwortlicher Redakteur für
die Digitalangebote im WDR Kinderfernsehen. "Auch hier wenden wir den
Maus-Grundsatz an: 'Selbermachen statt konsumieren'." In den USA gilt
"Coden" bereits als Grundfertigkeit wie Lesen und Schreiben.

Tiefer steigt auch das neue Maus-Online-Angebot
www.die-maus.de/digital (freigeschaltet ab 23.09.2018) ein: Es bündelt
neben interaktiven Anwendungen und Spielen wie dem
"Maus-Binär-Turmbau" Sachgeschichten zum Thema. In den kommenden
Wochen und Monaten fragt das Maus-Team dabei unter anderem: "Wie
funktioniert eine Suchmaschine?"


WDR-Sendungen für KiKA-Themenschwerpunkt

"Respekt für meine Rechte! - Abenteuer digital" - unter diesem Titel
zeigen die öffentlich-rechtlichen Kinderfernsehredaktion vom 10. bis
28. September einen umfangreichen Programmschwerpunkt bei KiKA. Mit
folgenden Sendungen beteiligt sich der WDR:

"neuneinhalb - deine Reporter: Das digitale Klassezimmer - Das Ende
der Kreidezeit": Siham El-Maimouni besucht Deutschlands erste "Smart
School" Samstag, 22. September, 8:15 Uhr, Das Erste / Sonntag, 23.
September, 8:50 Uhr, KiKA

"Die Sendung mit der Maus - Spezial 360 Grad": Johannes Büchs lüftet
die Geheimnisse einer 360-Grad-Kamera und zeigt am Beispiel des Kölner
Doms, wie mit ihrer Hilfe "Virtuelle Realität" (VR) entsteht Sonntag,
23. September, 9:30 Uhr, Das Erste / 11:30 Uhr, KiKA

"neuneinhalb Spezial - Mein erstes Smartphone": Reporterin Jana
begleitet die zehnjährige Hanna. Vor ihrem Wechsel auf die
weiterführende Schule wird sie mit einem Smartphone überrascht und
muss mit ihren Eltern direkt über Nutzungsregeln verhandeln. Dienstag,
25. September, 19:25 Uhr, KiKA

"Wissen macht Ah! - Ein Pfund Gehacktes": Clarissa Corrêa da Silva und
Ralph Caspers klären alle auf, die keine Ahnung von Algorithmen haben
und verraten, wie sie unser Online-Leben bestimmen. Mittwoch, 26.
September, 19:25 Uhr bei KiKA

"Die Sendung mit dem Elefanten": Vorschul-Kinder erfahren, wie lustig
Roboter sein können und wie sie funktionieren. Moderator André wird
dafür selbst zum "Roboter" und lässt sich von Kindern steuern.
Freitag, 28. September, 6:55 Uhr

"Claris Channel-Schau": Clarissa Corrêa da Silva probiert in sechs
Videos bekannte Social Media-Plattformen aus
(www.kika.de/abenteuer-digital).

Zum KiKA-Themenschwerpunkt ist umfassendes medienpädagogisches
Begleitmaterial mit Arbeitsblättern für Unterricht und zu Hause
erschienen - unter anderem zu "neuneinhalb - deine Reporter" und
"Wissen macht Ah!" (Download unter erwachsene.kika.de).

Redaktion "Die Sendung mit der Maus": Manuela Kalupke, Matthias
Körnich, Joachim Lachmuth, Brigitta Mühlenbeck, Heike Sistig, Hilla
Stadtbäumer, Henrike Vieregge, Nils Wohlfarth (WDR)

Redaktion "Die Sendung mit dem Elefanten": Heike Sistig

Redaktion "neuneinhalb - deine Reporter": Manuela Kalupke

Redaktion "Wissen macht Ah!", "Claris Channel-Schau": Hilla
Stadtbäumer

 * 
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GEGENWIND/772: Der soziale Aufzug ist kaputt


Gegenwind Nr. 360 - September 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Soziales

Der soziale Aufzug ist kaputt

von Günther Stamer



Im Juni wurden zufällig parallel der Kieler Sozialbericht 2018 und
eine Studie der OECD zur Entwicklung sozialer Ungleichheit
veröffentlicht. Dabei kann man die begrenzte Kieler Erhebung durchaus
als Bestätigung dessen lesen, was in der globalen OECD-Studie über die
gesellschaftliche Situation in der deutschen Gesellschaft konstatiert
wird: Der soziale Aufzug ist kaputt; die Spaltungstendenzen
verfestigen sich nicht nur, sondern nehmen regional- und
stadtspezifisch weiter zu. Marxistisch ausgedrückt: Die
Klassenspaltung ist im siebzigsten Jahr der "Sozialen Marktwirtschaft"
in der BRD / in Deutschland ausgeprägter denn je.

Kieler Sozialbericht 2018 verspricht "Daten für Taten"

Die Stadt Kiel legt zum neunten Mal einen Sozialbericht vor, der auf
72 Seiten im ersten Teil Sozialstruktur-Daten zusammenfasst und im
zweiten Teil sich dem Schwerpunktthema "Gesundheit" widmet. "Daten für
Taten" - nach dieser Maxime sollen die erhobenen Daten eine Grundlage
für Argumentationshilfen und politische Entscheidungen bieten. Der
Bericht soll seinem Selbstverständnis nach als fachübergreifender
Planungs- und Orientierungsrahmen der Verwaltung für die Steuerung der
Entwicklung der Stadt dienen. "Ein besonderes Anliegen der
Sozialberichterstattung ist, lokale Polarisierungen transparent zu
machen, um so langfristig sozialen Ungleichheiten zu begegnen", heißt
es (S. 3).

Damit sieht sich die Stadt Kiel in der Pflicht, wie sie in der
Einleitung hervorhebt, den von den Vereinten Nationen (UNO) 2015
beschlossenen "Nachhaltigen Entwicklungszielen" (Sustainable
Development Goals) städtischerseits in die Tat umzusetzen. Ganz oben
auf dieser UNO-Agenda stehen neben der Friedenssicherung die
Bekämpfung von Armut und die Gewährleistung guter Wohnverhältnisse und
die Herstellung gleicher Bildungsmöglichkeiten.

Was zeigt uns ein Blick in den Kieler Sozialbericht 2018?

Stagnierender Wohnungsbestand, gebremste Bautätigkeit

Von den derzeit 249.000 Einwohnern Kiels haben knapp ein Viertel (24,5
Prozent) einen "Migrationshintergrund". Dabei ist diese
Kategorisierung schon höchst unscharf, da sie unterschiedlichste
Menschen in einen Topf wirft wie z.B. jüngst vor Krieg und sozialer
Not Geflüchtete ebenso wie in Kiel Geborene, deren Eltern oder gar
Großeltern einst nach Kiel gekommen waren.

Die Wohnungen dieser Bevölkerungsgruppe sind überwiegend in Gaarden,
Mettenhof und Ellerbek/Wellingdorf. Zur Wohnqualität werden im Bericht
keine Angaben gemacht.

Der Wohnungsbestand hat sich 2017 nur wenig erhöht. Der verstärkte
Wohnungsbau zwischen 2015 und 2016 mit durchschnittlich 500 Wohnungen
pro Jahr hat sich 2017 auf 394 neue Baufertigstellungen reduziert. Bei
den fertiggestellten Wohnungen handelt es sich überwiegend um
Wohnungen im hochpreisigen Segment. 2017 wurden im Rahmen des sozialen
Wohnungsbaus insgesamt 132 Wohnungen (davon 12 für altengerechtes
Wohnen und 45 Studentenwohnungen) fertiggestellt. Der Sozialbericht
muss eine deutliche Zunahme von "akuten Wohnungsnotfällen"
konstatieren. Insgesamt waren 2.157 Personen von Obdachlosigkeit
betroffen bzw. akut bedroht. Als "mögliche Gründe" der wenig
ausgeprägten Wohnungs-Bautätigkeit in Kiel werden "Wetterlage und
Überlastung der Baufirmen" bemüht.

Diese "Begründung" ist nun allerdings sehr dürftig. Seit Jahr und Tag
verweisen. Mieterbund, die Gewerkschaft und viele soziale Akteure
darauf, dass die Stadt endlich beim Wohnungsbau außer
Absichtserklärungen auch Taten folgen lassen müsse. Das beginnt damit,
dass sie bei Baugenehmigungen für private Investoren auf jeden Fall
auf die 30% Sozialen Wohnungsbau bestehen muss, was sie trotz eines
Ratsbeschlusses nicht tut. Bei Neubauprojekten für Wohnungen in guter
Lage werden immer wieder Ausnahmen gemacht. Ein Beispiel dafür ist die
Baustelle neben der Nikolaikirche, wo der Investor mit 0% sozial
gebundenem Wohnraum eine erkleckliche Rendite einstreichen wird.

Was in Kiel vor allem fehlt, um einem "sozialen Wohnungsbau"
entscheidende Impulse zu geben, ist eine städtische
Wohnungsbaugesellschaft, die als "Möglichkeit" auch immer mal wieder
in der Ratsversammlung genannt wird, für deren Realisierung aber
offenbar wenig getan wird. "Es gibt nichts Gutes - außer man tut es!"
möchte man den politisch Verantwortlichen mit Kästner zurufen.

Stagnierende "Unterbeschäftigung", kaum veränderte Kinderarmut


Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten an der
erwerbsfähigen Bevölkerung Kiels ist auf 51,4 Prozent angestiegen.
Zurecht wird im Sozialbericht einschränkend darauf hingewiesen: "Die
positive Entwicklung sagt aber nichts über die Qualität der
Beschäftigungsverhältnisse wie z.B. die Höhe des Erwerbseinkommens
oder die Dauer der Arbeitsverhältnisse aus." Ein Großteil der neu
geschaffenen Arbeitsverhältnisse fußten auf Leih- bzw. Zeitarbeit.

Es gibt weiterhin eine Zunahme von Menschen mit Leistungsansprüchen
der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II. Der "positive
Trend auf dem Arbeitsmarkt" erreicht auch 2017 viele Menschen nicht.
Die Zahl der "Unterbeschäftigten" (so der Sprachgebrauch der Agentur
für Arbeit für Arbeitslose und TeilnehmerInnen in
"arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen") pendelt in Kiel seit Jahren
konstant zwischen 17.500 und 20.000.

Nahezu unverändert gegenüber dem letzten Sozialbericht erhalten 29,4
Prozent der unter 15-Jährigen (das sind 9.052 Kinder), Leistungen nach
dem SGB II (Sozialgeld). D.h. fast jedes dritte Kieler Kind ist arm.
Damit ist Kiel eine Stadt mit einer weiterhin überdurchschnittlichen
Kinderarmut in Deutschland (der Bundesdurchschnitt beträgt 14,9
Prozent).

Gerwin Stöcken (SPD) schreibt in seiner Einführung zum Sozialbericht:
"Wir wollen aus dem Sozialdezernat heraus lebendige Nachbarschaften
weiterentwickeln, so dass die Vereinzelung bekämpft wird und sich
dabei gleichzeitig die Kraft des guten Miteinanders entfalten kann.
Dazu bedarf es ausreichend bezahlbaren Wohnraums, intakter Orte zum
Lernen, Arbeitsplätzen, eines vielfältigen Soziallebens, ausreichender
Nahversorgung und flexibler, ökologisch vertretbarer
Verkehrsinfrastruktur. Denn, wer gerne in seiner Stadt lebt, der trägt
auch gerne zu einer guten Stadtgesellschaft bei."

Der Kieler Sozialbericht zeigt in seinen Daten anschaulich, wo die
soziale Spaltung in der Stadt verläuft: Gaarden und Mettenhof und
ansatzweise Ellerbek/Wellingdorf sind durchgängig die Stadtteile, in
denen es "Probleme" gibt, die den Ansprüchen "einer guten
Stadtgesellschaft" nicht gerecht werden. Keine Antwort gibt der
Bericht auf die Frage, wie und warum es zu dieser Spaltung kommt und
wie dieser wirkungsvoll entgegen zu wirken ist? Nach der Sommerpause
sollen die Daten dieses Berichts in der Kieler Ratsversammlung
ausführlich diskutiert und Schlussfolgerungen daraus gezogen werden.

Nach 70 Jahren "sozialer Marktwirtschaft": Arm bleibt arm

In der Mitte Juni 2018 von der OECD zum Thema soziale Ungleichheit
veröffentlichten Studie wird dokumentiert, dass sich die seit Jahren
anwachsende Kluft zwischen Arm und Reich in Deutschland weiter
verfestigt hat. Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD), der 36 Mitgliedstaaten, der "westlichen Welt"
angehören und sich somit der "Marktwirtschaft" verpflichtet fühlen,
ist ein internationales Forum mit Sitz in Paris, in dem Regierungen
ihre Erfahrungen austauschen und Lösungen für gemeinsame Probleme
erarbeiten wollen. In diesem Jahr nun eine Studie über soziale
Ungleichheit und soziale Aufstiegschancen.

Das Ergebnis der Studie lautet: Für arme Menschen wird es immer
schwieriger aufzusteigen, reiche müssen sich weniger Sorgen machen,
abzusteigen. Und das gilt nicht nur für sie selbst, sondern auch für
ihre Kinder und Kindeskinder.

So spielt die Struktur des deutschen Bildungssystems laut der OECD in
Sachen soziale Mobilität eine entscheidende negative Rolle: Nur etwa
ein Drittel der Unter-3-Jährigen besuchte 2014 eine Kita, nur für ein
Drittel der Grundschüler wird ein Nachmittagsunterricht angeboten und
gleichzeitig werden die Schüler auf Grund des mehrgliedrigen
Schulsystems früh getrennt. Dies alles verringert die Chancen für
Kinder aus "bescheidenen Verhältnissen", Bildungsrückstände
aufzuholen.

Und die Ungleichheit ist über die vergangenen Jahrzehnte stark
angestiegen. Die Ungleichheit der Lebenseinkommen der unter
40-Jährigen heute ist mehr als doppelt so hoch wie zur Zeit ihrer
Eltern in den siebziger Jahren.

Chancengleichheit und soziale Mobilität sind in Deutschland geringer
als anderswo - und sinken zum Teil weiter. Arm bleibt hierzulande
immer häufiger Arm, und Reich bleibt immer häufiger Reich. Der soziale
und wirtschaftliche Aufstieg ist heute schwieriger als noch vor 25
Jahren. Nur ein Viertel der Kinder in Deutschland schafft es heute,
einen besseren Bildungsabschluss zu erreichen als ihre Eltern - das
ist eine der niedrigsten Quoten aller Industrieländer. Rund 70 Prozent
der Akademikerkinder gehen zur Universität, nur 20 Prozent der Kinder
von Nichtakademikern.

"Hartz IV hinter uns lassen"

Parallel zur Veröffentlichung des Kieler Sozialberichts wird in einer
stadtweiten Plakataktion des "Kieler Netzwerks gegen Kinderarmut"
darauf hingewiesen, welch fatale Auswirkungen das Hartz-IV-Regime als
Ursache von Kinderarmut hat. Paradox dabei, dass SPD und Grüne, die
diese Sauerei einst beschlossen haben, jetzt Teil dieses Netzwerkes
sind und gegen ihre eigenen seinerzeitigen Beschlüsse mit den bis
heute fatalen Auswirkungen argumentieren.

Aktuell hat der PARITÄTISCHE ein Reformkonzept mit elf Maßnahmen unter
dem Titel "Hartz IV hinter uns lassen" vorgestellt. Danach soll die
Bundesregierung die Regelsätze anheben und die Sanktionen abschaffen,
Angebote für Qualifizierung und öffentliche Beschäftigung ausbauen
sowie die Arbeitslosenversicherung stärken. Zugleich müsse der
Mindestlohn steigen und auch für Hartz-IV-Bezieher gelten, was aktuell
nicht der Fall ist.

An Hartz IV als Kernstück der 2003 ausgerufenen "Agenda 2010" lässt
der Paritätische kein gutes Haar. Damit habe man staatliche Hilfen
gesenkt, Beschäftigtenrechte abgebaut und ein umfassendes
Sanktionsregime aufgebaut, so der Sozialverband. Erwerbslose rutschten
nach ein bis zwei Jahren in die Armut ab." Die Regelsätze habe die
Regierung so kleinrechnen lassen, dass ein menschenwürdiges Leben
davon nicht möglich sei. Das propagierte "Fördern" ende für viele in
nutzlosen "Maßnahmen", in Ein-Euro-Jobs oder im Niedriglohnsektor.

In seinem Konzept verlangt der Paritätische, das Arbeitslosengeld I
abhängig von den Beitragszeiten auf 18 bis 36 Monate zu verlängern;
der Mindestlohn müsse auf 12 Euro steigen. Die Grundbedarfe seien neu
zu berechnen. Kurzfristig sei die Leistung für alle Altersgruppen um
37 Prozent anzuheben. Für Kinder müsse langfristig eine eigene
Grundsicherung her. Diese müsse sich am steuerlichen Existenzminimum
von 619 Euro orientieren.

Aber zu Hartz IV wird im Kieler Sozialbericht leider kein Wort
verloren. Insofern werden die guten Absichten, "lokale Polarisierungen
transparent zu machen, um so langfristig sozialen Ungleichheiten zu
begegnen," wie es in der Einleitung heißt, leider weitestgehend
verpuffen - es sei denn, es gelänge im Zusammenspiel von
außerparlamentarischen und parlamentarischen Initiativen, das
Hartz-IV-System hinter uns zu lassen. Man darf darauf gespannt sein,
wie die Diskussion in der Kieler Ratsversammlung über den
Sozialbericht verlaufen wird.


In gedruckter Form ist der "Kieler Sozialbericht 2018" am
Infopoint im Kieler Rathaus erhältlich oder abzurufen unter

www.kiel.de/de/gesundheit_soziales/sozialplanung_berichte_konferenzen/sozialbericht/_dokumente_sozialbericht/Kieler_Sozialbericht_2018_web.pdf

Der OECD-Bericht "A Broken Social Elevator? How to Promote Social
Mobility." 

www.oecd.org/berlin/publikationen/social-mobility.htm
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GLEICHHEIT/6731: "Gefangen - Der Fall K." - eine Geschichte von erschreckender Aktualität


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

"Gefangen - Der Fall K." - eine Geschichte von erschreckender
Aktualität 

Zum Fernsehfilm von Hans Steinbichler

Von Sybille Fuchs

20. September 2018



Wer diesen Fernsehfilm von Hans Steinbichler am 10. September im ZDF
gesehen hat, kann kaum glauben, dass er auf dem tragischen Schicksal eines
Mannes beruht, das sich tatsächlich vor einigen Jahren in Deutschland
zugetragen hat.

Er lehnt sich sehr eng an die wirkliche Geschichte des
Oldtimer-Restaurateurs, Pazifisten und Umweltaktivisten Gustav Mollath [1]
an, der sieben Jahre unschuldig in einem bayerischen forensischen
Hochsicherheitsgefängnis eingesperrt war, in dem normalerweise nur
hochgefährliche psychisch gestörte Gewalttäter landen. Sein einziges
Vergehen war die Aufdeckung krimineller Bankspekulationen. Der Fall hatte
2013 großes öffentliches Interesse erregt und zu Solidaritätsaktionen für
Mollath geführt.

Es ist ein großes Verdienst des Filmteams, gerade heute an diese
erschreckende Geschichte zu erinnern. Angesichts der in allen Bundesländern
verschärften Polizeigesetze kann sich ein derartiger Albtraum für
unschuldige Menschen, die gegen Ungerechtigkeit und das Profitsystem
protestieren, leicht wiederholen.

Kit Hopkins und Hans Steinbichler (Hierankl, Winterreise, Das Blaue vom
Himmel, Tagebuch der Anne Frank u.a.), der auch Regie führte, schrieben
die finale Drehbuchfassung, und Henriette Piper lieferte die Vorlage für
diesen ungewöhnlichen Fernsehfilm.

Steinbichler liefert aber nicht nur einen spannend aufgebauten dramatischen
Krimi, sondern ein finsteres Drama in düsteren Bildern. Besonders
eindrucksvoll sind die Gefängnisszenen, in den Stacheldrahtrollen vor den
vergitterten Fenstern hängt der Kadaver eines Vogels, dem Gefangenen
gelingt es, aus Apfelkernen ein kleines Bäumchen zu ziehen, ein Symbol
dafür, dass er die Hoffnung nicht aufgibt.

Die Einweisung politisch unangepasster Zeitgenossen in die geschlossene
Psychiatrie gilt als Merkmal autoritärer Regime. Mollaths Einweisung lag
der Nazi-Paragraph § 63 vor seiner Reform 2016 zugrunde. Er traf
"Gustl" Mollath, im Film Sebastian Kronach genannt "Wastl"(Jan Josef
Liefers), weil er kriminelle Machenschaften aufdecken wollte, in die seine
Frau und die Hypo-Vereinsbank (der Name der Bank ist wie der aller
Protagonisten im Film geändert) verwickelt waren.

Elke Kronach (Julia Koschitz) bringt, zum Teil auf eigene Faust,
Schwarzgeld von Kunden in Schweizer Tochterunternehmen ihrer Bank, um sie
vor der deutschen Steuer zu verstecken. Besonders aufgebracht ist Wastl,
dass sie dabei auch Waffenhändlern hilft, die am Krieg in Afghanistan
verdienen. In seinem Werkstattbüro gehen merkwürdige Faxe ein,
Einzahlungsbelege mit Chiffren wie "Villa 2000", "Luftschloss" und "Holy
Moly", die ihn zutiefst beunruhigen. Wastl fertigt heimlich Kopien an. Er
verlangt von ihr, dass sie Schluss macht mit solchen Geschäften. Es kommt
zum Streit, sie beschimpft ihn als Versager.

Sein Motto ist: "Ich bin zu der Überzeugung gekommen, dass die Welt nur
gerechter werden kann, wenn man sich einmischt. Und wenn man für seine
Überzeugungen eintritt. Das beginnt vor der eigenen Haustür." Er möchte
seine Frau vor Illegalität und drohender Strafe schützen, aber sie will ihr
neues Luxusleben und ihre Karriere um jeden Preis fortsetzen. Das Ehepaar
entfremdet sich immer mehr.

Wastl reicht die von ihm gesammelten Beweise über die illegalen Geschäfte
seiner Frau mit der Bitte, "es" möge aufhören, bei der Bank ein, was diese
zu einer internen Revision veranlasst. Zwar bestätigt die Untersuchung die
Vorwürfe von Kronach, aber die Bankdirektion entschließt sich, alles zu
vertuschen und mit Elke Kronach einen Deal zu machen.

Elke und die Bank kommen überein, Wastl zu beschuldigen, er habe seiner
Frau Gewalt angetan. Sie fingiert zusammen mit ihrem Therapeuten,
gleichzeitig einer ihrer Schwarzgeldkunden, Beweise für die Misshandlungen,
die Wastl ihr angeblich beigebracht haben soll. Damit nimmt das Verhängnis
für Kronach seinen Lauf. Ein Gutachter attestiert ihm eine verminderte
Zurechnungsfähigkeit, ohne ihn je gesehen zu haben. Kronach wird wegen
Körperverletzung angezeigt, für unzurechnungsfähig und zu einer Gefahr für
sich selbst und andere erklärt. Er landet in der Psychiatrie. Seine eigene,
mit Beweisen unterfütterte Anzeige gegen die Bank verläuft im Sand.

Weil er glaubt, dass sich die Wahrheit letztlich durchsetzen wird,
verzichtet er auf einen Anwalt, er eignet sich juristische Kenntnisse an
und verteidigt sich selbst. Dem Richter legt er seine umfangreiche Sammlung
von Belegen über die Machenschaften seiner Frau und der Bank vor, aber der
Richter weist ihn kaltschnäuzig ab, es gehe nur um die Körperverletzung,
die er seiner Frau angetan habe.

Immer wieder wird sein Aufenthalt in der Anstalt verlängert, weil Richter
und Gutachter an der einmal gefällten Entscheidung festhalten. Erst als es
gelingt, ein in der Zelle aufgenommenes Video an die Öffentlichkeit zu
bringen, in dem er seine Geschichte erzählt, wird er freigelassen.

Durch seine Naivität und Eigenwilligkeit bei der Verfolgung seiner Sache,
die an Heinrich von Kleists Michael Kohlhaas erinnert, macht es
Kronach seinen Gegenspielern relativ leicht, ihn als gestörten Querulanten
darzustellen. Er verliert seinen gesamten Besitz, sein Elternhaus mit allen
persönlichen Erinnerungen. Ihm bleibt nur die Kleidung, die er bei seiner
Einlieferung trug. Jan Josef Liefers spielt diesen verzweifelten, für die
Wahrheit und seine Freiheit kämpfenden Mann mit großer Haltung und sehr
glaubwürdig. Auch die anderen Darsteller und vor allem die Kameraführung
tragen viel zu der beklemmenden Atmosphäre bei, die dieser Film vermittelt.

Es ist merkwürdig, dass sich weder in der Ankündigung noch auf der Homepage
des Senders ein Hinweis darauf findet, dass der Film auf dem realen Fall
Mollath basiert. Der Sender könnte rechtliche Verwicklungen gefürchtet
haben, mutmaßen mehrere Zeitungsberichte. Immerhin waren hohe Vertreter des
Staatsapparats, wie die bayerische Justizministerin Beate Merk, hohe
Richter, Staatsanwälte, die Vorstände der staatsnahen HypoVereinsbank und
leitende Klinikärzte in den Fall verwickelt.

Bis heute sind Mollaths Vorwürfe an die HypoVereinsbank nicht ernsthaft
geklärt worden, obwohl der interne Revisionsbericht sie nicht nur
weitgehend bestätigt, sondern noch weitere Steuerhinterziehungsvergehen
aufgedeckt hatte. Der Geldwäscheskandal von 2012, bei dem die
HypoVereinsbank im Zentrum stand, hatte bisher keine Konsequenzen für die
Verantwortlichen.

Erst jetzt, im Mai 2018, wurde Klage gegen sechs Personen erhoben, darunter
drei Ex-Vorstände. Eingereicht hat die Klage die HVB selbst, die sich damit
vom Bock zum Gärtner macht. Den Beschuldigten wird Steuerhinterziehung in
Höhe von 113 Millionen Euro vorgeworfen, doch ob sie jemals zur Kasse
gebeten werden, ist äußerst fraglich, geschweige denn ob sie irgendeine
Gefängnisstrafe absitzen müssen.

Mollath dagegen wurde lediglich bestätigt, dass er zu Unrecht sieben Jahre
lang in die forensische Haftanstalt gebracht wurde. Er erhielt dafür eine
Entschädigung von gerade einmal 170.000 Euro. Wie "Wastl" im Film, erhielt
er einen Freispruch "zweiter Klasse".

Der Titel "Fall K" ist nicht zufällig eine Anspielung auf Franz Kafkas
Romanfigur "K" in Der Prozess. Die Filmemacher lassen "Wastl"
Kronach am Ende eine Stellungnahme abgeben, gefilmt von einem Mithäftling.
"Es ist in Deutschland möglich, obwohl man keinerlei psychische Krankheit
hat, unter Umständen bis zum Lebensende in geschlossenen Psychiatrien zu
verschwinden, auf Nimmerwiedersehen. Das, was mir passiert ist, das kann
jedem anderen auch passieren."

Ein eingeblendeter Fernsehbericht zeigt weitere Beispiele. So wurden zwei
hessischen Steuerfahndern mit gekauften Gutachten schwere psychische
Störungen und Querulantentum unterstellt, weil sie bei der Aufdeckung von
Steuerhinterziehung nicht lockerließen.

Im Abspann verweist das Filmteam auf die kurz nach Mollaths Freilassung auf
den Weg gebrachte Gesetzesänderung von 2016, die die Unterbringung von
Straftätern in der Psychiatrie nur noch für gravierende Fälle zulässt.

Tatsache ist jedoch, dass die gegenwärtige Staatsaufrüstung und
Gesetzesverschärfungen eine allseitige Überwachung, Schleierfahndung,
längeres Festsetzen von Verdächtigen, Anwendung von Polizeigewalt allein
bei Verdacht, die Aushebelung persönlicher Freiheitsrechte und damit
weitere Fälle unschuldiger Inhaftierung ermöglichen.

Regisseur Steinbichler warnt zu Recht: "Eine bittere Gewissheit bleibt nach
der Beschäftigung mit dem Fall K: Diese Geschichte hätte jedem von uns
passieren können."

Video in der ZDF-Mediathek verfügbar bis 08.12.2018, 23:59


Anmerkung:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2013/06/27/moll-j27.html

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2018 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 20.09.2018

"Gefangen - Der Fall K." - eine Geschichte von erschreckender Aktualität

Zum Fernsehfilm von Hans Steinbichler

http://www.wsws.org/de/articles/2018/09/20/film-s20.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





IMI/890: #retten #kämpfen #führen


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2018/23 vom 20. September 2018

#retten #kämpfen #führen

Imagewechsel der Bundeswehr-Rekrutierungskampagne

von Alison Dorsch



Ende August 2018 ging die Attraktivitätsoffensive in die nächste Runde:
Eine massive Präsenz im Öffentlichen Raum durch Plakate, Werbespots,
Postkarten oder ähnlichem plus begleitendem Onlineauftritt - das ist bei
der Bundeswehr inzwischen eingespieltes Vorgehen. Auch optisch und
inhaltlich entspricht das neue Material den vorherigen Kampagnenphasen.
Einzige wesentliche Neuerung: den Spruch "Mach was wirklich zählt" ergänzen
jetzt "Folge deiner Berufung" und eine Reihe von Hashtags.

Die Bundeswehr will allein bis 2023 die Truppenstärke von zur Zeit circa
180.000 auf 198.000 ansteigen lassen[1], weshalb diese neue Kampagnenphase
nur die Spitze des Eisbergs ist: In den letzten Jahren hat sich in Sachen
Rekrutierung und Öffentlichkeitsarbeit der Bundeswehr einiges getan, wie
sich allein an den Ausgaben ablesen lässt. 2013 wurden ungefähr 23,5 Mio.
Euro für das Image der Bundeswehr ausgegeben. Nach einem kontinuierlichen
Anstieg waren es dann 2017 satte 39 Mio. Euro (vgl. Abb. 1). Um die neuen
Rekruten anzulocken, setzt man inzwischen nicht mehr auf die Bereitschaft
zur vaterlandsverliebten Selbstaufopferung, sondern verspricht vor allem
Karriere, soziale Sicherheit und sinnstiftendes Überlegenheitsgefühl.

Selbstverwirklichung statt Vaterlandsdienst

Angefangen hat das alles 2011, als man sich entschied, die Wehrpflicht
auszusetzen. Wehrdienstleistende dürfen nicht im Ausland eingesetzt
werden[2]. Für eine "Armee im Einsatz" sind sie also herzlich wenig zu
gebrauchen und binden noch dazu einsetzbare Soldaten in
Ausbildungsfunktionen. Mit der Wehrpflicht nahm man dem Militär jedoch
seine damals wichtigste Brücke in die Gesellschaft, die insbesondere zur
Rekrutierung nützlich war. Seitdem arbeitet man daran, diese Brücke an
anderer Stelle zu ersetzen. Im selben Jahr startete deswegen die erste
großangelegte Öffentlichkeitskampagne der Bundeswehr. Unter dem Slogan
"Wir.Dienen.Deutschland" bewarb man jetzt offensiv den Dienst an der Waffe.
Seit der Münchner Sicherheitskonferenz 2014 sprechen deutsche Politiker von
"mehr Verantwortung" und meinen damit mehr Bundeswehreinsätze. Nicht von
ungefähr werden diese seitdem öffentlich formulierten Großmachtambitionen
von personalpolitischen Maßnahmen für die Bundeswehr begleitet. Für mehr
Einsätze braucht man eben auch mehr Personal. "Agenda Attraktivität" ist
jetzt das Stichwort: Um den "global agierenden Konzern" Bundeswehr zum
"attraktiven und wettbewerbsfähigen Arbeitgeber" zu machen, wurde 2015 das
Bundeswehr-Attraktivitätssteigerungsgesetz[3] verabschiedet. Es beinhaltet
Maßnahmen zur Modernisierung der Unterkünfte und des Materials, zur
Steigerung der Vereinbarkeit des Soldatenberufs mit dem Familienleben, mehr
Besoldung und Vorteile in der sozialen Absicherung für Soldaten. Begleitend
wurde der Bundeswehr 2015 ein neues Image verpasst. Von der eher ernsten
und rückblickend fast zurückhaltenden Grundstimmung der Kampagne
Wir.Dienen.Deutschland hat man sich verabschiedet. Die neue Corporate
Identity der Bundeswehr ist hip, locker und durchgestylt. "Mach was
wirklich zählt"[4] statt "Wir.Dienen.Deutschland". Selbstverwirklichung
statt Vaterlandsdienst!

Zusätzlich wurde der Tag der Bundeswehr eingeführt. Ein bundeswehreigenes
Großevent, das man die Steuerzahlenden seitdem jährlich mehrere Millionen
Euro kosten lässt.

2016 erschien dann mit dem Weißbuch eine umfassende, (eigentlich nicht mehr
ganz so) neue Personalstrategie: die sogenannte "Trendwende Personal". Sie
legt fest, wie die "notwendigen zusätzlichen Personalkapazitäten" der
Streitkräfte "aufzubauen, auszubauen und weiterzuentwickeln" sind (S.120).
Dazu soll die Bundeswehr "einer der attraktivsten Arbeitgeber Deutschlands"
werden. Die hier explizit genannten Problembereiche (Ärzte, Ingenieure und
Informatiker) lassen sich eindeutig als Zielgruppen der
Rekrutierungskampagnen erkennen. Man braucht nicht nur Rekruten, nein die
"klügsten Köpfe und die geschicktesten Hände" (S. 122) sollen es sein.
Fachkräfte für die hochspezialisierte Hightech-Armee der Zukunft. Um den
steigenden Personalbedarf zu decken, sollen bisher ungenutzte Potenziale
erschlossen werden. Damit sind unter anderem Frauen, Menschen mit
Migrationshintergrund, mit abweichender religiöser oder sexueller
Orientierung gemeint. Ein besseres Diversity-Management erschließe jedoch
nicht nur ungenutzte Potenziale, sondern steigere zugleich die "Verankerung
in der Gesellschaft" (S. 123). Gendergerechtigkeit als Mittel zum Zweck!

2016 war auch ein großes Jahr für den Online-Auftritt der Bundeswehr. Als
Teil der Kampagne "Mach was wirklich zählt" wurde "Die Rekruten", die erste
große Youtube-Serie, überall mit Plakaten beworben. Mit täglichen Videos
konnte man eine Reihe sorgfältig quotierter junger Rekruten durch ihre
Grundausbildung begleiten[5]. Das "Rekruten"-Format füllt die Bundeswehr
seitdem mit wechselndem Inhalt für wechselnde Zielgruppen. "Highlight" bis
jetzt war die 2017 in Gao/Bamako gedrehte Serie "Mali"[6]. Skripted Reality
direkt aus dem Kriegseinsatz!

Allein in der ersten Hälfte 2018 gingen dann "Biwak" und "die Springer"
online. Man begleitet Gebirgsjäger auf ihr Wintercamp im Schnee und sieht
was es bedeutet, sich zu pushen und mehr zu leisten als normale Menschen.
Bei den Fallschirmspringern lernt man, dass Drill nur dem Schutz der
Soldaten dient. Bei den Rekruten las man in den Kommentarspalten häufig
noch, die Serie sei lächerlich und "unsere" Truppe nur noch ein Haufen
infantiler Waschlappen. Wer weiß, wahrscheinlich ist das plumpe elitäre
Gehabe von "Biwak" und "die Springer" auch eine Reaktion darauf. Die 
PR-Experten der Bundeswehr stehen vor einem permanenten Spagat zwischen "so
viele Rekruten wie möglich" und "nur die erlesensten Allerbesten".

Komm mit mir die Welt #retten

Die neueste Kampagnenphase ist eine konsequente Fortsetzung der bisherigen
Entwicklungen: Die Hashtags sollen die Zielgruppen auf die Profile der
Bundeswehr in den Neuen Medien locken, die begleitend auf- und ausgebaut
werden (vor allem Instagram, Snapchat, Facebook und bundeswehrkarriere.de).
Die Plakate zeigen Ärzte, Ingenieure, Informatiker vor großem, modernem
Gerät (#Arzt, #Tech, #IT). Es sollen gezielt Frauen angesprochen werden,
also sind vergleichsweise häufig erkennbar Frauen abgebildet (zum Beispiel
hinter #führen). Und auch die Verschiebung vom Dienst zur
Selbstverwirklichung wird im neuen Material fortgeführt. "Komm mit mir die
Welt #retten", "Für dich würde ich #kämpfen", "Was verschreibst du bei
verletzten Menschenrechten?", "Wie schweisst du Freiheit und Sicherheit
zusammen?", #Teamgeist, #extrem, #Ausbildung und #Studieren. Sich für den
Arbeitsmarkt qualifizieren, nebenbei noch zu den Guten gehören, für die
großen Werte kämpfen, dabei in Kameradschaft über sich selbst hinauswachsen
- das ist das Bild von Soldatentum, dass hier propagiert wird. "Folge
deiner Berufung" beim sinnstiftenden Top-Arbeitgeber Bundeswehr. Karriere
machen für Freiheit, Sicherheit und Menschenrechte.

Rekrutierung - Normalisierung - Zuspruch

Was Propaganda anbelangt, ist die Bundeswehr also inzwischen ziemlich gut
aufgestellt. In wenigen Jahren hat sie eine dauerhafte Präsenz im
Straßenbild aufgebaut und sich ein hippes Image zugelegt. Die Werbeagentur
Castenow, die derzeit mit dem Employer Branding der Bundeswehr beauftragt
ist, wird dafür gerade mit einem PR-Preis nach dem anderen geehrt.[7] In
einem Zeitalter von entfremdetem, präkarisiertem Arbeitsalltag lässt sich
die Bundeswehr als sinnstiftender, aufregender Arbeitgeber inszenieren, bei
dem noch Karriere machen kann, wer sich wirklich anstrengt. Dabei ist sie
es gerade, die mit direkter Gewalt das Wirtschaftssystem am Leben erhält,
das eben diesen tristen Alltag erst erzeugt und einer individuellen
Selbstverwirklichung im Weg steht.

Die Bundeswehr hat ihr eigenes alljährliches Großevent etabliert, sich die
Sozialen Medien zunutze gemacht und erstmalig einen konkreten
Auslandseinsatz mit einer Werbekampagne "begleitet". "Mali" ist dabei nicht
nur ein bedeutender qualitativer Sprung in Sachen Militarisierung, es ist
auch ein Paradebeispiel dafür, dass Öffentlichkeitsarbeit der Bundeswehr
immer beides bedeutet: konkrete Nachwuchsgewinnung und allgemeine
Verankerung des Militärs in der Gesellschaft. Es werden nicht nur Rekruten
geworben, sondern die Bundeswehr auch durch eine allgegenwärtige Präsenz in
einem bisher ungesehenem Ausmaß in der Öffentlichkeit normalisiert. Und
noch mehr, es geht nicht nur um Zuspruch zur Bundeswehr als Institution. Es
geht immer auch um Zuspruch zur Verteidigungspolitik der Bundesregierung.
Es geht immer auch um die Akzeptanz laufender und kommender Kriegseinsätze
in aller Welt. So liest man in den Verteidigungspolitischen Richtlinien
2011: "Das Verhältnis zwischen Bundeswehr und Gesellschaft ist entscheidend
für die Handlungsfähigkeit Deutschlands und damit wesentlich für unsere
Sicherheit". Die Bundesregierung und Bundeswehr haben viel vor. Dazu
brauchen sie beides: mehr Soldaten und eine Bevölkerung, die ihre Gewalt
mitträgt.


Anmerkungen

[1] Alexander Kleiß u.a.: Konzeption der Bundeswehr: Rüstung für den Neuen
Kalten Krieg, in: AUSDRUCK (Juni 2018).

[2] Im Sinne der Bündnisverteidigung sind Wehrdienstleistende jedoch sehr
wohl einsetzbar. Denkt man an die Russland- Politik dies- und jenseits des
Atlantiks erklärt sich vor diesem Hintergrund die aktuelle Debatte um das
Wiedereinführen der Wehrpflicht.

[3] Gesetz zur Steigerung der Attraktivität des Dienstes in der Bundeswehr
vom 13. Mai 2015.

[4] Für eine genauere Analyse Michael Schulze von Glaßer: Bundeswehr: Der
neue Werbefeldzug, IMI-Studie 2017/01.

http://www.imi-online.de/2017/01/18/bundeswehr-der-neue-werbefeldzug/

[5] Für eine genauere Analyse siehe IMI-Studie 2017/01.

http://www.imi-online.de/2017/01/18/bundeswehr-der-neue-werbefeldzug/

[6] Für eine genauere Analyse siehe Marischka, Christoph: Skripted Mali,
in: AUSDRUCK (Dezember 2017)

[7] Siehe IMI-Studie 2017/01.

http://www.imi-online.de/2017/01/18/bundeswehr-der-neue-werbefeldzug/
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VORWÄRTS/1406: Fokus auf Diversität - Interview mit Olivia Bianchi


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 27/28 vom 6. September 2018

Fokus auf Diversität

Interview mit Olivia Bianchi von Sabine Hunziker



Eine Plattform für queere Themen und Geschichten aus aller Welt:
Für die Akzeptanz von Diversität und realitätsgetreuen Erzählungen
kämpft das Filmfestival "Luststreifen" in Basel wieder
vom 26. bis 30. September.


Seit 2008 organisiert die Crew rund um "Luststreifen" jedes Jahr
ein tolles Programm mit Filmen, Workshops, KünstlerInnengesprächen und
Konzerten. "Luststreifen" will gegen die Unterrepräsentation der
Queers in den Filmen kämpfen und mit dem Festival eine Plattform
schaffen, auf der bestimmte Themen mit queeren Geschichten aus aller
Welt sichtbar gemacht werden. Für einmal ist der Filmstoff provokant,
feministisch, experimentell und politisch und fördert die Diversität.
Auf der Leinwand, in Workshops und in Gesprächen wird für mehr
Sichtbarkeit gekämpft eine produktive Auseinandersetzung mit
"Tabuthemen" erarbeitet. Es wäre schade, das Filmfestival zu
verpassen, da wir schliesslich alle zu der Diversität gehören.

Ein Interview mit Olivia Bianchi von "Press and Public Relations" des
Luststreifen Film Festivals Basel:


vorwärts: Das Festival "Luststreifen" zeigt im September
wieder queere, feministische, und politische Kurz- und Spielfilme. Auf
welche Filmperlen dürfen wir uns freuen?

Olivia Bianchi: Das "Luststreifen" zeigt auch dieses Jahr
wieder einige vielfältige Filmhighlights. Eins davon ist sicher
"M.I.A."; die Filmbiografie der umstrittenen srilankischen Künstlerin
zeichnet ein intimes Portrait über die Musikerin, welche in den
letzten Jahren immer wieder für viel Aufmerksamkeit gesorgt hat.

Ein ganz spezielles Highlight am Luststreifen Film Festival ist die
Panel-Diskussion, welche sonntags, am 30. September ab 15.00 Uhr in
unserem Festivalzentrum in englischer Sprache stattfinden wird.
Diskutieren werden mehrere RegisseurInnen, ProtagonistInnen und
ExpertInnen über die Themen Flucht, Migration in Zusammenhang mit
Gewalt- und Diskriminationssituationen von queeren Flüchtlingen. Als
Einleitung zur Diskussion wird der Shortfilm-Block "Queer Migration"
gezeigt, bestehend aus fünf sehr unterschiedlichen Kurzfilmen. Unter
anderem ist die Schweizer Premiere des Filmes "the art of being a
sinner": Ein Portrait des sudanesischen Künstlers Ahmed Umar, der als
bekennender Homosexueller seine streng muslimische Familie
zurückgelassen hat und in Norwegen eine neue Heimat fand. Sowohl der
Protagonist Ahmed Umar als auch der Regisseur Ibrahim Mursal werden
bei der Diskussion anwesend sein.


vorwärts: In welcher Form hat sich der feministische Film
in den letzten Jahren verändert? Welche Themen sind dazugekommen,
welche verschwunden?

Olivia Bianchi: Feministische Filme sind wie viele
identitätsbasierte Anliegen an ihre historische Entstehung gebunden.
Den Strang von feministischen Anliegen auch im Medium Film zu
thematisieren, gründet in ihrer politischen, sozialen Bewegung. Eine
anfänglich eher weisse, eurozentristische Auslegung des Feminismus
wich einem einschliessenden, intersektionalen Konzept. Das heisst,
Formen der Unterdrückung und Benachteiligung werden über die Kategorie
Geschlecht und Sexualität betrachtet und erweitern sich auf Diskurse
wie Ethnizität, Klasse, Nationalität, Identität, Disability und so
weiter. Ein intersektionaler Feminismus im Film bespricht kritisch
Themen wie Body- und Slut-Shaming (das Beleidigen von Körper und
sexueller Aktivität), sexuelle Belästigung, Rassismus, Sexismus,
patriarchale Machtstrukturen, Trans- und Homophobie und eine
selbstbestimmte Sexualität. Die Serie "The Foxy Five" der Regisseurin
Jabu Nadia Newman steht gewisserweise für diese Veränderung und
thematisiert gerade die Intersektionalität und Verschiedenartigkeit
von Ausdruck und Form der Unterdrückung, welche sich im feminstischen
Film zusammenschliessen.


vorwärts: Feminismus ist in aller Munde: Auch
herkömmliche Produktionsfirmen machen vermehrt Filme/Serien wie
"Orange is the New Black" oder die "Göttliche Ordnung" mit
queer-feministischen Elementen. Braucht es alternative Filmfestivals
wie "Queersicht" oder "Luststreifen" bald noch und warum?

Olivia Bianchi: Tatsächlich werden die Themen Feminismus,
Gender Equality und Identity mehr und mehr diskutiert, und auch in der
Mainstream-Filmwelt wird immer mehr auf diese Probleme und Fragen
eingegangen. Jedoch ist die herkömmliche Filmbranche weiterhin von
patriarchalischen Zuständen geprägt sowie heterosexuell und binär
normiert. Somit sind Festivals wie das "Luststreifen", das
"Queersicht" weiterhin von Nöten, um Tabus zu brechen, Diskurse
anzuregen und echte Geschichten auf die Leinwand zu bringen.
Alternative Filme oder Filmfestivals scheuen sich ausserdem nicht, auf
schwierige Themen aufmerksam zu machen. Diese Plattformen bieten eine
Chance und die Möglichkeit, Bewusstsein zu schaffen und die
Sensibilisierung und Enttabuisierung auf Diskurse wie Diskriminierung,
Sexismus, Colorism und eine selbstbestimmte Sexualität voranzutreiben.


vorwärts: Welche DrehbuchautorInnen, RegisseurInnen oder
SchauspielerInnen gibt es in der Schweiz zu entdecken?

Olivia Bianchi: Um einen kleinen Ausblick in die junge
Schweizer Filmlandschaft zu geben, sind beispielsweise die jungen
Regisseurinnen Corina Schwingruber Ilic, Nadia Lanfranchi, Nina
Oppliger und Corinne Pfister zu nennen. Die drei letzteren sind auch
am Luststreifen vertreten mit ihrer Arbeit "Being Okey". Ihr Kurzfilm
bespricht die Thematik Migration und Flucht aus der Perspektive des
Geflüchteten Okey aus Nigeria. Okey ist schwul und seit elf Jahren auf
der Flucht. Homosexualität ist in seiner Heimat ein Verbrechen und
auch die Schweiz gewährt ihm kein Asyl. Der Kurzfilm ist Teil einer
unserer Kurzfilmslots "Queer Migration Shorts"; anschliessend
diskutieren die Regisseurinnen und weitere Gäste in einer
Panel-Diskussion über die behandelten Themen Asyl, Migration,
kulturelle Identität und das Konzept Heimat. Corina Schwingruber Ilic
ist selbstständige Filmemacherin und Cutterin, zusammen mit Katja
Morand und Beat Scheidegger bildet sie unsere diesjährige Jury. Die
Luststreifen-Jury vergibt unsere vier Lust-Awards zur Anerkennung
herausragender Leistung für Filmschaffende. Die Übergabe des
handgefertigten Awards aus Lindenholz findet am Sonntag an unsere
Award Ceremony statt.


vorwärts: Was wünscht ihr euch als Team von
"Luststreifen" für filmische Revolutionen in der Zukunft?

Olivia Bianchi: Für die filmische Revolution wünschen wir uns
dasselbe wie für unsere Gesellschaft als Ganzes: Akzeptanz, Toleranz
und Vielfalt in allen Bereichen. Das Medium Film hat viel Einfluss auf
die ZuschauerInnen, wenn also Filme mehr Fokus auf Diversität und
realitätsgetreue Erzählungen von Menschen und ihren Geschichten legen
und Sexismus und Diskrimination weiterhin diskutiert und bekämpft
werden, sind wir auf einem guten Weg als Gesellschaft.

www.luststreifen.com

 * 
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DOKUMENTATION/1539: ZDF - Terra X "Extreme der Tiefsee – Eisige Abgründe", 23.09.2018 (ZDF)


Terra X: Extreme der Tiefsee – Eisige Abgründe

Dokumentation

Sonntag, 23. September 2018, 19.30 Uhr

Inhalt:

– Zur Sendung



Sonntag, 23. September 2018, 19.30 Uhr
Terra X: Extreme der Tiefsee – Eisige Abgründe
Dokumentation

Das Forschungsschiff "Alucia" ist wie bei den vorangegangenen "Terra X"-Dokumentationen über den Riesenkalmar, die "Monsterhaie", die "Höhlen der Korallenriffe" und die "Leuchtwesen der Tiefsee" wieder Mutterschiff und Operationsbasis der neuen Expeditionen. Mit ihrem bemannten Tauchboot "Nadir" dringen Wissenschaftler und Filmcrew erstmals über 500 Meter tief ins Südpolarmeer vor. Nie zuvor wurde dieser wildeste Teil der Weltmeere in Tiefen jenseits der 200-Meter-Marke von Menschen betaucht. 
Die Forscher treffen eine immense Artenfülle an: Wälder riesiger Schwämme, teils vor tausenden von Jahren entstanden, und Vertreter fast aller Stämme des Lebens. Die Schwämme sind von gigantischer Größe, weil sie in den eisigen Wassern uralt werden und zeitlebens wachsen. Mit dem Tauchboot folgt das Team Walen in die Tiefe, um sie beim Krillfang zu beobachten. Doch die Erderwärmung führt zu gravierenden Veränderungen dieser entlegenen Unterwasserwelt. Luftaufnahmen belegen die verstärkte Bildung von Eisbergen und den drohenden Abbruch großer Eisflächen.

Völlig anders die Gewässer im Marianengraben mit den knapp 11.000 Meter unter dem Meeresspiegel gelegenen tiefsten Stellen des Planeten. Der enorme Wasserdruck von über einer Tonne auf die Fläche eines Daumennagels erfordert spezielle Technik bei der Erforschung. Während den Mond schon zwölf Menschen betreten haben, waren bisher nur drei Personen am Grund des Marianengrabens. Erstmals in der Geschichte wird dieser nahezu unerreichbare Winkel der Erde nun von der "Alucia" aus filmisch erfasst. Dazu wird ein mit Kameras, Fangvorrichtungen und Ködern ausgestatteter "Lander", eine mechanische Tiefsee-Plattform, von Bord abgelassen, der in Tiefen zwischen 4500 und 11.000 Metern operiert.

Dabei gelingt es, einen Scheibenbauchfisch in 8.178 Metern Tiefe aufzunehmen – ein Weltrekord, fast an der Grenze des Möglichen. Aus biochemischen Gründen können Wirbeltiere nicht unterhalb von etwa 8.200 Metern leben, da dann der Druck die Proteine komprimiert und jede Muskeltätigkeit verhindert. Andere Tiere wie Krebse behaupten sich auch in tieferen Regionen. Wie sie dies mittels Trimethylaminoxid (TMAO) und Scyllo-Inositol, zweier chemischer Schutzsubstanzen, bewerkstelligen, zeigt die Dokumentation anhand von computergenerierten Bildern (CGIs).

Ein zweiter Tauchroboter liefert Bilder aus über zehn Kilometern Tiefe über Glasfaser-Kabel. Sichtbar wird eine Lebenswelt, wie sie bis vor Kurzem nicht für möglich gehalten wurde: Quallen, Gliederfüßer, Seegurken, Würmer, rätselhafte halbtransparente, rosenähnlich anmutende Wesen und andere mehr. Die tiefste Tiefe ist voller Leben.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – September 2018

Copyrights by ZDF
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SERIE/931: ZDF - Neue Vorabendserie "SOKO Potsdam", ab 24.09.2018 (ZDF)


SOKO Potsdam

Neue Vorabendserie

ab Montag, 24. September 2018, jeweils 18.00 Uhr

Inhalt:

– "Die kleine, hübsche Schwester von Berlin"

– Stab, Rollen und Darsteller, Inhalt

– Sendetermine, Folgeninhalte, Episodenbesetzungen

– Rollenprofile

– Statement der Produzenten Lasse Scharpen und Gerda Müller

– Interview mit den Autoren Richard Kropf, Hanno Hackfort und Bob Konrad



"Die kleine, hübsche Schwester von Berlin"

Eine der drei Hauptrollen in dieser neuen SOKO spielt die Stadt. Aber warum Potsdam? Potsdam, das ist die kleine, hübsche Schwester von Berlin, die filmisch bisher weitgehend unentdeckt blieb. Hier ist alles ein bisschen entspannter und ein bisschen gesünder als in der Großstadt. Und als ehemalige Residenzstadt bietet Potsdam mit ihren einzigartigen Schloss- und Parkanlagen, den Flusslandschaften und der historischen Innenstadt eine phantastische Kulisse für einen Krimi. Aber auch die klassischen Krimischauplätze wie Industrieanlagen, Hinterhöfe oder Plattenbauten kommen hier nicht zu kurz. 
Mit diesem Widerspruch zwischen schönen Postkartenmotiven und menschlichen Abgründen und Lebenswirklichkeiten werden die beiden Kommissarinnen Luna und Sophie täglich konfrontiert. Sie sind die beiden Hauptfiguren der "SOKO Potsdam". Aus ihrer Sicht werden die Krimigeschichten erzählt, wodurch die beiden Frauen mit ihren Persönlichkeiten auch mehr in den Mittelpunkt der Geschichten rücken. Luna handelt aus dem Bauch heraus, Sophie ist ein Kopfmensch. Die beiden kennen sich seit ihrer Kindheit, sind dicke Freundinnen, aber nicht immer einer Meinung, so dass es auch mal zwischen den beiden richtig knallt.

Die SOKOs gehören mit bis zu viereinhalb Millionen Zuschauern werktags um 18.00 Uhr zu den erfolgreichsten Programmmarken des ZDF. Mit der "SOKO Potsdam" bekommen die SOKOs nun weiteren Zuwachs. Wie schon bei der im Frühjahr gestarteten "SOKO Hamburg" sollen auch hier den Zuschauern mehr Abwechslung und mehr Erstausstrahlungen auf dem SOKO-Sendeplatz geboten werden.

Modern und unkonventionell. Wir freuen uns auf die "SOKO Potsdam"!

Peter Jännert, Koordinator SOKO

 * 

Stab

Buch: Richard Kropf, Hanno Hackfort, Bob Konrad, Stefan Scheich, Robert Dannenberg
Regie: Stefan Bühling, Isabel Braak
Kamera: Marco Uggiano
Musik: Leonard Petersen
Ton: Ben Krüger
Schnitt: Jens Müller, Katharina Schmidt
Ausstattung: Thomas Franz
Kostümbild: Katja Pothmann
Herstellungsleitung: Georg Bonhoeffer, René Schaffgans
Produktionsleitung: Dietmar Fischer
Produktion: Bantry Bay Productions GmbH, Köln
Produzenten: Gerda Müller, Lasse Scharpen
Redaktion: Peter Jännert, Diana Kraus
Länge: 6 x 45 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Luna Kunath – Caroline Erikson
Sophie Pohlmann – Katrin Jaehne
Bernhard Henschel – Michael Lott
David Grünbaum – Omar El-Saeidi
Christoph Westerman – Hendrik von Bültzingslöwen
Thomas Brandner – Yung Ngo
Werner Vense – Bernd Stegemann
Robert Pohlmann – Sönke Schnitzer
Leon Pohlmann – Leván Wollny


Inhalt

Luna Kunath (Caroline Erikson) und Sophie Pohlmann (Katrin Jaehne) sind die zwei Hauptfiguren der "SOKO Potsdam". Die beiden Kommissarinnen können nicht unterschiedlicher sein. Trotzdem sind sie die besten Freundinnen – und das schon seit ihrer Kindheit.

Luna ist Single. Sie ist lustig, empathisch, ihre Ermittlungsme­thoden sind unkonventionell, und sie ist eine Meisterin im wilden Spekulieren. Im Team mit Sophie ist sie unschlagbar, denn die beiden ergänzen sich hervorragend. Sophie wirkt älter, reifer, erwachsener. Sie filtert aus Lunas Spekulationen die wichtigen Spuren heraus, die zum Mörder führen. Sophie ist direkt, aber ein wenig zurückhaltender und ruhiger in ihrer Art. Sie ist verheiratet und hat einen Sohn.

Ergänzt wird das Team durch ihren väterlichen Chef Bernhard Henschel (Michael Lott) und die beiden Kollegen David Grünbaum (Omar El-Saeidi), Christoph Westerman (Hendrik von Bültzingslöwen) sowie Rechtsmediziner Werner Vense (Bernd Stegemann) und Spurensicherer Thomas Brandner (Yung Ngo).

Die Stadt Potsdam konfrontiert die Kommissarinnen immer wieder mit neuen Lebenswirklichkeiten. Und nicht nur in Potsdam gibt es viel zu tun. Luna und Sophie müssen auch immer wieder hinaus ins Umland. Denn das Verbrechen macht nicht Halt an der Stadtgrenze.

 * 

Sendetermine, Folgeninhalte, Episodenbesetzungen

Montag, 24. September 2018, 18.00 Uhr:
 Saubere Geschäfte (Folge 1)
Buch: Richard Kropf, Hanno Hackfort, Bob Konrad
Regie: Stefan Bühling

In der Autowaschanlage einer Tankstelle wird die Leiche von Dr. Bernd Feser gefunden, hingerichtet mit einem Kopfschuss durch die Windschutzscheibe. Neben ihm sitzt ein Hund auf dem Beifahrersitz.

Die schockierte Witwe des Opfers behauptet, ihr Mann müsse eigentlich im Ausland sein. Sie hätten noch am Morgen telefoniert. Zudem habe sie diesen Hund noch nie gesehen. Handelt es sich womöglich um eine Verwechslung? Ihre Hoffnung zerschlägt sich jedoch schnell.

Die Untersuchung eines Zweithandys, das beim Opfer gefunden wurde, führt die Ermittlerinnen zum Eigentümer eines Fitnessstudios, Ingo Lebert. Es stellt sich heraus, dass das Opfer eine Affäre mit ihm hatte. Lebert gehört auch der Hund.

Hatte Frau Feser von der Affäre erfahren und konnte den Betrug nicht ertragen? Oder hat Lebert etwas mit dem Mord zu tun? Ein verdeckter Einsatz des SOKO-Teams im Fitnessstudio bringt ans Licht, dass dort mit Steroiden gehandelt wird. Der Verdacht kommt auf, das Opfer habe seinen Liebhaber mit Dopingmitteln versorgt. Liegt hier das Motiv für den Mord?

Nächtliche Ermittlungen der Kommissarinnen Luna Kunath und Sophie Pohlmann bringen schließlich den entscheidenden Hinweis, der zum Täter führt.


Episodenbesetzung

Ingo Lebert – Simon Böer
Peter Wendt – Dirk Martens
Anja Wendt – Anna Schimrigk
Dorothee Feser – Inka Löwendorf
Vojtech Drulak – Adam Bousdoukos

 * 

Montag, 1. Oktober 2018, 18.00 Uhr:
Ein dienstbarer Geist (Folge 2)
Buch: Richard Kropf, Hanno Hackfort, Bob Konrad
Regie: Stefan Bühling

Eine junge Frau wird von einer Joggerin am frühen Morgen erhängt im Park aufgefunden. Selbstmord?

Die Obduktion offenbart: Jeanette Lütge wurde erwürgt. Wenig später erscheint Jeanettes beste Freundin, Idil Dogan, auf der Wache. Sie passt auf Jeanettes sechsjährigen Sohn Marius auf und macht sich Sorgen, dass ihrer Freundin etwas zugestoßen sein könnte. Eine dramatische Situation.

Die ersten Ermittlungen führen zum Exfreund des Opfers, René Treskow. Der ungehaltene und vorbestrafte Automechaniker

besteht auf dem Sorgerecht für Marius, obwohl er nicht sein leiblicher Vater ist. Die SOKO vermutet, er könnte sich aus Wut darüber, dass Jeanette ihm Marius bei der Trennung wegnahm, gerächt haben. Wie sich weiter herausstellt, führte die Reinigungskraft Jeanette Lütge ein sehr kostspieliges Leben. Woher kam das Geld? Aus der Reinigungsfirma, in der sie beschäftigt war, wurde sie sogar entlassen. Offensichtlich gab es da eine andere Geldquelle: Einen anderen Job? Einen Gönner?

Während die Kommissarinnen Luna Kunath und Sophie Pohlmann nun alle Firmen, in denen Jeanette vor ihrer Entlassung eingesetzt wurde, abklappern, wird Idil Dogan, die sich immer noch um Marius kümmert, niedergeschlagen. Ist der Exfreund ausgetickt, weil er Marius für sich beansprucht? Oder hatte Jeanette Lütge womöglich ganz andere Probleme. Welche Rolle spielte dabei die beste Freundin?


Episodenbesetzung

Idil Dogan – Pegah Ferydoni
Marius – Mark Senf
René Treskow – Patrick Kalupa
Rolf Dinter – Kai Scheve
Eva Dinter – Naomi Krauss
Peter Berling – Jörn Hentschel
Lars Ruhland – Johann Jürgens

 * 

Montag, 8. Oktober 2018, 18.00 Uhr:
 Kalte Fische (Folge 3)
Buch: Richard Kropf, Hanno Hackfort, Bob Konrad
Regie: Stefan Bühling

Der Forellenzüchter Stefan Malchow steht eines Morgens schockiert vor seinem Teich. Alle Forellen sind tot. Kurze Zeit später ist er es auch.

Stefans Frau Tina ist verzweifelt: Wie soll es ohne ihren Mann weitergehen? Alleine kann sie die Zucht nicht weiterführen. Die Untersuchungen der KTU und der Rechtsmedizin ergeben, dass die Fische durch ein Pflanzenschutzmittel vergiftet und dass Malchow erstochen wurde.

Der erste Verdacht belastet zwei Jugendliche, die in einem Heim für Schwererziehbare in der Nähe der Zuchtanlage leben. Diese jedoch wollen selbst beobachtet haben, wie das Opfer Streit mit einem unbekannten Mann hatte.

Als die weiteren Ermittlungen das SOKO-Team zu einem nahegelegenen Chemiegroßhandel führen, erfahren sie vom Diebstahl eines Kanisters mit dem Mittel, das die Fische vergiftet hat. Das Unternehmen beschuldigt den ehemaligen Mitarbeiter Frank Hausmann. Doch besteht überhaupt ein Zusammenhang zwischen der Vergiftung der Fische und der brutalen Ermordung Malchows?

Der vorbestrafte Frank Hausmann beteuert jedenfalls seine Unschuld: Er habe seine Gefängnisstrafe wegen Nötigung und Körperverletzung abgesessen und sei nun ein unbescholtener Bürger. Tatsächlich gelingt es dem Team trotz zahlreicher Indizien nicht, eine Verbindung zwischen ihm und dem Mord herzustellen.

Wer könnte vom Tod des Forellenzüchters profitieren? Eine Lebensversicherung, eine weitere Aussage der zwei Jugendlichen und ein ominöser, neuer Mitarbeiter im Forellenhof enthüllen schließlich ein dunkles Geheimnis.


Episodenbesetzung

Tina Malchow – Anja Antonowicz
Alexander Wille – Ulrich Brandhoff
Marlies Feine – Nadine Wrietz
Johannes Meyer – Paul Busche
René Eichstädt – Bill Becker
Frank Hausmann – Oliver Bröcker
Lars Ruhland – Johann Jürgens

 * 

Montag, 15. Oktober 2018, 18.00 Uhr:
Falsches Spiel (Folge 4)
Buch: Stefan Scheich, Robert Dannenberg
Regie: Isabel Braak

Die Ermordung eines Fußballtrainers der Nachwuchsmannschaft von Potsdam 01 gewährt dem SOKO-Team Einblicke in den hart umkämpften Markt des Profi-Damenfußballs.

Nach dem Training der Nachwuchsdamen wird der 24-jährige Trainer Jonas Dahl in der Umkleidekabine des Vereins brutal erschlagen. Die Tatwaffe fehlt. Die große Anzahl möglicher Täter in diesem unüberschaubaren Fußballbiotop macht den Ermittlern das Leben schwer.

Da ist zum einen das Nachwuchstalent Mira, das sich erst vor zwei Wochen vom Opfer getrennt hatte, aber heute schon von ihrem Neuen, Torben Veith, getröstet wird. Und zum anderen die nicht minder begabte und gutaussehende Tanja Bell, die nach Jonas' und Miras Trennung häufig mit dem Opfer telefonierte. Mira und Tanja stehen zudem im direkten Konkurrenzkampf um einen Profivertrag.

Außerdem verdächtig ist der überambitionierte und chronisch aggressive Klaus Rommert, dessen Sohn vom Mordopfer aufgrund von Tätlichkeiten für eine längere Zeit auf die Bank gesetzt wurde. Könnte er sich gerächt haben?

Besonders im Fokus steht ferner die taffe Jana Petrova, die um ihre Stellung als bundesweit einzige weibliche Managerin von jungen Nachwuchsspielerinnen in der männerdominierten Welt des Fußballmanagements kämpft.

Da kommt es sehr gelegen, dass sich SOKO-Kommissar David Grünbaum mit seiner Dauerkarte für die erste Liga als wahrer Bewunderer und Kenner des Frauenfußballs von Potsdam 01 erweist.

Da alle verdächtig sind, jedoch kein Hinweis zum Täter führt, begibt sich David erneut zum Tatort, um eventuell übersehene Spuren zu finden. Als er die Tatwaffe entdeckt, wird er von hinten niedergeschlagen.

Kurz bevor der Fall die Beamten zur Verzweiflung treibt, enthüllt ein letzter Brief des Opfers und die Entdeckung eines medizinischen Geheimnisses die perfiden Ambitionen des Täters.


Episodenbesetzung

Mira Tomeczk – Tijan Marei
Tanja Bell – Zsá Zsá Inci Bürkle
Torben Veith – Alexander Becht
Wirtin Uschi – Tatjana Clasing
Jana Petrova – Catherine Bode
Klaus Rommert – Tim Wilde
Jonas Dahl – Timmi Trinks

 * 

Montag, 22. Oktober 2018, 18.00 Uhr:
Ein schwerer Fehler (Folge 5)
Buch: Stefan Scheich, Robert Dannenberg
Regie: Isabel Braak

Die Aufklärung des Mordes an dem erfolgreichen Reproduktions-mediziner Dr. Nikolas Deusser konfrontiert die Ermittler der "SOKO Potsdam" mit der schwierigen Lage unglücklich kinderloser Paare und derer, die ihnen helfen wollen. Die Reinigungsfachkraft Ulla Butzko erstarrt vor Schreck, als sie ihren Chef, Dr. Deusser, ermordet in seiner Praxis auffindet. Aus den Augenwinkeln sieht sie eine dunkle Gestalt in den Garten fliehen, doch der vermeintliche Täter kann unerkannt entkommen.

Das Opfer betrieb gemeinsam mit seinem Kollegen Dr. Thomas Görland eine Praxis für Reproduktionsmedizin und verhalf Paaren durch künstliche Befruchtung zur Schwangerschaft. Den letzten Termin vor seinem Tod hatte er laut Kalender mit Herrn und Frau Sellbeck, einem Paar, dessen Kinderwunsch er erfüllen konnte. Sellbecks sind zutiefst schockiert von der Nachricht über Deussers Ermordung, haben sie ihre kleine Tochter Mia doch der erfolgreichen Arbeit des Arztes zu verdanken.

In den Fokus der Ermittlungen gerät Dr. Görland, als die SOKO-Kommissarinnen Luna und Sophie ihn dabei überraschen, in das von der KTU versiegelte Büro des Opfers einzubrechen. Was suchte er dort? Der Arzt scheint etwas zu verheimlichen.

Auch die Verlobte des Opfers, Sylvia Konoppke, ist verdächtig. Angeblich wollte der eingefleischte Junggeselle sie heiraten, habe sich aber in der letzten Zeit merkwürdig verhalten. Er hätte einen Fehler gemacht, habe er immer wieder gesagt. Wollte Deusser die Hochzeit womöglich abblasen und hat damit Konoppkes Herz gebrochen? Als plötzlich die Fluchtperson vom Tatort wieder auftaucht, überschlagen sich die Ereignisse, und es kommt zum gefährlichen Showdown.


Episodenbesetzung

Luise Sellbeck – Beate Prahl
Gerhard Sellbeck – Nils Schulz
Dr. Thomas Görland – Andreas Nickl
Sylvia Konoppke – Isabell Gerschke
Dr. Vitali Navin – Ivan Shvedoff

 * 

Montag, 29. Oktober 2018, 18.00 Uhr:
Das Geständnis (Folge 6)
Buch: Richard Kropf, Hanno Hackfort, Bob Konrad
Regie: Isabel Braak

Der Kioskbetreiber Till Drewke wird bei einem Überfall erschossen. War es Raubmord? Doch es scheint nichts zu fehlen.

Noch während die Ermittlerinnen eine Zeugin am Tatort vernehmen, werden sie darüber informiert, dass der Täter identifiziert wurde. Ein biometrisches Überwachungssystem hat sein Gesicht beim Versuch, die Tatwaffe im Fluss Nuthe zu entsorgen, registriert. Sofort erfolgt der Zugriff durch eine MEK-Einheit unter dem Kommando von Chef Bernhard Henschel. Der erst kürzlich aus der JVA entlassene Sven Polauke wird gefasst. Vor einigen Jahren hatte er mit Komplizen eine Bank überfallen und saß dafür ein. Der Fall des Staffelfinales scheint schnell gelöst. Polauke gesteht, und die Pistole aus der Nuthe wird von der Ballistik als Tatwaffe bestätigt.

Luna Kunath glaubt nicht, dass der Fall damit gelöst ist. Doch bei der Gegenüberstellung wird Polauke ebenfalls durch die Zeugin Britta Wagensommer identifiziert. Während sich das Team freut, den Täter so schnell gefasst zu haben, sind Lunas Zweifel größer denn je. Zu schnell gestand Polauke die Tat, und zudem seien dessen Aussagen widersprüchlich zu denen der Zeugin Wagensommer. Luna ist überzeugt: Polauke lügt. Und dafür muss er einen Grund haben. Wenn Luna jedoch Recht hat, wie konnte ihn die Zeugin bei der Gegenüberstellung erkennen? Ein Zufall?


Episodenbesetzung

Sven Polauke – Andreas Hoppe
Britta Wagensommer – Johanna Ingelfinger
Marco Leibach – Moritz Leu
Anja Drewke – Masha Tokareva

 * 

Rollenprofile

Kriminalhauptkommissarin Luna Kunath (Caroline Erikson)

Luna wohnt seit ihrer Kindheit in Berlin-Kreuzberg und hat sich geschworen, dort niemals wegzuziehen, selbst wenn Rollkoffer-Berliner und Touri-Hipster ihr das Leben dort inzwischen schwer machen. Besonders, nachdem ihre beste Freundin Sophie Pohlmann nach Potsdam gezogen war, geriet Luna mehr und mehr in Kreise, die ihr nicht gut taten. Sie machte die Nächte zu Tagen, und die Clubs zu ihrem zweiten Zuhause. Nirgendwo ist es so einfach, sich zu verlieren wie in Berlin, stellte Luna fest. Irgendwann konnte Sophie diesen Lebenswandel nicht mehr mit ansehen und überredete sie, die Polizeischule in Brandenburg zu besuchen, die Sophie selbst zu diesem Zeitpunkt schon fast abgeschlossen hatte.

Das war Lunas Rettung. Luna ist stark, durchsetzungsfähig, lustig, empathisch, sportlich, und sie ist schnell im Kopf. Sie ist eine hervorragende Polizistin, aber ihre Unbekümmertheit geht auch mit etwas Naivität einher. Dass sie deshalb immer wieder in brenzlige Situationen gerät, liegt auf der Hand.

Kriminalhauptkommissarin Sophie Pohlmann (Katrin Jaehne)

Auch wenn Sophie genauso alt ist wie Luna, nämlich 32, wirkt sie älter als ihre beste Freundin. Sie ist in Berlin-Zehlendorf aufgewachsen, zog aber nach der Trennung ihrer Eltern mit ihrer Mutter nach Berlin-Kreuzberg, wo das Leben billiger war. Sophie passte da eigentlich nicht hin und hätte die Schule auch nie durchgehalten, wenn Luna nicht gewesen wäre. Sophie hat ein starkes Gerechtigkeitsempfinden, sie ist sehr direkt, wie Luna, aber etwas zurückhaltender; sie hat es gern ein wenig ruhiger Deshalb war es absehbar, dass sie irgendwann aus dem Trubel wegziehen würde – nach Potsdam. Dort lebt sie mit ihrem Mann Robert, "ein Software-Heini" (Luna), und ihrem Sohn Leon in einem gemütlichen Einfamilienhaus. Sophies Stärke, ihre Sehnsucht nach Harmonie und Gerechtigkeit, ist gleichzeitig auch ihre Schwäche: Wenn's haarig wird, neigt sie manchmal dazu, nicht vehement genug aufzutreten, aber dafür hat sie ja Luna.

Kriminaloberkommissar Christoph Westerman (Hendrik von Bültzingslöwen)

Der Name Westerman ist ein fester Begriff bei der Polizei in Potsdam. Christophs Vater war Kriminaloberrat und leitete bis zu seiner Pensionierung die Abteilung Organisierte Kriminalität beim LKA Brandenburg, während Christophs Onkel als Staatsanwalt in der Landeshauptstadt tätig war. Christophs Weg war also vorgezeichnet. Er ist ein Ermittler aus Leidenschaft. Für ihn ist die Arbeit mehr als nur ein Job. Sie bestimmt sein Leben, und er hat kein Problem damit, sich auch nach Feierabend noch mit den Fällen zu beschäftigen oder sich in Fachliteratur zu vertiefen. Polizeiarbeit ist sein Leben. Verlässlichkeit und Loyalität stehen in Christophs Werteskala ganz oben. Er liebt sein Team, auch wenn er nicht jeden Witz versteht, vor allem nicht die auf seine Kosten.

Kriminaloberkommissar David Grünbaum (Omar El-Saeidi)

David ist ein Charmeur. Manchmal vielleicht fast ein bisschen prollig, aber auf die nette Art. Sehr umgänglich, vor allem mit Frauen. Er flirtet gerne, am liebsten mit Luna, dabei ist er seit vielen Jahren mit seiner Jugendliebe Nicole zusammen. Und treu! Er ist sehr sportlich, mit einer Selbstironie, die ihn sympathisch macht. Er geht klettern und trainiert – nach eigener Aussage – für seinen ersten Ironman, allerdings so inkonsequent, dass er es niemals bis zur Startlinie schaffen wird. David ist ein Typ, den man gerne um sich hat, weil er einen aus brenzligen Situationen raushauen kann, im wahren Sinne des Wortes. Und vor allem, auch wenn man es ihm nicht sofort zutraut, kann er zuhören, ohne gleich mit einem blöden Ratschlag um die Ecke zu kommen. David – das ist der Buddy, den Luna und Sophie brauchen.

Kriminalrat Bernhard Henschel (Michael Lott)

Der Veteran. Nach der Wende aus dem Norden nach Potsdam versetzt, leitet er heute die SOKO mit ebenso strenger wie liebevoller Hand. Er ist verheiratet und hat zwei erwachsene Kinder, die beide nicht mehr zuhause leben. Doch viel Ruhe hat er trotzdem nicht. Vor allem die häufigen Besuche der Schwiegereltern machen es ihm nicht leicht. Umso wichtiger wurden für ihn seine zahlreichen Hobbys. Er geht jagen, fährt Motorrad und liebt seinen Hund. Bernhard ist seit über 30 Jahren Polizist und hat schon alles gesehen. Nicht zuletzt deshalb sind ihm Disziplin und Ordnung sehr wichtig. Und auch wenn Lunas und Sophies eigenwillige Ermittlungsmethoden es ihm oft schwer machen, die Contenance zu bewahren, so weiß er doch ganz genau, was er an den beiden hat.

 * 

Individualität und Vielfalt
Statement der Produzenten Lasse Scharpen und Gerda Müller

Die SOKO-Reihe ist eine Institution im ZDF-Programm. Um der Marke treu zu sein und trotzdem unserem Bedürfnis, neue Wege zu gehen, gerecht zu werden, haben wir uns bei der Entwicklung der SOKO Potsdam auf zwei Säulen gestützt:

Die erste Säule ist unser Ermittlerteam, in dessen Mittelpunkt zum einen zwei Frauen, zum anderen zwei beste Freundinnen stehen. Luna und Sophie: zwei sehr individuelle Charaktere, die jedoch bereits seit den Kindertagen unzertrennlich sind. Sie können sich jederzeit voll und ganz aufeinander verlassen und wissen zugleich die Eigenwilligkeit der jeweils anderen nicht nur zu respektieren, sondern auch zu schätzen.

Das Duo wird ergänzt durch den Chef Bernhard Henschel (Michael Lott), die Kollegen David Grünbaum (Omar El-Saeidi), Christoph Westerman (Hendrik von Bültzingslöwen), den Spurensicherer Thomas Brandner (Yung Ngo) und den Rechtsmediziner Werner Vense (Bernd Stegemann). Ein vielschichtiges, besonderes Ensemble. Und eine Familie.

Die zweite Säule ist Potsdam. Die Landeshauptstadt Brandenburgs steht als Schauplatz des Geschehens, wie in allen Formaten der SOKO-Familie, im Zentrum der Kriminalfälle und bietet mit ihrem mannigfaltigen Charme nicht nur den Nährboden für spannende und mitreißende Ermittlungen, sondern spiegelt gleichermaßen die Individualität, die Vielfalt und die Herzlichkeit unseres gesamten Ermittlerteams wider.

Das Autorentrio Kropf, Hackfort und Konrad haben mit uns eine neue SOKO kreiert, die trotz ihrer klaren Zugehörigkeit zur großen SOKO-Familie, individuell betrachtet eine gänzlich eigene Handschrift trägt.

 * 

Interview mit den Autoren Richard Kropf, Hanno Hackfort und Bob Konrad

Wie kamen Sie zur "SOKO Potsdam", bzw. die SOKO zu Ihnen?

Es gab einen Pitch-Aufruf vom ZDF, und die Produzentin Gerda Müller fragte, ob wir nicht Lust hätten, einen Pitch einzureichen. Wir hatten sehr schnell die Idee "Ziemlich beste Freundinnen", da entstanden sofort Bilder im Kopf. Zwei Ermittlerinnen, die auch nach Feierabend noch Zeit miteinander verbringen und über die Fälle reden, aber eben auch über ihr Privatleben. Beide kennen sich seit der Kindheit, Luna ist die Patentante von Sophies Sohn – da wird der Gesprächsstoff nie ausgehen.

Sie sind ein Autorenteam. Wie ist das entstanden?

Kennengelernt haben wir uns vor elf Jahren bei der gemeinsamen Arbeit an einer Fernsehserie, da hat es sofort "klick" gemacht. Wir haben gemerkt, dass wir uns sehr gut ergänzen, und uns dann regelmäßig in der Mittagspause Gedanken über neue Geschichten gemacht. Das war ungefähr zu der Zeit, als "Mad Men" in den USA produziert wurde, "Breaking Bad" war noch ganz am Anfang. Wir waren so begeistert von diesen Serien, und dachten, irgendwann wird diese Welle auch nach Deutschland schwappen, und dann wollen wir mit dabei sein. Wir haben dann sehr schnell ein eigenes Serien-Konzept entwickelt, und hofften, jetzt geht’s los, aber das wollte damals niemand haben. Das hat dann noch ein paar Jahre gedauert – aber jetzt sind wir mittendrin. Wir sind aber immer noch dabei, weiter zu lernen: Was kann man machen, was kann man nicht machen, wo ist eine Grenze. Manchmal verrennt man sich auch, dann funktioniert's halt nicht. Die SOKO ist natürlich keine horizontale Serie, da gibt es pro Episode einen abgeschlossenen Fall, aber die Bögen der Ermittlerinnen ziehen sich über die ganze Staffel.

Wie kann man sich Ihre Arbeit praktisch vorstellen?

Ganz viele Arbeitstage beginnen wie dieses Treffen hier: Wir sitzen rum, und irgendjemand sagt: "Ich hab' da so 'ne Idee". Zum Beispiel: "Wie wär's denn mit 'ner Fischzucht. Ich hab' noch nie 'nen Krimi gesehen, der mit 'ner Fischzucht anfängt, und alle Fische sind vergiftet". "Ah, okay, und wie geht's weiter?" "Keine Ahnung". Aber dann ist da schon mal ein Bild, und wir sitzen den Rest des Tages zusammen und überlegen, wie es weitegehen könnte.

Wenn die Produzenten und die Redaktion einverstanden sind, plotten wir das durch, das heißt, wir halten Szene für Szene auf Karteikarten fest, und einer schreibt daraus ein Drehbuch. Die anderen geben dann dazu wiederum ihre Kommentare ab, wir schrauben gemeinsam an den Dialogen – das ist schon Teamarbeit im besten Sinn. Im Gegensatz zu einem "Writer's Room" sind wir also ein gewachsenes Autorenteam. Über die Jahre hat sich eine richtige Freundschaft entwickelt – und wie die Ermittlerinnen reden auch wir am Wochenende noch weiter über die Arbeit, weil dies unsere Leidenschaft ist.

Sie haben früher in Potsdam gearbeitet. Kennen Sie sich noch aus, oder ist alles anders als damals?

Wir haben unsere Kenntnisse natürlich ein bisschen aufgefrischt und nachgesehen, was sich getan und verändert hat. Eine ganze Menge!

Welche Orte mögen Sie besonders?

Das holländische Viertel ist einfach schön. Und die Seen sind natürlich sehr interessant, gerade in diesem Sommer.

Was hat Potsdam noch zu bieten?

Potsdam ist sicher nicht so ein Schmelztiegel wie Berlin. Alles ist ein bisschen ruhiger. Es gibt natürlich auch nicht so viele Verbrechen wie in Berlin. Die Stadt ist viel überschaubarer – auf den ersten Blick. Auf den zweiten Blick entdeckt man viele unterschiedliche Biotope. Von Anfang an hat uns gefallen, dass man in dieser Stadt so viele Möglichkeiten hat. Wir wollten die Stadt immer miterzählen, so dass klar ist: Es kann keine andere Stadt sein. Die Villenviertel am See, die prekären Wohngegenden, die Natur vor der Stadt. Wir hatten das Gefühl, Bilder zeigen zu können, die der Zuschauer noch nicht so oft gesehen hat. Und unsere Ermittlerinnen können wir mit Welten konfrontieren, die ihnen vielleicht auch nicht immer ganz vertraut sind, vor allem Luna nicht, die ja in Berlin-Kreuzberg lebt. Letztlich gibt es auch noch die DDR-Vergangenheit, die mit hineinspielen kann. Da haben wir noch viele Möglichkeiten, zumal es ja für die SOKO auch ins Brandenburger Umland geht.

Wie finden Sie das, was aus Ihren Drehbüchern geworden ist?

Als wir den Regisseur Stefan Bühling trafen – wir kannten ihn vorher nicht – war uns Autoren klar, wie alles werden soll. In den Drehbuchsitzungen haben wir ihm immer erzählt: So darf es auf keinen Fall werden. Es muss folgendermaßen sein.! Er saß da und machte "mmh, mmh". Wir dachten, er versteht entweder überhaupt nichts, oder er sieht es auch so und es gibt einfach keinen Diskussionsbedarf.

Wir hatten dann den Spaß, in einer Folge drei Verdächtige zu spielen. Da hat er uns am Set auf dem Handy die ersten fünf Minuten der ersten Folge gezeigt, und wow, wir waren wie weggeblasen. Das war ganz toll. Die Regisseurin Isabell Braak hat bei ihren Folgen dann noch mal tolle neue Elemente hinzugefügt. Die SOKO hat aufgrund des Sendeplatzes und der zur Verfügung stehenden Mittel natürlich einen bestimmten Rahmen. Aber alle unsere Erwartungen wurden bei Weitem übertroffen. Insofern: Wir sind sehr glücklich mit der Umsetzung!

Sie würden es also jederzeit wieder tun?

Für die "SOKO Potsdam" schreiben? Wenn die Zeit da ist – sofort!

Das Interview führte Sabine Dreher.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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HÖRSPIEL/1811: Deutschlandfunk - "Das Vergnügen feiner Geister", 23.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das Vergnügen feiner Geister

Über die Bosheit

Von Rolf Cantzen

Deutschlandfunk 2015

Freistil

Sonntag, 23. September 2018, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Boshaftigkeit hat etwas mit Intelligenz, mit Verstand zu tun, mit dem
Willen zu schaden, fein zu tricksen, geschickt zu täuschen, raffiniert
zu manipulieren. Wer boshaft ist, handelt nicht im Affekt, ist nicht
von Gefühlen der Wut oder des Zorns überwältigt. Bosheit ist nicht
immer nett für die soziale Mitwelt, aber sie schult den Verstand und
macht fit für die Härten des Alltags. Zu unterscheiden ist das Böse
von der Bosheit. Das Böse ist absolut, die Bosheit enthält nur eine
Dosis Böses - ist dem Bösen aber keinesfalls vollständig ausgeliefert.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. September 2018
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LESUNG/850: WDR 5 - Deutschsprachige Jugendmeisterschaften im Poetry Slam, 23., 24., 27.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Finale der deutschsprachigen Jugendmeisterschaften im Poetry Slam
U20 Slam 2018

Aufnahme vom 22. September aus dem Audimax der Universität in
Paderborn

Leselounge

Sonntag, 23.09.2018, 20.04 - 21.00 Uhr, WDR 5

Montag, 24.09.2018, 04.05 - 05.05 Uhr, WDR 5

U22, 27.09.2018, 22.05 - 23.00 Uhr, WDR 5



Die Zukunft des Poetry Slam passiert in Paderborn. Im September trifft
sich die Elite der jugendlichen Dichter und Dichterinnen aus
Deutschland, Österreich, Südtirol und der Schweiz zu ihren
Titelkämpfen in Ostwestfalen.

60 Teilnehmer kämpfen in sechs Vorrunden und drei Halbfinals darum, in
die Endrunde des alljährlichen Poesiewettstreits vorzudringen. Mit
selbstgeschriebenen Texten versuchen die Slammer ihr Publikum zu
überzeugen. Wer weiter kommt und gewinnt, das bestimmt eine zufällig
ausgewählte Jury. Poetry Slam ist immer wieder eine anarchische Manege
der Literatur, in der sich Elemente von Drama, Prosa und Poesie sowie
Witz und Trauer in Sekundenschnelle abwechseln und begeistern.

Die WDR 5 Leselounge präsentiert die interessantesten Momente der
Endrunde des Bühnenliteratur-Festivals aus dem Audimax der Universität
in Paderborn.

Redaktion Daniela Mayer

 * 
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TALK/1599: Deutschlandfunk Kultur - Spaziergang mit dem Kinderbuchautor Paul Maar, 23.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Olaf Kosert unterwegs mit dem Kinderbuchautor Paul Maar in
Bamberg

Deutschlandrundfahrt - Spaziergänge mit Prominenten

Sonntag, 23. September 2018, 11.05 - 11.59 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Generationen von Kindern nicht nur in Deutschland sind mit den
lustigen Geschichten vom Sams und Herrn Taschenbier groß geworden.
Ausgedacht hat sie sich Paul Maar, als seine eigenen drei Kinder noch
klein waren. Bevor Maar die Geschichten aufschrieb, arbeitete er als
Kunstlehrer in der Nähe von Stuttgart. Aufgewachsen ist er aber im
fränkischen Schweinfurt. Nach dem frühen Tod seiner Mutter hatte er zu
seinem Vater ein zwiespältiges Verhältnis. In der Kneipe seines
Großvaters hörte er den Männern beim Geschichtenerzählen zu. In
Bamberg fand er vor vielen Jahren eine neue Heimat. In der Altstadt
wurden die Geschichten des Sams auch verfilmt.

 * 

Quelle:
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STELLUNGNAHME/018: Zum Hintergrund des Artikels über das Coop Anti-Kriegs Café in Berlin (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Zum Hintergrund des Artikels über das Coop Anti-Kriegs Café 
in Berlin

Von Reto Thumiger, 20. September 2018



Das Coop Anti-Kriegs Café in Berlin ist ein beliebter Treffpunkt,
nicht nur für FriedensaktivistInnen. Es bietet vielen Treffen und
Veranstaltungen unterschiedlicher Gruppen kostenlos Platz. An diesem
sind vielerlei friedenspolitische Initiativen entstanden und Pläne
geschmiedet worden. Auch die AktivistInnen und ehrenamtlichen
MitarbeiterInnen von Pressenza Berlin schätzen das Café und das
ebenfalls von Heiner Bücker betriebene CO-OP News zählt zu Pressenzas
Medienpartnern.

Am 16.09. veröffentlichte die BZ und die Bild-Zeitung unter dem Titel
"Zu Besuch in Berlins Verschwörungs-Höhle" [1] einen Artikel über das
Anti-Kriegs Café. An dieser Stelle ist es uns ein Anliegen, die
Stellungnahme von Heiner zu veröffentlichen auch oder gerade weil wir
nicht in allen Punkten seine Ansichten teilen. Es ist immer schwierig
sich zu wehren, wenn ein Medium mit einer solchen Reichweite einen
durch den Kakao ziehen will. Da stellen wir uns solidarisch hinter
Heiner Bücker und das Coop Anti-Kriegs Café.


Der BZ Reporter, namens Til Biermann, Sohn von Wolfgang Biermann,
war im Juli dieses Jahres im Coop Anti-Kriegs Café, hat fotografiert
und mit einigen Leuten gesprochen, und einem meiner Gäste im Laufe des
Gesprächs seine Visitenkarte gegeben.

Nachdem ich recherchiert hatte, um wen es sich handelte, und als er
nach ein paar Tagen erneut ins Café kam, habe ich ihn direkt als Til
Biermann angesprochen. Er bestätigte mir, dass er für die BILD und BZ
arbeite und fragte mich, ob er ein Interview mit mir machen könnte.
Nach einigen Tagen erbetener Bedenkzeit habe ich dann zugesagt, weil
ich annahm, dass er ohnehin etwas über das Café schreiben würde und
habe dann mit ihm abgestimmt, das Interview vor der Veröffentlichung
gegenlesen zu können und ggf. die Veröffentlichung abzulehnen.

Wie verabredet übersandte er mir nach dem Interview den fertigen
Entwurf des Artikels und ich erbat mir einige kleine aber wichtige
Änderungen, die er in Folge auch akzeptierte. Dabei war mir bewusst,
dass er als Mitarbeiter des Springer-Konzerns eine harte
gegensätzliche Position gegenüber dem Anti-Kriegs Café einnehmen
musste.

Die jetzige Veröffentlichung gibt im wesentlichen meine Meinung
wieder, konterkariert von einer überaus harten, aber für den
Springer-Verlag durchaus typischen Rhetorik.

In meiner in dem Artikel geäußerten Meinung zu 9/11, also zu den
Ereignissen des 11. September 2001 fordere ich, so wie die in dem
Artikel erwähnten über 3.000 Architekten und Bauingenieure, nicht
mehr, als dass neue Untersuchungen unbedingt erforderlich sind.

Bereits 2010 verfassten wir im Coop Anti-Kriegs Café die Erklärung
"Krieg ist illegal" [2], in der gefordert wurde: "Internationale
Untersuchung der Terroranschläge des 11. September 2001. Diese bilden
die zentrale Rechtfertigung für den 'Krieg gegen den Terror', aber
eine ganze Kette von Indizien zeigt, dass die offizielle Darstellung
des 11. September nicht stimmen kann. Internationale Persönlichkeiten
aus Wissenschaft, Politik und Kultur einschließlich hoher Militärs im
Ruhestand haben neue Untersuchungen gefordert."

Die Erklärung endet: "Grundlage dieser Forderungen ist das
Bekenntnis zu Gewaltlosigkeit und Toleranz gegenüber Menschen gleich
welcher Herkunft und Religion. Zwei verheerende Weltkriege und
geschichtliche Katastrophen wie der Naziholocaust als letzte
Konsequenz von übersteigertem Nationalismus, Rassismus und
Kriegstreiberei müssen immer im Bewusstsein der Menschen gegenwärtig
bleiben."

Was die LGBT-Bewegung und Putins angebliche Kampagne gegen
Homosexuelle in Russland angeht, so habe ich im Anti-Kriegs Café
freundschaftlichen Kontakt mit Menschen aus diesen Communities, auch
mit russischen Menschen und ein Teil stimmt mit meiner im Artikel
erwähnten Meinung überein, dass die Mehrheit der russischen
LGBT-Bewegung den Präsidenten positiv sieht.

Man kann auch weitere Argumente zu diesem Thema anführen. So
beschäftigt der staatlich finanzierte Sender RT (Russia Today)
beispielsweise schwule Mitarbeiter, wie den Journalisten Martyn
Andrews. Er arbeitet seit zehn Jahren für RT in Moskau und vor zwei
Jahren gab er einem britischen Gay-Magazin ein Interview und sagte:
"Ich kann ehrlich sagen, dass ich in beinahe neun Jahren keine
negative Erfahrung gemacht habe. Ich wurde nicht angegriffen. Ich
spüre keine Homophobie bei der Arbeit. Ich habe keine Angriffe in
Schwulen-Klubs erlebt. Ich denke eigentlich, dass Moskau sicherer ist
als London."

Schwul, lesbisch, trans oder bi in Russland - glaubt man den
deutschen Medien, ist dies ein Ding der Unmöglichkeit. Doch ungeachtet
der teils tatsächlichen ablehnenden Haltung der russischen
Gesellschaft gegen Homosexualität und queere Lebensweisen, etabliert
sich vor allem in den Großstädten eine zunehmend selbstbewusste
LGBT-Szene. Jasmin Kosubek, die als Journalistin für RT Deutsch
arbeitet, reiste nach St. Petersburg und traf Menschen, die mit den
traditionellen Geschlechterrollen wenig anfangen können. Abseits von
Hysterie und Instrumentalisierung hat sich RT Deutsch diesem Thema auf
sachliche Art angenommen [3].

Der staatlich finanzierte Sender Russia Today zeigt sogar eine
ganze Serie von Dokumentarfilmen über Transgender in Russland unter
dem Titel "TransReality" [4].

Und in einem Beitrag fragte Russia Today: Ist es gefährlich in
Russland schwul zu sein? Die Situation bezüglich der Rechte der
Schwulen in Russland hat weltweit für Schlagzeilen gesorgt und eine
große Debatte unter Aktivisten, Politikern und sogar Athleten
ausgelöst. Ein neues Gesetz, das schwule Propaganda für Minderjährige
verbietet, löste Aufrufe zu einem Boykott vor den Olympischen
Winterspielen in Sotschi aus. Um über Homosexuellenrechte in Russland
zu diskutieren, hatte RT eine Gästekommission eingeladen. Die Gäste
waren Nikolay Alekseev, ein russischer schwuler Aktivist und
ehemaliger Moskauer Pride-Chef, der bereits oben erwähnte
RT-Kulturexperte Martyn Andrews und Anissa Naoui von RT und aus London
Menschenrechtsaktivist Peter Tatchell [5].

Was den Hauptvorwurf des BILD- und BZ-Artikels angeht, nämlich die
Schlagzeile über "Linke Putin- und Assad-Fans" so meine ich folgendes:
Auch wenn man Assad und Putin durchaus kritisch sehen mag, muss man
die Dämonisierung, die gegen diese Politiker betrieben wird,
verurteilen.

Jegliches Engagement gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit muss
zugleich auch immer den entschiedenen Widerstand gegen Russophobie und
Hetze gegen Russland bedeuten. Nazideutschland hat den Antisemitismus
propagandistisch von der ersten Stunde an aufs engste verbunden mit
dem Kampf gegen sogenannten "jüdischen Bolschewismus", einer der
zentralen permanent verwendeten Kampfbegriffe der antikommunistischen
und antisemitischen Hetze des deutschen Faschismus.

In Folge wurden während des faschistischen Vernichtungskrieges, der
von Deutschland begonnen wurde, fast 30 Millionen Sowjetbürger
getötet. Sechs Millionen Juden, unzählige Kommunisten, Zigeuner,
Homosexuelle und andere Opfer wurden systematisch in deutschen
Konzentrationslagern ermordet.

Und weil man in der heutigen Politik Deutschlands, und in der
Politik einer Reihe seiner NATO-Verbündeten, erneut eine zunehmende
Russlandfeindlichkeit erkennen kann, müssen wir uns nicht zuletzt aus
dieser historischen Verantwortung heraus, gegen diese neu eskalierende
Russophobie zur Wehr setzen.

Zu dem syrischen Präsidenten Assad das Folgende: Nachdem Berlin zu
Beginn der Proteste in Syrien im Jahr 2011 zunächst die Beziehungen zu
Damaskus aufrechterhielt, brach man 2012 die diplomatischen
Beziehungen zu Syrien ab und gehörte ab diesem Zeitpunkt zu der
Staatengruppe der sogenannten "Freunde Syriens", die sich das Ziel
eines Sturzes der Regierung in Damaskus gestellt hatte. Gemeinsam
beschloss man 2013 auf einer Konferenz in Katar, unter Bruch des
Völkerrechts, die syrische "Opposition" mit Waffen zu beliefern. Die
meisten der führenden Mitglieder dieser Opposition lebten fast alle
bereits seit Jahrzehnten im Exil und forderten nun eine ausländische
militärische Intervention.

Die regierungsnahe Stiftung "Wissenschaft und Politik" in Berlin
erstellte gemeinsam mit syrischen Anti-Assad Gruppen, denen in Berlin
sogar ein Büro zur Verfügung gestellt wurde, ein Programm für den
Umbau der syrischen Wirtschaft. Zur Durchsetzung des gewünschten
"Regime-change" dienten umfassende Wirtschafts- und Finanzsanktionen,
die seit 2011 auf EU-Ebene eingeführt wurden. Syrische
Auslandsguthaben wurden "eingefroren", In- und Exporte verboten und in
Folge brach die Wirtschaft zunehmend ein. Die Sanktionen werden
seitdem jährlich verlängert und noch verschärft und gelten
ausdrücklich nur für die Gebiete, die unter Kontrolle der Regierung
stehen. Syrische Kirchenvertreter, Gewerkschaften und
Hilfsorganisationen fordern seit Jahren eindringlich die Aufhebung der
Sanktionen.

Bereits seit Jahren ist die deutsche Bundeswehr außerdem auch
militärisch in den Konflikt involviert, mit Flugabwehrraketen,
Tornado-Kampfjets, mit AWACS-Überwachungsflugzeugen und Tankflugzeugen
für die US-geführte Militärkampagne gegen den IS. In der vergangenen
Woche dann sogar die direkte Forderung seitens der USA an Deutschland,
sich möglicherweise an sogenannten "Vergeltungsschlägen" gegen das
"Assad-Regime" zu beteiligen.

Die deutschen Leitmedien berichten völlig einseitig über den
Konflikt in Syrien. Die syrische Regierung, Präsident Assad und die
syrische Armee werden fast ausschließlich als Vertreter eines
verbrecherischen Regimes dargestellt. Seit dem Eingreifen Russlands
aufgrund eines Hilfsersuchens der syrischen Regierung hat sich die
Sicherheitslage im Land zwar wesentlich verbessert, aber die deutsche
Berichterstattung kann nun auch noch den russischen Präsidenten als
den Stützpfeiler des "Schreckensregimes" in Damaskus bezeichnen.

Man sollte den Krieg gegen Syrien deshalb im Zusammenhang mit dem
andauernden Konflikt mit Russland und der Dämonisierung Putins sehen.
In der Ukraine wurde ein Putsch durch rechtsradikale Kräfte
unterstützt, die einen brutalen Krieg gegen die russischsprachige
Minderheit im eigenen Land führten und NATO-Soldaten stehen jetzt
direkt an der russischen Grenze. In Syrien werden in einem
Stellvertreterkrieg Extremisten unterstützt, welche die Regierung in
Damaskus stürzen sollen. In einem unerbittlichen Informationskrieg
werden die Täter zu Opfern und die Opfer zu Tätern. Westliche Medien
und Regierungen machen jedoch die Täter ausschließlich in Damaskus und
in Moskau aus.

Abschließend unterstreiche ich nochmal meine Äußerungen sowohl zu
Trump: "Trump sagt viele Sachen, die ich abscheulich finde. Aber zu
Russland hat er seine Meinung nicht geändert, trotz unglaublichen
Drucks", als auch zur AFD: "Ich lehne die Politik der AfD rigoros ab.
Aber man sollte ihr nicht abstreiten, dass sie zum Thema Russland und
Syrien manchmal was Vernünftiges sagt."

Zusammenfassend kann ich nur feststellen, dass ich in dem Interview
meine Meinung zum Ausdruck bringen konnte und gleichzeitig natürlich
die propagandistischen Angriffe der Springer-Presse tolerieren musste.
Vielleicht bewahrheitet sich das Sprichwort "schlechte Werbung ist
gute Werbung" und der ein oder andere Leser wird sein Meinungsbild
doch vielleicht kritisch hinterfragen wollen.


Anmerkungen:

[1] https://www.bild.de/regional/berlin/berlin/in-der-verschwoerungshoehle-56746252.bild.html

[2] http://www.war-is-illegal.org/german.php

[3] https://bit.ly/2Ns6ARB

[4] https://rtd.rt.com/series/transreality/

[5] https://bit.ly/2DcqOKo


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com
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DER FILM/404: Berlin - Faust Sonnengesang III, Filmvorführung mit Werner Fritsch, 04.10.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Oktober 2018

Donnerstag, 20.00h, 04.10.2018

Außer Haus! Ort: Brotfabrik, Caligariplatz 1, 13086 Berlin

Faust Sonnengesang III: Filmvorführung mit Werner Fritsch

Deutschland 2018, 180 min.

Regie, Buch, Kamera, Produktion: Werner Fritsch

Mit: Angela Winkler, Michael Altmann, Gerd Lohmeyer, Franz Wechsler
und Werner Fritsch



»Faust Sonnengesang« ist das filmische Lebensprojekt des Erzählers,
Dramatikers, Hörspielautors und Filmemachers Werner Fritsch.
"Filmgedicht" nennt er seine Bilderreise durch Raum und Zeit. Nichts
weniger als die Schönheit der Welt und die Mythenvielfalt der
Menschheit versucht Fritsch einzufangen. Der dritte Teil des
»Sonnengesangs «, von denen jeder eine Länge von drei Stunden hat,
ist ein Roadmovie durch den amerikanischen Kontinent. Das Amerika des
Filmautors ist voller Bilder aus der populären Kultur, angefangen vom
amerikanischen Western über Fernsehserien wie »Lassie«, »Fury« oder
»Bonanza« bis zu Bob Dylan und Nico, der legendären Velvet
Underground-Sängerin. Dazu kommen Lektüreeindrücke von Walt Whitman
und William Faulkner. Aber zu »Faust Sonnengesang« gehören auch
transzendente Erfahrungen, etwa eine Begegnung mit einem
Navajo-Schamanen. Wolfgang Höbel schrieb im Spiegel: "Tatsächlich
will Werner Fritsch (...) zeigen, was 'im Kopf eines Menschen
abläuft, wenn er für immer die Augen schließt'. Dieser Mensch, der
Held des Films, ist einerseits Fritsch selbst, andererseits Goethes
Doktor Faust. Gemeinsam nehmen sie sich die Freiheit, eine Art
Lebensschnelldurchlauffilm zu komponieren."

Eintritt: 7,50 EUR / 6 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/188: Kassel - Besichtigung des Presse- und Druckzentrums der HNA am 17. Oktober 2018


Besichtigung des Presse- und Druckzentrums der HNA



Zu einer Besichtigung des Presse- und Druckzentrums der HNA lädt das
städtische Referat für Altenhilfe interessierte Seniorinnen und
Senioren für Mittwoch, 17. Oktober, ein. Die Besichtigung beginnt um
14.30 Uhr. Das Presse- und Druckzentrum in der
Wilhelmine-Reichard-Straße 1 kann mit der Buslinie 10 erreicht werden.

Um Anmeldung ab Montag, 24. September, unter der Telefonnummer (05 61)
7 87-51 00 (montags und freitags 9.30 bis 12 Uhr), sonstige Zeiten
unter (05 61) 7 87-50 24, oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 12. September 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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DERMATOLOGIE/727: Forschung - Dufttherapie für das Haarwachstum (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 18.09.2018

Dufttherapie für das Haarwachstum



Menschliche Haarwurzelzellen besitzen Duftrezeptoren, und deren
Aktivierung mit einem sandelholzartigen Duft kann die Lebensdauer von
Haaren verlängern. Das fanden Forscher des Monasterium Laboratory in
Münster, der University of Manchester und der Ruhr-Universität Bochum in
Organkulturexperimenten heraus. Das Team beschreibt die Ergebnisse in der
Zeitschrift Nature Communications, online veröffentlicht am 18. September
2018. "Die Befunde eröffnen neue Wege in der Behandlung von Haarausfall",
resümiert der Bochumer Duftforscher Prof. Dr. Dr. Dr. habil. Hanns Hatt,
einer der Autoren.

Der Lebenszyklus von Haaren

Haare bestehen aus einem Schaft, der aus der Haut herausragt, und einer
Haarwurzel, die in eine Einstülpung der Oberhaut, das sogenannte
Haarfollikel, eingebettet ist. Der Lebenszyklus eines Haares besteht aus
drei Phasen: Üblicherweise befinden sich 80 bis 90 Prozent aller Kopfhaare
in der zwei bis acht Jahre andauernden Wachstumsphase. In der mehrwöchigen
sogenannten Selbstmordphase, in der das Haar sein Wachstum stoppt und sich
von der Wurzel löst, befinden sich nur etwa ein Prozent aller Haare. Der
Rest ist in der Ruhephase, die etwa ein halbes Jahr anhält und in der das
alte Haar schließlich abgestoßen wird, da ein neues nachwächst.

Haarfollikel bilden durchschnittlich etwa einen Zentimeter Haar im Monat.
Die Haarlänge ist aber nicht nur von der Wachsgeschwindigkeit abhängig,
sondern vor allem davon, wie lang der individuelle Haarzyklus anhält.
"Haarausfall beruht normalerweise darauf, dass sich das Verhältnis von der
Wachstumsphase hin zur Ruhephase verschiebt oder nur mehr zu kurze Haare
produziert werden", erklärt Hanns Hatt.

Duftrezeptoren in Hautzellen

Bereits in früheren Studien hatten die Forscher um Hanns Hatt am Bochumer
Lehrstuhl für Zellphysiologie nachgewiesen, dass bestimmte Hautzellen, die
Keratinozyten, den Duftrezeptor OR2AT4 besitzen. Sie belegten auch, dass
dieser Rezeptor durch Duftstoffe mit einer Sandelholznote, wie Sandalore
oder Brahmanol, aktiviert wird und dass dadurch die Hautregeneration und
Wundheilung um fast 50 Prozent gesteigert werden können.

Unter der Leitung von Prof. Dr. Ralf Paus von der University of Manchester
und in Kooperation mit den Bochumer Forschern verfolgte Dr. Jérémy Chéret
vom Monasterium Laboratory die Hypothese, dass der Rezeptor ähnlich
stimulierend auf die Keratinozyten in den Haarwurzeln wirkt und an der
Regulation des Haarwachstums beim Menschen beteiligt ist.

Die Wissenschaftler am Monasterium Laboratory nutzten dabei eine Technik,
mit der sich komplette lebende Haarfollikel aus Biopsien der menschlichen
Kopfhaut gewinnen und in Organkultur überführen lassen. Mit Gen- und
Proteinanalysen wies das Team nach, dass OR2AT4 während der Wachstumsphase
in großen Mengen im Haarschaft vorkommt und in den sogenannten
Matrixzellen der Haarwurzel, die für das Wachstum verantwortlich sind. In
späteren Phasen hingegen war die Anzahl der Rezeptoren signifikant
geringer.

Längere Wachstumsphase

Stimulierten die Wissenschaftler den Rezeptor vier bis sechs Tage mit
Brahmanol oder Sandalore, erhöhte sich in den Haarfollikelzellen die Menge
des Wachstumsfaktors IGF-1, einer der wichtigsten natürlichen
Haarwuchsstimulatoren. Das wirkte dem programmierten Zelltod entgegen; die
Wachstumsphase verlängerte sich um etwa 30 Prozent, während sich die
Ruhephase entsprechend verkürzte. "Das lässt uns erwarten, dass sich auch
die Lebensdauer der Haare in ähnlichem Umfang erhöht", so Hatt. Schalteten
die Forscher den Duftrezeptor genetisch aus, wirkte der Duft nicht mehr.
Sie beobachteten außerdem, dass menschliche Haarfollikel auf eine
Stimulation dieses Rezeptors angewiesen sind, um optimal zu wachsen.
Ungeklärt ist bislang, welche natürlichen Substanzen im Haarfollikel den
Rezeptor stimulieren.

"Ich gehe davon aus, dass Duftstoffe wie Brahmanol oder Sandalore in
Haarwassern oder Shampoos zum Einsatz kommen könnten, um die Lebenszeit
der Haare zu verlängern", folgert Hanns Hatt, "vor allem bei hormon- oder
stressbedingtem diffusem Haarausfall."

Vorläufige klinische Ergebnisse

Es gibt bereits eine erste klinische Pilotstudie mit 40 Patienten aus
Italien, die an Haarausfall litten. Die Anwendung einer Sandalore-haltigen
Lotion über drei Monate verringerte den Haarausfall signifikant um 17,5
Prozent im Vergleich zu einem Placebo. Die Forscher weisen in der
Veröffentlichung jedoch darauf hin, dass diese Pilotdaten nicht
ausreichend sind, um die klinische Wirksamkeit des Duftstoffes zu
bestätigen, da die Stichprobe dafür zu klein war und aufwendigere Tests
für eine zuverlässige Quantifizierung des Haarausfalls notwendig wären.
Das Monasterium Laboratory führt derzeit eine größere klinische Studie mit
verbesserten Testverfahren durch, deren Ergebnisse zum Jahresende erwartet
werden.


Förderung

Teile der Studie wurden durch die Firma Giuliani Pharma S. p. A. aus
Mailand finanziell unterstützt.

Originalpublikation:
Jérémy Chéret, Marta Bertolini, Leslie Ponce, Janin Lehmann, Teresa Tsai,
Majid Alam, Hanns Hatt, Ralf Paus: Olfactory receptor OR2AT4 regulates
human hair growth, in: Nature Communications, 2018, 

DOI: 10.1038/s41467-018-05973-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 18.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HNO/294: Hören bei Kindern - neues Testsystem entwickelt (idw)


Jade Hochschule - Wilhelmshaven/Oldenburg/Elsfleth - 19.09.2018

Hören bei Kindern - Wissenschaftler der Jade Hochschule entwickeln neues Testsystem



Bisher wird das Hören bei Kindern bis zum Schuleintritt nur zu zwei
Zeitpunkten untersucht - zu selten. Zudem sind die gängigen Methoden nicht
geeignet, um die alterstypischen Hörprobleme zu erkennen. In dem neuen
Forschungsprojekt "Perzeption und Lokalisation binauraler Information bei
Kindern (PLOBI2go)" entwickeln Wissenschaftler_innen der Jade Hochschule
jetzt ein mobiles System, um das Hörvermögen von Kindern verlässlich,
kindgerecht und automatisiert zu überprüfen.

Oldenburg. Die Entwicklung des Hörens bei Kindern wirkt sich entscheidend
auf die Entwicklung der Sprache aus. Auch der soziale und emotionale
Entwicklungsprozess hängt von einem gesunden Hörvermögen ab. Bisher wird
das Hören bei Kindern bis zum Schuleintritt nur zu zwei Zeitpunkten
untersucht: Zwei Tage nach der Geburt (Universelles Neugeborenen
Hörscreening, UNHS) und dann im Vorschulalter. Dieses zweite Hörscreening
erfolgt mit rund viereinhalb bis fünf Jahren bei der kinderärztlichen
Vorsorgeuntersuchung U8 und bei der öffentlich geregelten
Schuleingangsuntersuchung (SEU). Das reicht nicht aus, finden Prof. Dr.
med. Karsten Plotz und seine wissenschaftliche Mitarbeiterin Katharina
Schmidt von der Jade Hochschule. Zudem seien die gängigen Methoden nicht
geeignet, um die alterstypischen Hörprobleme zu erkennen. In dem neuen
Forschungsprojekt "Perzeption und Lokalisation binauraler Information bei
Kindern (PLOBI2go)" entwickeln die Wissenschaftler_innen jetzt ein mobiles
System, um das Hörvermögen von Kindern verlässlich, kindgerecht und
automatisiert zu überprüfen.

Hörstörungen im Kindergartenalter

Erkältungsbedingte Mittelohrprobleme ("Paukenergüsse") treten bei etwa 80
Prozent der kleinen Kinder auf. "Ein Paukenerguss tut nicht weh, daher
sagen Kinder manchmal nichts und die Hörstörung bleibt unerkannt. Und das,
obwohl ein Hörverlust von 20 bis 30 Dezibel damit einhergeht - so als
würde man sich die Ohren zuhalten", erklärt Karsten Plotz, der neben der
Professur an der Jade Hochschule als Facharzt für Pädaudiologie tätig ist.
Wenn diese Hörstörungen über eine längere Zeit oder wiederholt auftreten,
können sie Auswirkungen auf die Hörentwicklung haben. "Zehn bis zwanzig
Prozent der Kinder weisen bei der Einschulung eine chronische
Mittelohr-Schwerhörigkeit auf", berichtet der Wissenschaftler. "Dieser hohe Anteil
verdeutlicht die Relevanz des Themas." Derartige Hörprobleme könnten
massive Auswirkungen auf die Sprachentwicklung, den Lese- und
Schriftspracherwerb und das Verhalten haben und so zu Schulproblemen oder
-ängsten führen.

Optimierung der derzeitigen Hörscreenings notwendig - binaurales Hören im Freifeld

Das Screening bei der Vorsorgeuntersuchung U8 ermittelt die Hörschwelle -
also diejenige Lautstärke, ab der ein Kind ein sehr leises Geräusch gerade
wahrnehmen kann. Aus Sicht der Wissenschaftler_innen der Jade Hochschule
wäre es ergänzend jedoch besonders wichtig, die Reife des beidohrigen
(binauralen) Hörens zu überprüfen. "Das binaurale Hören ist beispielsweise
notwendig, um informationstragende akustische Reize von solchen zu
trennen, die störend sind", erklärt Katharina Schmidt. Zudem sei das Hören
mit beiden Ohren Voraussetzung um die Richtung, aus der ein Geräusch
kommt, zu erkennen. "Besonders wichtig ist das Richtungshören unter
anderem für die Sicherheit im Alltag, weil mögliche Gefahrenquellen
beispielsweise im Straßenverkehr besser geortet werden können", sagt die
Wissenschaftlerin, die derzeit zu diesem Thema promoviert. "Oder um
Gesprächen in einer geräuschvollen Umgebung folgen zu können."
Ein weiterer Kritikpunkt an derzeitigen Hörtests sei die unzureichende
Definition von Normalhörigkeit. Alle Referenzwerte würden sich auf
Erwachsene beziehen und auch hier gäbe es viele verschiedene Definitionen.
"Es ist methodisch falsch, von "Normalhörigkeit" zu sprechen", sagt Plotz.
"Denn erstens ist diese für Erwachsene nicht genau definiert und für
Kinder gar nicht. Und zweitens ist das als "normales Hören" bezeichnete
Hörvermögen nicht unbedingt ein gesundes oder gutes Hören." Mit dem neuen
System soll deshalb nicht die Hörschwelle, sondern im Alltag relevante
Hörbereiche untersucht werden.

Zudem werden die gängigen Tests bisher mit Kopfhörern durchgeführt - nicht
immer erfolgreich, denn nicht alle Kinder mögen Kopfhörer. Anstatt unter
Laborbedingungen sollte das Hören im Freifeld, also unter alltagsnahen
Bedingungen, getestet werden.

Anforderungen an das neue System: kindgerecht, automatisiert, mobil

Damit das neue System PLOBI2go in der Praxis oft eingesetzt wird, muss es
flexibel und mobil sein. Es soll auch dort genutzt werden können, wo keine
besonderen, schallgedämmten Räume zur Verfügung stehen - zum Beispiel in
Kindergärten, Gesundheitsämtern, bei Kinderärzten oder auch in
Inklusionsberatungs- oder sozialpädiatrischen Zentren. "Entsprechend muss
die Handhabung angepasst werden, zum Beispiel durch eine kindgerechte,
automatisierte und intuitive Bedienungsführung", erklärt Plotz.
Gleichzeitig soll eine motivierende, weitgehend selbsterklärende
graphische Oberfläche für die Kinder erstellt werden, indem Techniken aus
dem Gaming-Bereich genutzt werden. "Und natürlich sollte das neue System
robust und leicht transportabel sein."

Projektpartner

Die Wissenschaftler_innen der Jade Hochschule entwickeln das System
PLOBI2go in Zusammenarbeit mit dem OFFIS - Institut für Informatik
Oldenburg, dem Kompetenzzentrum für Hörgeräte-Systemtechnik (HörTech) und
mit dem Klinischen Innovationszentrum für Medizintechnik Oldenburg
(KIZMO). Ein Partnerunternehmen aus der Wirtschaft, AURITEC, soll die
Produkt-Idee umsetzen. Das Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung mit 1,5 Millionen Euro gefördert und läuft bis Ende 2020.


Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66636

Nicht nur die Hörschwelle sollte untersucht werden, sondern auch die Reife des beidohrigen (binauralen) Hörens.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution492
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Jade Hochschule - Wilhelmshaven/Oldenburg/Elsfleth - 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de
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BILDUNG/1126: "Akademisierte Pflege - Herausforderungen und Chancen" (idw)


Philosophisch-Theologische Hochschule Vallendar - 18.09.2018

"Akademisierte Pflege - Herausforderungen und Chancen"

Neues Format: Forum "Pflege im Dialog" an der PTHV gestartet



Die ersten Absolventinnen und Absolventen des berufsbegleitenden
Bachelorstudiengangs 'Pflegeexpertise' an der Pflegewissenschaftlichen
Fakultät der Philosophisch-Theologischen Hochschule Vallendar (PTHV)
werden in Kürze verabschiedet. Insgesamt 12 Männer und Frauen, die im Jahr
2015 den Bachelorstudiengang an der PTHV aufgenommen haben, können mit
ihrem Studienabschluss dann zur Weiterentwicklung der Pflegelandschaft
sowie zur Verbreitung von innovativen Ansätzen in der Versorgungspraxis in
Zeiten dringlichen Entwicklungsbedarfs einen Beitrag leisten.

Am 18.09.2018 startete die Pflegewissenschaftliche Fakultät eine neue
Veranstaltung: das "Forum Pflege im Dialog". Das Forum soll als jährlich
wiederkehrende Veranstaltung etabliert werden. Zielgruppe sind
Kooperationspartner der PTHV, aber auch die Leitungsebenen der
unterschiedlichen Einrichtungen. Thematisch-inhaltlich ist das Forum nicht
festgelegt, das Thema wird jedes Jahr neu ausgewählt. Bei der diesjährigen
Auftaktveranstaltung lautete das Thema: "Akademisierte Pflege -
Herausforderungen und Chancen". Diese wurden aus drei Perspektiven
dargestellt und diskutiert: Aus Sicht der Hochschule (JProf. Dr. Erika
Sirsch, Prodekanin der Pflegewissenschaftlichen Fakultät und Lehrstuhl für
Akutpflege an der PTHV sowie Studiengangleiterin des 'Bachelor
Pflegeexpertise'), der Studierenden (Karin Herrmany-Maus BSc., Simone
Jochum BSc. und Rebecca Saxer für den Bachelorstudiengang Pflegeexpertise,
PTHV) sowie der Versorgungspraxis (Angelika Maase, Dipl.-Pflegewirtin,
Universitätsklinikum Münster und Nina Kolbe MScN, Universitätsklinikum
Münster).

"Mit dem Forum möchten wir einen Betrag zum Dialog leisten. Einerseits
wollen wir dazu beizutragen, dass aktuelle Wissen in die Versorgungspraxis
einfließen zu lassen und andererseits ist unser Bestreben, dass die
akademisierte Pflege dort ihren Platz findet kann", erklärte JProf. Dr.
Erika Sirsch, Prodekanin der Pflegewissenschaftlichen Fakultät bei der
Begrüßung. "Außerdem möchten wir im Dialog erfahren was die Hochschulen
dazu beitragen können." Anschließend bot sich die Möglichkeit einer
differenzierten Diskussion an verschiedenen Thementischen im "World-Café".


Information zur PTHV:

Die Philosophisch-Theologische Hochschule Vallendar (PTHV) ist eine
kirchlich und staatlich anerkannte wissenschaftliche Hochschule (im Rang
einer Universität) in freier Trägerschaft. Die Gesellschafter der PTHV
gGmbH sind die Vinzenz Pallotti gGmbH und die Marienhaus Holding GmbH.
Rund 50 Professoren und Dozenten forschen und lehren an der PTHV und
betreuen etwa 300 Studierende beider Fakultäten.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1375

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Philosophisch-Theologische Hochschule Vallendar - 18.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STUDIE/531: Allergien, psychische Auffälligkeiten, Unfallverletzungen bei Kindern und Jugendlichen (idw)


Robert Koch-Institut - 19.09.2018

Allergien, psychische Auffälligkeiten, Unfallverletzungen bei Kindern und Jugendlichen

Neue Daten zur Kindergesundheit im Journal of Health Monitoring



Allergien, psychische Auffälligkeiten, Unfallverletzungen - dazu hat das
Robert Koch-Institut neue Daten aus der Studie zur Gesundheit von Kindern
und Jugendlichen in Deutschland (KiGGS) veröffentlicht. KiGGS ist die
einzige umfassende Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in
Deutschland und eine wichtige Datenbasis für evidenzbasierte
Entscheidungen der Politik. Die "Daten für Taten" wurden 2014 bis 2017
durch aufwändige Untersuchungen und Befragungen erhoben. Trendanalysen
sind durch den Vergleich mit der KiGGS-Basiserhebung von 2003 bis 2006
möglich. Die aktuellen Ergebnisse sind im Journal of Health Monitoring
3/2018 erschienen.

Allergische Erkrankungen wie Heuschnupfen (allergische Rhinitis), Asthma
bronchiale und Neurodermitis (atopisches Ekzem, atopische Dermatitis)
gehören zu den häufigsten gesundheitlichen Beeinträchtigungen bei
Heranwachsenden. Das alltägliche Leben ist durch die Beschwerden oft
erheblich belastet. Aktuell leidet mehr als jedes sechste Kind (16,1 %) an
mindestens einer der drei Erkrankungen. Diese Häufigkeit hat sich im
Vergleich zur KiGGS-Basiserhebung nicht wesentlich verändert und betrifft
absolut gesehen mehr als 2,1 Millionen Kinder und Jugendliche in
Deutschland. Mehr als ein Drittel der Kinder und Jugendlichen in
Deutschland hat eine allergische Sensibilisierung, also ein erhöhtes
Risiko für eine Allergie. Die Zahl der Heranwachsenden mit einer
allergischen Sensibilisierung hat sich wie bei den Allergien seit der
Basiserhebung nicht verändert.

Neben Allergien sind psychische Auffälligkeiten das zweite große Thema der
aktuellen Journal-Ausgabe. In der KiGGS-Basiserhebung waren 20,0 % der
Kinder und Jugendlichen psychisch auffällig, in KiGGS Welle 2 waren es
16,9 %. Der rückläufige Trend könnte auch im Zusammenhang mit
entsprechenden gesundheitspolitischen Maßnahmen in der
Gesundheitsförderung und -versorgung stehen. Zu den häufigsten psychischen
Störungen gehört die Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitätsstörung ADHS.
In der Studie wurden die Eltern der 3 bis 17 Jahre alten Teilnehmenden
gefragt, ob eine ADHS-Diagnose eines Arztes oder Psychologen vorliegt.
Insgesamt gab es bei 4,4 % der Heranwachsenden eine ADHS-Diagnose, ein
Prozentpunkt weniger als in der Basiserhebung. Bei niedrigem
sozioökonomischen Status sind psychische Auffälligkeiten häufiger. Um
allen Kindern und Jugendlichen ein gesundes Aufwachsen zu ermöglichen,
sollten Maßnahmen der Gesundheitsförderung und Prävention früh im
Lebenslauf ansetzen und zielgruppenbasiert zugeschnitten sein.

Unfälle zählen ebenfalls zu den häufigen Gesundheitsrisiken im Kindes- und
Jugendalter. Jeder fünfte Junge wurde innerhalb eines Jahres wegen einer
Unfallverletzung ärztlich behandelt (19,4 %), Mädchen waren etwas seltener
betroffen (15,2 %). Seit Anfang der 2000er-Jahre hat sich hier wenig
verändert.

In der Journal-Rubrik "Concepts & Methods" werden die KiGGS-Ergebnisse bei
Untergewicht, Übergewicht und Adipositas nach internationalen
Referenzsystemen eingeordnet. Ein zweiter Methoden-Beitrag stellt das 2017
im RKI eingeführte und standardisierte Verfahren für telefonische
Ad-hoc-Studien vor, mit denen flexibel und kurzfristig Fragestellungen zu
speziellen Themen beantwortet werden können.


Weitere Informationen:

www.rki.de/journalhealthmonitoring

Das Robert Koch-Institut ist ein Bundesinstitut im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Gesundheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution174

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Robert Koch-Institut - 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/260: Relevante Stellen in Augenoperationsvideos maschinell erkennen (idw)


Alpen-Adria-Universität Klagenfurt - 18.09.2018

Relevante Stellen in Augenoperationsvideos maschinell erkennen



ForscherInnen aus Informatik und Medizin arbeiten gemeinsam daran, die
mikroskopischen Operationsvideos von medizinischen Eingriffen in die Augen
für Lehre, Forschung und Dokumentation besser nutzbar zu machen.

Augenoperationen werden in der Regel mit Hilfe eines Mikroskops
durchgeführt, das mit einer Videokamera zur Aufzeichnung des
Operationsverlaufs ausgestattet werden kann. Die dadurch gewonnenen Videos
sind für die medizinische Lehre, Forschung und Dokumentation von großer
Bedeutung. Das Forschungsteam rund um Klaus Schöffmann und Mario Taschwer
(Institut für Informationstechnologie) arbeitet nun gemeinsam mit
Medizinerinnen und Medizinern des Klinikum Klagenfurt an Methoden, wie
diese Videos automatisch analysiert werden können. Das Projekt mit dem
Titel "Relevance Detection in Ophthalmic Surgery Videos" wird vom
österreichischen Wissenschaftsfonds FWF durch Finanzierung von drei
Doktorandenstellen über drei Jahre gefördert.

Konkret geht es um Methoden zur automatischen Erkennung von relevanten
zeitlichen Segmenten in Operationsvideos. "Was relevant ist, soll durch
maschinelle Lernverfahren automatisch gelernt werden, wobei von
Chirurginnen und Chirurgen annotierte Operationsvideos als Trainingsdaten
dienen", so Klaus Schöffmann. Beispiele für bedeutsame Videosegmente sind
irreguläre Phasen während der Operation, die vom Ablauf eines
quasi-standardisierten Eingriffs abweichen. Mario Taschwer erklärt dazu weiter:
"Wir wollen aber nicht nur erkennen, wann Abweichungen vom regulären
Operationsverlauf auftreten, sondern wollen auch häufiger auftretende
Irregularitäten identifizieren und voneinander unterscheiden können. Dafür
sollen automatische Klassifikationsverfahren für Augenoperationsvideos
entwickelt und evaluiert werden."

Die so analysierten Videos sollen zukünftig nicht nur Videoabschnitte von
"auffälligen" Operationsphasen leichter auffindbar machen, sondern sie
sollen durch die automatische Relevanzerkennung auch effizienter
komprimiert und gespeichert werden können. Das Forschungsprojekt startet
im Oktober, erste Ergebnisse sind nach etwa einem Jahr zu erwarten.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.aau.at

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution78

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Alpen-Adria-Universität Klagenfurt - 18.09.2018

WWW: http://idw-online.de
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AKTION/953: Berlin - Sprechstunde. Das Publikum fragt und Ärzte der Charité antworten, 13.10.2018


World Health Summit - 19.09.2018

Das Publikum fragt - Top-Ärzte der Charité antworten

Am 13. Oktober 2018 findet zum ersten Mal die Charité Sprechstunde statt.



Welche neuen Therapien gibt es gegen Rheuma? Was sind die aktuellen
Ergebnisse in der Krebsforschung? Was hilft bei Bluthochdruck? Um diese
Themen geht es unter anderem bei der 1. Charité Sprechstunde am Samstag,
den 13. Oktober ab 10:30 Uhr.

Chefärztinnen und Chefärzte der Charité sprechen mit dem Publikum über die
neuesten Erkenntnisse zu den großen Volkskrankheiten.

Unter anderem erklärt Charité-Chef und Neurologe Prof. Dr. Karl Max
Einhäupl den derzeitigen Stand der Demenz- und Alzheimer-Forschung, und
die Opernsängerin Carolin Masur berichtet, wie das Leben nach einer
schweren Krebserkrankung ist.

Beim "Meet the Doctors" stehen die Professorinnen und Professoren für
persönliche Fragen zur Verfügung.

Moderiert wird die Charité Sprechstunde von rbb Moderator Raiko Thal.
Journalisten sind herzlich eingeladen, die gesamte Veranstaltung ist
presseöffentlich.

Wir würden uns freuen, wenn Sie im Vorfeld auf die Charité Sprechstunde
hinweisen würden.

Mehr Informationen zum Programm:

www.worldhealthsummit.org/sprechstunde


Charité Sprechstunde

Samstag, 13. Oktober 2018

10:30-16:00 Uhr (Einlass ab 9:30)

Kosmos, Karl-Marx-Allee 131a, 10243 Berlin

Eintritt frei, vorherige Anmeldung erforderlich:

www.worldhealthsummit.org/sprechstunde

Die Charité Sprechstunde findet statt aus Anlass des 10. World Health
Summit.

Hintergrund

Der World Health Summit ist eine der bedeutendsten internationalen
Konferenzen für Global- und Public Health und steht traditionell unter der
Schirmherrschaft von Bundeskanzlerin Angela Merkel, Frankreichs
Staatspräsident Emmanuel Macron und dem Präsidenten der Europäischen
Kommission, Jean-Claude Juncker. Gegründet wurde die internationale
Konferenz 2009 anlässlich des 300-jährigen Jubiläums der Charité. Seitdem
kommen jeden Oktober rund 2.000 Teilnehmer aus 100 Ländern und den
verschiedensten Bereichen wie Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und
Zivilgesellschaft nach Berlin, um über die Herausforderungen globaler
Gesundheit zu diskutieren und Lösungen anzubieten.

In diesem Jahr findet der World Health Summit zum 10. Mal statt: vom
14.-16. Oktober im Kosmos. Erwartet werden 250 Sprecher, unter anderem
Bundeskanzlerin Angela Merkel, Microsoft-Gründer Bill Gates, WHO-Chef
Tedros Adhanom Ghebreyesus, drei Nobelpreisträger, acht Minister, 17
Geschäftsführer von internationalen Unternehmen und NGOs sowie das World
Doctors Orchestra.

www.worldhealthsummit.org


Die Charité - Universitätsmedizin Berlin ist Berlins ältestes Krankenhaus
und seit ihrer Gründung vor mehr als 300 Jahren ein weltweit bekanntes
Markenzeichen für beste medizinische Versorgung und Ausbildung. Sie ist
Europas größtes Universitätsklinikum mit einzigartiger internationaler
Relevanz und Strahlkraft. Im 19. und 20. Jahrhundert erlangte die Charité
ihren Ruf als Weltzentrum der modernen Medizin - so haben mehr als die
Hälfte aller deutschen Medizin-Nobelpreisträger an der Charité gearbeitet
und gelehrt. Der Leitspruch der Charité lautet "Forschen, Lehren, Heilen,
Helfen".

www.charite.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66645

Programm der Charité Sprechstunde am 13. Oktober 2018 in Berlin

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1727

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

World Health Summit - 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BLUES/071: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Sven-Ole Lüthke & Big Bad JOL: Countryblues - Stompin' Blues, Boogie & Ballads, 16.11.2018


Kulturcafé Komm du - November 2018

Sven-Ole Lüthke & Big Bad JOL | Handgemachter Mississippi-Delta Blues

Bluesabend am Freitag, den 16. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zum Bluesabend mit Sven-Ole Lüthke & Big Bad JOL am Freitag, den 16.11.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem verfremdeten Foto der beiden Musiker - Foto: © by SOL-Blues]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 16.11.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Sven-Ole Lüthke & Big Bad JOL

Handgemachter Blues im Gewand des 21. Jahrhunderts

Als Duo touren Sven Ole Lüthke und Big Bad JOL seit
einigen Jahren im Hamburger Raum und nehmen ihre Zuhörer mit in die
Gefühlswelt des Blues. Locker und lässig, aber dennoch
energiegeladen und immer mit gebührendem Respekt vor ihren
musikalischen Vorbildern, spielen sie groovenden Mississippi Delta
Blues, versetzt mit Country- und Urbaneinflüssen und bereichert um
puristisch bearbeitete Rockklassiker. Ihr Stil kommt ohne großen
technischen Aufwand aus und konzentriert sich auf die akustische
Wahrnehmung von Stimme und Gesang.

SOL-Blues - Homepage

http://www.solblues.de


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Sven-Ole Lüthke und Big Bad JOL bei einer Bluessession - Foto: © by Sven-Ole Lüthke]

Countryblues - rau, ungeschliffen und puristisch mit Sven-Ole Lüthke (links) und Big Bad JOL (rechts)

Foto: © by Sven-Ole Lüthke



Sven-Ole Lüthke & Big Bad JOL | Countryblues

Rau, ungeschliffen und puristisch kommt er daher, der Countryblues
von Sven-Ole Lüthke und Big Bad JOL. Anders als andere
Weggefährten des Genres suchen die beiden Hamburger nicht die
Anpassung an aktuelle Sounds und Arrangementmoden. Vielmehr lieben
sie den ursprünglichen Blues, den sie nur allzu gerne mit den Ecken
und Kanten bekannter Rock-, Rock'n'Roll und Rockabillyklassiker
versehen.

Sven-Ole (Gesang und Gitarre) und JOL (Mundharmonika)
unterhalten auf der Bühne auf eine unaufgeregte und charmante Art
und Weise. Und dennoch: spätestens wenn JOL samt
Bluesharp zu einem Gang durch das Publikum ansetzt, kennt dieses
kein Halten mehr.


Zum Reinhören & Anschauen:

Sven-Ole Lüthke & Big Bad JOL: Route 66

http://www.youtube.com/watch?v=R5K_Kfg-wqs

Sven-Ole Lüthke & Big Bad JOL: Little Red Rooster (unplugged)

http://www.youtube.com/watch?v=JmvbMQG9xPk

Sven-Ole Lüthke & Johan O. Lange: Dust My Broom - Cotton Club Hamburg 25.12.2013 

https://www.youtube.com/watch?v=nfh4fl4zVz8

Sven-Ole Lüthke & big bad jol: Suzy Q

https://www.youtube.com/watch?v=JDL4qywxHOE




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KLASSIK/10130: Lübeck - Werke von Charles Ives, Samuel Barber und Ludwiv van Beethoven am 28./29.10.


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

2. Sinfoniekonzert: Ernsthafte Scherze der neuen und alten Welt



Ist das ernst gemeint? Bei den drei Werken dieses Programms haben sich
deren jeweilige Schöpfer eindeutig amüsiert, wie zum Beispiel Charles
Ives, der 1891 mit siebzehn Jahren seine »Variations on 'America'«
komponierte. Ist man zu Beginn etwas erstaunt, im Thema die Klänge von
»God Save the Queen« zu erkennen, so steigert sich das Vergnügen mit
jeder der fünf Variationen, bis hin zur grandiosen Coda. Tatsächlich
wurden auf die bekannte Melodie nicht nur diverse Kaiser- und
Nationalhymnen gesungen (von »Heil dir im Siegerkranz« über das
Schweizer »Heil dir, Helvetia« bis zum »Molitwa russkitsch« des
russischen Zarenreichs), sondern auch das Lied »My Country, 'Tis of
Thee«, das in Ives' Jugend eine Art inoffizielle Nationalhymne
Amerikas war. Ursprünglich für Orgel komponiert, machen die
Variationen nach Ives' eigener Aussage »fast so viel Spaß wie Baseball
spielen«. Erst recht in der großen Orchesterfassung von Ives'
Landsmann William Schuman!

Wie ein Scherz mutet auch die Entstehungsgeschichte von Samuel Barbers
Violinkonzert an: In Auftrag gegeben wurde es 1939 von Samuel Fels,
der sein Vermögen aus dem Waschmittelhandel gern in philanthropische
Zwecke investierte und daher 1939 bei Barber ein Konzert für den
brillanten russischen Geiger Iso Briselli bestellte. Angeblich - hier
gehen die Berichte auseinander - fanden Briselli oder aber sein Lehrer
die ersten beiden Sätze für einen modernen Geiger nicht virtuos genug,
woraufhin Barber im dritten Satz umso atemberaubendere Wendungen
einbaute. Über diesen dritten Satz wiederum äußerte sich Briselli
höchst enttäuscht, nicht etwa, wie es oft heißt, weil dieser ihm nun
zu schwierig oder gar unspielbar vorkam, sondern weil er nach seiner
Auffassung nicht zu den ersten beiden Sätzen zu passen schien. Trotz
mehrfacher Gegenvorschläge hielt Barber jedoch an seinem Werk fest,
und Briselli zog sich aus dem Unternehmen zurück. Uraufgeführt wurde
das Konzert 1941 von Albert Spalding; mittlerweile zählt es mit seinem
spätromantischen Charakter vor allem in Amerika zu den beliebtesten
Stücken des Repertoires.

Beethoven seinerseits gönnte sich in seiner Sinfonie Nr. 8 den Spaß,
anstelle eines langsamen Satzes ein heiteres Allegretto zu schreiben,
das zudem einen Kanon zu Ehren des Erfinders des Metronoms, Johann
Nepomuk Mälzel, zitiert. Das gesamte Werk spielt mit dem Metrum, mit
Versetzungen der Akzente und scheinbarem Stolpern des Orchesters,
weshalb man lange Zeit Beethovens Tempoangaben für falsch hielt. Ein
musikalischer Scherz eben.

Charles Ives (1874-1954) Variations on »America« (arrangiert von
William Schuman)

Samuel Barber (1910-1981) Violinkonzert op. 14

Ludwig van Beethoven (1770-1827) Sinfonie Nr. 8 F-Dur op. 93

Dirigent Marco Comin

Violine Sophia Jaffé

Konzerte 28/10, 11.00 Uhr · 29/10, 19.30 Uhr, Musik- und Kongresshalle, Konzertsaal

(Einführung je eine Stunde vor Konzertbeginn)

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom September 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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KLASSIK/10129: Lübeck - 1. Kammerkonzert »Greensleeves« am 22. Oktober


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

1. Kammerkonzert »Greensleeves«



Bereits seit dem 13. Jahrhundert ist die Harfe das Nationalinstrument
und Wahrzeichen Irlands und hat ihren festen Platz auf dem irischen
Wappen. Die traditionelle irische Musik ist eng mit dem erhabenen,
klangstarken Saiteninstrument verbunden. Alte irische und englische
Mythen, volkstümliche Melodien und Legenden waren Inspiration für die
Kompositionen, die im Mittelpunkt dieses Konzertes stehen. Allen voran
das bezaubernde Liebeslied »Greensleves«, das in der Bearbeitung von
Ralph Vaughan Williams größte Popularität erlangte. Claude Debussys
Sonate für Flöte, Viola und Harfe ist ein Unikum in der Kammermusik.
Sie vereint drei Instrumente mit den unterschiedlichsten Klangfarben
zu einem besonderen poetischen und anmutigen Klangerlebnis. Der
Komponist selbst sagte einmal, er »wisse selbst nicht, ob man bei
dieser Sonate lachen oder weinen solle, vielleicht beides zugleich«.

Die Reihe Kammerkonzerte wird gefördert durch die Heinz und Erika
Wiggers Stiftung.

Claude Debussy (1862-1918) Sonate für Flöte, Viola und Harfe
F-Dur

Hilary Tann (*1947) »From the Song of Amergin«

Hamilton Harty (1879-1941) »In Ireland«

Ralph Vaughan Williams (1872-1958) »Fantasia on Greensleeves«

Flöte Waldo Ceunen

Harfe Shiho Minami

Viola Francesco Tosco

Konzert 22/10, 19.30 Uhr, Hoghehus

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom September 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5300: Wiesbaden - Sem Seiffert, "Diary Of Traveller", Theater im Pariser Hof 29.09.2018


Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

KONZERT Sem Seiffert

ALBUMVORSTELLUNG Diary Of A Traveller

Datum: 29. September 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 16 / erm. 11 Euro



Sem Seiffert ist auf Tour mit seinem neuen Album "Diary Of A
Traveller", welches erfolgreich per Crowdfunding finanziert wurde.
Dieses, sowie auch sein Debut-Album "Tales To Tell" wurden in
Wolverhampton/England aufgenommen. Produzent hierbei war jeweils Gavin
Monaghan, der auch Künstler wie die Editors, Nizlopi, Ryan Adams
u.v.m. aufgenommen hat.

Sem Seiffert ist immer wieder unterwegs in Europa und so sind die
ersten Zeilen einiger seiner Songs z.B. am Hafen von Göteborg
(Schweden) entstanden, weitere auf einer Bank an den Grachten von
Amsterdam (Niederlande), um so schließlich in einem kleinen Café in
Florenz (Italien) das ganze Lied fertig zu stellen. Viele verschiedene
Eindrücke sind so verschmolzen und öffnen der Phantasie neue Pforten.

Er lebt heute in der Nähe von Köln. Ein paar Songs seines ersten
Albums weisen eine enge Verbundenheit zu Irland und Schottland auf.
Sein 2. Album erzählt viele Geschichten, die verschiedene Schauplätze
von Orten der Welt widerspiegeln. Und genauso erzählen beide Alben
Geschichten, die teils aus seiner Vorstellungskraft, teils aus der
Realität entstammen.
Musikalisch eine Kombination aus Folk, Rock, mit ein wenig Blues, ein
wenig Jazz und Pop, jedoch schwer in eine Schublade zu stecken.

Seit November 2014 ist Sem Seiffert stetig und ständig auf Tour durch
Deutschland sowie durch die Schweiz, Österreich und die Niederlande,
Dänemark, Schweden und England. Mehr als 150 Konzerte liegen hinter
ihm. Mittlerweile ist er teilweise auch in Duo oder Triobesetzung
anzutreffen, mit Cello und Schlagzeug.

Sein Debut-Album "Tales To Tell" sowie sein neues Album "Diary Of A
Traveller" wurden über sein eigenes Musik-Label "Opus Of Orpheus
Records" veröffentlicht und sind auf all seinen Konzerten erhältlich.
"Diary Of A Traveller" gibt es ebenfalls auf 180g Vinyl.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8831: Aus aller Welt - 21.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Parlamentswahl im Königreich eSwatini - Nur Gefolgsleute zugelassen

In dem südafrikanischen Kleinstaat eSwatini ist am Freitag ein neues
Parlament gewählt worden. Die rund 530.000 Wahlberechtigten sollten
59 der 69 Parlamentsabgeordneten neu wählen, konnten sich dabei
allerdings nicht an einer Parteizugehörigkeit der Kandidaten
orientieren. Fast alle Kandidaten gelten als treue Gefolgsleute von
König Mswati III. Seit 32 Jahren regiert er den zweitkleinsten Staat
auf dem afrikanischen Kontinent ohne jegliche Einschränkung und
ernennt die übrigen zehn Abgeordneten direkt, ebenso seine Minister.
Seit seiner Unabhängigkeit von Großbritannien im Jahr 1968 führte das
Land den Namen Königreich Swasiland. Vor fünf Monaten erklärte der
Monarch, daß der Staatsname künftig Königreich eSwatini lauten soll.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8831: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mutmaßliche Mafiosi in Konstanz vor Gericht

Vor dem Landgericht Konstanz hat heute ein Prozeß gegen neun Männer
begonnen, die der italienischen Mafia zugerechnet werden. Den
Angeklagten werden bandenmäßiger Drogenhandel sowie Körperverletzung,
Waffenbesitz und Brandstiftung vorgeworfen. Aus Platzgründen finden
die ersten beiden Verhandlungstage im Gebäude des Landgerichts
Karlsruhe statt. Aus Sicherheitsgründen kontrollierten Dutzende
Polizeibeamte die Eingänge des Gerichts und waren im Innern des
Hauses postiert. Insgesamt sind 67 Verhandlungstage geplant.

21. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8828: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schweizer Armee rüstet sich für den Internetkampf

Die Schweizer Armee bereitet sich auf Angriffe aus dem Internet vor
und bildet dazu Hacker aus. Seit fünf Wochen werden 18 Rekruten neben
der üblichen Grundausbildung zu anerkannten Cyber-Spezialisten
ausgebildet. Ab 2019 will die Schweizer Armee 50 Rekruten pro Jahr
entsprechend ausbilden. Dabei beschränkt sich der Lehrgang nicht nur
auf Abwehrmaßnahmen. Die Ausbildung auch auf Angrifftechniken sei
nötig, denn auch in Friedenszeiten tobe im virtuellen Raum ein Krieg,
erklärte der Chef der Führungsunterstützungsbasis der Armee und
Verantwortliche für den Cyberlehrgang, Divisionär Thomas Süssli.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8830: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Nahles will Entscheidung zu Maaßen neu verhandeln

Nach breiter Kritik in der SPD über die geplante Beförderung des
ehemaligen Inlandsgeheimdienstchefs Hans-Georg Maaßen zum
Staatssekretär im Innenministerium lenkt die Parteispitze ein.
SPD-Chefin Andrea Nahles fordert vom Koalitonspartner, über die
Abberufung des Verfassungsschutzpräsidenten neu zu beraten. Die
durchweg negativen Reaktionen aus der Bevölkerung zeigen, daß wir uns
geirrt haben, schrieb Nahles in einem Brief an Bundeskanzlerin Angela
Merkel. Die CDU-Vorsitzende signalisierte bereits ihre
Verhandlungsbereitschaft. Auch Bundesinnenminister Horst Seehofer
(CSU) schloß neue Beratungen nicht aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8829: Tragisches und Kurioses - 21.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Fährunglück auf dem Victoriasee - Dutzende Menschen vermißt

Eine Schiffshavarie auf dem Victoriasee in Tansania hat nach
bisherigen Kenntnissen mehr als 120 Menschenleben gefordert. Nach
Angaben des Betreibers Temesa könnten sich zum Zeitpunkt des Unglücks
mehr als 300 Menschen an Bord der Passagierfähre "Nyerere" befunden
haben. Der Gouverneur der Region Mwanza, John Mongella, teilte mit,
daß 100 Menschen gerettet werden konnten, viele von ihnen sind schwer
verletzt. Das Schiff war Donnerstagnachmittag im südlichen Teil des
Sees nur rund 50 Meter vom Anleger der Insel Ukara aus noch
ungeklärten Gründen gekentert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7914: Aus Forschung und Technik - 21.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Umlaufbahn der Raumstation korrigiert

In Vorbereitung für den Abflug des Raumschiffes Sojus MS-08 wurde am
Donnerstag die Bahn der Internationalen Raumstation (ISS) um mehrere
hundert Meter angehoben. Wie das Flugleitzentrum (ZUP) in Koroljow
bei Moskau mitteilte, wurden die Triebwerke des Service-Moduls Swesda
gezündet und brannten dann 17 Sekunden lang. Der Orbitalkomplex
umkreist die Erde nunmehr auf einer mittleren Bahnhöhe von 405,7
Kilometern. Am 4. Oktober soll die Sojus-Kapsel mit den Raumfahrern
aus Rußland und den USA, Oleg Artjomow , Richard Arnold und Andrew
Feustel, die Heimreise antreten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7927: Aus aller Welt - 21.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Hochgeschwindigkeitsstrecke zwischen Jerusalem und Tel Aviv

Der israelische Premierminister Benjamin Netanjahu und sein Verkehrs-
und Informationsminister Israel Katz haben am Donnerstag den
Hochgeschwindigkeitszug King David auf der Strecke von Jerusalem bis
zum Flughafen Ben Gurion von Tel Aviv eingeweiht. Die Israel Times
berichteten davon. Die erste elektrifizierte Bahnstrecke Israels wird
voraussichtlich im kommenden Jahr beide Städte miteinander verbinden.
Dann soll die Fahrzeit 25 Minuten betragen. Durch die Nutzung der
Rolltreppen zum 80 Meter in der Erde unter Jerusalem liegenden
Bahnhof kommen zehn Minuten hinzu. Die Fahrt mit den von Dieselloks
gezogenen Zügen auf der kurvenreichen alten osmanischen Strecke
dauert oft weit über eine Stunde. Für die bereits vor zehn Jahren
geplante Strecke wurden bis über einen Kilometer lange Brücken und
kilometerlange Tunnel gebaut. Für Tunnelbohrungen war eine 1500
Tonnen schwere Tunnelbohrmaschine aus Deutschland herangeschafft
worden. Deutsche TÜV-Techniker überprüfen auch die Elektrifizierung
der Bahnstrecke, weil man damit in Israel noch keine Erfahrungen hat.
Die Deutsche Bahn hatte ihre Beratungstätigkeit für das Projekt 2011
eingestellt.

Zwischen Jerusalem und Tel Aviv sollen die Doppeldeckerzüge einmal im
Stundentakt verkehren und laut Verkehrsministerium vier Millionen
Fahrgäste im Jahr befördern. Ab kommenden Dienstag können sich
Zugreisende für zunächst noch langsamere Fahrten anmelden. Die
Baukosten der neuen Strecke sind von anfänglich geschätzten knapp
eine Milliarde US-Dollar auf 1,8 Milliarden gestiegen. Die neue
Strecke verläuft an zwei Stellen völkerrechtswidrig über
palästinensisches Land. Aus Sicherheitsgründen ist die gesamte
Bahnstrecke eingezäunt und von Kameras überwacht. Tunnel und Brücken
sind mit Fluchtwegen ausgestattet. Verkehrsminister Katz plant, die
Strecke bis zur Klagemauer in der mehrheitlich von Palästinensern
bewohnten Jerusalemer Altstadt weiterzuführen. Gegenüber CNN sagte
der Minister, der neue Bahnhof solle nach US-Präsident Donald Trump
benannt werden. Dieser hatte entschieden, im Dezember 2017 die
US-Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem zu verlegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7886: Medizin und Gesundheitswesen - 21.09.2018 (SB)




VOM TAGE



In Dresden entsteht Anti-Sepsis-Center

Eine Sepsis, auch Blutvergiftung genannt, ist eine schwere Krankheit,
die eine große Sterblichkeit hat. Laut Deutschem Ärzteblatt erleiden
in Deutschland jährlich rund 150.000 Menschen eine Sepsis - Tendenz
steigend. In mehr als einem Drittel der Fälle sterben die Patienten
an der schweren Infektion selbst oder an deren Folgen. Jetzt haben
sich das Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden und die
Klinik Bavaria Kreischa dem Kampf gegen die Sepsis verschrieben. Um
die Überlebensrate und Lebensqualität von Sepsispatienten zu erhöhen,
haben sie das Comprehensive Sepsis Center gegründet, durch das die
einzelnen Behandlungsschritte umfassend miteinander verzahnt werden
sollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7915: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Verfassungsschutz muß mehr Fragen zu Aktenvernichtung beantworten

Das Bundesamt für Verfassungsschutz muß die Öffentlichkeit im
Zusammenhang mit den Akten, welche kurz nach Bekanntwerden der
Mordserie durch die Rechtsterroristen des NSU im November 2011
vernichtet worden waren, weiter aufklären. Das befand das
Oberverwaltungsgericht in Münster im Berufungsverfahren eines
Journalisten gegen den Verfassungsschutz. Der Journalist fordert
Auskunft über das Disziplinarverfahren gegen den Behördenmitarbeiter
(Tarnname Lothar Lingen), der Akten über V-Leute in der rechten Szene
vernichten ließ. Das Bundesamt muß Fragen etwa zur Dicke der Akte,
zur Dauer der Ermittlungen und zur Anzahl der befragten Personen
beantworten. Das gilt auch für die Frage, ob der Beamte eigenmächtig
gehandelt hat. Konkrete Einschätzungen seiner Kollegen zu dessen
Motiven können unter Verschluß bleiben. Der Verfassungsschutz muß
auch nicht offenlegen, wie das Verfahren gegen den Mitarbeiter
ausging. Das OVG begründete seine Entscheidung mit dem gegenüber dem
Persönlichkeitsinteresse des Beamten und dem
Vertraulichkeitsinteresse des Verfassungsschutzes schwerer wiegenden
öffentlichen Interesse an dem NSU und dem Versagen von
Sicherheitsbehörden. Das Urteil ist nicht rechtskräftig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7838: Sprache, Kunst und Medium - 21.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Berliner Mauer-Projekt scheint zu scheitern

Als Kunstprojekt DAU soll in Berlin für etwa einen Monat ein Teil der
früheren Mauer zum Osten nachgebaut werden. Dagegen hatte sich in den
letzten Wochen starker Widerstand gebildet. Nun könnte das Vorhaben
aus sicherheitsrechtlichen Gründen scheitern.

Aus baugleichen Betonteilen sollte ein Häuserkarree über eine Länge
von 800 Metern eingehegt werden, das Besuchern ein Gefühl von
Eingesperrtsein in einem totalitären System vermittelt. 1500 bis 3000
Besucher sollten täglich ein "Visum" kaufen können. Laut Sender rbb
Kultur sehen viele Berliner in DAU allerdings nichts als ein
"Eventspielzeug". Es gibt aber auch viele Unterstützer aus der
Kulturszene, nicht zuletzt gehört Kulturstaatsministerin Grütters
dazu.

Geplant ist die Rekonstruktion als dreiteiliges Kunstexperiment, das
am 12. Oktober in Berlin unter dem Titel "Freiheit" Premiere haben
soll. Der zweite Teil unter dem Titel "Gleichheit" soll dann in Paris
und der dritte Teil "Brüderlichkeit" in London folgen.

Doch seit Wochen fehlen zumindest an der Spree die nötigen
Genehmigungen vom Bezirk Mitte. Dabei geht es jedoch nicht um
künstlerische oder ethische Fragen, sondern darum, ob die Gehwege die
schweren Betonsegmente aushalten können, die aufgestellt werden
sollen. Auch seien unter anderem die Sicherheitsmaßnahmen für
Fluchtwege bei Feuer und andere wichtige Fragen nicht geklärt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7905: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Gefangene IS-Kämpfer sollen den Nordirak verlassen

Die kurdisch geführten, von der Koalition der USA unterstützten
Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF) im Nordostirak haben rund 520
IS-Milizionäre (Islamischen Staat) aus 44 Ländern in ihrer Gewalt.
Hinzu kommen 550 Frauen und rund 1200 Kinder, wie der kurdische
Außenminister Omar am Donnerstag laut AFP berichtete. Den SDF ist es
nicht möglich, die IS-Kämpfer vor Gericht zu stellen oder sie
unbestimmte Zeit gefangenzuhalten. Deshalb sollten die
Herkunftsländer die IS-Mitglieder zurücknehmen. Doch dem kämen sie
nur widerstrebend nach, erklärte der Nahostexperte Johnston der BBC.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7919: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Wirtschaftsminister wollen Stromtrassenausbau beschleunigen

Bundeswirtschaftsminister Altmaier hat sich mit seinen Länderkollegen
am Freitag auf ein Maßnahmenpaket zum Ausbau von Stromnetzen in
Deutschland geeinigt. Diese werden im Rahmen der Energiewende
hauptsächlich dafür gebraucht, in Norddeutschland und vor den Küsten
gewonnenen Windstrom in den Süden zu schaffen. Von 7700 Kilometern
teils neuer, teils ausgebauter Hochspannungstrassen wurden bislang
1750 Kilometer genehmigt und 950 gebaut, so die Bundesnetzagentur.
Laut Wirtschaftsministerium sollen die Genehmigungsverfahren künftig
vereinfacht und verkürzt werden, wobei die Bürger in die Planungen
umfassend einzubeziehen sind. Leitungsprojekte sollen realisiert
werden, sobald abzusehen ist, daß die behördliche Genehmigung positiv
ausfallen wird. Sämtliche Genehmigungen für das Startnetz und die
sogenannten Stromautobahnen von Norden nach Süden sollen bis 2021
erfolgen. Altmaier und Kollegen wollen mindestens einmal im Jahr
zusammenkommen, um über den weiteren Handlungsbedarf zu sprechen.
Eine kontinuierliche Entschädigung von Flächeneigentümern für
Leitungsmasten auf ihrem Grund, wie es der Bauernverband fordert,
wird es voraussichtlich nicht geben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7888: Tragisches und Kurioses - 21.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Hungersteine in der Elbe erinnern an frühere Dürrejahre

Der Pegel in Magdeburg zeigt den niedrigsten Wasserstand seit über 80
Jahren an. Der Wert lag am Pegel Strombrücke zuletzt bei 45
Zentimetern, wie das dortige Wasser- und Schiffahrtsamt mitteilte.
Zuvor hatte der Tiefststand an dieser Stelle im Jahr 1934 die
Rekordtiefe von 48 Zentimetern erreicht.

Zeugen vergleichbarer Dürrejahre sind sogenannte Hungersteine, in die
das Ereignis von jemandem eingemeisselt wurde. Dieser Tage fiel im
böhmischen Decin nördlich von Prag ein besonders großes Exemplar
trocken. Er hat die Größe eines Lieferwagens und trägt auf Deutsch die
unheilvolle Inschrift: "Wenn du mich siehst, dann weine". Der Schiffer
und Gastwirt Franz Mayer hatte sie während einer Niedrigwasserperiode
im Jahr 1904 in den Stein gehauen.

Ungewöhnlich ist laut MDR aktuell auch die Länge der gegenwärtigen
Regenlosigkeit. Zwar sind noch vereinzelt Wassersportler mit Kanus und
Kajaks oder kleine Motorboote zu sehen, die sich auf den
schmalgewordenen Fluß trauen, aber schon für größere Motorboote ist
eine Fahrt gefährlich. Die Güterschiffahrt ist bereits vor vielen
Wochen eingestellt worden. Eine Änderung steht nicht so schnell in
Aussicht.
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SOZIALES/7916: Arbeit, Soziales und Familie - 21.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Kulturschaffende fordern baldigen Rücktritt Seehofers

Eine Reihe prominenter Kulturschaffender hat in einem gemeinsamen
Aufruf Bundesinnenminister Horst Seehofer zum Rücktritt noch vor der
Landtagswahl in Bayern am 14. Oktober aufgefordert. Die Unterzeichner
halten den CSU-Politiker für provozierend, rückwärtsgewandt und
würdelos gegenüber den Menschen. Sie werfen ihm vor, den Weg in eine
zukunftsfähige deutsche Gesellschaft zu verstellen und das Land zu
spalten. Entsetzt stellen sie fest, daß Seehofer fortwährend die
Arbeitsfähigkeit der Bundesregierung sabotiert und dem
internationalen Ansehen Deutschlands schadet. Insbesondere hat er
18,6 Millionen Menschen mit migrantischen Wurzeln in Geiselhaft
genommen, als er die Migrationsfrage zur Mutter aller politischen
Probleme erklärte. Mit enthemmten Bierzeltreden und unschlüssigen
Pressekonferenzen soll der Bundesinnenminister maßgeblich dazu
beigetragen haben, daß sich der Ton der politischen
Auseinandersetzung verschärft und daß die AfD ihre
rechtspopulistische und rechtsradikale Entgleisungsrhetorik immer
weitertreibt.

Zu den Erstunterzeichnern des Papiers "Würde, Verantwortung,
Demokratie" gehören der Dramatiker Moritz Rinke, der Journalist
Günter Wallraff, der Berlinalechef Dieter Kosslick, die Schauspieler
Peter Lohmeyer, Jochen Busse, Burghart Klaußner, Meret Becker und
Hugo Egon Balder, die Musikerin Inga Humpe, die Filmemacher Emily
Atef, Andres Veiel und Dietrich Brüggemann sowie die Autorinnen
Judith Schalansky, Ronja von Rönne und Terezia Mora.
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UMWELT/7897: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 21.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Elfenbein-Wilderei in der Hand von drei Kartellen

Wilderei bedroht viele Tierarten. So ist zwischen 2006 und 2015 die
Zahl der Elefanten in Afrika um 111.000 gesunken. Nach Angaben der
Weltnaturschutzunion IUCN ist dafür an erster Stelle die Wilderei
verantwortlich. Hochrechnungen zufolge gibt es in Afrika nur noch
415.000 Elefanten, die meisten davon im Süden des Kontinents. In
Asien leben sogar nur rund 50.000 Elefanten. Jetzt meldete dpa, das
drei Kartelle in Afrika für einen Großteil des weltweiten illegalen
Elfenbeinhandels Verantwortung tragen. Dies ergab eine Untersuchung
von Forschern um Samuel Wasser von der University of Washington. Man
sollte unbedingt gegen diese Kartelle vorgehen, wenn man Elefanten
und Nashörner vor dem Aussterben bewahren will.
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WIRTSCHAFT/7904: Märkte und Finanzen - 21.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Solarstromernte erreicht zum Monatsende den Vorjahreswert

Der Bundesverband Solarwirtschaft (BSW) erwartet, daß bis zum Beginn
des kalendarischen Herbstes am Ende des dritten Quartals in
Deutschland rund 40 Milliarden Kilowattstunden Solarenergie erzeugt
werden. Der Betrag wird dann rund elf Prozent über dem des
Vorjahreszeitraums liegen und die Solarenergieernte des gesamten
Jahres 2017 übersteigen. Dennoch steht Solarstrom nur für rund sechs
Prozent des gesamten Stromverbrauchs. Die kostenlose Primärenergie
der Sonne kann für die Stromverbraucher preiswerter werden, wenn die
Anlagenkosten sinken. Der Bundesverband der Energie- und
Wasserwirtschaft erwartet Preissenkungen bei Photovoltaikanlagen,
wenn die Schutzzölle auslaufen, welche in der EU auf entsprechende
Produkte aus China erhoben werden. Der Branchenverband fordert von
der Politik unter anderem, daß sie den Zubau an geförderten
Solaranlagen freigibt sowie Abgaben auf Solarstromeigenverbrauch und
Mieterstrom abschafft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7920: Aus Forschung und Technik - 21.09.2018 (SB)




VOM TAGE



550 Millionen Jahre altes Pflanzenfossil ist frühestes Tier

Fossilien sind Abdrücke in Stein und anderem harten Material, die
viele Millionen Jahre alt sein können. Nicht wenige Laien wundern
sich, aus welch spärlichen Informationen Paläontologen ihre
Kenntnisse gewinnen können. Es überrascht nicht, wenn sie da auch mal
Korrekturen vornehmen müssen. So galten Dickinsonia-Fossile als
Pflanzen, die vor mehr als 550 Millionen Jahre gelebt hatten.
Offenbar ein Irrtum. Wie die Nachrichtenagentur afp gerade meldete,
konnte mit Hilfe eines besonders gut konservierten Fossils aus dem
Norden Rußlands der Nachweis erbracht werden, daß es sich nicht um
eine Pflanze, sondern um das bislang älteste Tier handelt. Forscher
um David Gold von der University of California hatten an dem Exemplar
organisches Material gefunden, in dem Cholesterin-Moleküle enthalten
waren. Cholesterin ist typisch für Tiere und nicht für Pflanzen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/446: NOEMA - Halbzeit für das im Bau befindliche Superteleskop (idw)


Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 20.09.2018

NOEMA: Halbzeit für das im Bau befindliche Superteleskop



Mit einem offiziellen Festakt wurde am Mittwoch, dem 19. September, der
erfolgreiche Abschluss der ersten Phase des NOEMA-Projektes begangen. Die
Max-Planck-Gesellschaft und ihr Partnerinstitut IRAM feiern damit den
ersten entscheidenden Schritt hin zu einem der größten
deutsch-französisch-spanischen Vorhaben in der Astronomie: dem Ausbau des
NOEMA-Observatoriums in den französischen Alpen zum leistungsstärksten und
empfindlichsten Millimeter-Radioteleskop der nördlichen Hemisphäre. Vier
Jahre nach der Einweihung der ersten NOEMA-Antenne, zählt das
Observatorium aktuell zehn 15-Meter große Parabolantennen und kann erste
zukunftsweisende wissenschaftliche Ergebnisse vorweisen.




[image: Bild: © DiVertiCimes/IRAM]

Das NOEMA-Observatorium in den französischen Hochalpen mit neun
NOEMA-Antennen. Zm Abschluss der ersten NOEMA-Phase wird sich auch
die zehnte Antenne in den Teleskopverbund einreihen.

Bild: © DiVertiCimes/IRAM



NOEMA (NOrthern Extended Millimeter Array) gehört zu einer ganz neuen
Generation von Radioteleskopen: Ein Verbund von Teleskopen bestehend aus
mehreren, auf Schienen beweglichen Einzelantennen, ausgestattet mit
hochmodernen Empfängersystemen, die zusammen geschaltet agieren wie ein
einziges Riesenteleskop. Mit einer bis noch vor ein paar Jahren
unerreichbaren Präzision und räumlichen Auflösung ermöglicht NOEMA die
Erforschung des kalten Universums bei Temperaturen von nur einigen Grad
über dem absoluten Nullpunkt von -273,15 Grad Celsius. Dabei spürt es
Objekte auf, die sich - weil von kosmischem Staub und interstellaren
Wolken umgeben - mit optischen Instrumenten nicht beobachten lassen.

Eine der wichtigsten Missionen des NOEMA-Projektes ist die Erforschung von
interstellaren Gaswolken und Sterngeburten in unserer eigenen Galaxie und
in Galaxien, die in ihrem Zustand kurz nach dem Urknall beobachtet werden.
Dabei hoffen Wissenschaftler Antworten auf die fundamentalen Fragen der
modernen Astronomie zu finden: Wie ist die erste Generation von Sternen
direkt nach dem Urknall entstanden? Wie haben sich die ersten großen
Strukturen im Universum entwickelt, um schließlich Galaxien zu formen wie
unsere Milchstraße? Wie genau funktioniert der kosmische Zyklus der
interstellaren Materie, die von Sternen am Ende ihrer Existenz ins All
geschleudert wird und aus der wiederum neue Sterne entstehen? Wie formen
sich Planeten und Planetensysteme und wie werden neu entstandene Planeten
mit komplexen, pre-biotischen Molekülen angereichert, die für die
Entstehung von Leben maßgeblich sein könnten?

Insgesamt 12 Antennen sollen zukünftig im Dienste der Wissenschaftler den
Himmel abtasten, zehn davon stehen mittlerweile schon auf dem Plateau de
Bure in den französischen Alpen. Der wissenschaftliche Betrieb läuft
parallel zum Ausbau des Observatoriums und so kann NOEMA bereits mit
ersten Forschungsergebnissen aufwarten:

Neben der Entdeckung eines besonders spektakulären, weil aktiven und mit
pre-biotischen Molekülen übersäten Sternentstehungsgebietes in unserer
näheren kosmischen Nachbarschaft, hat NOEMA die Wissenschaft kürzlich auch
mit einem bisher unerreicht detailgetreuen Bild der Staubwolkenverteilung
in der großflächigen Spiralgalaxie IC 342 im Sternbild Camelopardalis
beeindruckt.

NOEMA wird außerdem ein wichtiger Teil eines noch größeren, globalen
Teleskopverbundes werden. Als leistungsstärkstes Radioteleskop der
nördlichen Hemisphäre wird NOEMA im weltweiten Teleskopverbund Event
Horizon Telescope eine Schlüsselrolle bei der Erforschung ultramassiver
schwarzer Löcher spielen. Das Projekt, das mehrere Radioteleskope auf vier
Kontinenten zu einem virtuellen, weltumspannenden Riesenteleskop
verbindet, zielt auch darauf aus, das allererste Bild vom schwarzen Loch
im Zentrum unserer Galaxie zu erhaschen.

IRAM-Direktor Karl-Friedrich Schuster gibt sich erfreut: "IRAM und seine
Partner haben mit NOEMA bahnbrechende und wegweisende technologische
Entwicklungen angestoßen, die in den nächsten Jahren ganz neue Arten von
Beobachtungsprogrammen ermöglichen werden".

Entscheidend für diese Erfolge und den erfolgreichen Abschluss der ersten
Phase des Projektes ist auch die Ausstattung aller zehn Antennen mit
komplett neuartigen, Empfängersystemen, die an der Grenze der
höchstmöglichen Empfindlichkeit arbeiten und gleichzeitig einen wesentlich
breiteren Bereich an Wellenlängen analysieren.

Bei Beobachtungen agieren die zehn NOEMA-Antennen wie ein einziges
Teleskop, eine Technik, die sich Interferometrie nennt. Die räumliche
Auflösung eines solchen Teleskopverbunds entspricht der eines
Einzelteleskops mit einem Durchmesser gleich dem maximalen Abstand
zwischen den Antennen. Bei NOEMA entspricht das aktuell einem Teleskop von
bis zu 760 Metern Durchmesser und einer räumlichen Auflösung von weniger
als einer Bogensekunde. Anders gesagt, könnten die NOEMA-Antennen ein
Smartphone in mehr als 500 Kilometern Entfernung ausmachen.




[image: Bild: © IRAM/A.Schruba/J.Pety, NASA/JPL-Caltech, NASA/JPL-Caltech/J.Turner]

Die Spiralgalaxie IC 342 im Sternbild Camelopardalis. Das NOEMA-Bild
zeigt in bisher unerreichter Präzision die Staubwolkenverteilung und
damit aktive Sternentstehung in der Galaxie.

Bild: © IRAM/A.Schruba/J.Pety, NASA/JPL-Caltech, NASA/JPL-Caltech/J.Turner



Um mit so vielen Antennen gleichzeitig beobachten zu können, war es
ebenfalls nötig, einen Superrechner, von den Wissenschaftlern Korrelator
genannt, zu entwickeln, der bei einer Rechenleistung von
20.000.000.000.000.000 Operationen pro Sekunde eine Vielzahl von simultan
eingehenden Signalen analysiert. Sieben Jahre lang haben IRAM-Ingenieure
an der Fertigstellung dieses innovativen Korrelators gearbeitet, ein mit
elektronischer Spitzentechnologie ausgestattetes Rechenwunder, etwa fünf
Millionen mal schneller als herkömmliche Computer.

"Mit NOEMA sind wir schon jetzt Teil einer neuen Ära der Radioastronomie",
sagt Roberto Neri, IRAM-Forscher und wissenschaftlicher Leiter des
Projektes. "Zusammen mit den fortschreitenden technologischen
Entwicklungen eröffnet uns dieses Teleskop vollkommen neue Möglichkeiten,
die faszinierendsten Fragen moderner Astronomie zu erforschen."

Auch die Wissenschaftler am Max-Planck-Institut für Radioastronomie
(MPIfR) sind begeistert. Der erweiterte Empfangsbereich wird weltweit
einzigartige, hochauflösende Beobachtungen von Molekülen mit schwerem
Wasserstoff ermöglichen, mit denen Wolken in den frühesten, kältesten
Phasen der Sternentstehung untersucht werden können. Bei der Suche nach
den ersten Galaxien im Universum bedeutet NOEMA einen großen Schritt nach
vorne, da zum Beispiel die Bestimmung von Rotverschiebungen ferner
Galaxien bedeutend schneller erfolgen kann als je zuvor.

Phase zwei des Projektes erstreckt sich bis 2021 und sieht neben den
Antennen 11 und 12 auch die Verlängerung des Schienensystems vor, auf dem
die Antennen zukünftig mit einem Abstand von bis zu 1,7 Kilometern
voneinander entfernt positioniert werden können. NOEMA wird so den Himmel
zehnmal empfindlicher vermessen können als das bisher möglich war.



IRAM, das Institut für Radioastronomie im Millimeterwellenlängenbereich,
wurde im Jahr 1979 von der deutschen Max-Planck-Gesellschaft (MPG) und dem
französischen Centre National de la Recherche Scientifique (CNRS)
gegründet und 1990 durch das spanische Instituto Geografico Nacional (IGN)
erweitert. Das Institut mit Sitz in Grenoble betreibt zwei Observatorien:
Das 30-Meter-Teleskop auf dem Pico Veleta nahe Granada in Spanien und das
NOEMA-Observatorium (aktuell zehn 15-Meter-Antennen) auf dem Plateau de
Bure in den französischen Hochalpen.

Das Gesamtbudget des NOEMA-Projekts ist auf 51 Millionen Euro
veranschlagt, getragen und finanziert wird es gemeinsam von den
IRAM-Gründungsinstitutionen: der Max-Planck-Gesellschaft und dem Centre
National de la Recherche Scientifique.

In Zusammenarbeit mit dem Max-Planck-Instituts für Radioastronomie und dem
European-Research-Council-Projekt BlackHoleCam wird NOEMA derzeit für
seine zukünftige Schlüsselrolle im weltweiten Teleskopverbund Event
Horizon Telescope vorbereitet.

Weitere Informationen unter:

https://www.mpifr-bonn.mpg.de/mitteilungen/2018/5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1664

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Radioastronomie, 20.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1538: Kernphysiker stellen Beobachtungen zum quantenchromodynamischen Phasenübergang vor (idw)


GSI Helmholtzzentrum für Schwerionenforschung GmbH - 20.09.2018

Dies ist eine gemeinsame Pressemitteilung der Universitäten Münster und
Heidelberg sowie des GSI Helmholtzzentrums für Schwerionenforschung in
Darmstadt.

Kernphysiker stellen Beobachtungen zum quantenchromodynamischen
Phasenübergang vor



Etwa zehn Millionstel Sekunden dauerte es, bis die Bausteine der Materie
unserer heutigen Alltagswelt entstanden, so die gängige Annahme von
Experten: Nach dem Urknall vor 13,7 Milliarden Jahren bewegten sich Quarks
und Gluonen, zwei Arten von Elementarteilchen, deren Wechselwirkung von
der Quanten-Chromodynamik, der Theorie der starken Wechselwirkung
beschrieben wird, in den allerersten Augenblicken des Universums frei in
einem Quark-Gluon-Plasma.

Dann vereinigten sie sich und bildeten beispielsweise Protonen und
Neutronen, aus denen die Kerne von Atomen bestehen und die zur
Teilchenklasse der Hadronen gehören. In der aktuellen Ausgabe der
Fachzeitschrift "Nature" präsentiert ein internationales Forscherteam nun
eine Analyse der Ergebnisse langjähriger Experimente an
Teilchenbeschleunigern, die Licht auf die Natur dieses Phasenübergangs
wirft. Unter anderem bestimmten die Forscher mit Präzision die
Übergangstemperatur und erhielten neue Erkenntnisse zum Mechanismus, wie
ein Quark-Gluon-Plasma beim Abkühlen in die normalen Materiebausteine wie
Protonen, Neutronen oder Atomkerne ausfriert. Das Forscherteam besteht aus
Wissenschaftlern vom GSI Helmholtzzentrum für Schwerionenforschung in
Darmstadt sowie von den Universitäten Heidelberg, Münster und Breslau
(Polen).

Messungen bestätigen vorhergesagte Übergangstemperatur /
Einhundertzwanzigtausend Mal heißer als das Innere der Sonne

Ein zentraler Befund: Die Experimente bei weltweit höchster Energie mit
dem ALICE-Detektor am Kernforschungszentrum CERN (Large Hadron Collider,
LHC) produzieren Materie, in der Teilchen und Antiteilchen mit sehr genau
gleicher Häufigkeit vorkommen, identisch mit der Urknallmaterie. Das Team
bestätigt durch die Analyse der in den Experimenten gewonnenen Daten
theoretische Vorhersagen, nach denen der Phasenübergang zwischen
Quark-Gluon-Plasma und hadronischer Materie bei einer Temperatur von 156
Megaelektronenvolt geschieht. Das entspricht einer Temperatur, die
Einhundertzwanzigtausend Mal heißer ist als das Innere der Sonne.

Teilchen trotzen hohen Temperaturen im Verbund

Die Physiker analysierten eine Vielzahl an Teilchen und Antiteilchen
genauer. "Unsere Untersuchungen bringen mehrere überraschende Erkenntnisse
mit sich. Eine davon ist, dass leichte Atomkerne und ihre Antiteilchen bei
der gleichen Temperatur wie Protonen und Antiprotonen erzeugt werden,
obwohl ihre Bindungsenergien etwa einhundert Mal kleiner sind als die der
Übergangstemperatur entsprechende Energie", sagt Prof. Dr. Anton Andronic
von der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, vormals GSI
Helmholtzzentrum für Schwerionenforschung. Die Wissenschaftler vermuten,
dass solche "schwach gebundenen" Teilchen den hohen Temperaturen zunächst
als kompakte Multi-Quark Zustände trotzen, die sich erst bei viel
niedrigerer Temperatur in die beobachteten leichten Atomkerne oder
Antikerne entwickeln. Die Existenz solcher Multi-Quark Zustände wurde seit
langer Zeit vermutet, ohne dass konkrete Hinweise darauf gefunden werden
konnten.

"Confinement": Charm-Quarks wandern im Feuerball

Eine andere besonders interessante Beobachtung betrifft ein zwar seit
langer Zeit bekanntes, aber bisher nicht verstandenes Phänomen:
Normalerweise sind Quarks im Innern von Protonen und Neutronen
eingeschlossen; isolierte Quarks kommen nicht vor - eine Eigenschaft, die
fachsprachlich mit "confinement" bezeichnet wird. Im Inneren des
Feuerballs, der nach einer Kernkollision im Teilchenbeschleuniger
entsteht, ist dieses "confinement" aufgehoben ("deconfinement"). Die neue
Studie zeigt: Charmonium-Zustände - sogenannte J/psi-Mesonen, bestehend
aus einem schweren Charm-Quark und seinem Antiteilchen -, werden bei
LHC-Energie weit häufiger erzeugt als bei niedrigerer Energie, zum Beispiel
am "Relativistic Heavy Ion Collider" in den USA. Wegen der höheren
Energiedichte am LHC war das Gegenteil, nämlich eine Reduktion durch
Dissoziation von J/psi-Mesonen, erwartet worden. Andererseits war vor 18
Jahren von zwei Team-Mitgliedern (Prof. Dr. Peter Braun-Munzinger, GSI,
und Prof. Dr. Johanna Stachel, Universität Heidelberg) eine erhöhte
Produktion vorhergesagt worden aufgrund des "deconfinements" der
Charm-Quarks. Dieser Vorschlag wurde in einer Serie von Veröffentlichungen
vom gesamten Team detailliert ausgearbeitet. Die nun beobachtete verstärkte
Produktion der J/psi-Teilchen bestätigt die Vorhersage: J/psi-Mesonen
werden nur dann in der beobachteten großen Anzahl produziert, wenn ihre
Bestandteile, die Charm- und Anticharm-Quarks, sich in diesem Zustand bis
zu einem Billiardstel Zentimeter weit frei bewegen können - das entspricht
ungefähr zehn Mal der Größe eines Protons. "Diese Beobachtungen sind ein
erster Schritt, um das Phänomen des 'confinements' im Detail zu
verstehen", unterstreicht Prof. Dr. Krzysztof Redlich von der Universität
Breslau.

Experimente am Kernforschungszentrum CERN und am Brookhaven National
Laboratory

Die Daten stammen aus mehrjährigen Untersuchungen im Rahmen des
Experiments "ALICE" am Teilchenbeschleuniger "Large Hadron Collider" (LHC)
des Kernforschungszentrums CERN bei Genf. Mit "ALICE" untersuchen
Wissenschaftler aus 41 Ländern anhand von aufeinanderprallenden Strahlen
aus Bleiatomkernen den Zustand des Universums unmittelbar nach dem
Urknall: Bei den Kollisionen dieser Atomkerne entstehen die höchsten
jemals durch Menschen erzeugten Energiedichten. Als Folge dieser
Zusammenstöße bildet sich Materie (Quarks), wie sie unmittelbar zu Beginn
des Universums existierte. Pro Kollision entstehen mehr als 30.000
Teilchen, die mit den "ALICE"-Detektoren vermessen werden. In die aktuelle
Studie flossen außerdem Daten aus Experimenten an zwei
Teilchenbeschleunigern mit niedrigerer Energie ein: dem "Super Proton
Synchroton" am CERN sowie dem "Relativistic Heavy Ion Collider" am
US-amerikanischen Brookhaven National Laboratory auf Long Island, New York.

Die Arbeiten wurden im Rahmen des Sonderforschungsbereichs (SFB) 1225
"Isolierte Quantensysteme und Universalität unter extremen Bedingungen
(ISOQUANT)" von der Deutschen Forschungsgemeinschaft unterstützt. Sie
wurden außerdem durch das polnische National Science Center (NCN)
gefördert (Maestro grant DEC-2013/10/A/ST2/00106).

Relativistische Kern-Kern Kollisionen bei GSI

Die Untersuchung relativistischer Kern-Kern Stöße hat eine lange Tradition
bei GSI, zunächst am SIS18 Beschleuniger und später am CERN SPS. Bis 1995
lag die Leitung der Gruppe bei Prof. Dr. Rudolf Bock, ab 1996 bei Prof.
Dr. Peter Braun-Munzinger.

Die ALICE Gruppe bei GSI ist seit 1996 Mitglied der ALICE Kollaboration
und hat sowohl im Aufbau des Experiments als auch im Betrieb und in der
Datenanalyse eine Schlüsselfunktion inne. Herr Prof. Braun-Munzinger hatte
als Leiter des Time Projection Chamber-Projekts, sowie in der Entwicklung
und Inbetriebnahme des (Übergangsstrahlungs-) TRD Detektors mit seiner
Gruppe entscheidenden Anteil am erfolgreichen ALICE Experiment und
betätigt sich in führender Rolle in der Datenanalyse sowie in der
Entwicklung von Zukunftsprojekten für ALICE. Als Nachfolgerin von Prof.
Braun-Munzinger leitet Frau Prof. Silvia Masciocchi seit 2011 die ALICE
Gruppe. Die phänomenologischen Untersuchungen zur Interpretation der
ALICE-Daten, die im Zentrum der aktuellen Nature-Veröffentlichung stehen,
wurden im Rahmen des ExtreMe Matter Institutes EMMI, das von Prof.
Braun-Munzinger geleitet wird, durchgeführt.

Die im Rahmen der Nature Publikation erhaltenen Resultate sind auch
wegweisend für das Programm am zukünftigen FAIR Beschleuniger:
insbesondere die Resultate zur Produktion schwach gebundener leichter
Atomkerne oder Hyperkerne und anderer Exotika eröffnen neue Perspektiven
für das CBM Experiment bei FAIR.


Originalpublikation:

Andronic A., Braun-Munzinger P., Redlich K. und Stachel J. (2018):

Decoding the phase structure of QCD via particle production at high
energy.

Nature Sep. 20, 2018 issue;

DOI: 10.1038/s41586-018-0491-6

https://doi.org/10.1038/s41586-018-0491-6
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FORSCHUNG/1537: Erstmals gemessen - Wie lange dauert ein Quantensprung? (idw)


Technische Universität Wien - 20.09.2018

Erstmals gemessen: Wie lange dauert ein Quantensprung?



Mit Hilfe ausgeklügelter Experimente und Berechnungen der TU Wien ist es
erstmals gelungen, die Dauer des berühmten photoelektrischen Effekts zu
messen.

Es war eines der entscheidenden Experimente für die Quantenphysik: Wenn
Licht auf bestimmte Materialien fällt, werden Elektronen aus der
Oberfläche herausgelöst. Albert Einstein konnte dieses Phänomen 1905
erstmals erklären, indem er von "Lichtquanten" sprach - den kleinsten
Einheiten des Lichts, die wir heute Photonen nennen.




[image: Bild: © TU Wien]

Ein Laserpuls trifft die Wolfram-Oberfäche, auf der Iod-Atome
aufgebracht sind. Sowohl Wolfram- als auch Jod-Atome verlieren
Elektronen, die dann gemessen werden.

Bild: © TU Wien



In winzigen Sekundenbruchteilen absorbiert das Elektron ein Photon und
"springt" dabei in einen anderen Zustand, in dem es die Oberfläche des
Materials verlassen kann. Dieser "photoelektrische Effekt" läuft so
schnell ab, dass man ihn bisher meist als instantan betrachtete - als
plötzliche Zustandsänderung, von einem Augenblick zum nächsten. Neue
Messmethoden sind allerdings so präzise, dass es nun möglich wurde, den
Ablauf eines solchen Prozesses zu beobachten und seine Dauer genau zu
vermessen. Ein Team der TU Wien ermittelte gemeinsam mit einem Team des
ehemaligen TU Wien-Forschers Reinhard Kienberger von der TU München, sowie
Forschungsgruppen aus Garching und Berlin die Dauer der Quantensprünge von
Elektronen einer Wolfram-Oberfläche. Veröffentlicht wurden die Ergebnisse
nun im Fachjournal "Nature".

Messen auf Attosekundenskala

Der photoelektrische Effekt spielt in vielen technischen Bereichen eine
wichtige Rolle, etwa in Solarzellen oder bei der Umwandlung von Daten aus
dem Glasfaserkabel in elektrische Signale. Er ereignet sich auf eine
Zeitskala im Attosekundenbereich, das sind Milliardstel einer
Milliardstelsekunde.

"Mit Hilfe ultrakurzer Laserpulse gelang es in den letzten Jahren, einen
Einblick in den zeitlichen Ablauf solcher Effekte zu bekommen", erklärt
Prof. Joachim Burgdörfer vom Institut für Theoretische Physik der TU Wien.
"Wir konnten etwa gemeinsam mit unseren Kollegen aus Deutschland den
Zeitabstand zwischen verschiedenen Quantensprüngen bestimmen und zeigen,
dass unterschiedliche Quantensprünge unterschiedlich lange dauern."
Allerdings konnte man bisher nur Zeitdifferenzen, nicht aber die absolute
Zeitdauer ermitteln, weil es sehr schwer ist, eine "Uhr" zu finden, die
exakt zu Beginn des Quantensprungs zu ticken beginnt. Genau das ist nun
durch die Kombination von mehreren Experimenten, Computersimulationen und
theoretischen Berechnungen möglich geworden.

Drei atomare Uhren

Man musste daher Schritt für Schritt vorgehen: Um eine absolute, fest
geeichte Vergleichsskala zu haben untersuchte man zunächst Elektronen, die
mit Hilfe von Lasern aus Helium-Atomen herausgerissen werden. "Das
Helium-Atom ist sehr einfach gebaut, daher kann man den zeitlichen Ablauf
der Photoemission bei Helium-Atomen exakt berechnen. Für kompliziertere
Objekte, etwa Metalloberflächen, wäre das selbst mit den besten
Supercomputern der Welt nicht möglich", erklärt Prof. Christoph Lemell.

Die Helium-Atome verwendete man daraufhin als Referenz-Uhr: In einem
zweiten Experiment verglich man die Photoemission von Helium und Iod und
eichte so die "Iod-Uhr". Im dritten und letzten Schritt konnte man dann
schließlich die Iod-Atome verwenden, um den tatsächlich gesuchten Effekt
zu studieren - nämlich die Photoemission von Elektronen aus einer
Wolfram-Oberfläche. Man brachte die Iod-Atome auf Wolfram auf und beschoss
die Oberfläche mit ultrakurzen Laserpulsen - nun dienten die Iod-Atome als
Referenz, mit der man die Photoemission aus der Wolfram-Oberfläche messen
konnte.

Man arbeitet dabei mit einem extrem kurzen Laserpuls mit hoher Energie. Er
ist der Startschuss, mit dem der Prozess beginnt. Daraufhin lösen sich die
Elektronen von ihren Atomen und springen in einen frei beweglichen
Quantenzustand In dem sie die Materialoberfläche erreichen und aus dem
Wolfram austreten können. "Bei Wolfram lässt sich die Dauer dieses
Vorgangs besonders gut untersuchen, weil sich dort die Grenzfläche des
Materials besonders genau definiert lässt", erklärt Prof. Florian Libisch.
"Die Wolfram-Oberfläche ist eine ausgezeichnete Ziellinie für die
Elektronen-Zeitmessung."

Die Dauer des Photoemissions-Prozesses hängt vom Anfangszustand der
Elektronen ab. Sie reichen von 100 Attosekunden für Elektronen aus den
inneren Schalen der Wolfram-Atome bis zu 45 Attosekunden für
Leitungselektronen, die im Mittel die Ziellinie schneller passieren. Die
Messungen wurden vom Team der TU München in Garching durchgeführt. Florian
Libisch, Christoph Lemell und Joachim Burgdörfer von der TU Wien waren für
den theoretische Arbeiten und Computersimulationen zuständig.

Aber natürlich liegt das Ziel des Forschungsprojekts nicht alleine im
Vermessen der Dauer eines Quanteneffekts. "Es ist ein spannendes
Forschungsgebiet, das ungeheuer viele neue Einblicke liefert - in die
Oberflächenphysik, aber auch in Elektronen-Transportvorgänge im Inneren
von Materialien", betont Joachim Burgdörfer. Es gibt uns heute die
Möglichkeit, wichtige physikalische Vorgänge mit einer Genauigkeit zu
studieren, die vor einigen Jahren noch unvorstellbar gewesen wäre."


Originalpublikation:

M. Ossiander et al.,

Absolute timing of the photoelectric effect,

Nature (2018).
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ENERGIE/1582: Unordnung kann Batterien stabilisieren (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 18.09.2018

Unordnung kann Batterien stabilisieren



Neuartige Materialien können Speicherkapazität und Zyklenfestigkeit von
wiederaufladbaren Batterien wesentlich verbessern. Dabei handelt es sich
um Hochentropie-Oxide (HEO), die ihre Stabilität der ungeordneten
Verteilung ihrer Elemente verdanken. Mit HEO lassen sich elektrochemische
Eigenschaften maßschneidern. Das haben Wissenschaftler um den
Nanotechnologie-Experten Horst Hahn am Karlsruher Institut für Technologie
(KIT) gezeigt. Über ihre Arbeit berichten die Forscherinnen und Forscher
in der Zeitschrift Nature Communications.

(Open Access, DOI: 10.1038/s41467-018-05774-5)

Neuartige Materialien können Speicherkapazität und Zyklenfestigkeit von
wiederaufladbaren Batterien wesentlich verbessern. Dabei handelt es sich
um Hochentropie-Oxide (HEO), die ihre Stabilität der ungeordneten
Verteilung ihrer Elemente verdanken. Mit HEO lassen sich elektrochemische
Eigenschaften maßschneidern. Das haben Wissenschaftler um den
Nanotechnologie-Experten Horst Hahn am Karlsruher Institut für Technologie
(KIT) gezeigt. Über ihre Arbeit berichten die Forscherinnen und Forscher
in der Zeitschrift Nature Communications. (Open Access, DOI:
10.1038/s41467-018-05774-5)

Eine nachhaltige Energieversorgung verlangt zuverlässige Energiespeicher.
So ist die Nachfrage nach wiederaufladbaren elektrochemischen
Energiespeichern für stationäre und mobile Anwendungen in den vergangenen
Jahren stark gestiegen und wird zukünftig weiter wachsen. Wichtige
Eigenschaften einer Batterie sind unter anderem ihre Speicherkapazität und
ihre Zyklenfestigkeit, das heißt die Zahl der ohne Kapazitätsverlust
möglichen Lade- und Entladevorgänge. Dabei verspricht eine völlig neue
Klasse von Materialien, die Hochentropie-Oxide (high entropy oxides -
HEO), dank ihrer besonderen Stabilität wesentliche Verbesserungen. HEO
eröffnen darüber hinaus die Möglichkeit, über eine Änderung ihrer
Zusammensetzung elektrochemische Eigenschaften maßzuschneidern.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am Institut für Nanotechnologie
(INT) und an der Karlsruhe Nano Micro Facility (KNMF) des KIT, am vom KIT
in Kooperation mit der Universität Ulm gegründeten Helmholtz-Institut Ulm
(HIU) sowie am Indian Institute of Technology Madras haben nun erstmals
die Eignung von HEO als Konversionsmaterialiien zur reversiblen
Lithiumspeicherung gezeigt. Konversionsbatterien, die auf
elektrochemischer Materialumwandlung basieren, erlauben eine Erhöhung der
gespeicherten Energiemenge bei gleichzeitiger Verringerung des
Batteriegewichts. Mit HEO fertigten die Wissenschaftler
konversionsbasierte Elektroden, die mehr als 500 Ladezyklen ohne
signifikanten Kapazitätsverlust überstehen. Ihre Arbeit stellen sie in der
Zeitschrift Nature Communications vor.

Die Forschungsgruppe "Nanostructured Materials" um Professor Horst Hahn,
Direktor des INT des KIT, gehört zu den Pionieren der Erforschung von
Hochentropie-Oxiden. Von den Karlsruher Forschern stammen einige der noch
raren Publikationen über die neuartigen Materialien, die erst seit wenigen
Jahren bekannt sind. Die besonderen Eigenschaften der HEO basieren auf
Entropiestabilisierung; darin sind sie mit den bereits bekannteren
Hochentropie-Legierungen vergleichbar. Bei entropiestabilisierten HEO
handelt es sich um komplexe Oxide, die fünf oder mehr verschiedene
Metallkationen in gleicher Menge enthalten und eine einphasige
Kristallstruktur aufweisen. Auch wenn die typischen Kristallstrukturen der
einzelnen Elemente sich deutlich voneinander unterscheiden, bilden diese
ein gemeinsames Gitter, wobei sie sich ohne erkennbare Ordnung auf die
Positionen im Kristall verteilen. Diese Unordnung - fachsprachlich als
hohe Entropie bezeichnet - stabilisiert das Material, vermutlich unter
anderem deshalb, weil sie das Wandern von Fehlern im Kristallgitter
erschwert.

"Dank der hohen Stabilität, der Interaktionen zwischen den verschiedenen
Metallkationen und der Vielzahl der denkbaren Elementkombinationen
eröffnen HEO bisher ungeahnte neue Möglichkeiten", erklärt Professor Horst
Hahn. Die nun in Nature Communications präsentierte Studie konzentrierte
sich auf HEO auf der Basis von Übergangsmetallen (transition-metal-based
high entropy oxides - TM-HEO), die sich durch eine hohe
Lithiumionen-Leitfähigkeit auszeichnen. Anhand von
Transmissionselektronenmikroskopie (TEM) untersuchten die Forscher die
Struktur der TM-HEO und ihren Einfluss auf die Konversionsreaktion. Sie
stellten fest, dass die Entfernung nur eines Elements die Entropie
herabsetzt und die Zyklenfestigkeit verschlechtert. Jedes einzelne Element
wirkt sich individuell auf das elektrochemische Verhalten der TM-HEO aus,
sodass sich die Materialien für verschiedene Anforderungen maßschneidern
lassen. Mithin ergibt sich ein modularer Ansatz zur systematischen
Entwicklung von Elektrodenmaterialien. "Unsere Studie hat gezeigt, dass
entropiestabilisierte HEO sich deutlich von klassischen
Konversionsmaterialien abheben", erklärt Horst Hahn. "Um ihr volles
Potenzial für Energiespeicheranwendungen zu erschließen, bedarf
es allerdings weiterer Forschungsarbeiten."


Originalpublikation (Open Access):

Abhishek Sarkar, Leonardo Velasco, Di Wang, Qingsong Wang, Gopichand
Talasila, Lea de Biasi, Christian Kübel, Torsten Brezesinski, Subramshu S.
Bhattacharya, Horst Hahn & Ben Breitung:

High entropy oxides for reversible energy storage.

Nature Communications. 2018.
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WERKSTOFFE/1073: Nanoreaktoren nach natürlichen Vorbildern gebaut (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 20.09.2018

Nanoreaktoren nach natürlichen Vorbildern gebaut



Winzige Reaktoren nach natürlichen Vorbildern haben Forscher am
Karlsruher Institut für Technologie (KIT) entwickelt: Wie die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Journal of the American Chemical
Society in einem Artikel berichten, liegt ein Fokus ihrer Forschung auf
katalytisch aktiven Einzelketten-Nanopartikeln, welche die Struktur von
Metallo-Enzymen nachahmen. Solche maßgeschneiderten Makromoleküle
herzustellen, gehört zu den Zielen des am KIT koordinierten
Sonderforschungsbereichs "Molekulare Strukturierung weicher Materie"
(SFB 1176). Gemeinsam mit der Fachgruppe "Makromolekulare Chemie" der
Gesellschaft Deutscher Chemiker (GDCh) tagt der SFB vom 24. bis 27.
September am KIT.

Winzige Reaktoren nach natürlichen Vorbildern haben Forscher am Karlsruher
Institut für Technologie (KIT) entwickelt: Wie die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler im Journal of the American Chemical Society (DOI:
10.1021/jacs.8b02135) in einem Perspektivenartikel berichten, liegt ein
Fokus ihrer Forschung auf katalytisch aktiven Einzelketten-Nanopartikeln,
welche die Struktur von Metallo-Enzymen nachahmen. Solche
maßgeschneiderten Makromoleküle herzustellen, gehört zu den Zielen des am
KIT koordinierten Sonderforschungsbereichs "Molekulare Strukturierung
weicher Materie" (SFB 1176). Gemeinsam mit der Fachgruppe "Makromolekulare
Chemie" der Gesellschaft Deutscher Chemiker (GDCh) tagt der SFB vom 24.
bis 27. September am KIT.

Die Katalyse, bei der ein Stoff eine chemische Reaktion beschleunigt und
dabei selbst unverändert bleibt, besitzt zentrale Bedeutung für viele
industrielle Prozesse. Um effiziente, auf verschiedene Anwendungen
abstimmbare Katalysatoren zu entwickeln, haben sich Forscher aus
unterschiedlichen Disziplinen im Sonderforschungsbereich "Molekulare
Strukturierung weicher Materie" (SFB 1176) des KIT an biologischen
Vorbildern orientiert: Die Chemiker führten den Aufbau natürlicher Enzyme
mit dem Design synthetischer Makromoleküle zusammen. Wie die
Wissenschaftler im Journal of the American Chemical Society berichten,
sind ihre Arbeiten von der Struktur von Metallo-Enzymen - katalytisch
aktiven Proteinen, die ein Metall enthalten - inspiriert: Sie bringen
Metallionen gezielt in ein maßgeschneidertes Polymergerüst ein. Ergebnis
sind katalytisch aktive Einzelketten-Nanopartikel. "In ersten
Untersuchungen haben wir mit diesen neuen multifunktionalen Nanoreaktoren
vielversprechende Ergebnisse erzielt, was die katalytischen Eigenschaften
wie auch die Produktgestaltung betrifft", erklären Professor Christopher
Barner-Kowollik, Leiter der Arbeitsgruppe Makromolekulare Architekturen am
Institut für Technische Chemie und Polymerchemie (ITCP) und Professor
Peter Roesky, Leiter des Lehrstuhls für Anorganische Funktionsmaterialien
am Institut für Anorganische Chemie (AOC) des KIT.

Originalpublikation: 

Hannah Rothfuss, Nicolai D. Knöfel, Peter W. Roesky, and Christopher
Barner-Kowollik:

Single-Chain Nanoparticles as Catalytic Nanoreactors.

Journal of the American Chemical Society. 2018.

DOI: 10.1021/jacs.8b02135.
Abstract unter: https://pubs.acs.org/doi/10.1021/jacs.8b02135.

 * 

Der SFB "Molekulare Strukturierung weicher Materie"

Die katalytisch aktiven Einzelketten-Nanopartikel sind ein Ergebnis des am
KIT koordinierten Sonderforschungsbereichs "Molekulare Strukturierung
weicher Materie" (SFB 1176) der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) in
enger Zusammenarbeit mit der Queensland University of Technology (QUT) in
Brisbane/Australien. In dem SFB arbeiten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler an theoretischen, analytischen und synthetischen
Verfahren, um beispielsweise die Kettenlänge oder die Reihenfolge der
einzelnen Bausteine großer Moleküle gezielt zu steuern. Ziel ist, weiche
Materie in drei Dimensionen kontrolliert auf molekularer Ebene zu
strukturieren, um präzise gestaltete Makromoleküle für genau definierte
Funktionen zu erhalten.

Weitere Informationen zum SFB 1176:

http://www.sfb1176.de


Chemische Passwörter und molekulare Gewebe

Im SFB 1176 haben Forscher des KIT auch einen sicheren Weg erschlossen,
digital übertragene sensible Informationen zu schützen: Sie verbanden
Informatik und Chemie und kombinierten ein gängiges
Verschlüsselungsverfahren mit einem chemischen Passwort. Dabei handelt es
sich jeweils um eine chemische Verbindung mit einer bestimmten Abfolge von
Bausteinen und daran angehängten Seitenketten; den chemischen Komponenten
sind Buchstaben und Ziffern zugewiesen.

Weitere Informationen:

https://www.kit.edu/kit/pi_2018_044_agent-007-organische-molekule-als-geheimnistrager.php


Ein weiteres Highlight des SFB 1176 sind am KIT hergestellte
zweidimensionale Textilien aus monomolekularen Polymerfäden. Um diese nur
eine Moleküllage dicken Gewebe zu fertigen, nutzten die beteiligten
Forscher auf Oberflächen verankerte metallorganische Gerüste, am KIT
entwickelte SURMOFS, sozusagen als Webstühle. Die Polymerfäden werden
ausschließlich von den durch das Webmuster bedingten mechanischen Kräften
zusammengehalten, sodass die molekularen Gewebe ebenso flexibel wie
herkömmliche Textilien sind.

Weitere Informationen:

https://www.kit.edu/kit/pi_2017_020_metallorganische-gerueste-fungieren-als-webstuehle.php
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AUSSEN/2085: Unternehmen müssen menschenrechtliche Sorgfaltspflichten erfüllen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. September 2018

Unternehmen müssen menschenrechtliche Sorgfaltspflichten erfüllen



Zur Verabschiedung des Berichts über die Überprüfung Deutschlands im Länderverfahren des UN-Menschenrechtsrats erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechtspolitik:

Endlich sagt die Bundesregierung die Ratifizierung des Zusatzprotokolls zum UN-Sozialpakt und der ILO-Konvention 169 zum Schutz der Rechte indigener Völker zu. Diese Schritte sind seit langem überfällig, und den Worten müssen nun Taten folgen.

 Wir fordern seit Langem die Ratifizierung des Zusatzprotokolls. Wie ernst es die Koalition diesmal meint, kann sie beweisen, indem sich unserem Antrag dazu im Bundestag anschließt.

 Dass die Bundesregierung sich weiter der Umsetzung verbindlicher menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten für Unternehmen verweigert und unbeirrt auf Freiwilligkeit setzt, ist nicht nachvollziehbar. Zurecht prangert heute auch das Forum Menschenrechte an, dass die Aktivitäten deutscher Unternehmen immer wieder Verarmung, Vertreibung und Menschenrechtsverletzungen im Ausland nach sich ziehen.

Weiteren Nachholbedarf gibt es beispielsweise bei der Umsetzung der Istanbul-Konvention zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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SICHERHEIT/953: Anton Hofreiter zu den Waffenexporten an die Jemen-Kriegsallianz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. September 2018

Anton Hofreiter zu den Waffenexporten an die Jemen-Kriegsallianz



Zu den genehmigten Waffenexporten an die Jemen-Kriegsallianz erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Die Koalition muss die Genehmigung dieser Rüstungsgüter sofort wieder rückgängig machen. Sie unterstützt mit diesen Waffenlieferungen indirekt die Eskalation des Jemen-Krieges und verspielt damit ihre außenpolitische Glaubwürdigkeit. Noch vor wenigen Monaten erklärte sie wohlfeil keine Waffen mehr an die Kriegsparteien im Jemen liefern zu wollen. Kein halbes Jahr später wird diese richtige Entscheidung im Vorbeigehen eingesammelt. Die Bundesregierung unterstützt mit den Waffenlieferungen zwei Länder die für die humanitäre Katastrophe maßgeblich mitverantwortlich sind. Union und SPD brechen damit nicht nur ihren eigenen Koalitionsvertrag, sondern auch die geltenden Rüstungsexportrichtlinien."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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SOZIALES/1917: Wohngipfel - Showveranstaltung im Kanzleramt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. September 2018

Wohngipfel: Showveranstaltung im Kanzleramt



Zu den Ergebnissen des Wohngipfels erklärt Chris Kühn, Sprecher für Bau- und Wohnungspolitik:

Mit diesen Ergebnissen wird die Bundesregierung ihre selbstgesteckten Ziele in der Bau- und Wohnungspolitik deutlich verfehlen. Es werden weder 1,5 Millionen Wohnungen geschaffen noch Verbesserungen beim Mietrecht erreicht.

Stattdessen hat dieser Gipfel die Schieflage auf den Wohnungsmärkten widergespiegelt. Mieterinteressen waren so gut wie gar nicht vertreten. Die Kanzlerin und Bauminister Seehofer haben mit Lobbyisten Kaffee getrunken, während Mieterinnen und Mieter vor ihrer Tür für bezahlbaren Wohnraum demonstriert haben.

Es ist ein fatales Signal, dass die Mittel für den sozialen Wohnungsbau ab 2020 um ein Drittel, auf eine Milliarde Euro pro Jahr, gekürzt werden. Deshalb sind die angekündigten fünf Milliarden Euro für diese Legislaturperiode auch bloße Augenwischerei. Dieser Betrag reicht bei weitem nicht aus und muss mindestens verdoppelt werden.

Warum das Wohngeld erst 2020 angehoben wird, ist ebenso unverständlich. Gerade laufen die Haushaltsberatungen im Bundestag. Doch anstatt zu erhöhen, wird auch hier reduziert. Das Wohngeld muss jährlich angepasst werden, sonst rutschen immer mehr Wohngeldempfänger in den Hartz-IV-Bezug. Die Bundesregierung könnte jetzt handeln, tut aber einmal mehr nichts. So macht man Showveranstaltungen im Kanzleramt, aber keine faire und soziale Wohnungspolitik.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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AGRAR/318: Ferkelkastration - praktikable Lösungen brauchen mehr Zeit


Pressestament der CDU/CSU-Fraktion - 21. September 2018

Ferkelkastration: praktikable Lösungen brauchen mehr Zeit



Der von vier Ländern eingebrachte Antrag zur Verschiebung des
Inkrafttretens des Verbotes der betäubungslosen Ferkelkastration hat
heute im Plenum des Bundesrates keine Mehrheit gefunden. Dazu können
Sie die stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Gitta Connemann, und den agrarpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, wie folgt zitieren:

"Wir bedauern die Entscheidung der Mehrheit des Bundesrates. Durch
die Verweigerungshaltung einiger weniger Länder wurde eine
angemessene Übergangslösung verhindert. Damit haben sich diese Länder
ihrer Verantwortung entzogen. Gerade die kleineren Betriebe brauchen
eine Verschiebung des Zeitpunktes, ab dem die betäubungslose
Ferkelkastration verboten ist. Nur so können Ergebnisse derzeit
laufender Studien für die Praxis berücksichtigt werden. Und es
braucht die Zeit, um geeignete Tierarzneimittel zuzulassen. Ein
Inkrafttreten des Verbots zum 1. Januar 2019 ohne praktikable und
marktgängige Alternativen würde zu einem Einbrechen der Sauenhaltung
in Deutschland führen. Es ist unsere gemeinsame Verantwortung, dies
zu verhindern."

 * 
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EUROPA/928: Ein geregelter Brexit nutzt beiden Seiten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 20. September 2018

Ein geregelter Brexit nutzt beiden Seiten



Zu den Gesprächen der EU-Staats- und Regierungschefs über den Brexit
können Sie die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert, mit folgenden Worten
zitieren:

"Der Brexit ist zum großen Teil verhandelt. Die britische Regierung
hat sich dabei in vielen Fragen kompromissbereiter gezeigt als es
zunächst schien. Wir brauchen von London jetzt nur noch wenige, aber
entscheidende Schritte, damit eine Einigung bis zum Herbst gelingen
kann. Das gilt sowohl für das Grenzregime zwischen der Republik
Irland und Nordirland als auch für das zukünftige Verhältnis zwischen
der EU und dem Vereinigtem Königreich.

Je näher die Briten der EU wirtschaftlich bleiben, desto besser für
uns alle. Dazu müssen sie sich aber auch auf die europäischen
Regelungen einlassen, die für uns alle gelten.

Die EU will einen geregelten Austritt der Briten und möglichst enge
künftige Beziehungen, zum Nutzen beider Seiten."

 * 

Quelle:
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RECHT/884: Grapschen ist kein Kavaliersdelikt


Pressestament der CDU/CSU-Fraktion - 21. September 2018

Grapschen ist kein Kavaliersdelikt



Das Amtsgericht München hat diese Woche ein Urteil aus Februar 2018
veröffentlicht, in dem ein Mann aufgrund von sog. "Grapschereien"
wegen sexueller Belästigung in zwei Fällen und Körperverletzung zu
einer Freiheitsstrafe von acht Monaten zur Bewährung verurteilt
worden ist. Vier Monate hatte er zuvor in Untersuchungshaft
verbracht. Hierzu können Sie die rechts- und verbraucherpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker, wie folgt zitieren:

"Die Entscheidung des Amtsgerichts München zeigt, dass der in der
letzten Legislaturperiode auf Druck der Union geschaffene
Straftatbestand der sexuellen Belästigung wirkt. Früher konnte das
Grapschen allenfalls als Beleidigung bestraft werden. Mit der
vorgenommenen Änderung wurde den Tätern deutlich gemacht, dass
Grapschen kein Kavaliersdelikt ist."

Hintergrund:

Der Tatbestand des § 184i StGB (sexuelle Belästigung) ist am
10.11.2016 in Kraft getreten. Er ist damals im parlamentarischen
Verfahren auf Druck der Union geschaffen worden. Der ursprüngliche
Gesetzentwurf vom damaligen Bundesjustizminister Maas enthielt keine
Regelung für das "Grapschen". Bis November 2016 waren sexuelle
Handlungen nur dann strafbar, wenn sie auch eine gewisse
Erheblichkeitsschwelle überschritten hatten. Verneint hatte dies die
Rechtsprechung bislang etwa bei dem Griff an die Genitalien über der
Kleidung. Allenfalls konnte das Grapschen als Beleidigung bestraft
werden. Aber auch hier gab es keine einheitliche Rechtsprechung.

 * 
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RECHT/883: Einführung des Straftatbestandes der sexuellen Belästigung - ein voller Erfolg


Pressestament der CDU/CSU-Fraktion - 21. September 2018

Einführung des Straftatbestandes der sexuellen Belästigung - ein
voller Erfolg



Zu dem in dieser Woche vom Amtsgericht München veröffentlichten
Urteil wegen sexueller Belästigung durch "Grabschen" können Sie die
Vorsitzende der Gruppe der Frauen in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Yvonne Magwas, wie folgt zitieren:

"Wir begrüßen das Urteil des Amtsgerichts München. Die Einführung des
Straftatbestands der sexuellen Belästigung war ein voller Erfolg. Das
jetzt veröffentlichte Urteil des Amtsgerichts München ist eine
Ermutigung für alle Frauen, die sexuell belästigt und gegen ihren
Willen begrapscht werden, den entscheidenden Schritt zu wagen und
ihre Peiniger anzuzeigen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2755: Die Wohnraumoffensive wird konkret


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 21. September 2018

Die Wohnraumoffensive wird konkret

Der Wohngipfel ist ein Erfolg für unsere Bau- und Wohnungspolitik



Am heutigen Freitag hat sich die Bundesregierung mit Vertretern von
Ländern, Kommunen, der Bau- und Immobilienwirtschaft, dem Deutschen
Mieterbund und den Gewerkschaften zum sogenannten "Wohngipfel"
getroffen. Hierzu erklärt der Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange:

"Die Wohnraumoffensive wird jetzt konkret. Bund, Länder und Kommunen
haben die Herausforderung gemeinsam in die Hand genommen und zur
Chefsache erklärt.

Mit den Beschlüssen des Wohngipfels machen alle Akteure deutlich,
dass bezahlbarer Wohnraum für die Menschen in Deutschland eine der
wichtigsten gesellschaftspolitischen Aufgaben ist.

Mit der Umsetzung des Maßnahmenpakets sorgen wir für eine nachhaltige
Wohnraumversorgung in den Städten und Regionen. Die Wohnungsmärkte
werden sich dauerhaft durch günstigeres Bauen stabilisieren.
Wesentlich sind dafür die Baulandmobilisierung, die Baukostensenkung
und Investitionsanreize.

Entscheidend ist dabei, dass die sich ergänzenden Maßnahmen zügig
umgesetzt werden. Die von Bund, Länder und Kommunen eingesetzten
finanziellen Mittel sind gut investiertes Geld, damit Wohnen in
Deutschland für alle Menschen erschwinglich ist - das erwarten die
Menschen zu Recht. Wohnen ist ein Stück Lebensqualität."

 * 
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GESUNDHEIT/1044: Gesundheitsminister Spahn verhöhnt Pflegekräfte


DIE LINKE - Presseerklärung vom 21. September 2018

Gesundheitsminister Spahn verhöhnt Pflegekräfte



Zu den Äußerungen von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, dass er die Pflegekrise mit einer besseren Arbeitsorganisation in den Heimen und ambulanten Diensten sowie mit Mehrarbeit der Pflegekräfte angehen will, erklärt Arne Brix, Mitglied im Parteivorstand DIE LINKE:

Die Äußerungen von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn zeugen entweder von Zynismus oder fehlendem Sachverstand. Fraglich ist, was schlimmer wäre. Der Pflegenotstand wird sich nicht mit einer veränderten Arbeitsorganisation in Pflegeeinrichtungen beheben lassen. Jetzt die Pflegekräfte zu ermuntern, mehr Wochenstunden zu arbeiten, geht an der Realität vorbei. Dringend erforderlich sind dagegen mehr Geld für mehr Personal und bessere Löhne sowie Investitionen in die Pflegeinfrastruktur. Nur das wird zu besseren Arbeitsbedingungen und zu einer Aufwertung der Pflegeberufe beitragen.

Bislang war die Bundesregierung nicht gewillt, die notwendigen Schritte für eine bessere Pflege in Deutschland einzuleiten. Der zuständige Minister glänzt dagegen vor allem mit Provokationen und leerer Rhetorik. Die Pflegekräfte in unserem Land aber lassen sich nicht weiter von diesem Minister verhöhnen. Viele haben sich organisiert, in der Gewerkschaft ver.di aber auch bei der LINKEN, auch um für mehr Pflegegerechtigkeit für all jene zu kämpfen, die auf eine gute Pflege angewiesen sind.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 21. September 2018

Bundesgeschäftsstelle
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SOZIALES/2549: Wohngipfel der Bundesregierung ist reine Alibiveranstaltung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. September 2018

Wohngipfel der Bundesregierung ist reine Alibiveranstaltung



"Der zweieinhalbstündige Wohngipfel der Bundesregierung ist eine reine Alibiveranstaltung vor den Landtagswahlen in Bayern und Hessen. Das Verhältnis von Mieter- zu Bau- und Immobilienverbänden von 1:11 sagt schon alles. Statt Steuerabschreibungen ohne Mietobergrenze brauchen wir ein öffentliches Wohnungsbauprogramm nach Wiener Vorbild und einen besseren Mieterschutz. Statt unsinnige Subventionen wie Baukindergeld und Sonderabschreibungen zu verteilen, sollten besser kommunale Wohnungsbaugesellschaften und gemeinnützige Träger gestärkt werden", erklärt Caren Lay, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des Wohngipfels der Bundesregierung im Kanzleramt. Lay weiter:

"Bei diesem Show-Event werden nur die völlig ungenügenden Ansätze aus dem Koalitionsvertrag präsentiert. Das Baukindergeld führt zu Mitnahmeeffekten bei den besserverdienenden Familien, die sowieso bauen würden. Die Sonderabschreibung ist eine Subvention der Anbieterseite ohne Sicherstellung bezahlbarer Mieten. Die angekündigte Nachbesserung der Mietpreisbremse ist eine Minireform, von der nur wenige Mieter profitieren. Wir brauchen stattdessen die Streichung aller Ausnahmen und einen echten Mietendeckel.

Neben den zahlreichen Vertretern der Regierung und der Angebotsseite aus Bau-, Immobilien- und Eigentümerverbänden sind von den über 100 Eingeladenen gerade einmal zwei Vertreter der Gewerkschaften und des Mieterbunds mit 60 Sekunden Redezeit vorgesehen. Mieterinnen und Mieter werden völlig vernachlässigt. Die Regierung beweist wieder einmal, dass sie nicht in der Lage ist, Wohnungspolitik vom Standpunkt der Mieterinnen und Mieter aus zu machen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. September 2018
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BUNDESTAG/7532: Heute im Bundestag Nr. 684 - 21.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 684

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 21. September 2018, Redaktionsschluss: 09.58 Uhr

1. Arbeiten für die Finanztransaktionssteuer

2. 655 Rentenersatzzuschläge bewilligt

3. StPO-Änderung von 2017 zu DNA-Analysen

4. Konzert in Chemnitz thematisiert

5. Waffengewalt an Saarbrücker Bahnhof

6. FDP thematisiert Wassertourismus



1. Arbeiten für die Finanztransaktionssteuer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die deutsche und die französische Regierung arbeiten
derzeit an einer Präzisierung der Positionen zur Einführung einer
Finanztransaktionssteuer. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/4167) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3848)
mit. Auf die Frage der Abgeordneten nach Schätzungen, die zum Beispiel
für Deutschland Einnahmen durch die Finanztransaktionssteuer in
Milliardenhöhe nennen, erklärt die Regierung, sie mache sich die
Berechnungen nicht zu eigen.

 * 

2. 655 Rentenersatzzuschläge bewilligt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bisher sind 655 Anträge auf Auszahlung eines
Rentenersatzzuschlages für ehemalige Beschäftigte in einem Ghetto
positiv beschieden worden. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/4353) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/4086) mit. Insgesamt seien beim Bundesamt für zentrale Dienste und
offene Vermögensfragen 1.266 Anträge eingegangen. Davon seien 166
Antragsteller der Volksgruppe der Sinti und Roma zuzurechnen. Die
anderen seien Jüdinnen und Juden.

 * 

3. StPO-Änderung von 2017 zu DNA-Analysen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Eine in der vergangenen Legislaturperiode
beschlossene Änderung der Strafprozessordnung (StPO) ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/4354) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/4087). Danach wurde die Regelung in den
Paragrafen 81e und 81h der Strafprozessordnung durch das "Gesetz zur
effektiveren und praxistauglicheren Ausgestaltung des Strafverfahrens"
vom 17. August 2017 geändert, "damit bei dem Abgleich der
DNA-Identifizierungsmuster auch solche Erkenntnisse zur Erforschung
des Sachverhalts verwertet werden dürfen, die auf ein nahes
Verwandtschaftsverhältnis zwischen dem Spurenverursacher und dem
Probengeber hindeuten".

Erweitert worden sei nur der Untersuchungsumfang nach Paragraf 81h
Absatz 1 Halbsatz2 StPO, heißt es in der Antwort weiter. Jetzt könne
auch untersucht werden, ob das Spurenmaterial genetische Ähnlichkeit
mit dem DNA-Identifizierungsmuster von Probanden aufweist. Wenn dies
der Fall sei und die genetisch ähnliche Probe deanonymisiert worden
sei, könne gegen einen Dritten, der mit dem Probanden eng verwandt
ist, eine DNA-Analyse angeordnet werden, wenn gegen ihn ein
hinreichender Verdacht besteht. Wie die Bundesregierung ferner
ausführt, hält sie diese Regelung für verhältnismäßig.

 * 

4. Konzert in Chemnitz thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will von der Bundesregierung
wissen, ob für das Konzert unter dem Motto "Wir sind mehr" vom 3.
September in Chemnitz "Fördermittel, Subventionen oder sonstige
Zuschüsse aus Bundesmitteln" gezahlt worden sind. Ferner erkundigt sie
sich in einer Kleinen Anfrage (19/4348) unter anderem danach, ob sich
die Bundespolizei im Zusammenhang mit dem Konzert am
Sicherheitskonzept oder anderweitig beteiligt hat.

 * 

5. Waffengewalt an Saarbrücker Bahnhof

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Waffengewalt am Saarbrücker Hauptbahnhof" lautet
der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion. Wie die Fraktion
darin ausführt, verzeichnete der Saarbrücker Hauptbahnhof einem
Zeitungsbericht zufolge im laufenden Jahr bereits "81 Fälle im
Zusammenhang mit Waffen", die von der Bundespolizei registriert
wurden. Wissen wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung unter
anderem, wie viele Fälle von Waffengewalt es seit Januar 2014 am
Saarbrücker Hauptbahnhof gegeben hat.

 * 

6. FDP thematisiert Wassertourismus

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob die Rahmenbedingungen für die Nutzung der
Angebote des Wassertourismus noch zeitgemäß sind, will die
FDP-Fraktion klären. In einer dazu vorgelegten Kleinen Anfrage
(19/4227) möchten die Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, wie
viele Sportbootführerscheine seit 2008 ausgestellt worden sind und wie
viele Sportbootführerscheine im gleichen Zeitraum aus welchen Gründen
entzogen wurden. Gefragt wird auch, wie viele Bootsunfälle es seit
2008 mit Beteiligung von Booten mit bis 15 PS, die seit Ende 2012
führerscheinfrei genutzt werden dürfen, gegeben hat.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7531: Heute im Bundestag Nr. 683 - 20.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 683

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. September 2018, Redaktionsschluss: 14.52 Uhr

1. Regierung lobt faires Steuersystem

2. Reisebranche zahlt mehr Gewerbesteuern

3. Keine Angaben zum Umsatzsteuer-Betrug

4. Grüne fordern Blaue Plakette

5. Zustand der Brücken im Saarland

6. AfD-Fraktion fragt nach Breitbandausbau



1. Regierung lobt faires Steuersystem

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Aus Sicht der Bundesregierung verfügt Deutschland
"über ein leistungsfähiges und faires Steuer-, Abgaben- und
Transfersystem, das den sozialen Zusammenhalt stärkt und zugleich
ausreichende Leistungsanreize sichert". Dies schreibt die Regierung in
ihrer Antwort (19/4074) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/3814). Weiter heißt es: "Den Steuern und Abgaben stehen ein für
ein hochentwickeltes Industrieland angemessenes Niveau an öffentlichen
Listungen und ein gut ausgebautes soziales Sicherungssystem
gegenüber."

Auf die Frage nach einer möglichen Änderung bei der Erhebung von
Sozialbeiträgen kündigt die Bundesregierung einen Ausbau der
bestehenden Beitragsentlastungen von Beschäftigten mit geringem
Verdienst an. Profitieren sollen davon nicht allein Beschäftigte mit
einem Verdienst zwischen 450 und 850 Euro, sondern bis zu 1.300 Euro
monatlich. "Damit wird sichergestellt, dass die verringerten
Rentenbeiträge künftig nicht zu verringerten Rentenleistungen führen",
erklärt die Bundesregierung.

 * 

2. Reisebranche zahlt mehr Gewerbesteuern

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Beitrag von Reiseveranstaltern zum
Gewerbesteueraufkommen in Deutschland ist seit 2010 stark gestiegen.
Wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/4136) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3875) hervorgeht,
entfiel im Jahr 2010 ein Gewerbesteueraufkommen in Höhe von 31,8
Millionen Euro auf Reiseveranstalter. Davon gingen 1,69 Prozent auf
sogenannte gewerbesteuerliche Hinzurechnungen zurück, zum Beispiel
Entgelte für die Anmietung von Hotelunterkünften. Bis 2013 stieg die
Summe auf 67,5 Millionen Euro. Auch der Anteil der gewerbesteuerlichen
Hinzurechnungen stieg bis 2013 auf 34,73 Prozent. Wegen der
Hinzurechnung der Entgelte für die Anmietung von Hotelunterkünften sei
beim Bundesfinanzhof ein Revisionsverfahren anhängig, berichtet die
Regierung.

 * 

3. Keine Angaben zum Umsatzsteuer-Betrug

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat keine belastbaren
Erkenntnisse, wie hoch der jährliche Ausfall an Umsatzsteuer durch
Hinterziehungen von Online-Händlern aus Fernost ist, die ihre Waren
auf Plattformen in Deutschland verkaufen. Dies teilt die Regierung in
ihrer Antwort (19/4169) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/3896) mit. Sie setze sich auf europäischer Ebene dafür ein, dass
es klare Regeln für den direkten grenzüberschreitenden elektronischen
Handel zwischen Unternehmen und Privatpersonen gebe, berichtet die
Regierung.

 * 

4. Grüne fordern Blaue Plakette

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Autohersteller sollen nach Ansicht der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen dazu verpflichtet werden, auf ihre Kosten die
Hardware-Nachrüstung von in Deutschland zugelassenen Dieselfahrzeugen
der Abgasnorm Euro 5 vorzunehmen. Das geht aus einem Antrag (19/4380)
hervor, der in der kommenden Sitzungswoche durch den Bundestag beraten
werden soll. Darin sprechen sich die Grünen auch für die Einführung
einer "Blauen Plakette" aus. Die Abgeordneten verlangen von der
Bundesregierung, besonders emissionsarme Fahrzeuge - einschließlich
der Fahrzeuge mit auf Kosten der Hersteller nachgerüsteten
SCR-Katalysatoren - "bundeseinheitlich mit einer neuen, blauen
Plakette zu kennzeichnen und Kommunen die Möglichkeit zu geben, unter
Beachtung der Verhältnismäßigkeit nur noch Kraftfahrzeugen mit solchen
niedrigen Emissionswerten die Einfahrt in Umweltzonen zu erlauben".

Zur Begründung ihrer Forderungen schreiben die Grünen, der Schutz der
Gesundheit und damit das Recht auf saubere Luft stünden vor
wirtschaftlichen Interessen. Das habe das Bundesverwaltungsgericht in
seinem Urteil vom 27.02.2018 über die Zulässigkeit von Fahrverboten
unmissverständlich festgestellt. Die seit 2010 geltenden
Immissionsgrenzwerte für Stickstoffdioxid würden an zahlreichen,
verkehrsnahen Messstation erheblich überschritten. "Dass
Bundesregierung und Automobilindustrie seit Jahren keine wirksamen
Maßnahmen gegen diese massive Luftverschmutzung einleiten, ist
skandalös", urteilt die Fraktion.

Eine Bundesregierung, die Unternehmen nicht ordentlich kontrolliere,
die es zulasse, dass Gesetze nicht befolgt und Profite auf Kosten von
Umwelt und Gesundheit gemacht würden, und die nur symbolhaft, aber
nicht wirksam reagiere, gefährde das Vertrauen der Bürger in den
Rechtsstaat, heißt es weiter. Mittlerweile habe die EU-Kommission
Deutschland wegen der anhaltenden Missachtung gemeinsamer europäischer
Umweltgesetze vor dem Europäischen Gerichtshof verklagt. Eine
Verurteilung würde zur Folge haben, dass letztlich mit Steuergeldern
Strafzahlungen geleistet werden müssen, "weil Unternehmen und
Bundesregierung versagen".

Der Betrug der Autohersteller schädige aber nicht nur Umwelt und
Gesundheit, schreiben die Grünen. Opfer seien auch die Besitzer von
Diesel-Pkw, deren Abgasreinigungssysteme nur auf dem Rollenprüfstand
vollwertig funktionieren würden, "aber bei realen Fahrsituationen auf
der Straße abgeschaltet werden". Auch hier verhindere die
Bundesregierung Rechtssicherheit und Unterstützung.

In dem Antrag fordern die Grünen die Bundesregierung außerdem dazu
auf, das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) auf die
Verkehrswende in Städten auszurichten sowie das GVFG-Bundesprogramm in
der 19. Wahlperiode um vier Milliarden Euro zu erhöhen und für
Sanierungsmaßnahmen zu öffnen. In der internationalen
Verkehrswissenschaft sei es unstrittig, dass es zur Verminderung von
Staus, Lärm und Luftverschmutzung in Städten und zur Erhöhung der
Verkehrssicherheit erforderlich ist, den Umweltverbund aus Bus und
Bahn, Rad- und Fußverkehr sowie Sharing-Angeboten zu stärken und
Verkehrsflächen neu aufzuteilen. "Hierfür ist ein grundlegendes
Umsteuern in der Verkehrspolitik notwendig", betonen die Abgeordneten.

 * 

5. Zustand der Brücken im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über den Zustand der Brücken an Bundesfernstraßen im
Saarland informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4290) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4002). Danach wird bei 26,8
Prozent der Brückenflächen der 59 Teilbauwerke (bei Brücken mit
getrennten Überbauten je Fahrbahn oder unterschiedlichen Bauarten wird
jede Überbaukonstruktion für sich als Teilbauwerk bezeichnet) der
Zustand als "nicht ausreichend" bezeichnet. Bei 1,9 Prozent der
Flächen wird der Zustand mit "ungenügend" bewertet.

Was die Eisenbahnbrücken im Saarland angeht, so teilt die
Bundesregierung unter Verweis auf eine Antwort aus der vergangenen
Legislaturperiode (18/11265) mit, von den 309 Eisenbahnbrücken
befänden sich 23 im Zustand "dringend sanierungsbedürftig". Nach dem
aktuellen Stand der bisherigen Untersuchungen beziehungsweise
Nachrechnungen werden die Kosten für den Ersatzneubau und die
Verstärkung der Brücken im Saarland auf rund 114 Millionen Euro
geschätzt, schreibt die Regierung.

 * 

6. AfD-Fraktion fragt nach Breitbandausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob im Rahmen der Förderung des Breitbandausbaus
künftig nur noch der Ausbau mit Glasfaserkabel gefördert wird, möchte
die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4272) von der
Bundesregierung wissen. Die Abgeordneten beziehen sich dabei auf eine
Aussage von Kanzleramtschef Helge Braun (CDU) vom März 2018, der laut
der Vorlage davon gesprochen hat, dass das sogenannte Vectoring, wobei
Kupferkabel optimiert werden, um eine schnellere Datenübertragung zu
erreichen, nicht mehr staatlich gefördert werde. Die AfD-Fraktion will
nun wissen, ob dies die Haltung der Bundesregierung ist und wie es
sich mit dem von der Telekom angebotenen "Super-Vectoring", bei dem
ebenfalls Kupferkabel genutzt werden, verhält.

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1845: Türkei muss sich an IWF wenden, nicht an Scholz (idw)


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 21. September 2018

LAMBSDORFF: Türkei muss sich an IWF wenden, nicht an Scholz



Zum Besuch des türkischen Finanzministers in Deutschland erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die Bundesregierung muss gegenüber dem türkischen Finanzminister
Albayrak deutliche Worte finden. Klar ist: Die dramatische Lage der
türkischen Währung kann nicht losgelöst von Präsident Erdogans
Politik betrachtet werden, denn die türkische Wirtschafts- und
Finanzkrise ist von ihm hausgemacht. Eine Ansteckungsgefahr für die
Weltwirtschaft sehen Experten nicht, deshalb gibt es keinen Anlass,
den Geldhahn aufzudrehen. Der Vorschlag von SPD-Chefin Nahles, der
Türkei unabhängig von politischen Auseinandersetzungen mit Präsident
Erdogan finanziell unter die Arme zu greifen, ist falsch. Wenn die
Türkei Hilfe braucht, muss sie sich im eigenen Interesse an den IWF
wenden, der Unterstützung mit notwendigen Auflagen für die Gesundung
der türkischen Wirtschaft verbinden kann. Olaf Scholz kann das nicht
und ist daher der falsche Adressat."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BAYERN/4960: Hygieneskandal - SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn erhöht Druck (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 21. September 2018

Hygieneskandal: SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn erhöht Druck

Aufklärung über angeblich verfälschte Kontrollberichte in Wurstfabrik gefordert



Angesichts des Hygieneskandals in einer bayerischen Wurstfabrik fordert der SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn eine persönliche Erklärung des bayerischen Umweltministers Marcel Huber:

"Ich befürchte, dass Herr Huber hier wie üblich versucht, auf Zeit zu spielen. Doch mit Aussitzen wird er nicht davonkommen.

Außerdem hat die Öffentlichkeit ein Anrecht darauf, zu erfahren, ob das Landratsamt Landsberg am Lech tatsächlich die ursprünglichen Beurteilungen der behördlichen Kontrolleure abgeschwächt hat, um das Unternehmen zu schonen. Wenn das stimmen sollte, kann sich CSU-Landrat Thomas Eichinger schon mal nach einem neuen Job umsehen."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68
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BAYERN/4959: SPD in Bund und Land starten Offensive für bessere und kostenlose Kinderbetreuung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 20. September 2018

SPD in Bund und Land starten Offensive für bessere und kostenlose Kinderbetreuung



SPD-Fraktionsvorstandsmitglied Natascha Kohnen und die SPD-Fraktionsvorsitzende im Bundestag, Andrea Nahles, wollen mehr Zusammenarbeit von Bund und Land

Die Vorstände von SPD-Landtagsfraktion und SPD-Bundestagsfraktion haben sich heute (20. September) bei einem Arbeitstreffen im Bayerischen Landtag für die Abschaffung der Kitagebühren ausgesprochen. In einem gemeinsamen Positionspapier(PDF, 72 kB), das die SPD-Landesvorsitzende und Fraktionsvorstandsmitglied Natascha Kohnen und die Fraktionsvorsitzende und SPD-Bundesvorsitzende Andrea Nahles im Senatssaal des Bayerischen Landtags der Presse vorstellten, fordern beide mehr Zusammenarbeit von Bund und Land für Kinderbetreuung.

Der Bund gibt mit dem Gute-Kita-Gesetz bis 2022 insgesamt 5,5 Milliarden Euro für kostenfreie und hochwertige Kindertageseinrichtungen aus und schafft damit beste Voraussetzungen für den kostenfreien Kindergarten auch in Bayern. Die SPD wird die besonders in Ballungsräumen hohen Gebühren schrittweise abschaffen und damit Familien direkt in ihrem Alltag entlasten. Parallel dazu stößt die SPD in Land und Bund eine Qualitätsoffensive für bessere frühkindliche Bildung an und wird zugleich die Arbeits- und Ausbildungsbedingungen für Erzieherinnen und Erzieher verbessern.

Harte Kritik übt die SPD am Familiengeld der CSU: Es nütze den Eltern letztlich nichts und fehle beim Ausbau der Betreuungsinfrastruktur: So gibt es derzeit in Bayern 50.000 Krippenplätze zu wenig. Ziel der SPD-Kita-Initiative ist es weiter, den Bedürfnissen der Eltern durch flexiblere Öffnungszeiten entgegenzukommen.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München
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HAMBURG/4500: Wohngipfel - Keine Talfahrt für die Mieten in Sicht (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 21. September 2018

Wohngipfel: Keine Talfahrt für die Mieten in Sicht



An dem Wohngipfel in Berlin mit der Kanzlerin Merkel haben heute auch der Erste Bürgermeister Dr. Tschentscher sowie Stadtentwicklungssenatorin Dr. Stapelfeldt teilgenommen. "Tschentschers Credo 'bauen, bauen, bauen' hat schon in den letzten sieben Jahren den Mietenwahnsinn in Hamburg nicht stoppen können", stellt Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, fest. Solange zwei Drittel der Neubauwohnungen freifinanziert oder Eigentumswohnungen seien, gingen die Mieten durch die Decke. "Nicht der Profit, sondern langfristig niedrige Mieten müssen durch die Stadt und den Staat gefördert werden. Mit mehr Wohngeld oder Baukindergeld wird der Mieten- und Wohnwahnsinn nicht gestoppt."

Anfang September 2018 hat die Bundes-SPD einen 12-Punkte-Plan für günstige Mieten vorgelegt. Die darin enthaltenen Forderungen gehen weit über die Politik der Bundesregierung hinaus. "Wofür, frage ich mich, macht die SPD einen 12-Punkte-Plan, wenn er beim Wohngipfel keine Rolle spielt?" fragt Sudmann. "Auf Bundesregierungsebene alles schlucken, nach außen sozial blinken und letztlich alles beim Alten belassen - das bringt's nicht!" So schön es sei, wenn die SPD die langjährigen Forderungen der Mieter_innenbewegung und der LINKEN übernehme, auf dem Papier allein nützten sie nichts. Sudmann: "Mietenstopp, dauerhafte Bindungen der günstigen Mieten und ein Ende des Betongold-Spekulantentums müssen jetzt umgesetzt werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 21. September 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4499: Verlegung des Altonaer Bahnhofs - Pfeifen im Wald bringt weder Wohnungsbau noch DB voran (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 21. September 2018

Verlegung des Altonaer Bahnhofs: Pfeifen im Wald bringt weder den Wohnungsbau noch die DB voran



Die DB, der Senat und der Investor des neuen Bahnhofs ProHa haben gestern in einer gemeinsamen Stellungnahme ihr Festhalten an der geplanten Verlegung des Fern- und Regionalbahnhofs Altona bekanntgegeben. Anlass ist der vom OVG Hamburg im August verhängte Baustopp. Dazu Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der hamburgischen Bürgerschaft: "Das OVG Hamburg hat sehr deutlich gemacht, dass es bisher nur die fehlende Ersatzplanung für die Autoverladung geprüft und für rechtswidrig befunden hat. Alle weiteren Kritikpunkte werden erst im Hauptverfahren geprüft. Für Optimismus gibt es also angesichts der schlampigen Planung der DB keinen Anlass."

Im Rahmen der Planung für die Neue Mitte Altona gab es auch Vorschläge für die Verlegung der Fernbahngleise hin zu den S-Bahn-Gleisen. Damit käme die "Quietschkurve" weg und der Wohnungsbau würde möglich. "Wenn es dem Senat ernst ist mit den 1.900 Wohnungen, muss er jetzt mit der Bahn in Verhandlungen eintreten. Ein Festhalten an der Verlegung des Fernbahnhofs zum Diebsteich ist nicht mehr als das Pfeifen im dunklen Wald," so Sudmann.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 21. September 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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RHEINLAND-PFALZ/4936: Zur "Elektrifizierungsoffensive" des Bundes für Bahnstrecken (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 21.09.2018

"Elektrifizierungsoffensive" des Bundes für Bahnstrecken ist eine
Luftnummer - Rheinland-Pfalz geht leer aus



Zu den Plänen der Bundesregierung, im kommenden Jahr nur fünf
Millionen Euro in die Elektrifizierung von Bahnstrecken zu
investieren, äußert sich die verkehrspolitische Sprecherin der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Jutta Blatzheim-Roegler:

"Die Große Koalition hat sich beim Thema Elektrifizierung von
Bahnstrecken bislang trotz vollmundiger Versprechen nicht gerade mit
Ruhm bekleckert. Mit den im Bundeshaushalt angesetzten fünf Millionen
Euro beweist sie einmal mehr, dass sie in Sachen Klimaschutz kaum mehr
als Lippenbekenntnisse macht. Denn mit dieser Summe lassen sich gerade
einmal wenige Streckenkilometer modernisieren.

Der Anteil der elektrifizierten Schienenstrecken ist in
Rheinland-Pfalz aufgrund der relativ zahlreichen Nebenstrecken im
ländlichen Raum ohnehin bereits geringer als im Bundesdurchschnitt.
Nach Angaben des Bündnisses Allianz pro Schiene sind 42 Prozent des
Netzes elektrifiziert. Bundesweit liegt der Anteil bei 60 Prozent.
Dass sich die Bundesregierung das Ziel gesetzt hat, bis 2030 insgesamt
70 Prozent zu elektrifizieren und jetzt mit dem Haushaltsansatz von
fünf Millionen Euro um die Ecke kommt, ist ein Treppenwitz und
bedeutet für viele Strecken wie die Ahrtalbahn oder das Pfalznetz null
Chancen auf Elektrifizierung.

Eine Erhebung des Verbands Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) kam im
Oktober 2017 zu dem Ergebnis, dass jährlich ein hoher dreistelliger
Millionenbetrag nötig wäre, um die Finanzierung des bundesweiten Ziels
gewährleisten zu können. Ich erwarte von den regierungstragenden
Fraktionen im Bundestag, dass sie die Summe im kommenden Haushalt
deutlich nach oben korrigieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. September 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/4935: Bei der Digitalisierung von Dänemark und Finnland lernen (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
21.09.2018

CDU-Landtagsfraktion informiert sich bei führenden Digitalnationen

Christian Baldauf: Bei der Digitalisierung von Dänemark und Finnland
lernen



Die Digitalisierung durchdringt alle Lebensbereiche und ist
unumkehrbar. Wer im nationalen und internationalen Wettbewerb bestehen
will, muss bei der Digitalisierung in der ersten Reihe stehen. Dieses
Thema steht daher im Mittelpunkt einer Reise der CDU-Landtagsfraktion
nach Dänemark und Finnland vom 23. - 27. September 2018. Darüber
informiert der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion Christian Baldauf:

"Dänemark und Finnland gehören bei der Digitalisierung des
öffentlichen Lebens zu den führenden Nationen in Europa. Beim 'Digital
Economy & Society Index (DESI)' der Europäischen Kommission belegt
Dänemark Rang 1, Finnland Rang 3, Deutschland hingegen nur Platz 14.
Beide Staaten sind exzellente Beispiele dafür, wie es gelingt, Länder
im besten Sinne des Wortes 'smart' zu machen. Rheinland-Pfalz hat hier
großen Nachholbedarf. Es ist daher naheliegend, sich dort zu
informieren, wo gute Entwicklungsprozesse schon weit fortgeschritten
sind. Wir wollen bei der Digitalisierung von Dänemark und Finnland
lernen."


Hier Auszüge aus dem Gesprächsprogramm in Dänemark und
Finnland:

Dänemark:


	Gespräch mit Vertretern der dänischen Digitalisierungsbehörde zu Digitalisierungsstrategien und digitalen Infrastrukturkomponenten

	Gespräch mit Vertretern der Stadtverwaltung Kopenhagen zu Digitalisierung und Innovation in der Kulturverwaltung

	Gespräch mit Vertretern des Gewerbeamts Kopenhagen zum Thema Steuern für kleine und mittlere Unternehmen

	Vortrag zum Thema Bürger und Digitalisierung, Partizipation und Nutzerfreundlichkeit.

	Gespräch mit der Leiterin der Digitalisierungsbehörde (Vertreterin von Innovationsministerin Sophie Løhde), Marianne Sørensen.

	Gespräch im Ministerium für Transport, Bau und Wohnen mit Minister Ole Birk Olesen (Partei Liberale Allianz) zum Thema: 22-Punkte-Plan zur Bekämpfung von Parallelgesellschaften.



Finnland:


	Gespräch mit der Ministerin für Verkehr und Kommunikation, Anne Berner

	Gespräch mit Chefarchitekten des Smart-City-Projekts Kalasatama, Tuomas Hakala

	Gespräch mit den Erfindern der Whim-Transportapp tbc

	Gespräch mit Vertretern der Nationalen Sammlungspartei im Parlament

	Besuch der Lehrerbildungsschule der Universität Helsinki

	Besuch der Design Factory und der StartUp-Sauna (einem Co-Working Space) der Aalto Universität

	Gesprächskreis Digitalisierung, organisiert von der Deutsch- Finnischen Handelskammer



 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. September 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/4934: Ampelkoalition bringt umfangreiche Investitionen auf die Straße (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
21.09.2018

Ampelkoalition bringt umfangreiche Investitionen auf die Straße



Anlässlich der heutigen Vorstellung des Landesstraßenbauprogramms für
die Jahre 2019 und 2020 erklärt der verkehrspolitischer Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion, Benedikt Oster:

"Mit dem heute vorgestellten Landestraßenbauprogramm bringt die
Ampelkoalition umfangreiche Investitionen auf die Straße. Der Entwurf
der Landesregierung für den Doppelhaushalt 2019/2020 sieht erneut eine
Erhöhung der Mittel für den Landesstraßenbau auf 124 Mio. Euro im Jahr
2019 und 126 Mio. Euro im Jahr 2020 vor. Im Rahmen des
Landesstraßenbauprogramms wird in den Erhalt, Um- und Ausbau von
Landesstraßen, Kreiseln und Brückenbauten investiert. Zudem sieht das
Infrastrukturprogramm den Neubau von fünf lange geplanten
Neubauprojekten in Bitburg, Koblenz-Metternich, Rhaunen,
Marienfels-Miehlen und Bellheim vor. Ebenso enthalten im
Straßenbaupaket ist der Bau von Fahrradwegen. Insgesamt umfasst das
Landesstraßenbauprogramm mehr als 420 Bauvorhaben. All das zeigt: Die
Landesregierung nimmt die vielfältigen Mobilitätsbedürfnisse der
Bürgerinnen und Bürger sowie der rheinland-pfälzischen Unternehmen
ernst."

Oster weiter: "Das Prinzip 'Erhalt vor Neubau' gilt weiterhin.
Angesichts eines Landesstraßennetzes von über 7000 Kilometern Länge
bleibt die wichtigste Aufgabe, das bestehende Straßennetz zu erhalten.
In den nun anstehenden Haushaltsberatungen wird die SPD-Fraktion die
kluge Bauplanung des rheinland-pfälzischen Verkehrsministers Volker
Wissing unterstützen. Mit der Verabschiedung des Doppelhaushalts im
Dezember wird der Landtag auch das Straßenbauprogramm der
Landesregierung beschließen. Klar ist auch: Der enorme Mittelaufwuchs
im Straßenbau wäre ohne das große Engagement und die Fachkompetenz der
Ingenieure beim Landesbetrieb Mobilität nicht zu stemmen. Sie bringen
Rheinland-Pfalz in Bewegung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. September 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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Aus dem Plenum und den Ausschüssen



Vizepräsidentin Dorothea Marx würdigte Freiwilligendienstler im
Landtag

Im Plenarsaal des Thüringer Landtags fand am 9. August die feierliche
Zertifikatsübergabe für die Teilnehmer des 17. Freiwilligenjahres im
Bereich Kultur statt. Landtagsvizepräsidentin Dorothea Marx hielt ein
Grußwort und würdigte die Freiwilligendienstler: "Ihr habt eure
Kreativität, aber auch eure Verantwortungs- und Leistungsbereitschaft
unter Beweis gestellt. Dafür möchte ich Euch im Namen der Abgeordneten
dieses Hauses recht herzlich danken." In landesweit mehr als 90
Einsatzstellen haben die 120 Freiwilligendienstler Thüringen
kennengelernt und unterstützt. Ende August 2018 vollendeten sie ihren
kulturellen Freiwilligendienst in Thüringen.

Seit 2001 bietet die Landesvereinigung Kulturelle Jugendbildung e.V.
(LKJ) Thüringen das Freiwillige Soziale Jahr Kultur (FSJ Kultur) im
Freistaat an. Schulabsolventen erhalten so die Möglichkeit, noch vor
ihrem Eintritt ins Ausbildungsbzw. Erwerbsleben thüringenweit
praktische Erfahrungen in verschiedenen Kultur- und
Bildungseinrichtungen zu sammeln. Zudem werden sie im Rahmen von
begleitenden Bildungsseminaren bei ihrer weiteren beruflichen
Orientierung unterstützt.

 * 

AUS DEM LANDTAG

Diplomatenlehrgang zu Besuch im Landtag

Am 3. September besuchte eine Gruppe von 21 Nachwuchsdiplomaten aus
Lateinamerika und der Karibik den Thüringer Landtag. Der Besuch
erfolgte im Rahmen eines internationalen Diplomatenlehrgangs, den das
Auswärtige Amt veranstaltet. Ziel des Lehrgangs ist es, jungen
Diplomaten aus aller Welt Deutschlands Kultur und Geschichte sowie das
politische System der Bundesrepublik näher zu bringen. Im Anschluss
besuchten die diplomatischen Gäste Weimar sowie die Gedenkstätte
Buchenwald.







43. Arbeitslosenparlament tagt im Landtag

Am 3. September begrüßte Vizepräsidentin Margit Jung die ca. 170
Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 43. Thüringer
Arbeitslosenparlaments im Thüringer Landtag. Die Vizepräsidentin
mahnte in ihrer Ansprache an, dass der Verlust der Arbeit für die
Betroffenen nur eine Zwischenetappe auf dem weiteren Weg sein dürfe.
In keinem Fall aber gehe mit der Arbeitslosigkeit das Recht auf
gesellschaftliche Teilhabe und Mitbestimmung verloren. Das
Arbeitslosenparlament wurde 1999 als Interessenvertretung aller von
Erwerbslosigkeit betroffenen Menschen ins Leben gerufen und fand
bereits zum 19. Mal im Thüringer Landtag statt. Es setzt sich aus
Vertretern von Arbeitsloseninitiativen und Vereinen zusammen und tritt
zweimal pro Jahr zusammen.







Hans-Christian Schink stellt im Landtag aus

Am 25. September um 17 Uhr eröffnet im Thüringer Landtag die
Foto-Ausstellung "Hier und Dort" des renommierten Fotografen
Hans-Christian Schink. Die Arbeiten des gebürtigen Erfurters werden
unter anderem in der Sammlung der zeitgenössischen Kunst der
Bundesrepublik Deutschland, im Museum Küppersmühle (Duisburg), im
Museum der bildenden Künste (Leipzig), im Angermuseum (Erfurt), im
Haus der Geschichte (Bonn), im Kupferstichkabinett Dresden sowie im
Stadtmuseum Jena gezeigt.

Foto-Ausstellung "Hier und Dort"

Vom 25. September bis 28. Oktober 2018

Thüringer Landtag Jürgen-Fuchs-Straße 1, Erfurt

Montag bis Freitag, 8 - 18 Uhr (außer an Plenartagen)

Am Wochenende nach telefonischer Vereinbarung,

Tel.: 0361 37 72005

Für den Zutritt bitte einen Lichtbildausweis bereithalten.



Landtagspräsident Carius verurteilt Bedrohen von Abgeordneter

Am 2. September fand im Erfurter Ortsteil Marbach eine Demonstration
gegen den dort geplanten Moschee-Neubau der muslimischen
Ahmadiyya-Gemeinde statt. Der Demonstrationszug zog auch vor das
Wohnhaus der Abgeordneten Astrid Rothe-Beinlich. Hierzu sagte
Landtagspräsident Christian Carius, dass Demonstrations- und
Meinungsfreiheit höchste Güter unseres Rechtsstaats seien. Doch das
Bedrohen einer Abgeordneten und ihrer Familie vor deren Wohnhaus stehe
außerhalb unserer Rechtsordnung. "Ich verurteile dieses Vorgehen
scharf. Die Privatsphäre und die Familie von Abgeordneten dürfen
niemals zu Freiwild in der politischen Debatte werden", so Carius.
Eine laut Medienberichten von den Demonstranten angekündigte
Wiederholung des Aufzugs vor dem Haus der Abgeordneten dürfe es auf
keinen Fall geben, forderte der Landtagspräsident.

 * 

Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag

Geschäftsstelle

Tel.: 0361 37 72201

Fax: 0361 37 72414

www.cdu-landtag.de

Jahresempfang mit Österreichs Bundeskanzler Sebastian Kurz

"Es steht viel auf dem Spiel." Mit diesem Satz fasste Österreichs
Bundeskanzler Sebastian Kurz zum Jahresempfang der CDU-Fraktion im
Thüringer Landtag die Situation der Europäischen Union neun Monate vor
den Wahlen zum Europäischen Parlament zusammen. Mehr als 3300 Gäste
waren Ende August in die Erfurter Messehalle gekommen, um zu hören,
wie Kurz den österreichischen Vorsitz im EU-Ministerrat nutzen will,
um "mehr und mehr Gräben zu überbrücken", die sich in Europa auftun.
Thüringens CDU-Fraktionsvorsitzender Mike Mohring verdeutlichte, dass
auch die deutschen Bundesländer ihrer Verantwortung gerecht werden
müssen, damit in Europa mehr Ordnung einkehrt, deren Mängel in der
Flüchtlingskrise offenbar geworden sind. "Auch eine Landesregierung
muss ihre Verantwortung im Bund und Europa wahrnehmen", so Mohring. Er
forderte Ministerpräsident Bodo Ramelow auf, die Bundesregierung zu
unterstützen, wenn sie die Liste der sicheren Herkunftsstaaten
erweitern will. Im Gegenzug bot er an, sich mit der Landesregierung
für eine "Altfallregelung" einzusetzen. Sie soll für Flüchtlinge
gelten, die schon vor 2015 nach Deutschland gekommen sind und sich gut
integriert haben, "die Deutsch gelernt und eine Ausbildung gemacht
haben, die in den Unternehmen gebraucht werden und mit ihren Familien
heimisch geworden sind. Das soll Anerkennung finden", wie Mohring
sagte.



Mehr Gewerke sollen zur Meisterpflicht zurückkehren

Thüringens Landesregierung soll sich im Bund für eine Änderung der
Handwerksordnung einsetzen. Das fordert die CDU-Landtagsfraktion.
Hintergrund ist die Einsicht, dass in 53 Handwerksberufen, in denen
der Bund 2004 die Meisterpflicht aufgehoben hat, seither weniger
Nachwuchs ausgebildet worden ist und die Qualität in den
entsprechenden Gewerken nachgelassen hat. "Das war ein Fehler der
damals von der SPD und den Grünen gestellten Bundesregierung. Es ist
höchste Zeit, dass er rückgängig gemacht wird", so der CDU-Sprecher
für Handwerk und Mittelstand, Herbert Wirkner. Zulassungspflichtig
sind derzeit in Deutschland noch 41 Gewerke. Bei ihrer Forderung
stützt sich die Union unter anderem auf eine Studie des
volkswirtschaftlichen Instituts für Mittelstand und Handwerk der
Universität Göttingen über die Auswirkungen der Entscheidung von 2004.







Sommerklausur in Sondershausen

Mit Beschlüssen zur Bildungspolitik, zur Unterstützung der Landwirte
angesichts des Dürre-Sommers und zur Migrationsund Integrationspolitik
hat die CDU-Fraktion Mitte August ihre Sommerklausur in Sondershausen
beendet. Die Abgeordneten der Fraktion hatten elf Institutionen,
Betriebe und Organisationen im Kyffhäuserkreis aufgesucht, um sich
über die Situation vor Ort zu informieren. In ihrem
bildungspolitischen Beschluss fordert die Fraktion die Landesregierung
auf, sich auf die Unterrichtsabsicherung zu konzentrieren, statt
Verunsicherung durch unrealistische Größenvorgaben für Schulen oder
Spekulationen zur Einheitslehrerausbildung in die Schulen zu tragen.
Fraktionschef Mike Mohring erneuerte die Forderung, auch in Thüringen
ein AnKER-Zentrum einzurichten. Sie wird flankiert durch ein geplantes
Landesintegrationsgesetz, das in einem ersten Entwurf vorliegt, und
durch die Unterstützung für das von der Bundesregierung geplante
Fachkräftezuwanderungsgesetz.







Reichsbürger entwaffnen

Thüringens Landesregierung soll die Waffenbehörden des Freistaats bis
Ende Oktober 2018 anweisen, waffenrechtliche Erlaubnisse für
sogenannte Reichsbürger zu widerrufen. Das ist der Kern eines
Plenarantrags, den die CDU-Fraktion im August gestellt hat und der von
der Linkskoalition abgelehnt wurde. Aus Sicht des innenpolitischen
Sprechers der CDU-Fraktion, Wolfgang Fiedler, "gibt die zunehmende
Militanz der auch in Thüringen wachsenden Reichsbürgerbewegung Anlass
zur Sorge. Wer jedoch den Staat des Grundgesetzes und seine
Rechtsordnung nicht anerkennt, bei dem haben auch Waffen nichts
verloren. Sie müssen eingezogen werden."







Ausbaubeiträge abschaffen

CDU-Fraktionschef Mike Mohring bietet der Landesregierung Gespräche
über die Abschaffung der Straßenausbaubeiträge an. Voraussetzung: Die
von rot-rot-grün beschlossenen Änderungen des Kommunalabgabengesetzes
werden umgehend aufgehoben. "Die Linkskoalition ist daran gescheitert,
ihr Wahlversprechen umzusetzen. Wir bieten Beratungen über eine
tragfähige, für die Bürger und Kommunen verlässliche und vor allem
dauerhafte Lösung an", sagte Mohring.

Nach Ansicht der Unionsfraktion hat Rot-Rot-Grün für rechtliche
Verunsicherung gesorgt. "Nach unklaren und widersprüchlichen Regeln
sollen Bürgermeister künftig über die Erhebung von
Straßenausbaubeiträgen entscheiden. Der Dauerkonflikt mit den Bürgern
ist vorprogrammiert", so Mohring. Nach Ansicht des Gemeinde- und
Städtebundes Thüringen ist die Neuregelung verfassungswidrig.

Wegfallende Ausbaubeiträge soll das Land den Kommunen nach den
Vorstellungen Mohrings erstatten. Kriterien dafür soll das Land
gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbänden erarbeiten. Bereits
ergangene Bescheide sollen nicht aufgehoben werden.

 * 

Fraktion.DIE LINKE im Thüringer Landtag

Geschäftsstelle

Tel.: 0361 37 72295

Fax: 0361 37 72416

www.die-linke-thl.de

Jahresempfang der Linksfraktion: "Volle Kraft voraus!"

"Volle Kraft voraus!", hieß es beim Jahresempfang der Fraktion DIE
LINKE am 22. August im Erfurter Zughafen. Zahlreiche Gäste aus der
Thüringer Politik und Gesellschaft, den Gewerkschaften, Organisationen
und Vereinen konnte Fraktionsvorsitzende Susanne Hennig-Wellsow in
Halle 6 des alternativen Kulturgeländes am ehemaligen Güterbahnhof
begrüßen.

Dabei betonte sie, dass Rot-Rot-Grün für das Land und seine Menschen
allerhand auf die Schienen gesetzt hat, das nach 2019 fortgesetzt
werden soll. Zum Beispiel die begonnene Beitragsfreiheit in den
Thüringer Kindergärten. Daran knüpfte auch Ministerpräsident Bodo
Ramelow in seiner Rede an: Bildung und Betreuung sollten in ganz
Deutschland beitragsfrei sein! Und er forderte eine
"Kindergrundsicherung für jedes Kind in gleicher Höhe".
Gesellschaftliche Veränderungen müssten gemeinsam umgesetzt werden.
Dabei agierten LINKE, SPD und Grüne in der Thüringer Koalition auf
gleicher Augenhöhe, stehe ihre Politik dafür, dass "keiner
ausgegrenzt", "niemand am Rand der Gesellschaft liegengelassen" werde.
"Wer Marktwirtschaft gestalten will, muss Leitplanken einziehen",
sagte der Regierungschef und unterstrich auch mit Blick auf die
jüngsten Befunde, dass in Thüringen mit am längsten gearbeitet werde,
die Stärkung der Gewerkschaften. Und: "Gute Arbeit braucht guten
Lohn!"

Susanne Hennig-Wellsow und Moderator Björn Harras war es ein besonders
freudiger Programmpunkt des Jahresempfangs, mit Grundschülern der
Weimarer Parkschule über ihre "Laube der Phantasie" zu sprechen und
ihnen für den Bau ihres coolen Projekts eine Spende des Vereins
"Alternative 54" der LINKE-Landtagsabgeordneten zu überreichen.







Azubi-Ticket: Erster Schritt ist gemacht

Kati Engel, jugend- und ausbildungspolitische Sprecherin der
Linksfraktion

Auszubildende in Thüringen können ab Oktober ermäßigt mit Bahn und Bus
fahren. Das neue Azubi-Ticket kostet 50 Euro im Monat. Die
Auszubildenden können damit alle Regionalzüge in Thüringen sowie die
Busse und Straßenbahnen im Bereich des Verkehrsverbunds
Mittelthüringen nutzen. Dabei gilt das Ticket, das vom Land mit 100
Euro bezuschusst wird, nicht nur für die Fahrt vom Wohnort zur
Berufsschule oder zum Ausbildungsplatz, sondern es kann jederzeit
genutzt werden.

Dass es nun nach langen Verhandlungen tatsächlich zu verbesserten
Bedingungen für die Thüringer Azubis kommt, das begrüßte für die
Landtagsfraktion DIE LINKE die Abgeordnete Kati Engel. Sie ist jugend-
und ausbildungspolitische Sprecherin der Fraktion und sagte: "Wir
finden gut, dass nicht nur die Wege zum Arbeitsort und zur
Berufsschule, sondern auch der Freizeitverkehr unbürokratisch
unterstützt werden. Es ist gut, dass der Verkehrsverbund
Mittelthüringen, der größte im Land, vorangeht, aber es ist schade,
dass andere ÖPNV-Anbieter noch ablehnend sind. Wir rufen die noch
nicht beteiligten Verkehrsunternehmen auf, sich anzuschließen, damit,
wie in Hessen, ein tatsächlich landesweites Ticket möglich wird. Ein
erster Schritt ist gemacht. Thüringen wird so attraktiver für junge
Menschen und für berufliche Ausbildung. Wir erwarten, dass sich auch
die Thüringer Wirtschaft an der Finanzierung beteiligt."







Nächste Etappe für Gemeindeneugliederungen

"Die Beratung des zweiten Gemeindeneugliederungsgesetzes im Landtag
hat die nächste wichtige Etappe bei den Neugliederungen eingeläutet.
Sie betrifft mehr als 250 Gemeinden. Rot-Rot-Grün setzt den Prozess
der Gemeindegebietsreform zur Schaffung leistungsfähiger
zukunftsfester Verwaltungsstrukturen in Thüringen konsequent fort und
hält Kurs", erklärte Frank Kuschel.

Es sei zu begrüßen, dass die CDU offenbar ihre Blockadehaltung aufgebe
und sich konstruktiv beteiligen wolle. "Die Union auf Landesebene hat
anscheinend auf die sehr verantwortungsvoll handelnden kommunalen
Akteure ihrer Partei gehört. Das begrüße ich ausdrücklich", merkte der
Kommunalexperte der Linksfraktion an. Die Tatsache, dass die Koalition
bereits einen Änderungsantrag in das parlamentarische Verfahren
eingebracht habe, sei dem Umstand geschuldet, dass nach dem
Kabinettsverfahren weitere Gemeinden Anträge für Neugliederungen
eingereicht haben. "Dem Wunsch der Gemeinden wollen wir natürlich
zügig nachkommen, um auch diese Neugliederungen zum 1. Januar 2019
wirksam werden zu lassen", betonte Frank Kuschel. Nachdem sich weit
mehr als 300 Gemeinden in dieser Legislaturperiode neugliedern, sind
jetzt noch nicht neustrukturierte Gemeinden aufgefordert, die Chance
zur Schaffung zukunftsfester Strukturen mit der dritten Phase der
Freiwilligkeit bis zum 31. Oktober 2018 aktiv zu nutzen.



Fragen, Hinweise, Anregungen für Schulgesetz-Diskussion

Die Diskussionen zum neuen Thüringer Schulgesetz haben begonnen. Neben
den Gesprächen vor Ort und den Beratungen ab November im Landtag
bietet die Linksfraktion mit der Seite www.thueringerschulgesetz.de
Raum für Fragen und Meinungen und einen Überblick über das Gesetz
selbst sowie Veranstaltungen und Termine zum Thema.

"Wir brauchen ein modernes Thüringer Schulgesetz, um unsere
Schullandschaft zukunftsfest aufzustellen und allen Kindern beste
Entwicklungsmöglichkeiten garantieren zu können. Im Mittelpunkt
unserer Überlegungen stehen die Schülerinnen und Schüler mit all ihren
Fähigkeiten und Begabungen", unterstreicht Torsten Wolf,
Bildungspolitiker der Fraktion DIE LINKE. Zudem sei das Schulgesetz
ein wichtiger Schritt zu vollständiger Unterrichtsabdeckung.

Gerade die Diskussion um den Erhalt kleiner Schulstandorte im
ländlichen Raum habe gezeigt, dass es vor Ort viele Fragen zur
künftigen Schulstruktur gibt. "Unser Ziel ist, über eine Vielzahl von
Angeboten direkt mit Interessierten ins Gespräch zu kommen und
gemeinsam nach Lösungen zu suchen. Dafür komme ich auch gerne vor Ort
in die Schulen, Gemeinden oder Fördervereine", unterstreicht Torsten
Wolf.

 * 

Die SPD-Fraktion im Thüringer Landtag

Geschäftsstelle
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www.spd-thl.de

Was nach Mattstedt bleibt

Nach der verhinderten Großveranstaltung von Rechtsextremistinnen und
Rechtsextremisten in Mattstedt soll das gemeinsame Engagement der
demokratischen Kräfte weiter gestärkt werden. Mit ihrer Aktuellen
Stunde zum Thema hat die SPD-Fraktion das Signal der klaren Haltung
der Thüringer Gesellschaft gegen Rechts auch über Mattstedt hinaus
entsendet und für ein weiteres gemeinsames Vorgehen bei zukünftigen
Veranstaltungen dieser Art geworben. Denn Mattstedt bleibt (nur) ein
Etappensieg. "Rechtsrock ist ein Brandbeschleuniger für Hassparaden,
wie wir sie aktuell wieder in Chemnitz erleben müssen. Ein
unerträglicher Zustand für uns Demokratinnen und Demokraten", so die
innenpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion Dorothea Marx. Sie
erklärte, so einfach, wie es scheine, ein Rechtsrockkonzert zu
verbieten, so einfach sei es nicht. Denn auch für Menschen, die die
demokratische Grundordnung ablehnen würden unsere Grundrechte gelten.

Dass es dennoch gelang, die Großveranstaltung in Mattstedt zu
unterbinden, sei ein deutliches Signal an die Bürgerinnen und Bürger
der Region und die Zivilgesellschaft. "Wir lassen euch nicht allein,
wir stehen an eurer Seite im Kampf gegen Rechts. Diese Botschaft muss
auch über Mattstedt hinaus im gesamten Freistaat ankommen", so Marx.
Denn nur im Zusammenwirken aller politischdemokratischen,
wirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Kräfte könne es gelingen,
dass Thüringen auch flächendeckend "kein Ort für Nazis" wird.







Zweite Gemeindereform

Das in den Landtag eingebrachte zweite Gesetz zur Gemeindereform sieht
den Zusammenschluss von 263 Orten zu 50 größeren Gemeinden vor. Damit
hat sich die Zahl der freiwilligen Zusammenschlüsse noch einmal
deutlich erhöht. Ein Zeichen dafür, dass viele Gemeinden in Thüringen
die vielen Vorteile einer Fusion erkannt haben, so die
SPD-Kommunalpolitikerin Claudia Scheerschmidt. Die 102 Millionen Euro
Förderung seien aus ihrer Sicht gut angelegtes Geld. "Das Gesetz ist
ein wichtiger Meilenstein zur Stärkung unseres Freistaates", so
Scheerschmidt.







Konsequent gegen Reichsbürger

Der Thüringer Landtag debattierte über die Reichsbürger-Szene und
staatliche Möglichkeiten, diese in die Schranken zu weisen. Die
Abgeordneten Dorothea Marx (SPD), Katharina König-Preuss (DIE LINKE)
und Dirk Adams (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) dazu: "Reichsbürger stellen
eine erhebliche Gefahr für die öffentliche Sicherheit dar und müssen
entwaffnet werden. Die rot-rot-grüne Koalition hat ihre Maßnahmen dazu
in den letzten Jahren stark intensiviert, insbesondere bei der
Unterstützung der kommunalen Waffenbehörden, die für den Widerruf der
waffenrechtlichen Erlaubnis zuständig sind. Auch in diesem Jahr wurden
mit mehreren Erlassen die Informations- und Meldewege verbessert und
das Landesverwaltungsamt angewiesen, im Wege der Fachaufsicht auch
jene betroffenen Waffenbehörden, die bisher nur zögerlich vorankommen,
unverzüglich anzuweisen, entsprechende Widerrufsverfahren einzuleiten
und durchzuführen." Allerdings lehnt die Koalition einen "rein
plakativen Antrag der CDU im Landtag" ab.







Meilenstein für Jugendpolitik

Nicht über ihre Köpfe hinweg, sondern mit ihnen gemeinsam - das ist
das erklärte Ziel der Novelle des Thüringer Kinder- und
Jugendhilfeausführungsgesetzes, wie es von Rot-Rot-Grün im
August-Plenum in den Thüringer Landtag eingebracht wurde. Damit wird
Kindern und Jugendlichen das Recht eingeräumt, und zugleich eine Form
geboten, ihre Meinung zu allen sie betreffenden Entscheidungen in
unserer demokratischen Gesellschaft zu artikulieren.

"Mit diesem Gesetz schaffen wir eine feste Basis für die Thüringer
Jugendpolitik: Wir stärken damit die Jugendarbeit als Motor einer
eigenständigen Politik für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene",
so die Kinder- und Jugendpolitikerin der SPD-Fraktion Diana Lehmann.

Mit dem Gesetz wird sichergestellt, dass junge Menschen dauerhaft und
verbindlich bei allen ihre Interessen berührenden Planungen,
Entscheidungen und Maßnahmen mitbestimmen können. Das Land unterstützt
die Kommunen bei ihrer gesetzlich verankerten Aufgabe, Angebote für
Kinder und Jugendliche vorzuhalten.

Erstmalig wird eine Mindestförderung des Landes in Höhe von 15
Millionen Euro für die örtliche Jugendförderung und in Höhe von 11,3
Millionen Euro für die Schulsozialarbeit gesetzlich festgeschrieben.
"Wir realisieren mit diesem Gesetz nicht nur den jugendpolitischen
Schwerpunkt in dieser Legislaturperiode - wir schaffen einen
Meilenstein in der Geschichte der Thüringer Jugendpolitik. Mit dieser
Novellierung stärken wir die Demokratie durch mehr Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen, und zugleich die Finanzausstattung der
kommunalen Jugendämter. Gleichzeitig schaffen wir Bedingungen für gute
Arbeit in der Kinder- und Jugendhilfe sowie die Grundlage für eine
eigenständige Jugendpolitik", betont Diana Lehmann.







Demokratie stärken

Thüringer Schulen als Lern- und Lebensorte für Demokratie zu stärken,
ist das Ziel des Antrages der Koalitionsfraktionen, der in das
August-Plenum eingebracht wurde und von der Thüringer SPD bereits seit
Anfang 1990er Jahre vertreten wird. Wichtige Schritte zu diesem Ziel
sind in der letzten Legislaturperiode durch die Novellierung des
Thüringer Schulgesetzes und der Schulordnung erreicht worden:
Ausweitung der Partizipations- und Mitbestimmungsmöglichkeiten von
Schülern und Eltern an den Schulen, mehr Eigenverantwortung und
Selbstbestimmung für die Schulen selbst. Auf diesem Weg gilt es nun
weiterzugehen, wozu die Landesregierung aufgefordert wurde.

 * 

AfD-Fraktion im Thüringer Landtag

Geschäftsstelle

Tel.: 0361 3772452

Fax: 0361 3772453

www.afd-thl.de

Georgien und Maghreb-Staaten als sichere Herkunftsstaaten
einstufen! 

Die AfD-Fraktion forderte die Landesregierung im August-Plenum in
einem Antrag auf, dass sie im Bundesrat der Einstufung Georgiens,
Algeriens, Marokkos und Tunesiens als sichere Herkunftsstaaten
zustimmen soll. Stefan Möller, parlamentarischer Geschäftsführer der
AfD-Fraktion, begründete die Forderung folgendermaßen: "Die
Anerkennungsquoten von Asylbewerbern aus Georgien und den sogenannten
Maghreb-Staaten sind extrem niedrig. Seit Jahren stellt sich damit in
den Asylverfahren heraus, dass es in diesen Staaten keine
systematische Verfolgung gibt. Es handelt sich vielmehr um eine
Migration in das deutsche Sozialsystem, für die das Grundrecht auf
Asyl aber nicht missbraucht werden darf." Fakt sei leider auch, dass
Staatsangehörige dieser Länder im Vergleich zu Staatsangehörigen
anderer Länder in Deutschland weit überproportional kriminell
auffällig und qualifizierte sowie gut integrierbare Zuwanderer aus
diesen Ländern die Ausnahme seien.

"Die mit der Einstufung als sicherer Herkunftsstaat verbundene
Verschiebung der Darlegung und Beweislast auf Asylbewerber dieser
Staaten ist daher überfällig. Asylverfahren und Abschiebungen könnten
so deutlich beschleunigt werden", sagte Möller. Dies führe zu einer
massiven finanziellen Entlastung des Bundes, der Länder und der
Kommunen, aber auch zur Verbesserung der inneren Sicherheit. Abseits
der Phrasen von Integration und Teilhabe existierten keine Konzepte,
wie die negativen Auswirkungen der Zuwanderung aus Georgien und den
Maghreb-Staaten unterbunden werden können. "Es ist die Pflicht
verantwortlich handelnder Politiker, die Zuwanderung aus Ländern zu
begrenzen, soweit sie zwar viele Probleme, aber kaum Chancen mit sich
bringt. Die Abstimmung über den Antrag wird daher auch zum Lackmustest
für die im Thüringer Landtag vertretenen Parteien, inwiefern sie an
einer Beendigung der Migrationskrise mitzuwirken bereit sind", so
Möller.







Grunderwerbssteuer senken!

In kaum einem anderen Land der Welt ist die Steuer- und Abgabenquote
höher als in Deutschland, was es gerade jungen Familien erschwert,
Wohneigentum zu erlangen. Die AfD-Fraktion hat deshalb im vergangenen
Plenum einen Gesetzentwurf zur Änderung der Höhe der
Grunderwerbssteuer eingebracht. Olaf Kießling, haushaltspolitischer
Sprecher der AfD-Fraktion, sagt dazu: "Die AfD setzt sich als
Heimatpartei für eine Stärkung des ländlichen Raumes ein. Es muss für
junge Familien wieder attraktiv werden, dorthin zu ziehen. Eigentlich
lohnt es zurzeit bei den niedrigen Zinsen und den steigenden Mieten
für Familien, Wohneigentum zu erwerben." Die seit 2006 von 3,5 auf 6,5
Prozent gestiegene Grunderwerbssteuer erschwere den Erwerb von
Immobilien dann allerdings wieder. Hier wolle die AfD-Fraktion
ansetzen und die Grunderwerbssteuer wieder senken. Kießling: "Wir
haben uns für eine Höhe von fünf Prozent entschieden, weil wir uns der
schwierigen finanziellen Lage des Freistaats bewusst sind.
Ministerpräsident Ramelow hat beim Länderfinanzausgleich schlecht
verhandelt, dem Nehmerland Thüringen werden die Einnahmen in ein paar
Jahren wegbrechen."



AfD-Entwurf zur Änderung des Jagdgesetzes abgelehnt

Im August-Plenum des Thüringer Landtags fand die zweite Lesung des
AfD-Gesetzentwurfes zur Änderung des Thüringer Jagdgesetzes statt.
Alle Altparteien haben das Gesetz nicht nur abgelehnt, sondern zudem
nicht einmal Reden zu diesem Tagesordnungspunkt gehalten. Thomas Rudy,
Sprecher der AfD-Fraktion für Landwirtschaft, bezieht zum Verhalten
der Altparteien Stellung: "Im Gegensatz zum durchgehend ideologischen
Referentenentwurf der Landesregierung ist der Entwurf der AfD-Fraktion
an der Praxis ausgerichtet und findet auch die Befürwortung des
Landesjagdverbandes. Er stellt das bestehende und bewährte
Landesjagdgesetz nicht in Frage, sondern ergänzt es sinnvoll im
Detail." Der Entwurf schließe eine Regelungslücke, schaffe
Rechtssicherheit, entlaste die Landespolizei und stelle eine sinnvolle
Kompetenzerweiterung der Bundespolizei dar. Anders als der
Referentenentwurf der Landesregierung binde der Entwurf der
AfD-Fraktion zudem weitere staatliche Institutionen in den Tier- und
Naturschutz ein und entlastet damit auch die
Jagdausübungsberechtigten. Dafür habe es auch Lob seitens der
Jägerschaft gegeben: "Dass auch die CDU keine Rede gehalten hat, ist
ein Armutszeugnis für diese Partei. Als Schutzpatrone der Jägerschaft
können die Christdemokraten nun jedenfalls nicht mehr auftreten."

 * 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Thüringer Landtag

Pressestelle

Tel.: 0361 37 72666

Fax: 0361 37 72662

www.gruene-thl.de

Schulen sind Lernorte der Demokratie

Der Landtag hat einen umfangreichen Antrag mit dem Titel "Thüringer
Schulen als Lern- und Lebensorte für Demokratie stärken" beschlossen.
Darin werden umfassende bildungspolitische Maßnahmen eingefordert, die
in Thüringens Schulen politische und demokratische Bildung stärken.
"Unser erklärtes Ziel ist eine lebendige und demokratische
Schulkultur, in der Beteiligung und Mitbestimmung groß geschrieben
werden", erklärt Astrid Rothe-Beinlich, bildungspolitische Sprecherin
der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. "Die Landesregierung soll
daher ihre Bemühungen für Demokratiebildung an allen Schulen
verstärken. Ganz besonders wichtig ist uns, dass für politische
Bildung in unseren Schulen fächerübergreifend mehr Zeit zur Verfügung
steht."

Ein wichtiger Grund für den Beschluss ist der zunehmende
gesellschaftliche Rassismus, dem bereits in der Schule durch
Aufklärungs- und Demokratiebildungsarbeit etwas entgegengesetzt werden
soll. "Schulen, Lehrkräfte und die Schüler*innen müssen konsequent in
ihrem Engagement gegen Rassismus, Intoleranz, Gewalt und
antidemokratischer Tendenzen unterstützt werden", so Astrid
Rothe-Beinlich. "Als rot-rot-grüne Koalition stellen wir uns täglich
dieser Aufgabe. Demokratie und eine offene pluralistische Gesellschaft
genauso wie eine diskriminierungsfreie Schule sind schließlich
politische Errungenschaften, die immer wieder erstritten und
verteidigt werden müssen - auch und gerade in Thüringen." Am 15.
September 2018 veranstaltet die grüne Landtagsfraktion im Thüringer
Landtag in Erfurt im Rahmen der zweitägigen Demokratietagung einen
Workshop zum Thema "Quo vadis Demokratiebildung - Aktuelle
Herausforderungen für demokratische und politische Bildung in der
Schule".



Abgeordnete mit Kleinkind muss Plenarsaal verlassen

Zu Beginn des Augustplenums sorgte der Landtagspräsident Christian
Carius für Verwunderung, nicht nur innerhalb der bündnisgrünen
Fraktion. Madeleine Henfling betrat den Plenarsaal gemeinsam mit ihrem
sechs Wochen alten Sohn, um ihrer Arbeit als gewählte Abgeordnete
nachzugehen, als der Landtagspräsident verlauten ließ, der Plenarsaal
sei nichts für Kleinkinder und er werde die Sitzung so lange
unterbrechen, bis Madeleine Henfling den Saal verlassen würde. Erst
dann werde die Sitzung fortgeführt. "Ich finde es bedauerlich und
nicht mehr zeitgemäß, dass der Landtagspräsident auf diese Weise
reagiert hat", erklärt Madeleine Henfling. "Ich wollte nur meine
Rechte und Pflichten - also mein Mandat - wahrnehmen und an den
Abstimmungen teilnehmen." Für Abgeordnete gibt es weder Mutterschutz
noch kann man Elternzeit nehmen. "Zumindest für die Abstimmungen
sollte es doch möglich sein, das Kind mit in den Plenarsaal nehmen zu
können", ergänzt die bündnisgrüne Abgeordnete. Ihr gehe es nicht
darum, mit dem Baby die ganze Plenarsitzung über im Saal zu sein,
sondern lediglich während der Abstimmungen. Den Verweis des
Landtagspräsidenten auf die Geschäftsordnung stößt bei Madeleine
Henfling auf Unverständnis. "Der Landtagspräsident könnte auch jetzt
schon regulär das Betreten des Saals mit einem Kind zulassen. Das gibt
die Geschäftsordnung des Landtags her." Dennoch plädiert Madeleine
Henfling dafür, dass sich der Landtag darum bemüht, dass Frauen und
Männer mit Kindern sich im Parlament wohlfühlen und ihrer Arbeit
nachgehen können.







Gemeinsame Zukunft für viele Gemeinden

Im Plenum wurde das "Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung
kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2019" in erster Lesung behandelt
und in den Innen- und Kommunalausschuss überwiesen. Dirk Adams,
Fraktionsvorsitzender und kommunalpolitischer Sprecher der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, zeigte sich zufrieden. "263 Gemeinden mit über
einer halben Million Bürgerinnen und Bürger wollen sich mit diesem
Gesetz zusammenschließen, um in eine gemeinsame Zukunft aufzubrechen",
so der Innenpolitiker. "Ich freue mich, dass so viele Kommunen
freiwillig zusammengefunden haben. Das zeigt, Freiwilligkeit ist der
richtige Weg - und sie ist auch erfolgreich." Das Verhalten der CDU
hingegen war erneut befremdlich. Bereits beim Beschluss über
Gemeindezusammenlegungen im Jahr 2018 hatten einzelne Abgeordnete der
CDU einzelnen Zusammenschlüssen zugestimmt, allerdings letztlich gegen
das komplette Gesetz gestimmt. Auch in dieser ersten Beratung für die
Zusammenschlüsse im Jahr 2019 wetterten CDU-Landespolitiker erneut
gegen die Landesregierung. "Dabei unterstützen viele
Kommunalpolitikerinnen und -politiker der CDU den Weg der
Landesregierung vor Ort", so Dirk Adams. "Ich fordere daher auch die
CDU-Landtagsfraktion auf, mit ihrer Politik der Verunsicherung
aufzuhören und konstruktiv an dem Gesetz im Ausschuss, aber auch in
den Kommunen vor Ort, mitzuarbeiten. So können wir gemeinsam viel für
unser Land erreichen."



Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

- Schafe und natürlich auch die Schäfer*innen in Thüringen sind
wichtig für unsere Natur- und Kulturlandschaft. Davon konnte sich
Roberto Kobelt, umwelt- und naturschutzpolitischer Sprecher der
Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei seinem Besuch in Ohrdruf im
Rahmen seiner Schaftour einmal mehr überzeugen. Dort konnte er sich
außerdem über die aktuellen Herausforderungen in der Schafhaltung
informieren.

- Am 25. August sollte in Mattstedt bei Apolda erneut ein großes
Rechtsrockkonzert mit mehreren Tausend Neonazis stattfinden. Die
Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärte dem Bündnis gegen
Rechtsextremismus im Vorfeld bereits ihre Solidarität und sicherte
Unterstützung zu. Auch wenn das Konzert letztlich aus rechtlichen
Gründen verhindert werden konnte, zeigte die Fraktion vor Ort, dass
sie Seite an Seite mit dem Bündnis und den Engagierten vor Ort steht.

 * 

DER BÜRGERBEAUFTRAGTE DES FREISTAATS THÜRINGEN

Pflegegeld und Hortgebühren

"Wird das Pflegegeld, das meine pflegebedürftige Frau bekommt, bei der
Berechnung der Hortgebühren für unsere Tochter wirklich als Einkommen
gezählt?" Mit dieser Frage wandte sich ein Mann an den
Bürgerbeauftragten. Er hätte bei der Antragstellung die Auskunft
erhalten, dass das Pflegegeld als Einkommen angesehen wird. Das
zuständige Landratsamt stütze diese Sichtweise auf Anwendungshinweise
des Bildungsministeriums (TMBJS).

Diese Sicht der Dinge konnte der Bürgerbeauftragte nicht
nachvollziehen. Nach seiner Auffassung kann es nicht dem Sinn und
Zweck der hier zur Anwendung kommenden Regelungen entsprechen, dass
Pflegegeld, welches ausschließlich dazu beitragen soll, dem
Pflegebedürftigen die notwendige Pflege zukommen zu lassen und die
Pflege zu erleichtern als Einkommen bei der Berechnung der
Hortgebühren angerechnet wird. Deshalb nahm der Bürgerbeauftragte mit
dem TMBJS Kontakt auf und trug seine Bedenken vor.

In einem Gespräch auf der Fachebene erläuterte das Ministerium seine
Position: Grundsätzlich gehören zu dem zu berücksichtigenden Einkommen
das Einkommen der Eltern und das Einkommen des Kindes. Als Grundlage
für dessen Ermittlung wird hierbei auf die Einkünfte nach § 2
Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes (EStG) verwiesen, zu welchem
auch das Pflegegeld gehöre. Man habe sich hier am Einkommensbegriff
des BAföG orientiert.

Der Bürgerbeauftragte gab zu bedenken, dass bei der Berechnung des
BAföG gilt: Steuerfreie Einnahmen i. S. d. § 3 EStG fallen nicht
unter das Einkommen. Denn soweit Einnahmen aus sachlichen Gründen von
der Steuer befreit sind, sind sie bei den (steuerbaren) Einkünften i.
S. d. EStG nicht anzusetzen. Pflegegeld ist steuerfrei und gehört
demnach nicht zum Einkommen i. S. d. BAföG.

Das TMBJS nahm das Gespräch zum Anlass, die bislang geübte Praxis
einer Prüfung zu unterziehen. Ergebnis: Das Pflegegeld (und
gegebenenfalls auch noch andere steuerfreie Einkunftsarten) ist nicht
zu berücksichtigen. Das TMBJS will nun die zuständigen Behörden in
geeigneter Weise informieren.




LANDESBEAUFTRAGTER FÜR DEN DATENSCHUTZ UND DIE INFORMATIONSFREIHEIT


Arbeit 4.0 etc.: Menschenwürde auf Digi-Tal-Fahrt?

Der technische Fortschritt wirkt sich nicht nur auf unser Privatleben
aus, auch die Arbeitswelt verändert er nachhaltig. Das hat oftmals
Vorteile, muss aus datenschutzrechtlicher Sicht aber auch kritisch
betrachtet werden. Hierzu hatte der TLfDI gemeinsam mit der
Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen (AfA), den Jusos und ver.di
am 14. August 2018 im Augustinerkloster Erfurt die Veranstaltung -
"Arbeit 4.0 etc.: Menschenwürde auf DigiTal-Fahrt?" - ins Leben
gerufen. Dabei wurden die voranschreitende Digitalisierung und die
Zukunft der Arbeitsgesellschaft ins Visier genommen. Fortschritt und
Grundrechtsschutz, passt das noch zusammen? Das war die Frage, worauf
man gemeinsam, bei einem vollen Saal mit mehr als 150! Teilnehmern
aller Couleur, nach einer Antwort suchte. Referenten waren Peter
Schaar, Bundesbeauftragter für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit (BfDI) a.D., Thomas Voß als
Landesvorstandsmitglied der AfA und ehemaliger
Bundesfachgruppensekretär der ver.di, Paiman Minavi vom Bitkom und
Mihailo Kolakovic vom Wirtschaftsrat der CDU. Mit einem Grußwort
beehrte die Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und
Familie, Heike Werner, die Veranstaltung. Der Youngster von ver.di,
Daniel Herold, Bezirksgeschäftsführer von Sachsen West-Ost-Süd, sprach
in seiner Keynote zur Arbeit 4.0 vor allem die JugendGenerationen Y
und Z an, insbesondere die Arbeitnehmer unter 30 Jahren. Sein Fazit
zum Thema: "Wir müssen da jetzt ran!". Richtig - denn im
Verlauf der Veranstaltung wurden insbesondere die Gefahren und
Herausforderungen der Digitalisierung der Arbeitswelt nicht nur im
datenschutzrechtlichen Sinn mehr als deutlich! Nachzulesen sind die
Vorträge in einem Reader unter 

https://www.tlfdi.de/tlfdi/wir/veranstaltungen/. Fortsetzung folgt!



LANDESBEAUFTRAGTER DES FREISTAATS THÜRINGEN ZUR AUFARBEITUNG
DER SED-DIKTATUR

Ein neuer Dokumentarfilm zur geheimen Herrschaftssicherung der SED


Über 10.000 Bürger sollten mit Befehl des Partei- und Staatsführers
Erich Honecker innerhalb von 24 Stunden in vorbereitete
Isolierungslager gebracht werden. Die 1. und 2. Sekretäre der
SED-Bezirks- und Kreisleitungen leiteten seit den 1960er Jahren
regelmäßig die Absicherungen dieses konspirativen "Vorbeugekomplexes"
an. Katharina und Konrad Herrmann (hermannfilm.de) haben zu den
konkreten Planungen im Raum Erfurt geforscht und unter anderem
Angelika Schön und Rudolf Keßner (Weimar) als Zeugen befragt. Ihr Film
"Honeckers unheimlicher Plan" zeigt auch, wie die SED sich an der
Umsetzung der landesweiten polnischen Verhaftungs- und
Internierungsaktionen während des Kriegsrechtes 1981/82 beteiligte.
Warum kam es im Herbst 1989 nicht zum "Kriegsrecht" in der DDR? Auch
darauf gibt der Film Antworten. Die Verantwortlichen schweigen bis
heute. Auch die Untersuchungsausschüsse im Sächsischen und Thüringer
Landtag konnten daran nichts ändern. Premiere des Films mit den
Regisseuren und einigen Zeitzeugen ist am 25. September, 19:00 Uhr, in
der Gedenkstätte Andreasstraße. Die ARD wird den von der
Bundesstiftung Aufarbeitung geförderten Film am 01. Oktober, 23.30
Uhr, senden.

Die Landesbeauftragten

Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen

http://www.buergerbeauftragter-thueringen.de

Mail: post@buergerbeauftragter-thueringen.de

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz

und die Informationsfreiheit

http://www.tlfdi.de

Mail: poststelle@datenschutz.thueringen.de

Landesbeauftragter des Freistaats Thüringen

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur (ThLA)

www.thla-thueringen.de

Mail: info@thla.thueringen.de

 * 

Dieses Broschüre dient der Öffentlichkeitsarbeit des Thüringer
Landtags. Sie darf weder von Wahlwerbern noch von Wahlhelfern im
Zeitraum von fünf Mornaten vor einer Wahl zum Zwecke der Wahlwerbung
verwendet werden. Dies gilt für Landtags-, Bundestags-, Kommunal- und
Europawahlen. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl
darf diese Broschüre nicht in einer Weise verwendet werden, die als
Parteinahme des Thüringer Landtags zugunsten einzelner politischer
Gruppen verstanden werden könnte.
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LATEINAMERIKA/1813: Wahlprognosen aus Brasilien (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Wahlprognosen aus Brasilien



(São Paulo, 12. September 2018, Brasil de Fato/ poonal) - Das
Brasilianische Institut für Öffentliche Meinung IBOPE (Instituto
Brasileño de Opinión Pública) hat am 11. September neue Wahlprognosen
für die Präsidentschaftswahl am 7. Oktober veröffentlicht. Demnach
wird dem ultrarechten Jair Bolsonaro zwar der Einzug in die Stichwahl
gelingen, wird dort aber bei allen möglichen Gegenkandidat*innen in
der zweiten Runde auf Schwierigkeiten stoßen.

Der Ex-Militär Bolsonaro führt momentan mit 26 Prozent und konnte
innerhalb einer Woche um vier Prozent zulegen. Der stärkste
Gegenkandidat ist zur Zeit Ciro Gomes von der Demokratischen
Arbeiterpartei PDT mit elf Prozent. Marina Silva von der Partei Netz
der Nachhaltigkeit REDE und Geraldo Alckmin von der Partei der
Brasilianischen Sozialdemokratie PSDB kommen beide auf neun Prozent.
Fernando Haddad, der gerade von Lula als Nachfolger bestimmt wurde,
kam für die Arbeiterpartei PT bisher nur auf acht Prozent der Stimmen.
Die restlichen Kandidat*innen kommen auf ein bis drei Prozent der
Wähler*innenstimmen. 19 Prozent der Befragten werden einen leeren
Stimmzettel abgeben und sieben Prozent wissen noch nicht, wen sie
wählen oder wollen es nicht verraten.


Noch liegt Bolsonaro knapp vor Haddad

Für die zweite Runde, die für den 28. Oktober vorgesehen ist, hat
IBOPE folgende Szenarien entworfen. Ciro (40 Prozent) wird gegen
Bolsonaro (37 Prozent) gewinnen, auch Alckmin (38 Prozent) liegt mit
einem Prozent vorne. Bei der Kandidatin Silva wird ein unentschieden
erwartet und Haddad (36 Prozent) würde Bolsonaro, der in diesem Fall
auf 40 Prozent kommen würde, unterliegen.

Für die Prognose wurden 2002 Wahlberechtigte von IBOPE zwischen dem 8.
und 10. September in ganz Brasilien befragt. Die Abweichungsrate liegt
bei zwei Prozent.


URL des Artikels:


https://www.npla.de/poonal/wahlprognosen-aus-brasilien/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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ASYL/1307: Gesetzentwurf zu »sicheren Herkunftsländern« ist rechtswidrig (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 21. September 2018

Gesetzentwurf zu »sicheren Herkunftsländern« ist rechtswidrig

PRO ASYL appelliert an den Bundesrat den Gesetzentwurf abzulehnen



Der aktuelle Gesetzentwurf zur Erweiterung der sog. »sicheren
Herkunftsländer« ist aus Sicht von PRO ASYL verfassungs- und
europarechtswidrig. Er gibt dem Dauerasylstreit ohne faktische Grundlage
neue Nahrung. Weder hat sich die Menschenrechtslage in den entsprechenden
Ländern verändert, noch hat die Einstufung als »sicheres Herkunftsland«
tatsächliche Relevanz für die Frage, ob abgeschoben werden kann. »Das
permanente Hochziehen dieser Thematik spielt Rechtspopulisten in die Hände
und untergräbt das Bewusstsein, dass der Rechtsstaat nach Regeln abläuft,
in denen die Gerichte die Behörden kontrollieren und Fehlentscheidungen
korrigieren,« kritisiert Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL,
»grün und rot mitregierte Bundesländer müssen diesen Gesetzentwurf
stoppen.«

Gegen die Einstufung sprechen gravierende Bedenken. Erstens fehlen die
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für die Einstufung von Algerien,
Marokko, Tunesien und Georgien als »sichere« Herkunftsstaaten. Eine
Einstufung dieser Länder widerspricht den Vorgaben des Verfassungsgerichts,
wonach Sicherheit vor Verfolgung »landesweit und für alle Personen- und
Bevölkerungsgruppen bestehen« muss (BVerfG, Beschluss v. 14. Mai 1996, 2
BvR 1507/93, 2 BvR 1508/93). In Algerien ist Homosexualität nach wie vor
strafbar. Dabei werde Homosexualität schon dann »strafrechtlich relevant,
wenn sie öffentlich sichtbar gelebt wird.« (GE, S. 11). In Marokko kann die
eigene Meinung nicht frei geäußert werden. Auch in Tunesien werden
»homosexuelle Handlungen von Männern und Frauen mit Haftstrafen von drei
Jahren belegt« (GE, S. 19). In Georgien müssen Angehörige sexueller
Minderheiten im gesellschaftlichen und beruflichen Leben ebenfalls mit
ungleicher Behandlung bis hin zu einzelnen Übergriffen rechnen (GE, S. 9).

Zweitens ignoriert der Gesetzentwurf die Grundsatzentscheidung des
Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) vom 19. Juni 2018, nach der
abgelehnte AntragstellerInnen die Möglichkeit haben müssen, in Deutschland
zu klagen, ohne dass sie währenddessen abgeschoben werden dürfen (Urteil v.
19.06.2018, C-181/16). Bei Menschen aus »sicheren Herkunftsländern«, die
als offensichtlich unbegründet abgelehnt werden, ist eine Abschiebung
während des laufenden Verfahrens nach deutschem Recht noch möglich (
§ 75 i.V.m. § 36 AsylG). Damit ist zwingend eine gesetzliche
Änderung erforderlich. Sie fehlt im Entwurf völlig.

Drittens ist insbesondere ein effektiver Rechtsschutz für »besondere
vulnerable Gruppen« nicht gewährleistet. Durch die Isolation und
Abschirmung der Betroffenen in diesen Zentren wird der Zugang zu Gerichten
enorm erschwert, Fehlentscheidungen der Behörden können kaum noch
korrigiert werden. Fatal ist: Die von der Regierung versprochene,
unabhängige, flächendeckende Asylverfahrensberatung findet im aktuellen
Gesetzentwurf nicht einmal Erwähnung. Die - im Koalitionsvertrag im Kontext
der Asylsuchenden aus »sicheren Herkunftsstaaten« vereinbarte - »spezielle
Rechtsberatung für besondere vulnerable Fluchtgruppen« (KV, Z. 5060 ff.)
gibt es bisher nicht.

Viertens: Das Bundesinnenministerium begründet die Einstufung zu »sicheren
Herkunftsstaaten« auch damit, dass die Anerkennungsquoten der
AntragstellerInnen aus diesen Ländern so gering seien. Dabei werden die
Quoten seitens der Bundesregierung künstlich heruntergerechnet. Bei der
Frage, zu welchem Anteil Menschen aus einem bestimmten Herkunftsland
schutzbedürftig sind oder nicht, dürfen nur die Ablehnungen negativ
berücksichtigt werden, die inhaltlich wegen einer fehlenden
Schutzbedürftigkeit abgelehnt wurden (»bereinigte Quote«). Tatsächlich aber
werden von der Bundesregierung auch die formellen Ablehnungen mit
eingerechnet, was die Schutzquoten nach unten drückt (»unbereinigte«
Quote). Während beispielsweise bei Tunesien das BMI für das erste Halbjahr
2018 von einer Anerkennungsquote von 2,7 Prozent spricht, liegt die
bereinigte Gesamtschutzquote bei 6,4 Prozent. Bei Marokko steht die
gedrückte Quote von 4,6 Prozent einer tatsächlichen Quote von 9,3 Prozent
gegenüber, bei Algerien 2,2 zu 5,5 Prozent.

Angesichts dieser Fakten sprechen alle rationalen und rechtsstaatliche
Gründe für sorgfältige Asylverfahren und gegen die pauschalisierende
Einstufung als »sichere Herkunftsländer«.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 21. September 2018
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DEMOSKOPIE/764: AfD erstmals zweitstärkste Partei in Sonntagsfrage (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 20. September
2018

Deutschlandtrend im ARD-Morgenmagazin

AfD erstmals zweitstärkste Partei in Sonntagsfrage



Wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre, wäre die AfD erstmals
zweitstärkste Partei und käme auf ihren bisher besten Wert im
ARD-DeutschlandTrend. Die Union würde ihren bisher schlechtesten Wert
seit Bestehen des DeutschlandTrends (November 1997) erreichen.

Die Union käme in der aktuellen Sonntagsfrage auf 28 Prozent, die SPD
auf 17 Prozent der Wählerstimmen. Für die AfD würden sich 18 Prozent
der Befragten entscheiden. Die FDP würden 9 Prozent der Bürgerinnen
und Bürger wählen, die Linke 10 Prozent und die Grünen 15 Prozent.
Insgesamt würde die Regierungskoalition aus Union und SPD 45 Prozent
der Stimmen erhalten.

Im Vergleich zum DeutschlandTrend vom 6. September 2018 gewinnt die
AfD zwei Prozentpunkte, FDP und Grüne gewinnen jeweils einen
Prozentpunkt. Union und SPD verlieren jeweils einen Prozentpunkt. Die
Stimmanteile für die Linke bleiben unverändert.


Zustimmung für Seehofer nimmt ab

Nur jeder dritte Wahlberechtigte (28 Prozent) hält Horst Seehofer für
eine gute Besetzung als Minister des Inneren, für Bau und Heimat. Im
April 2018 waren es noch 39 Prozent der Befragten. Sechs von zehn
Befragten (59 Prozent) halten den CSU-Vorsitzenden für eine schlechte
Wahl für das Innenresort, im April 2018 waren es 51 Prozent.

Auch die Zustimmung in der Union für Seehofer hat im Vergleich zu
April 2018 abgenommen: 45 Prozent der CDU/CSU-Parteianhänger fanden
ihn damals eine gute Besetzung, heute sind es noch 31 Prozent.

Keine gute Wahl fanden ihn im April dieses Jahres 47 Prozent der
CDU/CSU-Parteianhänger, heute sind es 64 Prozent. Auch die Anhänger
aller anderen Parteien äußern sich mehrheitlich kritisch zur aktuellen
Führung des Innenministeriums, einzig die Anhänger der AfD stehen
überwiegend hinter Seehofer (61 Prozent).


Jeder Zweite: Geld für sozialen Wohnungsbau wirksamste
Maßnahme zur Entspannung des Mietmarkts

Vor dem Wohngipfel im Kanzleramt wurde auch nach den wirksamsten
Maßnahmen zur Entspannung am Mietmarkt gefragt: Knapp die Hälfte der
Wahlberechtigten (46 Prozent) ist der Ansicht, dass mehr Geld für
sozialen Wohnungsbau die wirksamste staatliche Maßnahme ist, um die
Lage auf dem Mietmarkt zu entspannen.

An die Wirksamkeit der Mietpreisbremse glaubt jeder vierte Bürger (26
Prozent). Eine stärkere Förderung privaten Wohnungsbaus finden 13
Prozent sinnvoll. Direkte finanzielle Unterstützung von Mietern durch
Wohngeld sehen acht Prozent als wirksame Maßnahmen gegen
Wohnungsmangel.


Studieninformation

Der DeutschlandTrend ist eine Umfrage von Infratest dimap im Auftrag
des "ARD Morgenmagazins". Befragt wurden vom 17. bis 19. September
1.035 Wahlberechtigte.

Die Fehlertoleranz liegt bei 1,4 (bei einem Anteilswert von 5%) bis
3,1 (bei einem Anteilswert von 50%) Prozentpunkten.

Die vollständige Untersuchung kann telefonisch unter (02150) 20 65 62
oder (0172) 24 39 200 (Agentur Ulrike Boldt) angefordert werden.

Die Ergebnisse werden im "ARD-Morgenmagazin" am Freitag, 21. September
2018, veröffentlicht.


Die Fragen im Wortlaut:

1. Ist Ihrer Meinung nach Horst Seehofer eine gute Besetzung als
Minister des Innern, für Bau und Heimat oder keine gute Besetzung?

2. Welche der folgenden staatlichen Maßnahmen ist aus Ihrer Sicht am
wirksamsten, um die Lage auf dem Mietmarkt zu entspannen?

Begrenzung von Mietsteigerungen durch die Mietpreisbremse

mehr Unterstützung von Mietern durch Wohngeld

mehr Geld für sozialen Wohnungsbau

stärkere Förderung von privatem Wohnungsbau

**spontan: alle gleichermaßen

**spontan: nichts davon

**weiß nicht

**keine Angabe

3. Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

 * 
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MENSCHENRECHTE/354: Deutschland muss menschenrechtliche Selbstverpflichtungen in die Tat umsetzen (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 21. September 2018

Deutschland muss menschenrechtliche Selbstverpflichtungen in die Tat
umsetzen



Genf/Berlin. Gestern hat sich der UN-Menschenrechtsrat abschließend mit
der Überprüfung der Menschenrechtslage in Deutschland befasst. Aus
diesem Anlass erklärt Beate Rudolf, Direktorin des Deutschen Instituts
für Menschenrechte:

"Wir begrüßen, dass die Bundesregierung gestern in Genf umfangreiche
politische Selbstverpflichtungen zum Schutz der Menschenrechte in
Deutschland eingegangen ist. Nun muss sie die Umsetzung ihrer
Verpflichtungen konkretisieren. Das Deutsche Institut für Menschenrechte
sieht dabei folgende Prioritäten:

Dem klaren und selbstkritischen Bekenntnis der Bundesregierung zur
Bekämpfung von Rassismus vor dem UN-Menschenrechtsrat müssen nun Taten
folgen. Alle politisch Verantwortlichen müssen sich klar gegen
rassistischen Hass und rassistische Gewalt positionieren und dürfen
Rassismus nicht herunterspielen. Die Regierung sollte zudem darauf achten,
dass ihre Politik gegenüber Schutzsuchenden keine rassistischen
Stereotype stärkt.

Die Bundesregierung hat sich in Genf zur Bekämpfung von
geschlechtsspezifischer Gewalt bekannt. Jetzt erwarten wir einen
umfassenden nationalen Aktionsplan zur wirksamen Umsetzung der
Istanbul-Konvention des Europarats.

Wir begrüßen die Zusage Deutschlands, das Sonderschulsystem
schrittweise aufzulösen. Inklusive Bildung muss endlich flächendeckend
umgesetzt und rückschrittlichen Tendenzen auf Länderebene
entgegengewirkt werden.

Wir fordern die Bundesregierung auf, die strukturelle Diskriminierung von
Schülern mit Migrationsgeschichte anzuerkennen und bildungspolitische
Maßnahmen für Chancengleichheit auf der Grundlage von empirischen
Befunden zu entwickeln.

Im Bereich der Sicherheitsgesetzgebung sind wir erstaunt, dass die
Regierung die in den letzten Jahren erlassenen Gesetze nicht durch eine
unabhängige Stelle evaluieren lassen will. Eine solche Überprüfung
sollte für einen Rechtsstaat eine Selbstverständlichkeit sein.

Im bisherigen Allgemeinen Periodischen Überprüfungsverfahren (Universal
Periodic Review, UPR) des UN-Menschenrechtsrats hat sich die
Bundesregierung in international vorbildlicher Weise um einen Austausch
mit Parlament und Zivilgesellschaft bemüht. Wir erwarten dieselbe
Ernsthaftigkeit bei dem nun zentralen Schritt der Umsetzung der
angenommenen Selbstverpflichtungen. Der Bundestag sollte sich aktiv in die
vollständige Umsetzung der im UPR-Verfahren eingegangenen Verpflichtungen
einschalten. Die Bundesregierung muss auch die Bundesländer bei allen
Empfehlungen, die in die deren Zuständigkeit fallen in die Pflicht
nehmen. Außerdem sollte sie innerhalb eines Jahres einen mit der
Zivilgesellschaft konsultierten Umsetzungsplan mit spezifischen Maßnahmen
vorlegen."



Weitere Informationen zur Überprüfung der Menschenrechtslage in
Deutschland durch den UN-Menschenrechtsrat:

Menüpunkt Universal Periodic Review - UPR, Deutsch "Allgemeine
regelmäßige Überprüfung":

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsrat/upr-deutschland-2018/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. September 2018
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HERRSCHAFT/1792: AfD - heb' lieber nicht den ganzen Stein ... (SB)




Ob ich jetzt Beamter bin oder Sozialarbeiter oder Unternehmer.
Ich als Verfassungsschützer, das ist vielleicht noch etwas
sensibleres, aber ich kann sehr wohl auch durch mein Dasein Hinweise
geben oder schon mal sagen: So geht es nicht. Hier müssen wir besser
aufpassen.

Hendrik S. (AfD-Funktionär und Verfassungsschützer in Sachsen) [1]

Wer Neigung und Beruf verbinden kann, darf sich glücklich schätzen,
ist es doch nur wenigen vergönnt, Privatleben und Broterwerb nicht nur
in Einklang zu bringen, sondern sogar Synergieeffekte zu befördern,
wie man heute sagen würde. Handelt es sich gar um ein
Dienstverhältnis, das eine gewisse Verschwiegenheit in seiner
Stellenbeschreibung hat, ist es für den Betreffenden natürlich um so
belebender, wenn er dessen ungeachtet frei von der Leber weg über
seine harmonische Verknüpfung von Hobby und Arbeit erzählen kann und
dafür viel Aufmerksamkeit erntet. Zu diesen Glücklichen zählt Hendrik
S., Leiter des AfD-Landesfachausschusses 5 und damit zuständig für die
Erarbeitung von Konzepten im Bereich Innere Sicherheit, Justiz und
Datenschutz, der zugleich beim sächsischen Verfassungsschutz tätig
ist. Er macht daraus überhaupt kein Geheimnis, wie es auch seinem
Dienstherrn und der Partei seit langem bekannt ist.

Die Frage, wie sein Engagement bei der AfD mit seiner Arbeit als
Verfassungsschützer zu vereinbaren sei, verwundert ihn. Unabhängig von
der beruflichen Tätigkeit könne man sich politisch organisieren und
engagieren. Da gelte für alle Berufe, und wenn es auch bei ihm als
Verfassungsschützer vielleicht etwas sensibler sei, könne er doch
gerade deswegen Hinweise geben oder warnen, daß es so nicht gehe und
man besser aufpassen müsse. Ohne näher darauf einzugehen, wen er im
Zweifelsfall vor wem warnen möchte, war er jedenfalls zuletzt bei der
AfD-Veranstaltung in Chemnitz auf der Straße und will dort
Rechtsextreme nur vereinzelt entdeckt haben. Auch den mehrfach
verurteilten Pegida-Chef Lutz Bachmann habe er nur später im Fernsehen
gesehen. "Live leider nicht", wie S. bedauert: "Wenn man schon mal die
Chance hat, würde ich ihm ja auch mal Guten Tag sagen." An Pegida habe
er nichts auszusetzen, das seien ja einfach nur friedliche
Demonstrationen in Dresden.

Auch mit der "Identitären Bewegung" hat er keine Probleme, ja er lobt
sie sogar, weil sie "intelligente Aktionsformen" betreibe: "Die ketten
sich an keine Schienen, an keine Baufahrzeuge, an nichts. Die hängen
Plakate auf, da steht nichts Verbotenes drauf, soweit ich das
feststellen kann." Es hätte nicht dieses Winks mit dem Zaunpfahl
bedurft, um zweifelsfrei zu definieren, in welchen Kreisen er die
Verfassungsfeinde und politischen Straftäter verortet.

Als er sich 2014 beim Nominierungsparteitag der AfD um einen
Listenplatz zur sächsischen Landtagswahl bewarb, bot er seine
Expertise offen an. Er erstelle beim Verfassungsschutz "mit dem
Schwerpunkt Extremismus" entsprechende Analysen, sei
"Sicherheitsüberprüfter der höchsten Sicherheitsstufe SÜ3 und habe
Umgang mit Verschlusssachen mit Einstufungsgrad 'geheim'". In dieser
Vorstellungsrede bezeichnete S. auch die Medien als
"gleichgeschaltet", was er heute noch genauso sieht. Er habe
keineswegs die Pressefreiheit in Frage gestellt: "Es ist ja kein
Duktus des Nationalsozialismus. Weil: die Wörter, die stehen im Duden,
und die sind nicht verboten, die stehen auf keiner Index-Liste, also
kann ich sie doch benutzen."

Beim Landesamt für Verfassungsschutz in Sachsen ist der Fall S.
bereits seit 2015 bekannt, zumal die "taz" damals darüber berichtet
hat. Personelle Konsequenzen wurden offenbar nicht gezogen, heißt es
doch schriftlich zu einer aktuellen Anfrage: "Zu konkreten Personalien
äußern wir uns grundsätzlich nicht. Sicherheitserhebliche
Erkenntnisse, die nach Abschluss der Sicherheitsüberprüfung bekannt
werden, können Gegenstand einer Aktualisierung der
Sicherheitsüberprüfung sein. Generell gilt jedoch im Übrigen, dass
Mitgliedschaften oder Funktionen in einer nichtextremistischen Partei
beamtenrechtlich als solche kein Hindernis für eine Tätigkeit im
öffentlichen Dienst sind. Für das LfV gilt insoweit rechtlich nichts
anderes als für jede andere Behörde." Wie man dieser behördlich
verklausulierten Antwort wohl entnehmen darf, hat das Landesamt nichts
gegen Hendrik S. in Doppelfunktion einzuwenden.

Andere Landesämter wie etwa jenes in Thüringen reagierten sauer auf
die aktuelle Erwähnung des Falls, aber offenbar nicht wegen der
Zweigleisigkeit des Hendrik S. als solcher, sondern weil diese
öffentlich bekannt und er mithin enttarnt sei, was bei einem
Geheimdienstmann gar nicht gehe. Enttarnt wurde er indessen schon vor
zwei Jahren, sofern man angesichts seines offenen Umgangs mit dem
beruflichen Hintergrund überhaupt von Enttarnung sprechen kann. Da er
den AfD-Kreisverband Mittelsachsen 2013 mitbegründet und unter anderem
am Wahlprogramm der sächsischen AfD mitgeschrieben hat, wäre
Geheimhaltung wohl eher nicht die passende Vokabel.

Die AfD gibt sich immer weniger Mühe, sich offen von Rechtsradikalen
zu distanzieren. In Niedersachsen und Bremen werden mittlerweile Teile
der "Jungen Alternative" von den jeweiligen Landesämtern für
Verfassungsschutz beobachtet, die "Identitäre Bewegung", deren
Mitglieder in Chemnitz Seite an Seite mit der AfD marschierten, wird
vom Verfassungsschutz als "rechtsextrem" eingestuft, sowohl in Sachsen
als auch im Bund. Daß die AfD mehr und mehr ins Visier des
Verfassungsschutzes gerät, ist innerparteilich ein vieldiskutiertes
Thema. Zuletzt dachte Alice Weidel, Fraktionsvorsitzende der AfD im
Bundestag, offen über den Einsatz interner Sonderermittler nach, um
einer Beobachtung der AfD durch den Verfassungsschutz zu entgehen.
Hendrik S. sähe sich für diese Aufgabe prädestiniert: "Ich könnte
meinen Hintergrund zur Verfügung stellen." Schließlich habe
Verfassungsschutzpräsident Maaßen damals auch möglicherweise Frauke
Petry beraten. "Das ist ja relativ normal, dass man sich da
Informationen holt: was kann ich machen, um Dinge vorzubereiten? Und
genau so kann ich auch Hinweise geben", bietet sich Hendrik S. für
eine Tätigkeit an, die er aus naheliegenden Gründen in der Partei auf
Bundesebene eher nicht bekommen wird.

Kerstin Köditz ist Abgeordnete der Fraktion "Die Linke" im Sächsischen
Landtag und Mitglied der Parlamentarischen Kontrollkommission,
zuständig für die Kontrolle der Landesregierung in Angelegenheiten des
Verfassungsschutzes. Ihres Erachtens sind seit Jahren die Indizien
nicht zu übersehen, daß der AfD-Landesverband Sachsen bei der
Radikalisierung der Gesamtpartei eine wesentliche Rolle spielt. Nehme
das einzig der sächsische Geheimdienst nicht wahr, sei politisches
Kalkül hinter dieser Arbeitsverweigerung zu vermuten. Der
Landesverband habe seit seiner Gründung Mitglieder und Funktionäre der
NPD und bei der Zusammenarbeit mit Pegida eine Vorreiterrolle
gespielt. Spätestens der Schulterschluß mit militanten Neonazis in
Chemnitz lasse keine Fragen offen.

Hendrik S. habe sich öffentlich als Mitarbeiter des
Verfassungsschutzes geoutet, obwohl ihm dies in seiner Stellung
untersagt wäre. Er attestiere der "Identitären Bewegung", die seine
Behörde als rechtsextremistisch einstuft, "intelligente, friedliche
Aktionsformen" und verstoße damit als Beamter gegen die Treuepflicht
gegenüber seinem Dienstherrn. Und schon die Vermutung, daß in seiner
Person ein Sicherheitsrisiko entstehen könnte, müßte ausreichen,
Sicherungsmaßnahmen zu treffen, so Köditz. Dem Präsidenten des
Landesamts, Meyer-Plath, sei der Vorgang seit Jahren bekannt, ohne daß
disziplinarische Konsequenzen gezogen worden wären.

Der NSU-Komplex habe Szenen einer unheimlichen Nähe des Geheimdienstes
zur extremen Rechten offenbart. Die Gefahr, daß weitere Mitarbeiter im
Landesamt die Beobachtungsaufträge aufgrund ihrer eigenen politischen
Einstellung für unsinnig halten, sei real und eine gruselige
Vorstellung. Wie schon im Fall des Diebstahls eines USB-Sticks mit
sensiblen Personaldaten im Frühjahr gebe das Landesamt nur das zu, was
sich nicht mehr abstreiten läßt, und kein Jota mehr. Als in Chemnitz
die große Demonstration von AfD, Pegida und Neonazis stattfand, war
auch der fragliche VS-Mitarbeiter unter den Demonstrierenden. "Ein
Verfassungsschützer, der gemeinsam mit Neonazis demonstriert? Das ist
wohl nur in Sachsen möglich." [2]

Leider steht zu befürchten, daß Sachsen zwar das Kernland einer
Radikalisierung der AfD unter mutmaßlicher Protektion des
Verfassungsschutzes, aber keineswegs das Ende des rechten Aufmarsches
in der Gesellschaft ist. Dessen Erfolge im Kampf um politische
Hegemonie und Deutungsmacht mehren sich dramatisch, wie das immer
offenere Auftreten ihrer Protagonisten und deren Treibjagd auf das
übrige Parteienspektrum zeigt. Maaßens Aufstieg zum Staatssekretär im
Innenministerium, der ihm neben einer höheren Besoldung einen
deutlichen gewachsenen Einfluß beschert, verwandelt seine Provokation
in einen Triumph zunehmender rechter Dominanz. Wo Rechte marschieren,
werden immer häufiger Journalisten angegriffen. Allein beim
"Trauermarsch" in Chemnitz am 1. September wurden neun Angriffe auf
Journalisten erfaßt. Seien es früher vor allem Neonazis gewesen, die
Journalisten bedrohten und angriffen, zeigten heute mehr und mehr
Menschen aus dem bürgerlichen Milieu Gewaltbereitschaft, heißt es in
der aktuellen Ausgabe des Reports "Feindbild ,Lügenpresse'" [3].

Die Arbeit der AfD im Bundestag wird von der Asyl- und
Sicherheitspolitik beherrscht, wobei sie auch andere Themen kurzerhand
in diese Richtung dreht. Sie provoziert und weitet "den Korridor des
Sagbaren" unablässig aus, womit sie auch Abgeordnete anderer Parteien
in den Strudel einer verrohenden Debattenkultur zieht. Das alles
gefällt ihrer Anhängerschaft, die unaufhaltsam wächst: Im aktuellen
ARD-Deutschlandtrend stürzt die Union auf 28 Prozent, gefolgt von der
AfD, welche die SPD überholt und mit 18 Prozent erstmals zweitstärkste
Kraft wird. [4] Daß die Koalition und selbst Seehofers Stern zumindest
in den Zustimmungswerten dramatisch sinkt und Steigbügelhalter der
Rechten keineswegs von deren Aufstieg profitieren, weil mobilisierter
Nationalismus, Rassismus und Sozialdarwinismus das Original jedem
Surrogat vorzieht, scheint als Lektion bei der angeblichen Mitte der 
Gesellschaft nicht angekommen zu sein.


Fußnoten:

[1] www.daserste.ndr.de/panorama/archiv/2018/Sachsen-AfD-Funktionaer-arbeitet-beim-Verfassungsschutz,afdverfassungsschutz102.html

[2] www.daserste.ndr.de/panorama/archiv/2018/Das-ist-wohl-nur-in-Sachsen-moeglich,afdverfassungsschutz104.html

[3] www.sueddeutsche.de/medien/pressefreiheit-wo-rechte-marschieren-da-werden-journalisten-angegriffen-1.4138275

[4] www.tagesspiegel.de/politik/ard-deutschlandtrend-afd-zweitstaerkste-partei-hinter-der-union/23096434.html
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KULTUR/1025: Trump - nicht zum Lernen bereit ... (SB)




Es war nur Gerede, wie in der Umkleidekabine unter Männern üblich, behauptete
Donald Trump, als ein Audiomitschnitt aus dem Jahr 2005 bekannt wurde, in dem er
damit prahlte, wenn man ein berühmter Star sei, könne man Frauen ohne weiteres
in den Schritt greifen, ja schlichtweg alles mit ihnen tun [1]. Was Männer sich
eben so erzählen, wenn sie unter sich sind, das empfanden seine Mitbewerber um
die Präsidialmacht in den USA als durchaus akzeptable Entschuldigung. Wie
Vizepräsident Mike Pence tief religiös und einer überaus prüden Klientel
verpflichtet, stellten sich all jene UnterstützerInnen, die im Wahlkampf gegen
die Gleichstellung Homosexueller, die Anerkennung von LGBTIQ-Rechten oder die
Finanzierung von Gender Studies kämpfen, für die das Recht auf Abtreibung eine
der größten Sünden und denen die gottesfürchtige Kleinfamilie, in der Jungen
noch zu echten Männern und Mädchen noch zu treusorgenden Müttern erzogen werden,
zentrales moralisches Bekenntnis ist, hinter den notorischen Sexisten Trump.

Auch der von ihm als Nachrücker in den Obersten Gerichtshof der USA vorgesehene
Richter Brett Kavanaugh ist Verfechter einer konservativen Sexualmoral und des
Schutzes der Kleinfamilie als Keimzelle eines autoritätshörigen Bürgertums. Seit
gegen diesen der Vorwurf erhoben wird, er habe mit 17 Jahren versucht, ein
15jähriges Mädchen zu vergewaltigen, steht die Bestätigung seiner Nominierung
durch den US-Senat in Frage. Trump verteidigt seinen Kandidaten, der die Balance
im neunköpfigen Verfassungsgericht bei Abstimmungen deutlich nach rechts
verschöbe, mit den Worten, daß dieser große Intellektuelle und Gentleman das
nicht verdient hätte. Er habe großes Mitgefühl mit ihm angesichts dessen, was er
durchzumachen habe. Da weder der Vorwurf der Betroffenen noch die Erklärung des
Bezichtigten, daß nichts dergleichen geschehen sei, mit Gewißheit zu verifizieren
ist, kommt es bei diesem Fall sehr darauf an, wie die jeweiligen Akteure in der
Öffentlichkeit wirken. Beide werden sich in einer öffentlichen Anhörung vor dem
Rechtsausschuß des Senats am Montag erklären.

Trump hat andere Politiker, gegen die der Vorwurf sexueller Übergriffigkeit
erhoben wurde, meist verteidigt, selbst wenn er keine nähere Kenntnis von den
Umständen hatte. Da er Frauen nicht nur einmal bei öffentlichen Auftritten zu
Sexobjekten degradiert hat, ist eine Haltung, bei der er im Zweifelsfall für die
Betroffenen plädierte, eher unwahrscheinlich. Anders liegt die Sache, wenn es
sich bei den mutmaßlichen Vergewaltigern um Nichtweiße handelt.

So ließ Trump 1989 in allen vier New Yorker Tageszeitungen ganzseitige Anzeigen
schalten, auf denen er die Todesstrafe für fünf minderjährige Afroamerikaner
forderte, die eine Frau im Central Park vergewaltigt haben sollen. Darin
bekannte er sich in sehr emotionalen Worten zur Notwendigkeit, solche Verbrecher
nicht nur aus dem Verkehr zu ziehen, sondern zu hassen. Man müsse sie zwingen zu
leiden, denn die Bürgerrechte endeten dort, wo "unsere" Sicherheit anfängt. Im
Interview mit Larry King erklärte er, Opfer hätten in "unserer" Gesellschaft
keinerlei Rechte, während die Täter über unglaubliche Rechte verfügten.
Vielleicht sei Haß erforderlich, um daran etwas zu ändern.

2002 hatte ein anderer Strafgefangener die Tat gestanden, was per DNA-Beweis
bestätigt wurde. Den fälschlich Verurteilten wurde eine große
Schadensersatzsumme zugestanden, weil sie von der Polizei zu belastenden
Aussagen genötigt worden sein sollen und Haftstrafen zwischen sechs und 13
Jahren verbüßt hatten. Trump geht bis heute davon aus, daß sie schuldig sind und
zu Recht bestraft wurden.

"I moved on her like a bitch, but I couldn't get there." [2] Trumps Worte, mit
denen er 2005 schilderte, wie er vergeblich versuchte, eine verheiratete Frau zu
verführen - er spricht offen aus: "I did try and fuck her" - enthalten die
klassische Macho-Behauptung, im Grunde genommen sei die Frau nicht nur dazu
bereit, sie wolle es sogar. Vergewaltigungsopfer unglaubwürdig zu machen, indem
sie bezichtigt werden, Männer zu ihrer Tat gereizt zu haben, ist an US-Gerichten
bis heute eine erfolgreiche Verteidigungsstrategie. Die anhaltende Dynamik der
Me.Too-Debatte in den USA ist nicht zuletzt der häufigen Benachteiligung von
Frauen vor Gericht geschuldet, was allerdings im Fall schwarzer Angeklagter ins
Gegenteil umschlagen kann. Hier vermischen sich patriarchale Gewalt und
rassistische Diffamierung auf besonders entlarvende Weise.

Die Gewißheit, auf der Seite der Wahrheit und des Rechts, der Moral und der
Macht zu sein, fällt mitunter auf die Verfechter gottgegebener Sexualmoral
zurück. So wurde der republikanische Politiker Ralph Shortey zu 15 Jahren Haft
verurteilt, weil er, wie er vor Gericht gestand, einen 17jährigen für sexuelle
Dienstleistungen bezahlt hatte [3]. Nur weil die Staatsanwaltschaft weitere
Anklagepunkte wie den Besitz von Kinderpornografie aufgrund seines Geständnisses
fallenließ, entging der 36jährige Vater von vier Kindern einer womöglich
lebenslangen Haftstrafe. Als Mitglied des Senates von Oklahoma hatte er sich
stets als strammer Homophober präsentiert. 

Es ist nicht das erste Mal, daß Exponenten einer restriktiven Sexualmoral wie
landesweit bekannte evangelikale Prediger über die eigenen Ressentiments
stolpern. Weil das Schutzalter für Prostituierte in den USA bei 18 Jahren liegt,
fiel Shortey, der sich im Präsidentschaftswahlkampf sehr für Donald Trump
engagiert hatte, eben jenem Haß zum Opfer, der als Markenzeichen
rechtskonservativer Gesinnung noch viel Zukunft nicht nur in der US-Politik hat. 
Haß auf Minderheiten ethnischer Art, patriarchales Dominanzstreben und weiße
Suprematie sorgen dafür, daß an eine Entkriminalisierung und Liberalisierung der
drakonischen Strafgesetze nicht zu denken ist, werden mit ihnen doch die sozialen
Widersprüche der US-Klassengesellschaft erfolgreich überdeckt.


Fußnoten:

[1] https://www.washingtonpost.com/politics/trump-recorded-having-extremely-lewd-conversation-about-women-in-2005/2016/10/07/3b9ce776-8cb4-11e6-bf8a-3d26847eeed4_story.html?noredirect=on&utm_term=.e326f45692c7

[2] a.a.O.

[3] https://www.queer.de/detail.php?article_id=31974
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AFRIKA/2178: Kontinent - umgekehrt wird ein Paar Schuh' daraus ... (SB)








[image: Eine runde und darunter eine rechteckige Plakette an einer Hauswand erinnern an den 5. Panafrikanischen Kongreß - Foto: KGGucwa, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en]]

Zwei Plaketten erinnern an den 5. Panafrikanischen Kongreß, der vom
15. bis 21.Oktober 1945 in Manchester stattfand

Foto: KGGucwa, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en]



"Wir verurteilen das Monopol des Kapitals und die Herrschaft
des privaten Vermögens und der Industrie allein für privaten Profit.
Wir begrüßen die ökonomische Demokratie als die einzige
Demokratie."

(aus einem von mehreren Manifesten des 5. Panafrikanischen Kongresses 1945 in Manchester.[1])

Die heutigen Befürworter eines afrikaweiten Freihandelsabkommens
kokettieren mit der Vorstellung, daß durch die Aufhebung der
Zollgrenzen und die Freiheit des Warenverkehrs der alte Traum der
panafrikanischen Befreiungsbewegung erfüllt wird. Mit dieser Hoffnung
wird jedoch ein Nebenanliegen des Panafrikanismus zu dessen
Hauptanliegen erklärt. Beim Freihandel geht es um die Befreiung der
Märkte und damit um die Befreiung der marktbeherrschenden Kräfte von
jeglicher Einschränkung ihrer Handelsabsichten, wohingegen im
ursprünglichen Panafrikanismus genau umgekehrt die Befreiung vom
kolonialen Joch und damit von den marktbeherrschenden Kräften
angestrebt wurde.

Am 21. März 2018 unterzeichneten 44 afrikanische Staats- und
Regierungschefs in der ruandischen Hauptstadt Kigali ein Abkommen zur
Gründung einer African Continental Free Trade Area, abgekürzt CFTA
oder auch AfCFTA, also einer Freihandelszone für ganz Afrika.
Inzwischen ist die Zahl der Unterzeichner auf 49 angewachsen. Damit
ist die 55 Mitglieder zählende Afrikanische Union (AU) größtenteils
vertreten. Sobald 22 Unterzeichnerstaaten das Abkommen ratifiziert
haben, tritt es in Kraft. Binnen 18 Monaten sollen die Verhandlungen
zu den Einzelheiten über die Bühne gehen, anschließend würde die
weltweit größte Freihandelszone entstehen. An ihr nähmen etwa 1,3
Milliarden Einwohner teil, von denen 60 Prozent unter 25 Jahre alt
sind und wirtschaftlich als potentiell hochmotiviert gelten.

Die bis zum Sklavenaufstand 1791 auf Haiti zurückgehende und in den
nächsten Jahrhunderten auch von Aufständen in Afrika immer wieder
genährte Idee des Panafrikanismus war in den 1950er Jahren als Folge
des Ost-West-Konflikts in zwei Hauptströmungen gespalten, heute würde
man von "Fundis" und "Realos" sprechen. Auf erstere geht das obige
Zitat zurück. Es handelt sich um die sogenannte Casablanca-Gruppe
(Algeriens Exilregierung, Ägypten, Ghana, Guinea, Mali und Marokko),
die sich an den Marxismus anlehnte und unter anderem eine
fundamentale Neuordnung der willkürlich von den Kolonialherren
gezogenen Grenzen anstrebte. Es sollte eine Förderation unabhängiger
Staaten entstehen, durch die das koloniale Erbe endgültig abgelegt
wird.

Gemäßigtere Forderungen erhob dagegen die Monrovia-Gruppe (Äthiopien,
Dahomé-Benin, Elfenbeinküste, Gabun, Kamerun, Kongo-Brazzaville,
Kongo-Leopoldville (Zaire), Liberia, Madagaskar, Mauretanien, Niger,
Nigeria, Obervolta, Senegal, Somalia, Togo, Tschad, Tunesien,
Zentralafrika). Auch sie verlangte ein Ende des Kolonialismus, war
aber pro-westlich eingestellt. Jeder Staat solle das Recht auf
Unabhängigkeit erhalten, hieß es, ohne zu bedenken, daß die alten
Kolonialherren mittels ihrer wirtschaftlichen Dominanz tiefgreifende
Abhängigkeiten aufrechterhalten würden. Die Spaltung des
Panafrikanismus setzte sich in der 1963 gegründeten Organisation
Afrikanischer Staaten (OAU), in die beide Strömungen eingeflossen
waren, fort. Dabei hat sich die Monrovia-Gruppe inhaltlich
durchgesetzt.

Die OAU galt als zahnloser Löwe, allerdings entspricht das der
westlichen Sichtweise. Begründet wurde sie vor allem damit, daß die
OAU nicht den Anspruch erhob, sich in die inneren Angelegenheiten der
Nationalstaaten einzumischen, und auch keine eigenen Truppen
aufgestellt hat.

Afrika blieb Schlachtfeld fremdnütziger Interessen, teils mit
verdeckten, teils offenen Operationen der CIA und anderer westlicher
Geheimdienste, aber auch ihrer Kontrahenten aus der Sowjetunion sowie
Soldaten aus Kuba und nicht zuletzt Söldnern aller Herren Länder. In
diesem Ringen wurde von verschiedenen Seiten immer wieder die
Forderung an die OAU herangetragen, Druck auf diese oder jene
Regierung auszuüben, damit sie eine Befreiungsbewegung anerkennt,
einen Teil ihrer Macht abgibt oder ähnliches. Wenn etwas der OAU hoch
anzurechnen war, dann die Nichteinmischung und das Prinzip,
Veränderungen auf dem Verhandlungsweg erzielen zu wollen.

Ein Beispiel dafür, was passiert, wenn man militärisch interveniert,
ist Libyen. 2011 wurde das libysche Staatsoberhaupt Muamar Gaddafi
von einer Militärallianz unter anderem aus Frankreich, UK und USA
gewaltsam gestürzt. Aus einem Staat mit vergleichsweise hohen Lebens-
und Sozialstandards wurde ein "gescheiterter Staat", in dem das
Faustrecht gilt, sich Räuberbanden gegenseitig die Beute abjagen und
nun religiöse Fanatiker einen Rückzugsraum haben. Daran hat sich bis
heute nichts geändert.

Obwohl die OAU bereits ein auf Kompromisse gegründetes Gebilde war,
bei dessen Gründung der radikalere Panafrikanismus auf der Strecke
blieb, schritt die Entwicklung weg von weitreichenderen Forderungen
und hin zu gemäßigten Forderungen immer weiter voran. Im Jahr 2002
wurde die OAU von der Afrikanischen Union (AU) abgelöst. Der neuen
Staatengemeinschaft ging es fortan nicht mehr um die Befreiung aus
der Kolonialzeit - die war vermeintlich überwunden -, sondern um die
wirtschaftliche Behauptung Afrikas innerhalb der Weltordnung. Jeder
Einzelstaat war fortan seines Glückes Schmied und Mitglied einer
Konkurrenzgemeinschaft, die mehr denn je Kräften des Weltmarkts
ausgeliefert war - und damit weiterhin den Interessen der alten und
neuen kolonialistischen Staaten, die sich verschiedener
Unterwerfungsmittel bedienten, um die afrikanischen Staaten zu
gängeln. Sie sollten weiterhin als Ressourcenstaaten
funktionieren, dem Kapitalabfluß keine Steine in den Weg legen und
man wollte ihre ausgebildeten Fachkräfte abgreifen (Stichwort
"brain drain"), während man zugleich die Flüchtlinge kriminalisiert
und im Zweifelsfall im Mittelmeer absaufen läßt.

Gelingt es den Menschen aus Afrika jedoch, in der Europäischen Union
an Land zu gehen, wird ihr Asylrecht geprüft. Sind sie der
Beurteilung zur Folge "nur" Wirtschaftsflüchtlinge, werden sie
zwangsweise zurückgeschickt. Wohingegen diejenigen Fachkräfte, die
ohne Zweifel zuallererst aus ökonomischen Gründen ihr Land verlassen,
um sich in den wohlhabenderen Ländern des globalen Nordens
niederzulassen, selbstverständlich grünes Licht erhalten.

Wenn nun die Länder der Afrikanischen Union eine riesige
Freihandelszone schaffen, haben sie das Kernanliegen des
Panafrikanismus längst über Bord geworfen, nämlich Befreiung von der
kapitalgesteuerten Wirtschaftsweise. Welche Hautfarbe die CEOs in den
Chefetagen der Konzerne in Johannesburg, Lagos oder Daressalam haben,
ist hinsichtlich der Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft so
nebensächlich wie die Unterscheidung nach beliebigen anderen
körperlichen Merkmalen. Solange Menschen genötigt werden, Lohnarbeit
zu verrichten, um ihr Überleben zu sichern, können sie gegeneinander
ausgespielt werden. So setzt sich am Ende derjenige durch, der sich
am billigsten vermarktet. Innerhalb der weltweit vorherrschenden
ökonomisch-politischen Monokultur des Kapitalismus würde eine
afrikaweite Freihandelszone aus der Ware Arbeitskraft ein
Ramschprodukt machen.

Wenn unter Analysten heute Freude darüber ausbricht, daß mit dem
Freihandelsabkommen die afrikanische Einheit zum Greifen nahe rückt,
und auf die Idee des Panafrikanismus rekurriert wird, dann erinnert
das an das Bild vom Phönix aus der Asche: Jener mythische Vogel wirkt
nur deshalb so groß und glänzend, weil man vergessen hat, um wieviel
größer er ursprünglich gewesen war, bevor er zu Asche verbrannte.




[image: Podium mit ca. zehn Sitzenden und davor Stuhlreihen mit mehreren Dutzend Personen - Foto: Mundaneum, public domain]

Der zweite Panafrikanische Kongreß fand an mehreren Orten statt, u.a. im September 1921 im
Palais Mondial, Brüssel. Dieser Kongreß galt als die radikalste unter den insgesamt
fünf Zusammenkünften dieser Art zwischen 1919 und 1945.

Foto: Mundaneum, public domain




Fußnote:


[1] Im engl. Original: "We condemn the monopoly of capital and the
rule of private wealth and industry for private profit alone. We
welcome economic democracy as the only real democracy." Zitiert nach:
Odomaro Mubangizi. AfCFTA: World´s largest free trade area born -
Africa's game changer, 6. April 2018

https://www.pambazuka.org/pan-africanism/afcfta-world%E2%80%99s-largest-free-trade-area-born%E2%80%94africa%E2%80%99s-game-changer
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ARMUT/263: Das Armutsrisiko wächst - vor allem bei den Zugewanderten (idw)


Universität Duisburg-Essen - 20.09.2018

Das Armutsrisiko wächst - vor allem bei den Zugewanderten



Die Gefahr, in Deutschland zu verarmen, wächst - vor allem bei den
zugewanderten ausländischen Mitbürgern. "Es kann keine Rede davon sein,
dass es den Menschen, die in Deutschland ohne deutschen Pass leben, gut
oder sogar zu gut geht", sagt Prof. Gerhard Bäcker von der Universität
Duisburg-Essen (UDE). Mehr als ein Drittel der in Deutschland lebenden
Ausländer (36,2 %) ist arm - mit wachsender Tendenz. Das zeigen aktuelle
Berechnungen des Instituts Arbeit und Qualifikation (IAQ) der UDE im
Informationsportal Sozialpolitik-Aktuell.

Das Armutsrisiko stieg in Deutschland in den letzten zehn Jahren um fast
13 Prozent. Im vergangenen Jahr waren bereits 15,8 Prozent der Bevölkerung
betroffen. Die Armutsgrenze beginnt da, wo das pro-Kopf berechnete
Haushaltseinkommen nicht ausreicht, um das sozialkulturelle
Existenzminimum abzudecken. Statistisch liegt sie bei 60 Prozent des
gesamtdeutschen Durchschnittseinkommens (Median). Das Armutsrisiko der
deutschen Staatsbürger ist in den letzten Jahren leicht auf 13,1 Prozent
gesunken.

Vor allem die kürzlich zugewanderten Flüchtlinge müssen mehrheitlich in
großer Armut leben. Das hat verschiedene Ursachen: Flüchtlinge,
Asylbewerber und Schutzsuchende haben in aller Regel keine
Arbeitserlaubnis und sind auf die niedrigen Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz angewiesen. Selbst wer nach einer Anerkennung
eine Arbeitserlaubnis hat, ist überproportional häufig arbeitslos oder
arbeitet für einen Niedriglohn. "Auch niedrigere Bildung, nicht anerkannte
Abschlüsse aus dem Heimatland, mangelnde Sprachkenntnisse und nicht
zuletzt offene und versteckte Diskriminierungen tragen zu einer erhöhten
Armutsgefährdung bei," konstatiert der IAQ-Forscher Prof. Dr. Gerhard
Bäcker.

"Das Ziel, ein Leben führen zu können, das der Würde des Menschen
entspricht, gilt für alle Einwohner", fordert Prof. Dr. Gerhard Bäcker.
Das Bundesverfassungsgericht hat das bereits in seinem Urteil aus dem Jahr
2002 bestätigt. In der Urteilsbegründung heißt es: "Die Menschenwürde ist
migrationspolitisch nicht zu relativieren".


Originalpublikation:

http://www.sozialpolitik-aktuell.de/tl_files/sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/Einkommen-Armut/Datensammlung/PDF-Dateien/abbIII28_Grafik_Monat_09_2018.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 20.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. September 2018 
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FRAUEN/747: Peru - Protest gegen rassistischen Werbespot (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

Protest gegen rassistischen Werbespot



(Lima, 8. September 2018, Servindi) - Am 9. September rief das
Kollektiv "Bürger*innen im Kampf gegen den Rassismus" zu einem
symbolischen und friedlichen Protest vor dem Laden von Saga Falabella
auf. Auslöser war ein Werbespot der Firma, in dem eine junge
afroperuanischen Frau namens Valeria mit schlechtem Geruch und Schmutz
in Verbindung gebracht wird.

Der Rassismus in dem Werbespot von Saga Falabella "zieht sich seit
langem durch die Werbung des Unternehmens. Die Stereotypen von
Schönheit, Erfolg und Familienglück werden hellhäutigen Menschen
zugeordnet", steht in dem Aufruf zum Protest geschrieben. "In den
letzten 20 Jahren wurden Unterschriften gesammelt, Boykottaufrufe
gestartet und Treffen mit der Leitung von Saga Falabella organisiert,
aber außer vagen Versprechungen und vereinzelten Darstellungen von
Peruaner*innen mit andinischem, asiatischem oder afroperuanischem
Aussehen, bleibt das Konzept erhalten", sagen Mitglieder des
Kollektivs.

Keines der vier involvierten Unternehmen (Werbefirma Circus Grey,
Filmunternehmen Quántico, Drimer und das Unternehmen Saga Falabella
selbst) hat sich bisher für den Werbespot entschuldigt. Der
Protestaufruf endet mit den Worten: "Es scheint so, dass die
Verantwortlichen nicht in der Lage sind, das Ausmaß der Empörung, das
sie in der Bevölkerung hervorrufen, einzuschätzen."


Offener Brief an alle Valerias

Ein Zusammenschluss aus verschiedenen sozialen Einrichtungen und
Menschenrechtsorganisationen haben einen offenen Brief an alle
Valerias verfasst, der sich gegen kolonialistische, rassistische und
sexistische Denkmuster stellt, die immer noch fortdauern.

"Wir schreiben diesen offenen Brief an alle Valerias, wir erinnern uns
an all die Male, wo du, ich, wir diese Valeria waren; an alle Male, wo
wir durch ungestraften Rassismus belästigt wurden. Wir laden euch ein
gemeinsam voranzuschreiten, aus verschiedenen Richtungen, mit unserer
Präsenz und unserem Wort:

Liebe Valeria, wir schreiben dir, weil die Wut in unseren Worten
röhrt, weil unsere Erinnerungen brodeln und schmerzen. Es ist unsere
Aufgabe, mit diesen offenen Geheimnissen zu brechen. Peru ist ein
zutiefst rassistisches Land und deine Mitbewohnerin ist eine mehr von
diesen Bürgerinnen, die mit ihrer Gewalt prahlt und damit völlig
ungeschoren davonkommt. Die Firmen, die diesen Spot gedreht haben,
haben Null Kreativität in ihrer Arbeit gezeigt, dafür um so mehr
Rassismus. Und das wissen sie sehr wohl. Sie versuchen unsere
Verteidigung zu delegitimieren, denn auch sie sind Teil des Systems,
das das kolonialistische, rassistische und sexistische Denken weiter
verbreitet.

Wir laden dich ein, um uns auszutauschen, uns zu unterstützen, denn
dieser normalisierte und naturalisierte Rassismus ist eine heftige
Verletzung der Menschenrechte und stellt in Peru eine Straftat dar,
die aber nicht verfolgt wird. Denn der Staat, der unsere Rechte
schützen sollte, nimmt sie nicht ernst und macht sich damit zum
Komplizen.

Wunderschöne Valeria, du sollst bedenken, dass die Vorurteile und
Stereotypen gegenüber der Afro-Bevölkerung und schwarzen Frauen dazu
führen, dass unsere Körper weiterhin verdinglicht und entmenschlicht
werden durch eine rassifizierende Perspektive (auf die vermeintlich
"Andere", Anm.d.Ü.). Ein Sammelsurium an negativen Darstellungen, die
zutiefst gewaltvoll sind, ist eine Folge. Rassismus tötet!"

Die pluri- und interkulturelle Vielfalt in Peru, mit unterschiedlichen
Gewohnheiten, ist das, was das Land groß macht und was uns mit Stolz
erfüllen soll, mit dem 200. Jahrestag vor Augen sogar noch mehr. Doch
wir brauchen mehr als Stolz, wir müssen unsere Körper
dekolonialisieren, unsere Köpfe, um uns als Land neu zu erfinden und
die Strukturen destabilisieren, die das rassistische,
unterdrückerische, LGBTI-feindliche und femizid-freundliche System
aufrechterhalten. Wir müssen diese abwegige Idee, dass Weißsein für
Überlegenheit, mehr Sauberkeit, Schönheit, Kultiviertheit, Moderne und
Staatsbürgerlichkeit steht, problematisieren. Es besteht kein Zweifel
daran, dass die Rassifizierung eine entscheidende Rolle in
Machtbeziehungen und der Konstruktion von Staatsbürgerlichkeit spielt.

Die Hautfarbe stellt weiterhin das mächtigste Werkzeug des perversen
Systems der Diskriminierung dar und ist ausschlaggebend für die
Erfahrungen der Ausgrenzung von schwarzen und Afro-Frauen. Ohne zu
übertreiben, wiederholen wir: Rassismus tötet! Mit einem Arsenal von
Ungleichheit, Unterschätzung, entmenschlichten Darstellungen; mit
Artillerien aus Hunger, Armut, Beschimpfungen, Kontrolle, Stereotypen,
Witzen, ausgehend von mächtigen und ungestraften Rassisten, die den
Schießbefehl auf unsere Körper geben.

Liebe Valeria, wir bestehen weiterhin auf der Notwendigkeit eines
antirassistischen Staates, der Rassismus bestraft, vorbeugt und ihn
als Straftat anerkennt (...), damit das Recht auf ein Leben frei von
Diskriminierung geschützt wird. Wir sind sicher, dass wir den
Rassismus und das Patriarchat gemeinsam stürzen werden. Bis bald."

Unterzeichnende Gruppen

Presencia Y Palabra: Mujeres Afroperuanas

Centro de Desarrollo Étnico - CEDET

Coalición de mujeres negras feministas

Amador Ballumbrosio Centro

Orlando Sosa Lozada

@Emma Jones: afrodescendientes trabajando por la inclusión y DD

II Paro Internacional de Mujeres - Perú

Brenda Carpio Martinez

La Chola Negra

Ruray - Colectiva Feminista Barrial en SMP

Movimiento Manuela Ramos

Natalia Barrera Francis

Jazmín Reyes Paredes

Colectivo Afrolgbtiq+

Retratos de Identidad


Der rassistische Werbespot findet sich unter:

https://www.youtube.com/watch?v=var9T0_uEII


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/peru-protest-gegen-rassistischen-werbespot/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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ARBEIT/2858: Arbeitslosigkeit sinkt im Jahresdurchschnitt 2019 auf 2,23 Millionen (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 20.09.2018

Arbeitslosigkeit sinkt im Jahresdurchschnitt 2019 auf 2,23 Millionen



Die Arbeitslosigkeit wird 2019 voraussichtlich bei durchschnittlich 2,23
Millionen Personen liegen, geht aus einer am Donnerstag veröffentlichten
Prognose des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hervor.
Das wären rund 120.000 weniger als im Jahresdurchschnitt 2018. Für dieses
Jahr erwarten die Forscher einen Rückgang um fast 190.000 Personen auf
2,35 Millionen Arbeitslose.

Das IAB prognostiziert ein Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP)
von 1,8 Prozent im Jahr 2018 und von 1,7 Prozent im Jahr 2019. Dies stehe
für eine gute Wirtschaftsentwicklung, so das IAB. Allerdings sehen die
Arbeitsmarktforscher auch einige Risiken. Diese ergäben sich vor allem aus
dem handelsbeschränkenden Kurs der US-Regierung, aber auch der anstehende
Austritt Großbritanniens aus der EU verursache Unsicherheit.

Ein großes Plus erwartet das IAB abermals bei der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Laut der Prognose werden
2018 32,94 Millionen und 2019 33,53 Millionen Menschen
sozialversicherungspflichtig beschäftigt sein. Der Zuwachs von 710.000 im
Jahr 2018 und 580.000 im Jahr 2019 liegt deutlich über dem Zuwachs bei der
Gesamtzahl der Erwerbstätigen (600.000 im Jahr 2018 und 490.000 im Jahr
2019). Während die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
kräftig und die der Beamten minimal steigt, sinkt die Zahl der
Selbstständigen und der marginal Beschäftigten. Zur Gruppe der marginal
Beschäftigten werden die ausschließlich geringfügig entlohnt bzw.
ausschließlich kurzfristig Beschäftigten sowie Personen in
Arbeitsgelegenheiten (Ein-Euro-Jobs) gezählt. Für 2018 und 2019
prognostiziert das IAB Rückgänge von 70.000 und 50.000 auf 5,30 Millionen
bzw. 5,25 Millionen Personen. Damit wird bei den marginal Beschäftigten
der tiefste Stand seit 2002 erreicht. Bei den Selbstständigen erwartet das
IAB ebenfalls Rückgänge um 70.000 bzw. 50.000 Personen. In diesem Jahr
würde die Zahl der Selbstständigen dann 4,22 Millionen betragen, im
kommenden Jahr 4,17 Millionen.

Das Erwerbspersonenpotenzial erreicht mit 47,55 Millionen im nächsten Jahr
einen neuen Höchststand. Die demografische Entwicklung wird derzeit noch
durch die Zuwanderung überkompensiert. Das IAB rechnet für 2018 insgesamt
mit einer Nettozuwanderung von 430.000 und für 2019 von 380.000 Personen,
nach fast 410.000 im Jahr 2017. Die weiter steigenden Erwerbsquoten der
Frauen und der Älteren tragen ebenfalls zum Wachstum des
Erwerbspersonenpotenzials bei. "Zuwanderung und Verhaltenseffekte nehmen
aber ab, während sich der negative Demografieeffekt stetig verstärkt",
betont Enzo Weber, Leiter des IAB-Forschungsbereichs "Prognosen und
gesamtwirtschaftliche Analysen". Weil sich die Zunahme des
Erwerbspersonenpotenzials abschwäche und Arbeitskräfte zunehmend knapper
würden, sei das Potenzial für weitere Beschäftigungszunahmen begrenzt. Der
dynamische Beschäftigungsaufbau der vergangenen Jahre werde bereits 2019
dadurch spürbar gebremst.

Zu den Herausforderungen am Arbeitsmarkt gehören dem IAB zufolge außerdem
strukturelle Probleme wie die Integration von Langzeitarbeitslosen und
Geflüchteten. "Hier sind effektive Vermittlung und Weiterbildung
entscheidend. Gleichzeitig ist Weiterbildung ein Schlüssel, den
Arbeitsmarkt auf die Veränderungen durch die Digitalisierung
vorzubereiten", so Weber.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb2118.pdf

www.iab.de/audiodienst

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 20.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1539: Der Truck der Zukunft (idw)


Technische Universität München - 19.09.2018

Der Truck der Zukunft



Lastkraftwagen (Lkw) sind für den Gütertransport auch in den kommenden
Jahrzehnten unverzichtbar. Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen der
Technischen Universität München (TUM) und ihre Partner haben ein Konzept
für den Truck der Zukunft erarbeitet. Dazu zählen die europaweite
Zulassung für Lang-Lkw, der Diesel-Hybrid-Antrieb und eine
multifunktionale Fahrerkabine.

Laut der Prognose des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur wird der Lkw-Güterverkehr bis 2030 im Vergleich zu 2010 um
39 Prozent steigen. Effiziente und umweltfreundliche Transportkonzepte
werden daher immer wichtiger, um den Verkehr zu entlasten und Emissionen
wie Kohlendioxid, Rußpartikel und Stickoxide zu vermeiden.

Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen der TUM haben im Projekt
"Truck2030" alle Bereiche des Lkw der Zukunft untersucht. Ihre Ergebnisse
stellen sie auf der IAA Nutzfahrzeuge in Hannover vor. Die wichtigsten
Ergebnisse bei den Schwerpunkten Mensch, Logistik und Transport, Umwelt
sowie Politik sind:

Mensch

Im Konzept gehen die Forscher und Forscherinnen von der Annahme aus, dass
die Lastwagen auf der Autobahn in Zukunft automatisiert fahren. Die für
die Fahrer und Fahrerinnen gewonnene Zeit könnten sie in ihre Gesundheit
investieren. Die von dem Team gestaltete Fahrerkabine ist unter anderem
mit Seilzügen ausgestattet, die wie im Fitnessstudio für Fitnessübungen
verwendet werden können. Um die Motivation zu erhöhen, soll noch ein
spielerischer Aspekt hinzukommen, etwa durch ein virtuelles
Belohnungssystem.

Logistik und Transport

Lang-Lkw mit einer Länge von 25,25 Metern sind für einen effizienten
Güterverkehr ideal. Dabei ersetzen zwei Lang-Lkw drei Lkw von normaler
Länge. So kann Kraftstoff eingespart werden, was wiederum Vorteile für die
Umwelt und die Wirtschaftlichkeit bringt. Auch sind insgesamt weniger Lkw
auf der Straße. Apps, mit deren Hilfe die Ladung via Scancode oder NFC
erfasst werden kann, könnten Zeit und Ressourcen beim Be- und Entladen
sparen.

Umwelt

Allein durch den Einsatz von Lang-Lkw könnten wegen des geringeren
Kraftstoffverbrauchs bei gleicher Ladung etwa 20 Prozent der
CO2-Emissionen eingespart werden.Um gut 10 Prozent können die
CO2-Emissionen durch einen Diesel-Plug-in-Hybridantrieb gesenkt werden.
Dieser ist sowohl für den Umweltschutz als auch aus wirtschaftlicher Sicht
die beste Lösung. Ein elektrischer Antriebsstrang wäre beim jetzigen Stand
der Technik nicht sinnvoll, da eine Batterie, die genügend Energie für die
benötigte Reichweite zur Verfügung stellen würde, zu groß und zu schwer
wäre. Auf Rollwiderstand optimierte Reifen und eine verbesserte
Aerodynamik des Lkw könnten die CO2-Emissionen ebenfalls um etwa 10
Prozent senken.

Politik

Die wichtigste Voraussetzung zur Umsetzung des Konzepts ist die Zulassung
des Lang-Lkw in ganz Europa. Gegenargumente, wie etwa eine geringere
Fahrzeugsicherheit oder eine stärkere Straßenabnutzung, konnten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in ihren Untersuchungen
entkräften. Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Infrastruktur. Für den
Diesel-Plug-in-Hybrid werden zusätzliche Ladesäulen an den Autobahnen
benötigt. Diese Ladesäulen können ebenso von Elektroautos genutzt werden.


Weitere Informationen:

Truck2030 ist ein Forschungsprojekt der Technischen Universität München in
Kooperation mit der Ostbayerischen Technischen Hochschule Regensburg sowie
fünf Industriepartnern. Es wird von der Bayerischen Forschungsstiftung
gefördert. Beteiligt sind seitens der Technischen Universität München der
Lehrstuhl für Fahrzeugtechnik, der Lehrstuhl für
Verbrennungskraftmaschinen und der Lehrstuhl für Industrial Design.

https://www.truck2030.tum.de/home/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/066: Erneute Festnahme im Nachgang von G20 (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 18.09.2018

Erneute Festnahme im Nachgang von G20

Rote Hilfe e.V. verurteilt weitere Razzien zum G20-Gipfel



Im Zuge der Ermittlungen der SOKO Schwarzer Block kam es heute [18.09.2018]
Morgen erneut zu bundesweiten Razzien. Insgesamt wurden die Wohnungen von
12 Aktivist*innen durchsucht. Die Betroffenen sollen am 06. Juli 2017 an
der Welcome to Hell - Demonstration und den folgenden Aktionen teilgenommen
haben, die sich gegen den G20-Gipfel richteten. Den Aktivist*innen werden
unter anderem Sachbeschädigung und schwerer Landfriedensbruch vorgeworfen.
Die Polizei beschlagnahmte zahlreiche Computer, Handys und Datenträger. In
Hamburg wurde ein 35-Jähriger festgenommen.

Zusätzlich begann heute [18.09.2018] eine europaweite Fahndung nach vier
Personen, die ebenfalls im Zuge der G20-Proteste zahlreiche
Sachbeschädigungen an der Elbchaussee begangen haben sollen. Dazu wurden
deren Fotos unter anderem im Internet veröffentlicht.

Dazu erklärt Heiko Lange, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V.:

"Im Fall der G20-Proteste geht die Polizei weiterhin mit unverminderter
Härte und Hartnäckigkeit vor, um die zahlreichen Übergriffe auf
Aktivist*innen, Journalist*innen und Unbeteiligte im Nachhinein zu
rechtfertigen. Betroffene sitzen teilweise über Monate in Untersuchungshaft
und erhalten in den anschließenden Verfahren bis dato unbekannt hohe
Strafen.

Die sogenannten Fandungserfolge hingegen fallen äußerst dünn aus,wird doch
selbst die Beschlagnahme einiger Datenträger als Fahndungserfolg
dargestellt.

Die bereits vielfach kritisierte Öffentlichkeitsfahndung nach zahlreichen
Aktivist*innen verurteilt die Rote Hilfe e.V. auf das Schärfste. Hier
werden Menschen wisentlich und gezielt an den Pranger gestellt, um sie
einzuschüchtern und zu stigmatisieren. Die im 'Rechtsstaat' angeblich
gegebene Unschuldsvermutung zählt hier nicht mehr. Wir rufen die gesamte
Bewegung gegen die Politik der G20 Staaten zum Protest auf."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18.09.2018

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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STELLUNGNAHME/010: Neues Polizeigesetz - präventive Festnahmen vor Protesten gegen EU-Gipfel in Salzburg (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 21.09.2018

Neues Polizeigesetz: Bayerische Polizei führt präventive Festnahmen vor
Protesten gegen EU-Gipfel in Salzburg durch



Mehr als 50 linke Aktivist*innen wurden gestern an der Reise nach Salzburg
gehindert, um dort an der Demonstration gegen den EU-Gipfel teilzunehmen.
Der Zugverkehr wurde ausgesetzt und 17 Personen präventiv festgenommen. Sie
erhielten ein Ausreiseverbot nach §10 des Passgesetzes, wonach
verhindert werden soll, das "Ansehen der BRD im Ausland zu
beeinträchtigen".

Statt angeblich konkret befürchteter schwerre Straftaten oder Vorstrafen
der Aktivist*innen wurden Kapuzenpullover und völlig legale Schlauchschals
als Begründung der Maßnahme angeführt.

Die Personalausweise wurden eingezogen und werden erst zu einem späteren
Zeitpunkt wieder ausgehändigt. Bis dahin gelten für die Betroffenen
tägliche Meldeauflagen. Von den repressiven Maßnahmen der Bundespolizei ist
auch ein französischer Staatsbürger ohne Wohnsitz in der BRD betroffen, dem
groteskerweise der gleiche Vorwurf zur Last gelegt wird. Die 17 Personen
verbrachten bis zu zehn Stunden im Polizeigewahrsam, nur um ein
Ausreiseverbot ausgesprochen zu bekommen.

Hierzu erklärt Heiko Lange, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe
e.V.:

"Die Verhinderung der Ausreise sollte die linken Aktivist*innen an
Protesten gegen die herrschende EU-Politik des Sozialabbaus und der
Militarisierung hindern.

Es scheint, als würde die bayerische Polizei denken, dass sie sich alles
erlauben kann. Ohne konkreten Vorwurf werden Oppositionelle festgesetzt und
an ihrem verbrieften Grundrecht der freien Meinungsäußerung gehindert. Bei
dieser Vorgehensweise handelt es sich um Polizeistaatsmethoden, die die
Rote Hilfe e.V. auf das Schärfste ablehnt. Diese repressiven Maßnahmen sind
ein Vorgeschmack darauf, welche drastischen Grundrechtseinschränkungen auf
die Linke und soziale Bewegungen zukommt, wenn wir uns jetzt nicht
entschlossen zur Wehr setzen. Der politische und juristische Kampf gegen
die Gesetzesverschärfungen ist eine Aufgabe der gesamten Linken und
Bürger*innenrechtsbewegung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21.09.2018

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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SCHACH-SPHINX/06692: Steinitz' St. Petersburger Revanche (SB)


Der Viererkampf im Sommer 1995 in Amsterdam zu Ehren des
niederländischen Ex-Weltmeisters Max Euwe war nicht der erste dieser
Art. Bereits 99 Jahre zuvor hatten sich in St. Petersburg die vier
weltbesten Meister zu einem internen Kräftemessen getroffen: Emanuel
Lasker - seinerzeit Weltmeister -, Wilhelm Steinitz, Harry Pillsbury
und Michael Tschigorin. Der Weltmeister gewann das Turnier schließlich
mit deutlichem Vorsprung, was für ihn um so wichtiger war, als in den
Jahren zuvor Unmut in der Schachwelt aufgekommen war. Es hieß, daß
Lasker, der Steinitz den Thron abgenommen und dann den Titel gegen
denselben verteidigt hatte, mit Vorsatz weiteren Titelkämpfen mit
jüngeren Meistern aus dem Wege ginge. In St. Petersburg zerstreute
Lasker alle üblen Gerüchte. Schließlich waren Pillsbury und Tschigorin
seinerzeit die wohl am ehesten in Frage kommenden Konkurrenten und
Anwärter auf den Thron gewesen. Für den 59jährigen Steinitz war das
Turnier dennoch eine Art Revanche für seine Entmachtung, denn er
konnte Lasker in einer packenden Partie mit glänzenden
Opfereinschlagen wohl die schlimmste Niederlage des Turniers bereiten.
Im heutigen Rätsel der Sphinx soll an diese Meisterleistung erinnert
werden. Steinitz, mit den weißen Steinen spielend, hatte Laskers
lasches Mittelspielgeplänkel dazu genutzt, eine starke Angriffswelle
gegen die schwarze Königsstellung aufzuwerfen. Mit seinem nächsten Zug
läutete er den Schlußakt ein, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06692: Steinitz' St. Petersburger Revanche (SB)]



Steinitz - Em. Lasker

St. Petersburg 1896


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Um das Herüberwehen der Engelschöre nicht zu stören, nur einmal kurz
den Zug hineingeflüstert: 1.Sf7-d8!! und Schwarz gab auf.
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SOZIALES/146: Wohnort und Situation beeinflussen, wie stark wir uns mit anderen vergleichen (idw)


Universität zu Köln - 17.09.2018

Wohnort und Situation beeinflussen, wie stark wir uns mit anderen
vergleichen



Sozialpsychologen zeigen, dass die menschliche Neigung sich mit anderen
zu vergleichen in bestimmten Situationen und in manchen US-Bundesstaaten
weiter verbreitet ist als in anderen.

Eine aktuelle Reihe von sozialpsychologischen Studien an der Universität
zu Köln und der London Business School hat erstmals gezeigt, dass die
menschliche Tendenz, sich mit anderen zu vergleichen, von zwei
grundlegenden kulturellen Merkmalen abhängt. Dr. Matthew Baldwin (Social
Cognition Center Cologne) and Professor Dr. Thomas Mussweiler (London
Business School) fanden heraus, dass Menschen sich zum einen in
Situationen, in denen strenge soziale Normen herrschen und ein
Abweichungen von diesen bestraft wird, stark mit anderen vergleichen. Zum
anderen ist die Neigung zum sozialen Vergleich in Situationen höher, in
denen sich Menschen mit anderen stark verbunden fühlen. Eine strenge
soziale Situation, in der das richtige Verhalten klar definiert ist, kann
beispielsweise ein Vorstellungsgespräch sein. Eine weniger strenge soziale
Situation, in der man sich mit jedoch mit anderen Menschen stark verbunden
fühlt, ist beispielsweise eine Party.

Dieses Phänomen ist in unterschiedlichen Situationen und Kulturen zu
beobachten. Die Ergebnisse aus drei Studien wurden nun unter dem Titel
"The culture of social comparison" in den Proceedings of the National
Academy of Sciences (PNAS) veröffentlicht.

In den ersten beiden Studien, die Baldwin und Mussweiler online mit dem
Tool MTurk von Amazon durchgeführt haben, befragten sie insgesamt rund
1.000 Amerikaner und Amerikanerinnen zu ihrem Verhalten in
Alltagssituationen der sozialen Strenge (Vorstellungsgespräch) und der
sozialen Verbundenheit (Party). Dabei stellten sie fest, dass besonders in
diesen beiden Arten von Situationen die Neigung zum sozialen Vergleich
besonders hoch ist. "Die Reaktionen von Menschen, die viele Kilometer
voneinander entfernt lebten und sich nicht kannten, sind dabei
bemerkenswert ähnlich", sagt Baldwin. "Das bedeutet, dass soziale
Vergleiche zum Teil in der sozialen Welt verankert ist: es ist nicht nur
eine Frage der individuellen Wahrnehmung."

In der letzten Studie analysierten die beiden Psychologen öffentlich
zugängliche Daten von Google mit dem Online-Tool Google Correlate. Für
jeden Bundesstaat in den USA schauten sie sich die Suchfrequenzen für eine
Vielzahl von Emotionswörtern an, die auf soziale Vergleich hinweisen (z.B.
Eifersucht, Stolz). Ein hoher Wert für einen Bundesstaat zeigt, dass
Menschen dort öfter nach den Wörtern suchen als Menschen in anderen
Staaten. Menschen in Staaten, die kulturell und sozial strenger und
kollektivistischer sind, neigen demnach stärker dazu, nach Emotionen des
gesellschaftlichen Vergleichs zu suchen. Eine interaktive Karte zu den
Forschungsergebnissen in verschiedenen US-Bundesstaaten ist unter [1]
verfügbar. 

Sich mit anderen zu vergleichen ist gesellschaftlich weit verbreitet und
ein grundlegender Aspekt der menschlichen Kognition. Die Tendenz des
Menschen, durch das Denken, Fühlen und Verhalten anderer Informationen zu
erhalten, trägt maßgeblich zum Funktionieren der hochkomplexen und
vernetzten globalen Welt bei. Allerdings weiß die Wissenschaft noch sehr
wenig über den Zusammenhang von kulturellen Unterschieden und sozialen
Vergleichen. Die Studie trägt zu einem besseren Verständnis der Ursprünge
sozialer Vergleiche und seiner Rolle im menschlichen Zusammenleben bei.


Publikation:

https://doi.org/10.1073/pnas.1721555115

Anmerkung:

[1] www.mattwbaldwin.com/blog/the-culture-of-social-comparison-map

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2297: Weltergewicht - Meister verlockender Perspektiven ... (SB)




Bob Arum winkt mit einem Kampf zwischen Crawford und Spence

Terence Crawford ist Champion der WBO im Weltergewicht, sein
US-amerikanischer Landsmann Errol Spence Titelträger der IBF. Wie
Crawfords Promoter Bob Arum angekündigt hat, hofft er einen Kampf der
beiden Weltmeister, wenn möglich bereits im ersten Halbjahr 2019, auf
die Beine stellen zu können. Daß es tatsächlich zu diesem attraktiven
Duell kommt, gilt jedoch als sehr unwahrscheinlich, da Crawford wie
alle Boxer von Top Rank beim Sender ESPN zu sehen ist, während Spence
mit Showtime/CBS zusammenarbeitet. Theoretisch könnte der Kampf
natürlich von beiden Sendern übertragen werden, was aber zu jeweils
geringeren Zuschauerzahlen als bei einer exklusiven Ausstrahlung
führen wurde.

Der 30jährige Crawford ist bereits seit 2011 mit Bob Arum assoziiert
und hat seinen Vertrag mit Top Rank kürzlich vorzeitig verlängert.
Wenngleich keine Details veröffentlicht wurden, verlautete doch aus
offenbar gut unterrichteter Quelle, daß seine Mindestbörse künftig
über den 3 Millionen Dollar liegen werde, die er bei seinem letzten
Kampf erhalten hat. Sollte diese Information zutreffen, wäre
unmittelbar nachvollziehbar, warum sich der Boxer gern in dieses
gemachte Bett legt. Vor gut einem Monat hatten Top Rank und ESPN
bekanntgegeben, daß sie weitere sieben Jahre bis August 2025
zusammenarbeiten werden. Terence Crawford wird demnach wohl bis zum
Ende seiner Karriere zu den Konditionen Bob Arums auftreten.

Sollte es in den ersten sechs Monaten nicht klappen, dann eben später
im Jahr. Dieses Duell müsse einfach über die Bühne gehen, erweckt Arum
den Eindruck, als sei es ihm bitter ernst damit, das Vorhaben
unbedingt zu realisieren. Das wird indessen bezweifelt, da es
schlichtweg zu früh dafür wäre, weil beide Akteure noch am Ausbau
ihrer Fangemeinde arbeiten müssen. Der in 33 Auftritten ungeschlagene
Crawford war zwar zuvor schon Weltmeister im Leichtgewicht und hat im
Halbweltergewicht sogar alle Titel zusammengeführt. Dennoch ist er
bislang nur zu Hause in Omaha, Nebraska, ein populärer Kassenfüller,
während ihn ansonsten nur jene Teile des Publikums schätzen, die ihre
Freude an einem technisch hochklassigen Konterboxen haben, das dem
überwiegenden Teil der Fans jedoch auf die Dauer zu langweilig ist.

Dem in 24 Kämpfen unbezwungenen Errol Spence eilte lange der Ruf eines
ebenso talentierten wie gefährlichen Aufsteigers voraus, was dazu
führte, daß ihm namhafte Konkurrenten tunlichst aus dem Weg gingen.
Deshalb ist der 28jährige erst seit einem Jahr Weltmeister und hat an
namhaften Gegnern nur den Briten Kell Brook vor den Fäusten gehabt,
den er beim Titelgewinn im Mai 2017 vor dessen Heimpublikum in
Sheffield eindrucksvoll in der elften Runde besiegte. Danach
verteidigte er den IBF-Titel im Januar 2018 vor 12.000 Zuschauern im
Barclays Center in Brooklyn souverän gegen Lamont Peterson, der nach
der siebten Runde die Segel streichen mußte. Große Namen wie Keith
Thurman, Shawn Porter, Danny Garcia oder auch Amir Khan fehlen jedoch
bislang in seiner Liste. Um zu einem regelrechten Star aufzusteigen,
der das Publikum massenhaft in seinen Bann schlägt und im Pay-TV große
Kasse macht, müßte er schon den einen oder anderen aus dieser Riege
besiegen. Das würde wiederum so schnell nicht zu schaffen sein,
weshalb ein Aufstieg ins Halbmittel- oder Mittelgewicht eine
bedenkenswerte Alternative böte.

Spence ist sich augenscheinlich im klaren darüber, daß er nicht nur
mit hervorragenden Auftritten im Ring überzeugen, sondern auch aktiv
nach attraktiven Gegnern suchen muß. So war er am 13. September vor
Ort, als Shawn Porter und Danny Garcia vor gut 13.000 Zuschauern im
Barclays Center um den vakanten WBC-Titel im Weltergewicht kämpften,
der Keith Thurman wegen zu langer Inaktivität aberkannt worden war.
Kaum hatte Porter nach Punkten gewonnen und sich den Gürtel gesichert,
als Spence auch schon zur Stelle war und ihn öffentlich
herausforderte. Wie der frischgebackene WBC-Weltmeister erwiderte, sei
er jederzeit bereit, sich mit ihm zu messen. Da beide bei dem Berater
Al Haymon unter Vertrag stehen und mit dem Sender Showtime
zusammenarbeiten, stünde ihrem Kampf zumindest in dieser Hinsicht
nichts im Wege.

Errol Spence, Weltmeister der IBF und gegenwärtig der überragende
Boxer im Weltergewicht, hatte auch das Geschehen aufmerksam verfolgt,
als die Mittelgewichtler Gennadi Golowkin und Saul "Canelo" Alvarez
jüngst in Las Vegas aufeinandertrafen. In einer anschließenden
Stellungnahme kritisierte er den Kasachen, weil dieser immer wieder
zurückgewichen sei, sobald er angegriffen wurde. Das sei nun wirklich
nicht der mexikanische Stil, den Golowkin stets für sich reklamiere.
Wer zum Kämpfen gekommen sei, müsse das auch tun, machte Spence
kräftig Werbung in eigener Sache. Er könne "Canelo" einen verdienten
Sieg attestieren, weil der fortwährend in die Offensive gegangen sei.

Sein erklärtes Interesse, sich mit dem Mexikaner zu messen, schien bei
dessen Promoter auf fruchtbaren Boden zu fallen. Für "Canelo" wäre
Spence früher oder später eine attraktive Option, sofern er nicht zu
gefährlich wird. Saul Alvarez hatte sich in der Vergangenheit schon
den Weltergewichtler Amir Khan geholt, der ihm einen beherzten Kampf
lieferte, aber körperlich derart unterlegen war, daß ihn der Mexikaner
schließlich mit einem Volltreffer von den Beinen holen konnte. Im
Unterschied zu dem Briten weiß sich Spence aber auch im Nahkampf zu
behaupten und verfügt aus allen Distanzen über eine enorme
Schlagwirkung, die "Canelo" fürchten muß.

Arums Erwähnung des Namens Errol Spence dürfte in erster Linie der
Absicht geschuldet sein, Terence Crawford zu mehr Zuschauern bei ESPN
zu verhelfen. Auch wenn dieser Kampf möglicherweise nie zustande
kommt, könnte seine wiederholte Ankündigung doch geeignet sein, die
Fangemeinde in Spannung zu versetzen und bei Laune zu halten. Auf
diese Weise verfuhr der Promoter mit Manny Pacquiao, dessen Duell mit
Floyd Mayweather er von 2009 bis 2015 immer wieder in Aussicht
stellte. Es trug maßgeblich zur wachsenden Popularität des
Philippiners bei, von diesem Kampf so zu sprechen, als stehe er
unmittelbar bevor. Tatsächlich dauerte es jedoch sechs Jahre, bis die
beiden endlich aufeinandertrafen. Obgleich sie den Zenit ihres Könnens
überschritten hatten und Pacquiao trotz einer Verletzung antrat, die
seine Niederlage von vornherein besiegelte, spielte dieses Duell weit
mehr Geld als jedes andere in der Geschichte des Boxsports ein.

Terence Crawford steigt am 13. Oktober vor heimischem Publikum in
Omaha mit dem ebenfalls ungeschlagenen Jose Benavidez in den Ring. Da
man nicht gerade von einem herausragenden Gegner sprechen kann, folgt
dieser Auftritt dem sattsam bekannten Muster. Crawford hat sich mit
Viktor Postol, Felix Diaz, John Molina, Julius Indongo und zuletzt dem
Australier Jeff Horn gemessen, die dem durchschnittlichen
US-amerikanischen Publikum allesamt eher wenig bekannt sind. Es waren
zwar keine schwachen Gegner, aber eben auch nicht Rivalen aus der
Beletage ihrer jeweiligen Gewichtsklasse. Durchaus Errol Spence
vergleichbar, hat Crawford noch nicht gegen Kontrahenten wie Keith
Thurman, Shawn Porter, Danny Garcia, Manny Pacquiao oder Amir Khan
gekämpft, was auch in seinem Fall noch geraume Zeit dauern dürfte,
wenn es denn überhaupt dazu kommen sollte. [1]


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/09/arum-wants-errol-spence-jr-vs-terence-crawford-in-early-2019/
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/867: Wiesbaden - Opera Chaotique, Theater im Pariser Hof 28.09.2018


Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Opera Chaotique

The Alchemists of Surreal Cabaret

Ein Fest aus Surrealismus.

Datum: Fr., 28. September 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 21 / erm. 16 Euro



In einer Mischung aus Oper, Alternativ Rock, Jazz, Blues, Musical und
Erzählungen schildern Tenorman (George Tziouvaras) und Voodoo Drummer
(Chris Koutsogiannis) theatralisch- phantastische Begebenheiten, wobei
auch der kabarettistische Witz nicht zu kurz kommt. Eine ungewöhnliche
Show entsteht, in der sich berühmte Operncharaktere plötzlich auf den
Straßen von New Orleans wiederfinden.

Opera Chaotique's musikalischer Kessel enthält verschiedenste Zutaten:
Jazz Grooves und afrikanische Vibes, Arien und Punk Gesänge, zarte
Schlaflieder und barbarische Albträume. Heize diesen Trank neben
Klavier und Schlagzeug, füge ein Bündel verdrehter Erzählungen bei,
würze großzügig mit unkonventionellem Humor, ordentlich rühren, zum
Kochen bringen und genieße Opera Chaotique's absolut einzigartige
Crossover Cabaret Show.

Mit einer beeindruckenden Anzahl origineller Songs der beiden Alben
"Death of the Phantom of the Opera" und "Poems of a Dirty Old Man",
sowie mit nahezu neuen Cover-Versionen von Tom Waits bis Spike Jones,
haben Opera Chaotique die Angewohnheit die Bühnen im Sturm zu erobern.

Die Auftritte des Duos Opera Chaotique versprechen Einiges an
Bewegung, denn sie haben einen ganzen Pulk (meist) gutmütiger Geistern
an ihrer Seite, deren Geschichten sie winden, drehen und erzählen wie
postmoderne Troubadoure.

Das Publikum wird an ferne Orte und Zeiten entführt, wo einfach alles
möglich wird: selbst ein vertrauter Austausch zwischen Marquis de Sade
und Charles Bukowsky. Durchzogen von auffallend kreativen,
musikalischen Fertigkeiten und bemerkenswert phantasievoller
Erzählkunst, können Opera Chaotique's Live Auftritte nur als ein Fest
aus Surrealismus mit explosiver Musik und abartiger Theatralik
beschrieben werden.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSICAL/259: Kiel - "FrauenPowerFrauen" - Das Jukebox Musical am 25., 26. und 27.10.


FrauenPowerFrauen - Das Jukebox Musical



"I am what I am". Oder "Ich glaub', ich gehöre nur mir ganz allein".
Und "Unbeschreiblich weiblich". Songs, die nach Stolz,
Unabhängigkeit, Selbstbewusstsein klingen. Nach FrauenPower eben. Die
3 Schauspielerinnen Marie Dollenberg, Anke Pfletschinger und Dorothea
Slenczek vom Theater Die Komödianten haben's gecheckt und holen sich
aus Jukebox und Playlist das Beste zum Thema starke Frauen: Chansons,
Schlager, Kabarettsongs, Hits und Evergreens. Im Showbiz ist sowas
Männersache? Unsinn! Denn die drei FrauenPowerFrauen machen auf der
Bühne ihr eigenes Ding: einen frischen und frechen Liederabend, ein
Jukebox Musical - völlig frau und frei und live gesungen. Egal, was
Regisseur Christoph Munk dazu sagen wird.

Uraufführung + Premiere: Donnerstag, den 25.10.2018 

Weitere Termine: DO + FR + SA: 25., 26., 27. um 20 Uhr

Kartenpreise: 22 Euro, ermäßigt 12 Euro

Kartenreservierung: 

online über das Reservierungsformular auf www.komoedianten.com

telefonisch: 0431 / 55 34 01

per E-Mail: theater@komoediantentheater.de

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSIKSPIEL/145: Lübeck - "The Rocky Horror Show" am 11. und 31.10.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

The Rocky Horror Show von Richard O'Brien

By arrangement with BB Group GmbH and The Rocky Horror Company Ltd.



Das absolute Kultmusical ist zurück! Mit »The Time Warp«, »Sweet
Transvestite« und vielen anderen Hits schrieb die »Rocky Horror Show«
Musikgeschichte. Über 20 Millionen Menschen haben sich bis heute der
Faszination dieses genial-bizarren Rock'n'Roll-Märchens hingegeben.
Kein Wunder, denn die Suchtgefahr ist groß!

Eine stürmische Nacht im Nirgendwo: Das unschuldige und glücklich
verliebte Paar Brad Majors und Janet Weiss klopft nach einer
Reifenpanne an die Pforte eines abgelegenen Schlosses, um um Hilfe zu
bitten. Die Tür öffnet sich, enter at your own risk!, und es beginnt
für die beiden ein kurioser Trip in nie erahnte, phantastische
Sphären: Der diabolisch-exzentrische Wissenschaftler Dr.
Frank'n'Furter vom Planeten Transsexual präsentiert an diesem Abend
seinen eigenartigen Mitbewohnern seine größte und genialste Kreation:
das muskelbepackte Retortenwesen Rocky, das er zu seinem puren
Vergnügen erschaffen hat. Brad und Janet erleben eine Nacht, die sie
nie vergessen werden...

Regisseur Michael Wallner, der mit seinen Inszenierungen »Johnny Cash -
 Die Reise des Orpheus« und »The Black Rider« sein Talent für
bilderstarke Musikproduktionen unter Beweis gestellt hat, setzt im
bewährten Team mit Bühnenbildner Heinz Hauser und Kostümbildnerin
Tanja Liebermann ein opulentes, mitreißendes Spektakel in Szene und
präsentiert mit dem Musikalischen Leiter Willy Daum (u.a. »In der Bar
'Zum Krokodil' · Die Comedian Harmonists«, »Monty Python's Spamalot«,
»Hüsch - Wir seh'n uns wieder«) Rock vom Feinsten.

Inszenierung M. Wallner Bühne H. Hauser Kostüme T. Liebermann
Musikalische Leitung W. Daum Choreographie M. Wallner/K. Grzam

Mit S. Höhne, A. Krimmel; P. Grünig, M. Hermann, A. Hutzel, J. D.
Talinski, W. Workman Musiker J. Mishenina; U. Benterbusch, W. Daum, J.
Göring, E. Herzog, P. Imig Tänzerinnen K. Grzam, J. Jenkins, M. Daum

Wiederaufnahme 11/10, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Weiterer Termin 31/10, 20.00 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom September 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/790: Lübeck - "Othello" vom 12. bis 31. Oktober


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

 Otello

Oper von Giuseppe Verdi 

Dichtung von Arrigo Boito nach der Tragödie von William Shakespeare

In italienischer Sprache mit deutschen Übertiteln



Otello hat sich seinen Platz in der Gesellschaft hart erkämpfen
müssen. Durch seine Verdienste hat er es zu Amt und Würden gebracht,
aber in den Augen der meisten bleibt er trotzdem ein Außenseiter. Nur
seine Frau Desdemona hat Mitleid wegen allem, was er durchgemacht hat,
und liebt ihn ohne jeden Vorbehalt. Das Glück dieser absoluten Liebe
ist für Otello kaum zu fassen, doch letztlich zerbricht es an seinem
tief verwurzelten Misstrauen und dem Neid seiner Umgebung: Jago, der
Otello vernichten will, schürt dessen Argwohn und überzeugt ihn davon,
dass Desdemona ein Verhältnis mit dem jungen, aufstrebenden Cassio
hat. Rasend vor Eifersucht bringt Otello seine Frau um. Als Jagos
Intrige aufgedeckt wird und Otello seinen Irrtum erkennt, bleibt ihm
in seiner Verzweiflung nur noch Selbstmord.

Eigentlich hatte Verdi sich nach »Aida« zur Ruhe setzen wollen, doch
Arrigo Boito gab ihm seinen Entwurf zu einem Libretto nach
Shakespeares »Othello« zu lesen und drängte den Maestro immer wieder,
sich des Stoffes anzunehmen. Shakespeares Tragödie schrie geradezu
nach einer Vertonung: Das emotionsgeladene Stück hatte eine derart
erschütternde Wirkung, dass bei Aufführungen im 18. Jahrhundert, etwa
bei dem großen Schauspieler und Theaterdirektor Friedrich Ludwig
Schröder, die Männer im Publikum in Ohnmacht fielen und schwangere
Frauen niederkamen - weshalb Schröder in Hamburg den Schluss bewusst
abänderte. Boito, ebenso wie Verdi fasziniert von den Abgründen der
menschlichen Seele, die sich bei Shakespeare auftun, schuf ein
dramatisch wie psychologisch so vollendetes Libretto, dass Verdi nicht
widerstehen konnte. Insbesondere die Gestalt des nihilistischen Jago
zog ihn an, weshalb er zwischenzeitlich sogar mit dem Gedanken
spielte, die Oper »Jago« zu nennen. 1887 war es so weit: Nach
sechzehnjähriger Schaffenspause trat Verdi wieder an die
Öffentlichkeit und schrieb mit diesem Drama über Vertrauen, Hass und
zerstörerische Liebe eines der ergreifendsten Werke der
Opernliteratur.

Musikalische Leitung A. Wolf (18/10)/I. Hentschel (27/10) Inszenierung
B. R. Krieger Bühne M. Röhrbein Kostüme A. Rieck Chor J.-M. Krüger
Choreographie K. Grzam Kampfchoreographie F. Broermann

Mit M. F. Castillo, J. Grote; M. An, Y.-H. Choi/L. Kunze, J. Holl�, M.
Kalmandy (18/10)/G. Quinn (27/10), T. Konoshchenko, H. Song, M. Vlad;
Chor und Extrachor des Theater Lübeck; Kinder- und Jugendchor Vocalino
des Theater Lübeck und der Musik- und Kunstschule; Statisterie;
Philharmonisches Orchester der Hansestadt Lübeck

Wiederaufnahme 18/10, 19.30 Uhr, Großes Haus

Weitere Termine 27/10, 19.30 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom September 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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MUSIKTHEATER - OPER/789: Lübeck - "Der Freischütz" vom 12. bis 31. Oktober


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Der Freischütz

Oper von Carl Maria von Weber · Libretto von Johann Friedrich Kind



How German is it? - der Titel des Romans von Walter Abish von 1981
könnte Motto jeder Inszenierung des bis heute als deutsche
Nationaloper apostrophierten »Freischütz« von Carl Maria von Weber
sein. Der Jägerchor darin, dessen Text niemand, dessen Musik jeder
kennt, ist das Emblem der Jäger als Handlanger feudaler Herrschaft. Er
konstruiert einen Gegensatz zur Welt der Bauern, die ihrerseits nicht
nur in den Bauerntänzen der Bühnenmusik hörbar wird, sondern mit
Kilians »Schau der Herr mich an als König!« auch mit einer bis heute
bei Schützenfesten intonierten Melodie markiert ist. Zwischen diesen
Welten liegen nicht minder berühmte Arien von Agathe und Max, die es
an anrührender Innigkeit wie musikalischer Dramatik mit jeder
Verdi-Nummer aufnehmen können. Aber was zum Teufel, was zum Samiel,
hat das mit deutscher Nation zu tun? Schließlich ist hier nirgendwo -
wie bei Verdi - vom Vaterland die Rede oder vom Freiheitskampf,
stattdessen nur viel von Gott und »bösen Mächten«.

Das Geheimnis des »Freischütz« liegt vielleicht tatsächlich »nur« in
seiner musikalischen Wirkungsmacht. Weber schuf eine gültige
musikalische Beschreibung der deutsch(sprachig)en Gesellschaft der
Restauration nach 1815, die vor allem Anpassung forderte. Ideen
individueller Freiheit waren wohl ebenso ins Reich romantischer
Träumereien verbannt wie solche von Chancengleichheit und sozialer
Gerechtigkeit. Diese wie jene durften nur, durch Teufelsspuk
hervorgebracht, für Momente aufblitzen, um dann schnell wieder in den
Tiefen kollektiver Wolfsschluchten zu versinken. So ist »Angst«
vielleicht das zentrale Thema im »Freischütz«, das sich hier
merkwürdig mit dem Deutschtum verbindet...

Die Inszenierung von Jochen Biganzoli, der in Lübeck mit »Lady Macbeth
von Mzensk« und »Der ferne Klang« große Erfolge feierte, verspricht
die Frage nach dem Deutschen im »Freischütz« jedenfalls unter
größtmöglicher Beteiligung des Lübecker Publikums zur Diskussion zu
stellen - mögliche Erregung eingeschlossen.

Musikalische Leitung A. Wolf Inszenierung J. Biganzoli Bühne W.
Gutjahr Kostüme K. Weissenborn Chor J.-M. Krüger Video K. Kästner

Mit C. Austin, M. F. Castillo, A. Shin, A. Stadel, I. Tarasova; M. An,
T. Hächler, T. Konoshchenko, S. Kubach, G. Quinn; Chor und Extrachor
des Theater Lübeck; Statisterie; Philharmonisches Orchester der
Hansestadt Lübeck

Kostprobe 01/10, 18.30 Uhr, Großes Haus (Eintritt frei)

Premiere 12/10, 19.30 Uhr, Großes Haus

Weitere Termine 20/10, 31/10, jeweils 19.30 Uhr, u.a.

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom September 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1217: Lübeck - "Szenen einer Ehe" am 4. und 21. Oktober


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Szenen einer Ehe

nach dem Film von Ingmar Bergman · Deutsch von Renate Bleibtreu



Mit dem Hauptwerk eines der größten Psychologen des Weltkinos hat das
Schauspiel in der Spielzeit 2014/15 eine Reihe neu eröffnet, die den
Spielplan des Studios erstmals unter eine verbindende Klammer stellt:
Nordischer Film. 1973 gelang Ingmar Bergman mit seiner Serie von sechs
Fernsehfilmen »Szenen einer Ehe« ein veritabler Straßenfeger. Die
schonungslose Auseinandersetzung mit den unterdrückten Konflikten
eines Ehepaares ließ eine ganze Generation nicht kalt. Als Johan
seiner Frau Marianne eines Tages von einem Seitensprung berichtet,
steht plötzlich die Beziehung der beiden auf dem Prüfstand.
Anna Bergmann, die u.a. 2011 »Yerma« am Theater Lübeck inszenierte und
zwischenzeitlich mit großem Erfolg u.a. am Wiener Burgtheater
arbeitete, setzte sich erneut mit Ingmar Bergman auseinander, nachdem
ihre Inszenierung von »Herbstsonate« eine der Eröffnungspremieren der
Direktionszeit von Pit Holzwarth war.

Inszenierung/Ausstattung A. Bergmann Mitarbeit Bühne K. Faltner
Sounddesign H. Schnurpel Kampfchoreographie S. Richter

Mit S. Kießling; A. Hutzel

Wiederaufnahme 04/10, 20.00 Uhr, Junges Studio

Weiterer Termin 21/10, 18.30 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1216: Lübeck - "Das Licht im Kasten" am 4. und 18. Oktober


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

"Das Licht im Kasten" von Elfriede Jelinek



Um die Mode kreist Nobelpreisträgerin Elfriede Jelinek spitz
komödiantisch und mit der ihr eigenen Sprachhellsichtigkeit: Ihre
Worte umzingeln Sinn und Unsinn, verweisen aufeinander, werden
flüchtig und transparent für Bedeutungen, die in ihnen geschichtet
sind - wie raffinierte Kleidung. »Von wenig Dingen verstehe ich so
viel wie von Kleidern«, sehr persönlich thematisiert die Autorin in
ihrem neuen Stück »Das Licht im Kasten« Mensch und Mode. Eine
Bikini-Reklame in einem Leuchtkasten bündelt Betrachtungen über die
Erschaffung des Selbst mittels Mode, über den Preis der Einbildung,
jemand anders sein zu können und doch einmalig. Gisele Bündchen hängt
dort für H &M in einem Strandensemble in der Karibik. In diese
Lichterscheinung hinein warnt und wütet Jelinek: »Sie werden nicht neu
sein. Sie werden ja nicht einmal, was Sie schon sind, wie sollen Sie
dann eine andre werden? Ich sage es, aber ich weiß das auch nur, weil
es mir mein Verstand gesagt hat, ich bin allerdings die einzige, die
sich auf ihn verlässt, gerade reicht er mir einen Zettel herein, mein
Verstand, ich kann ja immer nur kurze Sachen auffassen, und das nicht
lang, und kurz und gut, er sagt: Sie sollen kaufen, was Sie schon
haben, nur anders, in andrer Form, mit neuem Inhalt.« Beschleunigung,
modische Schnelllebigkeit, fast fashion, Ausbeute und Nachhaltigkeit
erörtert Jelinek atemlos und kommt auf den Körper: »Die Firma hat
schon auf die Frage nach dem Menschen reagiert und ihm gesagt, sein
Körper soll doch bitte seine Unbestimmtheit aufgeben und sich endlich
für eine fixe Form entscheiden, und wir haben sogar Sonderangebote!«
Sie besinnt sich auf das Altern und die eigene Vergänglichkeit, die
sich in der ewig neuen Mode spiegeln: »Die Endlichkeit ist das
Innerste des Wesens der Mode.«

Regisseurin und Theater Rampe-Intendantin Marie Bues inszenierte nach
Kat Kaufmanns »Ich distanziere mich von allem (und jetzt gut' Nacht)«
zum zweiten Mal am Theater Lübeck, es ist auch ihre zweite
Jelinek-Inszenierung nach der Schweizer Erstaufführung von »Bambiland«
am Theater Basel 2007.

Inszenierung M. Bues Bühne I. Nauck Kostüme C. Irro Musik K. Kaufmann
Choreographie N. Liszta

Mit R. Behringer, A. Cohen, A. Mann, S. Pfennigstorf; P. Berg, J. D.
Talinski

Wiederaufnahme 04/10, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Weitere Termine 18/10, 19/10, jeweils 20.00 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 
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SCHAUSPIEL/1215: Lübeck - "Monty Python's Spamalot" am 20. und 27.10.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Monty Python's Spamalot

Ein neues Musical, liebevoll zusammengeklaut aus dem Kult-Film »Die
Ritter der Kokosnuss«, von Eric Idle und John Du Prez · Deutsch von
Daniel Große Boymann



Blutrünstige Killer-Kaninchen, fliegende Kühe, heilige Handgranaten,
singende Ritter und eine wunderschöne, kapriziöse Fee aus dem See -
Eric Idle, Monty Python-Mitglied der ersten Stunde, und John Du Prez
präsentieren in ihrem mehrfach preisgekrönten Broadway-Musical
britischen Humor »at its best«. Regisseur Malte Lachmann, der u.a.
bereits am Schauspiel Hannover mit den »Känguru-Chroniken « nach
Marc-Uwe Kling seinen Sinn für absurden Humor bewiesen hat, nimmt sich
dieses herrlich abgedrehten Nonsense an und spielt genüsslich mit
Musical-Klischees.

Wir befinden uns im mittelalterlichen England, im Jahre des Herrn 932.
Eine muntere, wild zusammengewürfelte Ritterschar um den legendären
König Artus macht sich auf den Weg den heiligen Gral zu finden. Mit
überbordender Phantasie erzählt »Spamalot« von dieser Reise ins
Unbekannte und all ihren abstrusen Hindernissen und Verirrungen, die
die Recken überwinden müssen. Auf ihrem Weg müssen sie gefährliche
Abenteuer bestehen und begegnen höchst merkwürdigen Gestalten, wie
etwa einem heimtückischen Untier von unsagbarer Grausamkeit, das sich
als flauschiger Hase mit gleichwohl mörderischen Qualitäten
herausstellt, oder auch den mehr als seltsamen Rittern vom Ni. In
typischer Monty Python-Manier stolpern die Helden aber auch geradewegs
aus der Geschichte, landen im glitzernden Las Vegas von heute und
finden sich als Figuren eines Musicals wieder. Angereichert mit vielen
Kult-Hits - wie etwa dem Song »Always look on the bright side of life«
- und -Sketchen sowie bombastisch-schrillen Parodien auf bekannte
Musical-Evergreens, begibt sich »Spamalot« auf einen lustvoll wilden
Trip voll schwarzem Humor und absurder Komik.

Inszenierung M. C. Lachmann Bühne R. Rauchbach Kostüme T. Liebermann
Musikalische Leitung W. Daum Choreographie D. Morales Pérez

Mit S. Lambrich; R. Brandt, M. Hermann, A. Hutzel, H. Sembritzki, J.
D. Talinski, J. Weichenthal, W. Workman
Tänzerinnen E. Çinar, K. Grzam, J. Jenkins, M. Daum, J. Urban
Musiker U. Benterbusch, W. Daum, J. Göring, T. Hain, E. Herzog, P.
Imig

Wiederaufnahme 20/10, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Weitere Termine 27/10, 20.00 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 
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SCHAUSPIEL/1214: Lübeck - "Ich distanziere mich von allem ..." am 11./25.10.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Ich distanziere mich von allem (und jetzt gut' Nacht)

von Kat Kaufmann

Uraufführung



Das Theater Lübeck zeigt in Kooperation mit dem Theater Rampe
Stuttgart die Uraufführung von Kat Kaufmanns Theatertexts »Ich
distanziere mich von allem (und jetzt gut' Nacht)« in der Inszenierung
von Marie Bues.

Die Schauspielerin Rachel Behringer öffnet in diesem energischen
Monolog die Innenwelt der Alina Schömburg, einer Frau, die sich aus
ihrem Alltag ins Weltgeschehen schwingt. Mit DIY-Videos zum Thema »Wie
halte ich meine Haut jung ohne Skalpell« vernetzt sie sich mit
Gestalten der Gegenwart, arbeitet von Zuhause am Bildschirm.
Sie ist immer auf Sendung: Selfies überall.
Aspekte-Literaturpreisträgerin, Komponistin und Fotografin Kat
Kaufmann schreibt rasant, wie ihre Figur zwischen Selbstinszenierung
und kosmischem Überblick und Überforderung schlingert. Zwischendurch
klingelt das Telefon: »Nein Mama, du holst Papa jetzt nicht ans
Telefon!« Die Erinnerung an das Vertraute in der eigenen Vergangenheit
schleicht sich in die befremdliche Gegenwart. Freunde und Bekannte,
alle versuchen in ihr zu leben, in Bildern und Mitteilungen. Es ist
die Rede von Freiheit, von Auflehnung gegen Normierungen aller Art und
Geschlechterzuschreibung im Besonderen. Text, Bilder und Musik
vermischen sich, innen und außen - wird alles eins live im Jetzt?
Marie Bues, Regisseurin und Intendantin des Theater Rampe, inszenierte
in der Spielzeit 2017/18 Jelineks Drama »Das Licht im Kasten«. In
dieser Spielzeit wird sie gemeinsam mit der Choreographin Nicki Liszta
die Regie der Uraufführung von Sivan Ben Yishais »DIE TONIGHT, LIVE
FOREVER oder DAS PRINZIP NOSFERATU« übernehmen.

Inszenierung M. Bues Ausstattung H. Mondschein Musik/Video K. Kaufmann

Mit R. Behringer

Wiederaufnahme 11/10, 20.00 Uhr, Junges Studio

Weiterer Termin 25/10, 20.00 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de
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POLITIK/839: Ferkelkastration - Bundesrat lehnt alle Anträge ab (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 21. September 2018

Kommentar 

Ferkelkastration - Bundesrat lehnt alle Anträge ab



Der Bundesrat hat heute alle Anträge bezüglich einer Fristverlängerung für
die betäubungslose Ferkelkastration abgelehnt. Damit bleibt es dabei, dass
männliche Ferkel ab 1.Januar 2019 nicht mehr ohne Betäubung kastriert
werden dürfen. Dies kommentiert Thomas Schröder, Präsident des Deutschen
Tierschutzbundes:

"Alle Anträge, die die Ferkelqual verlängern wollten, haben heute keine
Mehrheit erhalten. Das ist eine gute Nachricht. Jetzt aber geht der Kampf
weiter, denn der Deutsche Bundestag ist als Gesetzgeber gefordert. Die
Fraktionen im Bundestag haben das Gesetz vor fünf Jahren ordnunggemäß
beschlossen, das muss weiterhin gelten. Schmerzausschaltung ist nach Gesetz
damit weiterhin Pflicht, alles andere wäre ein Verrat am Tierschutz und ein
Verrat am Staatsziel Tierschutz.

Die heutige Ankündigung des Staatssekretärs Dr. Hermann Onko Aeikens, im
Namen der Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner, sich für eine
Verlängerung einsetzen zu wollen, ist eine Kampfansage. Der müssen die
Fraktionen im Bundestag widerstehen. Wir fordern die Bundesministerin
Klöckner auf, die Aussagen ihres Staatssekretärs nicht gelten zu lassen.
Das Gesetz gilt dagegen und das muss der Bundestag bekräftigen.

Zudem hat der Staatsekretär als Begründung für eine Fristverlängerung nur
ökonomische Interessen vorgetragen, das kann sich der Deutsche Bundestag
nicht gefallen lassen und das darf auch nicht mit Blick auf das Staatsziel
Tierschutz die Linie der Fraktionen im Bundestag sein. Kein Tier darf ohne
vernünftigen Grund leiden und wirtschaftliche Interessen sind keinesfalls
als ein solcher Grund zu akzeptieren.

Es waren jetzt Jahre genug der Vorbereitung; es ist nicht mehr die Zeit der
Verweigerung - das muss auch der Deutsche Bauernverband verstehen. Die
vielen umstellungsbereiten Schweinehalter brauchen jetzt jede
Unterstützung, um das Gesetz zu erfüllen. Alles weitere Taktieren schafft
nur noch mehr Planungsunsicherheit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 21. September 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





VÖGEL/1122: Störche in Thüringen haben Hitze gut überstanden (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 20. September 2018

Störche überstanden die Hitze gut

NABU Thüringen: Trotz hoher Temperatur und Trockenheit war 2018 ein
erfolgreiches Storchenjahr



Laut des NABU Thüringen war das Jahr 2018 ein gutes Storchenjahr.
Die Zahl der brütenden Weißstorchenpaare erhöhte sich gegenüber dem
Vorjahr von 50 auf 61. Allerdings hat der Weißstorch im Freistaat im
Gegensatz zu allen anderen deutschen Bundesländern eine geringere
Siedlungsdichte.


Jena - Viele der heimischen Tiere hatten 2018 unter den ungewöhnlich
hohen Temperaturen und der langanhaltenden Trockenheit zu leiden. Die
Weißstörche in Thüringen schienen mit diesen Bedingungen jedoch gut
zurechtzukommen, denn sie sind bei ihrer Nahrungssuche nicht sehr
wählerisch und können auf verschiedene Nahrungstiere ausweichen. "Uns
liegen fast alle Brutergebnisse aus diesem Jahr vor und wir können
sagen, es war ein erfolgreiches Storchenjahr", freut sich Klaus
Schmidt, Storchenexperte beim NABU in Thüringen. "Die Zahl der
Brutpaare erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr von 50 auf 61, den
höchsten Wert seit es Aufzeichnungen über Störche gibt."

Nahrungsuntersuchungen von unverdauten Nahrungsresten, sogenannten
Gewöllen, zeigten nach ersten Analysen in 2018, dass die Störche sich
in der Werraniederung überwiegend von Laufkäfern und Heuschrecken
ernährt hatten. Grasfrösche, die einst die Hauptnahrung darstellten,
gibt es auf den weiträumigen Wirtschaftswiesen leider kaum noch.

Laut NABU Thüringen hat sich der Weißstorchbestand in Thüringen in den
letzten 9 Jahren verdoppelt. Während sich in der Werraaue in
Südwestthüringen der Bestand von 26 auf 31 erhöhte, gab es in
Ostthüringen kaum eine Zunahme. Erfreut zeigt sich Klaus Schmidt über
das gute Brutergebnis aus dem Kyffhäuserkeis. Dort haben 7 Paare
insgesamt 21 Junge aufzogen. "Dies entspricht einem Durchschnitt von 3
Jungen je Nest. Im Vergleich zur Werraaue mit nur 2 Jungen ist dies
sehr gut."

Trotz dieses guten Ergebnisses geben die Naturschützer aber keine
Entwarnung. "Der Weißstorch hat in unserem Freistaat die geringste
Siedlungsdichte aller deutschen Bundesländer. Die höchste Dichte
besitzt das Land Brandenburg mit rund 1.400 Storchenpaaren. Thüringen
besitzt von seiner Naturausstattung nur in wenigen Flussauen für
Störche ideale Lebensräume", erklärt Klaus Schmidt.

Mit der Zunahme der Störche mehrten sich aber auch deren Unfälle und
Verluste. Mehrere Bruten sind gescheitert, weil ein Partner ausfiel.
Horstkämpfe führten oft zu schweren Verletzungen oder Todesfällen. "In
Mechterstädt wurde bei Kämpfen mit fremden Störchen beispielswiese ein
Jungstorch so stark verletzt, dass er in menschliche Pflege genommen
werden musste", berichtet der Storchenexperte. "Dank ehrenamtlichen
Helfern und der Feuerwehr konnte der flügge Jungstorch nach seinem
Heilungsprozess in ein geeignetes anderes Nest mit Pflegeeltern
eingesetzt werden."

Hintergrund

Für den Fortbestand einer Population spielen die Anzahl der erbrüteten
Jungvögel sowie ihre Überlebensrate während der Nestlingszeit und nach
dem Ausfliegen eine große Rolle. Dabei kann der Bruterfolg von Jahr zu
Jahr deutlich schwanken oder auch naturräumlich sehr unterschiedlich
ausfallen. Ganz entscheidend sind dabei die Witterung zur
Nestlingszeit sowie die erreichbare tierische Nahrungsmenge in den
Wiesen, Weiden und Feuchtgebieten. Ackerflächen spielen heute leider
eine untergeordnete Rolle, da großflächige Raps-, Mais- und
Getreidefelder im Sommerhalbjahr kaum für die Nahrungssuche geeignet
sind. Ein Schwerpunkt des Weißstorchschutzes ist deshalb der Erhalt
und die ökologische Aufwertung des Grünlandes. Der Naturschutzbund
NABU und mehrere Storchenfreunde haben in den letzten Jahren durch die
Neuschaffung von zahlreichen Nisthilfen die Ansiedlung der Adebare
gefördert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 20.09.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





BILDUNG/566: Flasbarth tritt in die Pedale im "KlimaAktionsKino" (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 21. September 2018

Flasbarth tritt in die Pedale im "KlimaAktionsKino"



Der Staatssekretär im Bundesumweltministerium Jochen Flasbarth
eröffnet heute in Berlin eine Filmvorführung des KlimaAktionsKinos
(KLAK). Ein Zurücklehnen in weiche Kinosessel gibt es hier nicht - im
KLAK muss für den Filmgenuss ordentlich gestrampelt werden: Der Strom
für die Vorführung wird durch 10 Fahrräder mit Generatoren erzeugt.

"Für den Klimaschutz brauchen wir neben der Energiewende eine
Verkehrswende hin zu einer nachhaltigen Mobilität - das Fahrrad muss
dabei ganz vorne mitfahren", so Jochen Flasbarth, Staatssekretär im
Bundesumweltministerium bei der Eröffnung der Filmvorführung. "Das
KLAK-KlimaAktionsKino zeigt auf originelle Weise, was mit Fahrrädern
alles möglich ist. Es steht für die Tatsache, dass das Fahrrad auf dem
Vormarsch ist."

Das KlimaAktionsKino (KLAK) zeigt heute elf Kurzfilme, in denen es um
den Klimaschutz geht. Die Filme entspringen einem
Drehbuch-Ideenwettbewerb und wurden von Jugendlichen in Kooperation
mit der Filmuniversität Babelsberg und Fachleuten aus der Film- und
Medienbranche produziert. Von animierten Spots über Trickfilme, vom
Märchendrama hin zum Dokumentarfilm ist alles dabei. Das Fahrradkino
tourte damit durch 15 Städte bundesweit und kommt nun zum Abschluss
der Tour nach Berlin.

KLAK ist ein Bildungsprojekt, das darauf abzielt, Jugendliche für
Klimaschutz und nachhaltige Mobilität zu gewinnen Es wird im Rahmen
der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) durch das
Bundesumweltministerium gefördert und vom Unabhängigen Institut für
Umweltfragen (UfU e.V.) in Kooperation mit Solare Zukunft e.V. aus
Frei-burg durchgeführt. Die Vorführung ist Teil der Aktionswoche der
NKI aus Anlass ihres zehnjährigen Bestehens. Allein in der
Aktionswoche vom 17. bis 23. September 2018 werden rund 100 Projekte
vorgestellt, eines davon das KlimaAktionsKino KLAK.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 183/18, 21.09.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)
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GENTECHNIK/023: Gene-Drive-Moskitos - Mit Gentechnik natürliche Populationen verändern (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 17. September 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Gene-Drive-Moskitos: Mit Gentechnik natürliche Populationen
verändern

Neues Testbiotech-Video



Ein neues Video von Testbiotech klärt über sogenannte 'Gene Drives'
auf. Mithilfe dieser Gentechnik sollen natürliche Populationen
verändert werden. Dazu werden Organismen so in ihren Genen
manipuliert, dass sich der Prozess der gentechnischen Veränderung in
jeder Generation von selbst wiederholt. So sollen sich die veränderten
Gene möglichst rasch ausbreiten. Im Resultat sollen natürliche
Populationen so ersetzt oder sogar ausgerottet werden. In diesem
Zusammenhang kommt der Gen-Schere CRISPR/Cas eine entscheidende Rolle
zu.

Bei der Anwendung von Gene Drives werden also nicht nur genetische
Eigenschaften, sondern auch die Mechanismen der Vererbung verändert.
Der Prozess der gentechnischen Manipulation wird nicht mehr im Labor
durchgeführt. Er wird zu einem sich selbst organisierenden Vorgang
gemacht, der zwar vom Menschen angestoßen wird, sich dann aber ohne
menschliche Kontrolle in der Umwelt vollzieht. Das bedingt eine ganz
neue Dimension von Risiken.

Die Vorbereitungen für Gene-Drive-Freisetzungen sind bereits in vollem
Gange: Die nationale Behörde für Biosicherheit in Burkina Faso hat im
August 2018 die Freisetzung von bis zu 10.000 gentechnisch veränderten
Moskitos im Rahmen des Projekts 'Target Malaria' genehmigt. Es wird
die erste Freisetzung gentechnisch veränderter Tiere in Afrika sein.
Die Moskitos sind jedoch noch nicht mit einem Gene Drive ausgestattet
- und sollen nach Angaben der Projektleiter auch nicht in der Umwelt
überleben. Vielmehr gehe es zunächst darum, die Akzeptanz solcher
Forschung bei Behörden und der lokalen Bevölkerung zu fördern.

Das Thema Gene Drive ist derzeit auch ein Thema für die Politik: In
Deutschland wird über gesetzliche Vorschriften für Laboratorien
diskutiert, in denen mit Gene-Drive-Organismen experimentiert wird. Im
November werden die Vertragsstaaten des Übereinkommens über die
biologische Vielfalt (CBD) über dieses Thema beraten.

Das Video beschreibt ein mögliches Zukunftsszenario einer Freisetzung
von Gene-Drive-Mücken, die in der Umwelt überdauern können. Dabei
werden fiktionale Inhalte von den bekannten Fakten getrennt
dargestellt. Im Clip werden Mücken gentechnisch manipuliert, damit sie
keine Malaria mehr übertragen können. Das Ziel: Die natürlichen
Moskito-Populationen, die die Malaria-Krankheit übertragen, durch
gentechnisch veränderte Moskitos zu ersetzen.

Das Beispiel berührt komplexe ethische Fragestellungen. Die Bekämpfung
der Malaria-Krankheit ist ein drängendes Problem. Doch eine
unkontrollierte Freisetzung von Gene-Drive-Mücken wirft erhebliche
Risiken und somit auch ethische Fragen nach unserer Verantwortung für
kommende Generationen auf. Dieses Dilemma versucht das Video auf
spielerische Art und Weise anschaulich zu machen.

Auf ähnliche Weise hat sich Testbiotech bereits in einem
vorangegangenen Videoclip mit dem Thema neue Gentechnik und der
Gen-Schere CRISPR am Beispiel eines nicht bräunenden Pilzes befasst.



Weitere Informationen: 

Videoclip

http://www.testbiotech.org/gentechnik-grenzen/videos

Fragen & Antworten zum Videoclip

http://www.testbiotech.org/content/neue-gentechnik-gene-drive-moskitos-testbiotech-hintergrund-17-9-2018

Basistext - Gene Drive

http://www.testbiotech.org/gentechnik-grenzen/gene-drive/basistext

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 17.09.2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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MASSNAHMEN/251: Kommunen bei Extremwetterlagen nicht allein im Regen stehen lassen (idw)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 20.09.2018

DBU-Appell: 

Kommunen bei Extremwetterlagen nicht allein im Regen stehen
lassen

Generalsekretär Bonde mahnt nach Jahrhundertsommer deutlichere
Klimaanpassungsaktivitäten an



Osnabrück. "Jede Stadt, jede Gemeinde in Deutschland muss sich auf den
Schutz vor Extremwetterereignissen einstellen, um Schäden zu
minimieren. Aber das kostet Geld, und die Kommunen dürfen als letztes
Glied der Kette nicht auf den Problemen sitzen bleiben. Sie brauchen
Unterstützung der Länder, um sich auf die Klimafolgen einstellen zu
können und dann auch vor allem handeln zu können. Vieles ist bereits
in Bewegung, aber es muss noch mehr passieren." - Diesen Appell
richtete heute Alexander Bonde, Generalsekretär der Deutschen
Bundesstiftung Umwelt (DBU), an Bundesländer und Kommunen. Nach dem zu
Ende gehenden Jahrhundertsommer, der schon im April begann, sei
zumindest eines klar, so Bonde: "Extremwetterlagen werden nicht mehr
so die Ausnahme sein wie früher. Das gilt für extreme Hitzelagen wie
für lokal auftretende Starkregenereignisse. Es gibt Strategien, aber
die müssen auch ergriffen werden."

besondere Kinder, ältere oder kranke Menschen gesundheitlich
beeinträchtigt"

Klimaerwärmung, versiegelte Flächen und Abwärme von Heizungen,
Industrie und Verkehr heizten Städte immer stärker auf, nachts kühlten
sie kaum noch ab, sagt Bonde. In dicht bebauten Gebieten könnten
regelrechte Hitzeinseln entstehen. Bonde: "Insbesondere Kinder, ältere
oder kranke Menschen werden dadurch gesundheitlich beeinträchtigt."
Zunehmende Extremwetterereignisse mit langen Hitzeperioden und
Starkniederschlägen hätten in den letzten Jahren in zahlreichen
Städten bereits erhebliche Schäden verursacht und viele Menschen in
Gefahr gebracht. Zudem potenzierten der hohe Versiegelungsgrad, die
dichte Bebauung und noch zunehmende Verdichtungsgrade das Auftreten
von urbanen Überflutungen, Hitzestaus und Trockenheit.

undbarkeit städtischer Infrastruktur gegenüber Hitze und extremen
Niederschlägen verringern

Es "wird und muss" künftig darum gehen, vorbeugende Maßnahmen in
Neubau und Bestand zu ergreifen, so Bonde. Erforderlich sei eine
Stadtentwicklung, die die Verwundbarkeit städtischer Infrastruktur
gegenüber Hitze und extremen Niederschlägen verringern könne. Der
Transfer dieser Erkenntnis in das öffentliche Bewusstsein und damit
hin zur flächendeckenden Umsetzung geeigneter integrierter
Systemlösungen sei von besonderer Bedeutung. Bonde: "Klimaanpassung
ist eine kommunale Gemeinschaftsaufgabe, die auf der Zusammenarbeit
verschiedener städtischer Akteure fußt. Wenn sich Kommunen sicher
fühlen, weil Starkregenereignisse bisher noch nicht eingetreten sind,
trügt der Schein. Das darf das Umsetzen von Handlungskonzepten und
Vorsorgemaßnahmen aus Sicht einiger kommunaler Verwaltungen nicht
schwierig bis unmöglich machen. Das Ausweiten bestehender und die
Auflage neuer Förderprogramme auf Bundes-und Landesebene ist dringend
notwendig, um Kommunen die erforderliche Finanzierung personeller
Ressourcen und Investitionen zu ermöglichen und Überflutungsvorsorge
als Klimaanpassungsaktivität in die Breite zu tragen. Auch Gesetze,
Verordnungen und technisches Regelwerk bedürfen dringend einer
stärkeren Berücksichtigung von Überflutungsvorsorge und einer
Anpassung an den veränderten Handlungsdruck durch die Zunahme von
Starkregenereignissen."

Dachbegrünungen: positive Auswirkungen auf Umwelt, Natur,
Gesundheit und Wohlbefinden der Menschen

Die DBU habe zahlreiche innovative und umweltentlastende
Modellprojekte gefördert, die hier einen wesentlichen Beitrag
leisteten. Flachdächer, geneigte Dächer und insbesondere begrünte
Fassaden (Feinstaubbindung) etwa hätten positive Auswirkungen auf
Umwelt, Natur, Gesundheit und Wohlbefinden der Menschen und könnten
stadtökologische Probleme und Auswirkungen des Klimawandels wie
Starkregenereignisse oder Hitzeperioden entschärfen. Sie verbesserten
das Mikroklima in den Städten, weil durch den Verdunstungseffekt die
Umgebung abkühle und zudem Kohlenstoff gebunden werde. Begrünte Dächer
hätten neben ökonomischen auch viele stadtökologische Vorteile für die
natürlichen Schutzgüter Klima, Luft, Wasser, Boden,
Artenvielfalt/Biodiversität und Landschaftsbild. Ebenso trügen
schattenspendende Großbäume in den Städten zur angenehmen Abkühlung
von Straßenzügen bei.

Je nach Statik und Geldbeutel begrünte Dachfläche vielfältig
nutzbar 

Ein weiterer Vorteil: Wasserrückhalt. Regenwasser werde von der
Substratschicht gespeichert und von den Pflanzen verdunstet. Das
übrige Wasser gelange vom Dach erst mit zeitlicher Verzögerung in
Kanalsysteme und Kläranlagen. Bonde: "Das verhindert bei Starkregen
überflutete Keller und Straßen. Dickere Substratschichten und dichtere
Bepflanzungen schützten im Haus vor sommerlicher Hitze. Begrünte
Dächer bauen als natürliche Klimaanlagen die eingestrahlte Energie
durch Anfeuchten der trockenen heißen Luft wieder ab." Je nach Statik
und Geldbeutel könne die begrünte Dachfläche vielfältig genutzt
werden: von einem pflegeleichten extensiven Gründach mit Trocken- und
Halbtrockenrasen und anspruchslosen Pflanzen bis zu erholsamen
Dachgärten mit Dach-Cafés, Freizeit- und Sportflächen. Gründächer
filterten jährlich bis zu 0,2 Kilogramm Staub und Schadstoffpartikel
wie Stickoxide, Kohlenmonoxid und Feinstaub pro Quadratmeter aus der
Luft.

Aus Vogelperspektive potenzielle Vegetationsflächen auf Dächern
identifiziert

Um die Verbreitung begrünter Dächer in Deutschland weiter
voranzutreiben und städtischen Fachbehörden Informationen zur
Unterstützung der Gründach-Politik zu geben, habe die DBU einen
"Leitfaden Dachbegrünung für Kommunen" des Deutschen
Dachgärtner-Verbandes (DDV) gefördert. Er informiert über Nutzen,
Praxisbeispiele und Fördermöglichkeiten. In einem anderen DBU-Projekt
habe der DDV mit Partnerstädten und dem Deutschen Zentrum für Luft-
und Raumfahrt (DLR) eine Methodik entwickelt, mit der aus der
Vogelperspektive bereits vorhandene und potenzielle Vegetationsflächen
auf Dächern identifiziert und inventarisiert werden können.

Entscheidungshilfen zur Planung von Abwehrmaßnahmen liefern

Auch in der kommunalen Überflutungsvorsorge habe sich die DBU über
verschiedene Projekte engagiert. Die virtualcitySystems GmbH aus
Grafing entwickelt ein neues dreidimensionales Simulationsverfahren
als praxistaugliches Werkzeug, um besseres Hochwassermanagement in
Kommunen zu ermöglichen. Es soll vor einem Starkregenereignis
detaillierte Szenarien berechnen, die an den tatsächlichen Ablauf
anpassen, innerhalb kurzer Zeit Entscheidungshilfen zur Planung von
Abwehrmaßnahmen liefern und neues Wissen für zukünftige Prognosen
berücksichtigen.

Ausreichend große Rückhaltflächen für Extremniederschläge
schaffen

Das interdisziplinäre Modellprojekt "MURIEL" (Multifunktionale urbane
Retentionsräume: von der Idee zur Realisierung) des Planungsbüros MUST
Städtebau (Köln) und weiterer Partner wolle Kommunen für die Vorsorge
gegen Sturzfluten fit machen und ausgewählte kommunale Verkehrs- und
Freiflächen multifunktional für gezielte Überflutungen ausrichten und
gestalten. Dazu gehörten vor allem frühzeitige Anpassungsmaßnahmen.
Eine Möglichkeit sei, ausreichend große Rückhaltflächen für
Extremniederschläge zu schaffen. An dem Projekt waren die drei
Beispielkommunen Karlsruhe, Köln und Wesseling beteiligt.

Stadtgebietsweites Auskunftssystem für interkommunalen Austausch


Im Rahmen der "KLimaAnpassungsStrategie Extreme Regenereignisse"
(KLAS) habe die Stadt Bremen Ansätze zum verbesserten Umgang mit der
Überflutungssituation als auch zur Institutionalisierung einer wasser-
und klimasensiblen Stadtentwicklung bei öffentlichen Planungsverfahren
erarbeitet. Sowohl die Stadtentwässerung als auch die Stadt-, Straßen-
und Freiraumplanung benötigten für die zielgerichtete wassersensible
Maßnahmenplanung aussagekräftige, stadtgebietsweite Informationen zu
den Auswirkungen extremer Regenereignisse an der Oberfläche. Die Dr.
Pecher AG (Erkrath) habe in einem Kooperationsvorhaben neue
Instrumente für ein vereinfachtes, stadtgebietsweites Auskunftssystem
mit dem Ziel entwickelt, sie für den interkommunalen Austausch und die
breit angelegte Öffentlichkeitsarbeit einzusetzen.

AquaWand in 15 Minuten aufgebaut

Während der natürliche Hochwasserschutz Überflutungen von vornherein
verhindern soll, muss im akuten Fall von Hochwasser weiterhin auf
technischen Hochwasserschutz zurückgegriffen werden. Mit der
sogenannten AquaWand habe das kleine Start up-Unternehmen Aquaburg aus
Münster mit Unterstützung der DBU einen intelligenten Objektschutz
entwickelt, der innerhalb von 15 Minuten aufgebaut werden könne. Eine
gegen Hochwasser und Treibgut sehr widerstandsfähige Schutzwand aus
Kunststoffplane und Stahlseilnetz werde an den kritischen Stellen
praktisch unsichtbar unter einer Abdeckung in einer Bodenrinne
installiert. Im Falle eines drohenden Hochwassers könne die
Konstruktion ohne Transportlogistik schnell und sicher aufgestellt
werden. Weitere Vorteile dieser Schutzwand sind ihre Anerkennung durch
Schadensversicherungsgesellschaften und ein geringer Wartungsaufwand.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dbu.de/123artikel37888_2362.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news702504

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution997

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 20.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/616: Wir sind viele - und werden immer mehr (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - 19. September 2018

Wir sind viele - und werden immer mehr



Die Klima-Allianz Deutschland kann sich über acht neue
Mitgliedsorganisationen freuen. Die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) gehört dazu ebenso wie das Forum
Fairer Handel, die Arbeitsgemeinschaft Eine Welt, die Environmental
Justice Foundation, das Umweltinstitut München und die Deutsche
Allianz Klimawandel und Gesundheit. Mit dem Diözesanrat der Katholiken
im Bistum Hildesheim und dem Katholikenrat der Region Düren kommen
zwei weitere kirchliche Laiengremien hinzu. Bei einem Mitgliederplenum
in Berlin wurden die Aufnahmeanträge der acht Organisationen am
Dienstag mehrheitlich bestätigt. Die Mitglieder verabschiedeten
außerdem das Strategiepapier "Wir bündeln Energie - Gemeinsam in eine
klimagerechte Zukunft", mit dem die Klima-Allianz Deutschland sich für
die politische Arbeit bis 2022 aufstellt. Zentrales Element der
Strategie sind fünfzehn Forderungen an die Bundesregierung, die dem
übergeordneten Ziel dienen, die globale Erhitzung gemäß dem Pariser
Klimaabkommen zu begrenzen. Diese Forderungen sind im Papier "Endlich
handeln: Klimaschutzversprechen national umsetzen" ausführlich
erläutert.

Frank Bsirske, Vorsitzender der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di), erklärt: "Wir wollen in der Klima-Allianz Deutschland daran
mitwirken, dass Deutschland seine Klimaziele erreicht. Die
Klimabedrohung zwingt uns zum Handeln. Es gibt Ziele, die erreicht man
nur als Mitglied einer Organisation. Das gilt für die Beschäftigten,
die wir vertreten, ebenso wie für uns als Gewerkschaft."

"Wir sind viele - und werden immer mehr", sagt Dr. Christiane
Averbeck, Geschäftsführerin der Klima-Allianz Deutschland. "Ich finde
es toll, mit welchem Schwung ganz unterschiedliche Organisationen aus
allen Bereichen der Gesellschaft sich dafür einsetzen, dass wir im
Klimaschutz endlich handeln. Mit ver.di wirkt nun die zweitgrößte
Gewerkschaft Deutschlands in einem gesamtgesellschaftlichen Bündnis
daran mit, den Klimaschutz stärker in die Politik zu tragen. Wir
freuen uns darauf, fortan gemeinsam Positionen zu entwickeln und
Einfluss zu nehmen."

Damit zählt das zivilgesellschaftliche Bündnis nun insgesamt 123
Mitgliedsorganisationen, die zusammen rund 25 Millionen Menschen
repräsentieren. Trotz ihrer ganz unterschiedlichen Themenschwerpunkte
setzen die Mitglieder der Klima-Allianz Deutschland sich gemeinsam für
ambitionierten Klimaschutz und eine erfolgreiche Energiewende ein und
zeigen damit, dass Klimaschutz ein Anliegen aus der Mitte der
Gesellschaft ist.



Die Klima-Allianz Deutschland  
ist das breite gesellschaftliche Bündnis für den Klimaschutz. Mit
ihren 115 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen Umwelt, Kirche,
Entwicklung, Bildung, Kultur, Verbraucherschutz, Jugend und
Gewerkschaften setzt sie sich für eine ambitionierte Klimapolitik und
eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler, nationaler, europäischer
und internationaler Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen
repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.09.2018

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin

Tel.: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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VERKEHR/1150: Wie muss sich die PKW-Flotte entwickeln, um den Klimawandel zu begrenzen? (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - Presse-Information
vom 20. September 2018

DLR-Studie für Greenpeace: 

Wie muss sich die PKW-Flotte entwickeln, um den Klimawandel zu
begrenzen?



In einer von Greenpeace beauftragten Studie haben Forscher des
Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) untersucht, wie sich
die europäische Autoflotte entwickeln muss, damit das Ziel des Pariser
Klimaabkommens, die globale Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu
begrenzen, noch erreicht werden kann.

Ein Ziel - zwei Szenarien

Die Wissenschaftler vom DLR-Institut für Fahrzeugkonzepte in Stuttgart
haben dazu zwei Szenarien aufgestellt: Das erste Szenario beschreibt,
welche Entwicklungen hinsichtlich PKW-Flotte und PKW-Markt notwendig
sind, um die globale Erwärmung mit einer Wahrscheinlichkeit von 50
Prozent unter der Marke von 1,5 Grad Celsius zu halten. Das zweite
Szenario setzt eine Wahrscheinlichkeit von 66 Prozent zum Ziel. Beide
Szenarien basieren auf Zahlen des Intergovernmental Panel on Climate
Change (IPCC, Weltklimarat).

In beiden Szenarien gehen die Forscher von einem theoretisch
verbleibenden CO2-Budget aus, das sie auf Basis des derzeitigen
Ausstoßes für den Transportsektor berechnet und auf den privaten
Mobilitätssektor heruntergebrochen haben. Für die 28 Staaten der
Europäischen Union zuzüglich der Schweiz und Norwegen (EU28+2) bleibt
ein noch auszustoßendes CO2-Budget von 6,0 Gigatonnen im
50-Prozent-Szenario beziehungsweise von 3,6 Gigatonnen im
66-Prozent-Szenario.

DLR-Software VECTOR21 für umfangreiche Szenarioanalyse

"Mit Hilfe der am DLR entwickelten Simulationssoftware VECTOR21 können
wir beschreiben, wie sich der Automarkt entwickeln muss, um bestimmte
Ziele zu erreichen. In unserer aktuellen Studie ist das die
Wahrscheinlichkeit, mit der die globale Erwärmung unter der
1,5-Grad-Marke bleibt", beschreibt DLR-Forscher Bent van den Adel, der
die Studie federführend betreut hat.

Das 50-Prozent-Szenario ist der Studie zufolge noch realisierbar unter
der Annahme, dass ab dem Jahr 2030 keine PKW mit reinem Benzin- oder
Dieselantrieb und ab 2037 auch keine Hybridfahrzeuge mit
Verbrennungsmotor mehr verkauft werden. Der Bestand an konventionellen
Antrieben geht also kontinuierlich zurück und im Jahr 2050 fahren bis
auf wenige Hybridfahrzeuge nur noch alternativ angetriebene PKW auf
den Straßen Europas.

Im Gegensatz dazu lässt sich das 66-Prozent-Szenario nicht
realisieren, das notwendige CO2-Budget wird überschritten - trotz sehr
progressiver Annahmen zur Entwicklung der PKW-Flotte: Die letzten
Neuwagen mit Diesel- und Benzinantrieb werden bereits im Jahr 2025
verkauft. Ab 2030 sind nur noch emissionsfrei fahrende Autos auf dem
Markt. Der Bestand an Fahrzeugen mit konventionellem Antrieb geht
drastisch zurück und fällt bis 2045 auf null.

Fazit: Dringender, zeitnaher Handlungsbedarf

"Beide Szenarien machen die zeitliche Brisanz des Themas deutlich und
die Notwendigkeit, alle verfügbaren Handlungsoptionen möglichst
schnell in Betracht zu ziehen und umzusetzen", fasst van den Adel
zusammen. Entwickelt sich die PKW-Flotte in Europa hingegen weiterhin
so wie bisher, könnte das von den DLR-Wissenschaftlern im
50-Prozent-Szenario angenommene restliche CO2-Budget schon innerhalb
von zehn Jahren verbraucht sein, das im 66-Prozent-Szenario bereits
innerhalb von fünf Jahren.

Zugrundeliegende Annahmen der Studie

Für beide Szenarien haben die DLR-Forscher angenommen, dass keine
CO2-armen Kraftstoffe zur Verfügung stehen und alle
fahrzeugtechnischen Potenziale bis an die Grenze ausgereizt werden, um
CO2 einzusparen. Biomasse- und strombasierte Kraftstoffe sowie die
mögliche Entlastung des Verkehrsbereichs durch CO2-Einsparungen in
anderen Sektoren flossen nicht in die Betrachtung ein. Die Forscher
gingen davon aus, dass das Auto weiterhin eine wichtige Rolle in der
privaten Mobilität spielen wird, verhaltensbezogene Maßnahmen waren
jedoch nicht Bestandteil der Analyse.




http://twitter.com/DLR_de

http://facebook.com/DLRde

http://youtube.com/dlrde

Die Pressemitteilung mit Bild finden Sie unter: 

https://www.dlr.de/dlr/desktopdefault.aspx/tabid-10122/333_read-29854/year-all

 * 

Quelle:

DLR-Presse-Information, 20.09.2018
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Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)
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EUROPA/622: EU-Energierat mit Winterpaket und Strommarkt befasst (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 20.09.2018 / Klima & Energie

EU-Energierat mit Winterpaket und Strommarkt befasst



Laut Nachrichtendienst ENDS will Österreich die ausstehenden
Gesetzgebungsverfahren des EU-Winterpakets bis Ende dieses Jahres
abschließen, darunter auch die umstrittene Neuregelung des
Strombinnenmarktes.

Die österreichische Umweltministerin Elisabeth Köstinger erklärte den
Abschluss des Winterpakets zur Priorität der österreichischen
Ratspräsidentschaft. Eine wichtige, noch nicht beschlossene
Gesetzesinitiative bezieht sich auf das Strommarktdesign. Äußerst
kontrovers hierbei ist die Neuregelung für Kapazitätsmechanismen von
konventionellen Kraftwerken. Das EU-Parlament und der Ministerrat
streiten darüber, ob Kraftwerke mit einem CO2-Ausstoß von mehr als 550
Gramm pro Kilowattstunde von den Kapazitätsmechanismen ausgeschlossen
werden sollen.

Das Nachrichtenportal Energate berichtete am Dienstag, dass die
EU-Mitgliedstaaten auf dem informellen Energierat in Linz eingesehen
hätten, dass Kapazitätsmärkte nur als letztes Mittel zur Gewährung der
Versorgungssicherheit eingesetzt werden dürften. Auch seien die
EU-Länder mit einer europaweiten Angemessenheitsbewertung der
Kapazitätsreserven mit EU-einheitlicher Methodologie einverstanden. So
erklärte es EU-Klimakommissar Miguel Arias Cañete am Ende des
Treffens.

ENDS informierte darüber hinaus über ein internes Papier des
europäischen Wirtschaftsverbandes BusinessEurope, in dem anscheinend
verschiedene taktische Ansätze diskutiert werden, um höhere EU-Klima-
und Energieziele 2030 zu torpedieren. Um gegen die Ambitionssteigerung
vorzugehen, die durch Ca´nete bereits mehrfach ins Gespräch gebracht
worden ist, könne man "die üblichen Argumente der weltweiten gleichen
Wettbewerbsbedingungen heranziehen. Und man könne nicht das
klimaschädliche Verhalten anderer kompensieren." Außerdem sieht der
Lobbyverband in Bundeskanzlerin Angela Merkel eine mächtige
Verbündete. Kürzlich hatte sie in einem Interview das Anheben des
2030-Klimaziels der EU angezweifelt. [aw]



ENDS (kostenpflichtig) zum Winterpaket 

https://www.endseurope.com/article/53776/clean-energy-package-due-to-be-finalised-by-end-of-year

ENDS (kostenpflichtig) zu BusinessEurope 

https://www.endseurope.com/article/53774/leak-reveals-business-lobby-strategy-to-limit-climate-action

BusinessEurope Memo 

https://assets.documentcloud.org/documents/4900922/BusinessEurope-memo-on-EU-climate-ambition.pdf

Energate Messenger (kostenpflichtig) 

https://www.energate-messenger.de/news/186154/eu-staaten-bei-kapazitaetsmechanismen-kompromissbereit

 * 
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EUROPA/621: Mitgliedstaaten bremsen bei Kreislaufwirtschaft (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 20.09.2018 / Abfall

Mitgliedstaaten bremsen bei Kreislaufwirtschaft



Deutschland und weitere EU-Mitgliedstaaten blockieren die Einführung
von Reparaturstandards in die Ökodesign-Richtlinie. Das belegen
Recherchen, die das Europäische Umweltbüro (EEB) und die Organisation
Ecostandard (Ecos) am Montag veröffentlichten.

Die Umweltorganisationen fordern die Mitgliedstaaten auf, sich für
eine Erweiterung der Ökodesign-Anforderungen für verschiedene
Produktgruppen auszusprechen. Eine entsprechende Abstimmung findet
Ende des Jahres statt (siehe EU-Umweltnews vom 19.07. [1]). Nach
Angaben von EEB und Ecos, die die Verhandlungspositionen der
Mitgliedstaaten während der letzten Monate analysierten, lehnen
Deutschland, Großbritannien und Italien die Erweiterung ab. Portugal,
die Niederlande, Belgien und Schweden unterstützen den Vorschlag. Die
restlichen Länder stehen der Entscheidung entweder neutral gegenüber
oder haben sich bisher nicht dazu geäußert.

Die EU-Kommission hatte die Standards vorgeschlagen, um die Reparatur
von Produkten im Sinne einer europäischen Kreislaufwirtschaft zu
fördern. Sie sehen vor, dass Hersteller Ersatzteile, Diagnosetools und
Informationen über die Produkte an unabhängige Reparateure und die
Verbraucher*innen zur Verfügung stellen müssen. Produkte sollen zudem
nicht nur einfacher repariert, sondern auch recycelt werden können.

Chloé Fayole (Ecos) kann die Haltung der Mitgliedstaaten nicht
nachvollziehen: "Das wäre ein großer Sieg für Konsument*innen [...]
und die Umwelt. Es ist schwer zu glauben, dass jemand tatsächlich
gegen solche Verbesserungen in unserem Alltag stimmen könnte." Sie
stellt fest: "Wenn sich nichts ändert, werden die ambitionierten
Vorschläge aus den Gesetzestexten verschwinden. Europa hat das
Potential viel zu erreichen, aber schafft es nicht ohne die nationalen
Regierungen."

Im Rahmen einer europaweiten Kampagne für ein "Recht auf Reparatur"
läuft derzeit eine Petition, die sich für die Einführung von
Reparaturstandards in die EU-Ökodesign-Richtlinie einsetzt. [km]



Artikel Metamag

https://metamag.org/2018/09/20/e-waste-eu-governments-set-to-oppose-standards-to-facilitate-repair-and-recycling-ngos-reveal/

Pressemitteilung Ecostandard

http://ecostandard.org/circular-economy-brussels-wont-do-it-alone/

Petition für die Einführung von Reparaturstandards

https://weact.campact.de/petitions/recht-auf-reparatur

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-klima-energie/stromeinsparungen-und-reparierbarkeit-muessen-warten/
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MELDUNG/379: Industrie-Lobby will strengere EU-Klimaziele torpedieren (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 19. September 2018

Internes Papier skizziert Blockadestrategie des Industrieverbunds
Business Europe

Greenpeace: Industrie-Lobby will strengere EU-Klimaziele torpedieren



Berlin, 19.9.2018 - Der europäische Industrie-Lobby-Verband Business
Europe, zu dem auch der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI)
gehört, will sich einem strengeren EU-Klimaziel widersetzen.
In einem internen Papier vom 13. September, das Greenpeace zugespielt
wurde, schlägt Business Europe seinen Mitgliedern unterschiedliche
Strategien vor, wie eine von der EU-Kommission diskutierte Anhebung
des Klimaziels für das Jahr 2030 angegriffen werden könnte. Den
Mitgliedsunternehmen wird empfohlen, wohlwollend zu bleiben, "solange
es nur um politische Statements ohne Auswirkungen auf die
EU-Gesetzgebung" gehe. Alternativ könnten sie sich direkt gegen ein
höheres Klimaziel "mit den üblichen Argumenten" wie globale
Wettbewerbsfähigkeit aussprechen. Empfohlen wird weiter, den ganzen
Prozess in Frage zu stellen, in dem Mitglieder "mehr Transparenz bei
der Kalkulation der Ziele" einfordern oder auf eine "nötige
Untersuchung der Auswirkungen" drängen. Als weitere Lobbystrategie
empfiehlt Business Europe, das Thema durch andere Vorschläge zu
"minimieren". Neben dem BDI ist auch die Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeber (BDA) Mitglied von Business Europe. (Papier
online: https://bit.ly/2OA3R52)

"Business Europe sabotiert selbst den zaghaftesten Versuch der EU,
ihren Rückstand beim Klimaschutz aufzuholen", sagt Stefan Krug, Leiter
der Politischen Vertretung von Greenpeace. "Fortschrittlichere
BDI-Mitglieder wie Deutsche Telekom oder Otto Group akzeptieren, dass
sie eine Mitverantwortung für den Schutz des Klimas tragen. Der BDI
sollte diese Verantwortung auch in Brüssel klar vertreten." Im Jahr
2014 hatte der Konsumgüterkonzern Unilever seine Mitgliedschaft bei
Business Europe im Streit über die umweltpolitische Ausrichtung des
Verbands beendet.

Auch neues EU-Ziel zu niedrig für Pariser Klimaabkommen

BDI und BDA sind jeweils mit einem Mitglied in der Kohlekommission
vertreten. Diese soll bis Ende des Jahres einen Vorschlag für den
sozial- und klimaverträglichen Ausstieg aus der Kohle vorlegen. "Nur
mit einem deutlich höheren Klimaziel wird Europa die Pariser
Klimaverpflichtungen erfüllen. Dem deutschen Kohleausstieg kommt dabei
eine wichtige Rolle zu", so Krug. Die Auseinandersetzung, wie lange
Deutschland noch klimaschädliche Kohle verbrennen soll, zeigt sich
derzeit deutlich im Hambacher Forst. RWE will den uralten Wald
abholzen, um dort weitere Millionen Tonnen klimaschädliche Braunkohle
abzubaggern. Tausende Menschen demonstrieren friedlich dagegen.
Die EU hatte im Juni beschlossen, ihre Ziele für die effiziente
Nutzung von Energie und den Ausbau der Erneuerbaren zu erhöhen. Laut
Klimakommissar Arias Canete sinkt der CO2-Ausstoß der EU dadurch bis
zum Jahr 2030 ohne zusätzliche Maßnahmen um 45 Prozent verglichen mit
1990, statt wie bislang geplant 40 Prozent. Um einen fairen Beitrag zu
dem in Paris beschlossenen Ziel zu leisten, den weltweiten
Temperaturanstieg bei 1,5 Grad zu stabilisieren, müsste die EU nach
Einschätzung von Greenpeace jedoch bis 2030 mindestens 60 Prozent CO2
einsparen.

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 19.09.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de
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RECHT/218: Ostseepipeline - ClientEarth klagt in Schweden gegen Nord Stream 2 (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.09.2018 / Klima & Energie

Ostseepipeline: ClientEarth klagt in Schweden gegen Nord Stream
2



Die Umweltrechtsorganisation ClientEarth hat am 12. September beim
Obersten Verwaltungsgericht Schwedens Beschwerde eingelegt, um den Bau
eines 510 Kilometer langen Abschnitts der Nord Stream 2-Gaspipeline in
schwedischen Gewässern zu stoppen.

Die Organisation hält die Baudokumente für unvollständig und ungenau,
da Sie die Auswirkungen der Pipeline auf die Meeresfauna in der Ostsee
nicht berücksichtigten.

Der Bau der höchst umstrittenen Pipeline war am 7. Juni 2018 vom
schwedischen Ministerium für Wirtschaft und Innovation genehmigt
worden. Die Pipeline des russischen Gaskonzerns Gazprom soll durch die
schwedische Ausschließliche Wirtschaftszone verlaufen - einem Gebiet
in Küstennähe, in dem Schweden exklusive Rechte für Fischerei,
Bohrungen und andere wirtschaftliche Aktivitäten hat.

ClientEarth-Sprecher Marcin Stoczkiewicz sagte: "Der Investor hat das
Vorsorgeprinzip missachtet, das verlangt, dass im Zweifel die Umwelt
Vorrang hat, wenn mögliche schädliche Auswirkungen berücksichtigt
werden."

Der Bau der Pipeline könnte zudem die Detonation von Munition aus dem
zweiten Weltkrieg mit sich bringen, die sich immer noch auf dem
Meeresboden befindet. Unterwasserdetonationen können unter anderem
geschützten Meeressäugern wie den Schweinswalen, von denen es in der
Ostsee nur noch etwa 450 Exemplare gibt, schweren Schaden zufügen.

ClientEarth warnte darüber hinaus, dass Nord Stream 2 die
Energiesicherheit der Europäischen Union gefährdet, weil sie die EU
von fossilen Brennstoffen noch abhängiger mache. Zudem könne der Bau
der Gaspipeline negative Auswirkungen auf die Entwicklung sauberer,
erneuerbarer Energien in Mittelosteuropa haben.

Im Mai hatte ClientEarth eine ähnliche Beschwerde in Finnland
eingereicht, um den Bau der Pipeline durch finnische Hoheitsgewässer
zu stoppen. Insgesamt wird die bereits im Bau befindliche Pipeline
entlang des Meeresbodens der Ostsee etwa 1.200 Kilometer lang sein.

Die kürzlich vom Naturschutzbund NABU eingereichte Beschwerde beim
Bundesverfassungsgericht Karlsruhe gegen den Bau der Gaspipeline Nord
Stream 2 hatte keinen Erfolg (EU-News 20.07.2018 [1]). [jg]



Pressemitteilung ClientEarth

https://www.clientearth.org/clientearth-moves-to-block-construction-of-nord-stream-2-pipeline-in-sweden/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-klima-energie/bau-von-nord-stream-2-geht-weiter-nabu-scheitert-in-karlsruhe/

 * 
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ARTENSCHUTZ/264: Kommerzielles Walfangverbot bleibt (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.09.2018 / Wasser & Meere

Internationale Tagung: kommerzielles Walfangverbot bleibt



Fünf Tage hatten Regierungs- und NichtregierungsvertreterInnen im
brasilianischen Florianópolis diskutiert. Am Freitag ging die 67.
Tagung der Internationalen Walfangkommission (IWC) zuende. Umwelt- und
Artenschutzorganisationen begrüßten die Ergebnisse. Ein
Walschutzgebiet im Südatlantik scheiterte an der erforderlichen
Dreiviertelmehrheit.

"Japans Versuch, das seit 1986 geltende kommerzielle Walfangmoratorium
zu kippen, ist krachend gescheitert", berichtet Sandra Altherr von Pro
Wildlife. Auch der WWF begrüßte, dass der Antrag Japans auf
"nachhaltigen Walfang" von der Mehrheit der Staaten sowie der EU
abgelehnt wurde. Die von der EU eingebrachte Resolution zum
Unterwasserlärm wurde einstimmiig angenommen.

Weitere "wichtige Maßnahmen für den Walschutz" laut Pro Wildlife sind:


	Die "Florianopolis-Deklaration", eine Initiative des Gastgebers Brasiliens, wurde mit großer Mehrheit angenommen. Sie fordert die IWC auf, den Walschutz beizubehalten und den 'Wissenschaftswalfang' zu beenden;

	Resolutionen zu Auswirkungen von Unterwasserlärm und Geisternetzen auf Wale sowie die zentrale Rolle der Wale für die marinen Ökosysteme wurden verabschiedet;

	Fangquoten für Ureinwohner in Alaska, Russland, Grönland und St. Vincent & The Grenadines wurden genehmigt - der Bedarf muss nachgewiesen werden.



Pro Wildlife berichtet darüber hinaus, dass es deutliche Kritik der EU
und Australiens an der kommerziellen Waljagd Islands und Norwegens
gegeben habe."Wir begrüßen, dass die EU hier doch noch klare Worte
gegen den Walfang in europäischen Gewässern gefunden hat -
insbesondere weil Islands Regierung in wenigen Wochen über die Zukunft
der Finnwaljagd entscheidet", sagte Altherr. Pro Wildflife erwarte
aber, dass die EU auf der nächsten IWC-Tagung mit mehr Nachdruck gegen
die kommerzielle Jagd vorgeht. Die nächste Tagung der IWC findet im
Herbst 2020 in Slowenien statt. [jg]




https://iwc.int/iwc67

https://iwc.int/iwc67

Pressemitteilung ProWildlife und Blog von ProWildlife zur IWC-Tagung

https://www.prowildlife.de/pressemitteilungen/erfolg-walfangverbot-bleibt-erhalten-2/

https://www.prowildlife.de/hintergrund/iwc-2018

Reaktion WWF

https://latina-press.com/news/254118-walschutz-wwf-kommentar-zur-entscheidung-der-iwc/
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FORSCHUNG/539: Düngung und Mulchsaat optimieren Wasserverbrauch im Weizenanbau (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 19.09.2018

Klimawandel: Düngung und Mulchsaat optimieren den Wasserverbrauch
im Weizenanbau

Experimente des Thünen-Instituts zeigen, wie Landwirte sich die
erhöhte CO2-Konzentration in der Luft für den Pflanzenbau zunutze
machen können



Der trockene Sommer 2018 hat die Frage aufgeworfen, wie sich
Ackerbauern auf extreme Witterungsbedingungen, die im Zuge des
Klimawandels häufiger zu erwarten sind, künftig einstellen können.
Aufwendige Freilandversuche des Braunschweiger Thünen-Instituts für
Biodiversität haben hier für den Anbau von Winterweizen wertvolle
Hinweise ergeben.




[image: Foto: © Thünen-Institut/Remy Manderscheid]

Freiland-CO2-Anreicherungsanlage (FACE-System) in Braunschweig:
Innerhalb der von vertikalen Ausströmrohren begrenzten Ringfläche kann
die CO2-Konzentration dauerhaft erhöht werden.

Foto: © Thünen-Institut/Remy Manderscheid



Hauptverursacher des Klimawandels ist die erhöhte CO2-Konzentration in
der Luft. CO2 ist ein wichtiger Nährstoff für alle Pflanzen. Ein
Anstieg fördert bei vielen Pflanzenarten die Photosynthese und kann so
die Erträge steigern. Mehr CO2 verringert auch die Transpiration, das
heißt die Wasserabgabe durch die Blätter. Dies könnte dazu führen,
dass die Pflanzen in Zukunft regenarme Phasen besser überstehen
können. Soweit die Theorie.

Praktisch hängt der Wasserverbrauch eines Pflanzenbestandes aber nicht
nur von der Transpirationsmenge pro Blatt ab, sondern auch von der
Gesamtblattfläche und der Evaporation, also der Wasserabgabe aus dem
Boden. Wie sich das komplexe Wirkungsgefüge zwischen CO2-Erhöhung,
Transpiration der Pflanzen und der Boden-Evaporation ausprägt, haben
Wissenschaftler des Thünen-Instituts mit Hilfe einer großflächigen
Freiland-CO2-Anreicherungsanlage genauer untersucht. In dem Versuch
wurde über die gesamte Vegetationsperiode die CO2-Konzentration in
Teilen eines Winterweizenfeldes künstlich erhöht, und zwar auf rund
600 ppm, das sind etwa 200 ppm mehr als heutzutage (FACE-Experiment).
Ein solcher Wert ist nach den Szenarien des Weltklimarats in 50 bis
100 Jahren zu erwarten.

Bei sehr niedriger Stickstoffdüngung, die lückige Bestände zur Folge
hat, konnte keine Ersparnis im saisonalen Wasserverbrauch beobachtet
werden. Bei hoher Stickstoffdüngung, und daraus resultierend dichten
Beständen betrug die Ersparnis bis zu 15%. Verantwortlich für diese
Unterschiede ist die Evaporation. Ihr Anteil am Wasserverbrauch eines
Weizenbestandes von April bis Juli beträgt ca. 10% bei dichten
Beständen und kann bei lückigen Beständen mit geringer
Bodenabschattung auch Werte von 40 bis 50% erreichen.

Die erhöhte CO2-Konzentration verringert die Transpiration der
Pflanzen, dies führt zu einer höheren Bodenfeuchte im Oberboden. Die
Boden-Evaporation kann diesen positiven Effekt aber zunichtemachen.
Wenn der Boden nur gering beschattet ist, verdunstet mehr Wasser aus
dem Boden. Das bedeutet: Bei einer CO2-Erhöhung entscheidet die
Düngung bzw. die Dichte des Bestandes darüber, ob das durch die
geringere Transpiration eingesparte Wasser gleich durch eine stärkere
Evaporation "vergeudet" wird oder im Boden verbleibt und der Pflanze
so in späteren regenarmen Phasen zur Verfügung steht.

Die gleichzeitige Förderung der Photosynthese und die Reduktion der
Transpiration durch mehr CO2 steigert die Biomasseproduktion pro
verbrauchte Wassermenge. Dieser Effekt beträgt bei dichten Beständen
mehr als 30%, bei lückigen Beständen hingegen nur 20%.

Dieser positive CO2-Effekt auf den Gaswechsel der Pflanze lässt sich
gezielt für das Pflanzenwachstum nutzen. Agrarwissenschaftler Dr. Remy
Manderscheid: "Nach unseren Ergebnissen erscheint es wenig sinnvoll,
die Düngung und damit die Bestandsdichte zu verringern, um so den
Wasserverbrauch zu reduzieren und die Landwirtschaft an trockenere
Bedingungen anzupassen. Auch wenn das derzeit in regenarmen südlichen
Regionen so praktiziert wird. Denn in dichten, gut beschatteten
Beständen ist die Wassernutzungseffizienz am größten und der positive
CO2-Effekt kann voll wirksam werden." Für vielversprechend hält
Manderscheid auch Verfahren, die geeignet sind, die Boden-Evaporation
gering zu halten, wie beispielsweise das Mulchsaatverfahren, das schon
heute häufig dazu eingesetzt wird.

Originalpublikation:

Die Ergebnisse wurden veröffentlicht im Fachjournal "Agricultural
Water Management": Manderscheid R., et al. (2018): Nitrogen supply - A
determinant in water use efficiency of winter wheat grown under free
air CO2 enrichment.

https://doi.org/10.1016/j.agwat.2018.07.034

Die Untersuchungen wurden finanziell unterstützt durch die DFG.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.thuenen.de/de/thema/klima-und-luft/experimentelle-klimawirkungsforschung/wie-das-face-experiment-funktioniert/ 

- Video über das FACE-Experiment in Braunschweig (8:51 min)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news702426

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/1040: Warnung vor Hybris bei CO2-Entzug (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 20.09.2018

Warnung vor Hybris bei CO2-Entzug



Um die im Paris-Abkommen vereinbarten Temperaturziele einhalten zu
können, muss die Menschheit große Mengen CO2 wieder aus der Atmosphäre
herausholen. Die dafür notwendigen CO2-Entnahmetechnologien, häufig
als "negative Emissionen" bezeichnet, sind jedoch mit Risiken
behaftet. Ihre ethischen Konsequenzen sollten deshalb sowohl in der
Ethik als auch in den Klimawissenschaften berücksichtigt werden. Das
empfehlen Forscher um Dominic Lenzi vom Mercator Research Institute on
Global Commons and Climate Change (MCC).

Zudem warnen sie vor einer Hybris beim Ausbau der negativen
Emissionen; deren großskalige Anwendung könnte von den Klimamodellen
massiv überschätzt werden. Der entsprechende Kommentar ist im
renommierten Wissenschaftsjournal "Nature" erschienen

Der Artikel hat besondere Relevanz vor dem Hintergrund der für Anfang
Oktober geplanten Veröffentlichung des 1,5-Grad-Sonderberichts des
Weltklimarats IPCC. In dem Bericht wird die Anwendung negativer
Emissionen zur Einhaltung des Ziels eine entscheidende Rolle spielen.
"Obwohl ihr Einsatz viele ethische Fragen aufwirft, fehlt eine
ethische Beurteilung der Technologien bislang völlig", sagt Leitautor
Lenzi. Eine wichtige Technik ist etwa die großflächige Aufforstung von
Wäldern, die das CO2 aus der Luft binden. Dafür wird so viel
fruchtbares Land benötigt, dass in manchen Regionen der Welt die
Nahrungsmittel knapp werden könnten. Eine weitere Technik, die
Ozeandüngung, führt zwar dazu, dass die Meere mehr Kohlenstoff
aufnehmen könnten. Sie greift aber zugleich massiv in marine
Ökosysteme ein.

"Die Ethik beschäftigt sich nicht mit den negativen Emissionen, weil
Ethiker meist die zugrunde liegende Wissenschaft nicht kennen oder ihr
schlicht keine Beachtung schenken", sagt Leitautor Lenzi. "Das führt
auf der anderen Seite dazu, dass ethische Fragen bei der Anwendung
negativer Emissionen in den Modellen der Klimawissenschaftler kaum
eine Rolle spielen", so Lenzi weiter. "Als Ethiker sollten wir deshalb
besser über ganz konkrete Klimapfade diskutieren. Also darüber,
welcher Mix aus Klimaschutz, negativen Emissionen und
Anpassungsmaßnahmen ethisch gesehen wünschenswert ist."

Die Debatten zum Klimawandel in der philosophischen Ethik seien zu
abstrakt, so die Forscher. Oft ginge es nur darum, wer für die
Emissionen verantwortlich sei und daher für Klimaschutz und
Anpassungsmaßnahmen zahlen solle. "Es muss einen Kulturwandel geben -
sowohl in der Arbeit der Philosophen als auch in der Klimaforschung",
sagt Co-Autor Martin Kowarsch vom MCC. "Dafür brauchen wir einen
interdisziplinären Schulterschluss zwischen sozial- und
naturwissenschaftlicher Klimaforschung und der Ethik." Die
verschiedenen, modellbasierten Klimapfade des Weltklimarats IPCC - die
sogenannten "Szenarien", welche vielfach auf den Einsatz von
CO2-Entnahmetechnologien setzen - sollten in dreierlei Hinsicht
diskutiert werden.

Erstens werfen die negativen Emissionen ein "Moral Hazard"-Problem
auf. "Politische Entscheider können den Eindruck gewinnen, sie könnten
sich mit dem Klimaschutz Zeit lassen", sagt Co-Autor Jan Christoph
Minx vom MCC. "Schließlich könne man die Emissionen in Zukunft ja
einfach wieder aus der Luft fischen." So müsste in Szenarien ohne
CO2-Entzug der Ausstoß von Treibhausgasen bis 2030 ziemlich schnell
auf nahezu die Hälfte des heutigen Niveaus, etwa 23 Gigatonnen pro
Jahr, reduziert werden. Mit CO2-Entnahme dagegen müssten die
Emissionen bis zum selben Jahr nur langsam auf etwa 32 Gigatonnen pro
Jahr sinken - etwas weniger als das heutige Niveau.

Zum Zweiten, so die Autoren, seien die CO2-Entnahmetechniken ein
"riskante Wette". Der tatsächliche Forschungs- und Entwicklungsstand
hinke den Modellannahmen weit hinterher. Oft werden in den
Klimaszenarien ein rascher technischer Fortschritt und ein massiver
Ausbau der Technologien in den kommenden Jahrzehnten vorausgesetzt.
"Die tatsächliche, großskalige Anwendbarkeit der negativen Emissionen
hält sich dagegen bisher in Grenzen", so Minx, der auch Professor am
Priestley International Centre for Climate der Universität Leeds ist.
So gibt es bisher nur wenige Pilotprojekte.

Drittens, mahnen die Forscher, müsse die den Modellen zugrunde
liegende "Hybris" ernsthaft diskutiert werden. Unsere tatsächliche
Fähigkeit - auch in der Zukunft - riesige Mengen CO2 aus der
Atmosphäre zu ziehen, könnte von den Klimamodellen überschätzt werden.
"Die Modelle gehen davon aus, dass wir zukünftig in der Lage sein
werden, künstliche Kohlenstoffsenken zu schaffen, die mehr CO2
aufnehmen können als alle natürlichen landbasierten Kohlestoffsenken
derzeit, wie etwa Wälder oder Böden", schreiben sie. Potenzielle
Feedback-Mechanismen oder "tipping points" wie das Schmelzen des
Permafrostbodens seien aber nur unzureichend erforscht und verstanden.

Originalpublikation:

Lenzi, D.; Lamb, William F.; Hilaire, J.; Kowarsch, M.; Minx, J.C.
Don't deploy negative emissions technologies without ethical analysis.
Nature 561, 303-305; 2018. 

doi:10.1038/d41586-018-06695-5

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/d41586-018-06695-5

https://www.mcc-berlin.net/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news702516

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) gGmbH - 20.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTIONSTAGE/956: Anpacken für den Moor- und Klimaschutz im Nincoper Moor, 29.9. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 21. September 2018

Anpacken für den Moor- und Klimaschutz

Mitmachen beim Moor-Aktionstag in Harburg: NABU sucht freiwillige
Helfer/innen für Samstag, 29.09. ab 10 Uhr im Nincoper Moor im
Naturschutzgebiet Moorgürtel



Am Samstag, den 29. September 2018 veranstaltet der NABU Hamburg in
Kooperation mit der Behörde für Umwelt und Energie ab 10 Uhr einen
Moor-Aktionstag in Harburg. Im Nincoper Moor werden Gehölze entfernt
und Pfeifengras abgeharkt, damit sich die natürliche Moorvegetation
wiedereinstellen kann. Interessierte Bürger/innen sind herzlich
eingeladen, bei diesem Einsatz mitzuhelfen. Neben der körperlichen
Betätigung an der frischen Luft, bietet sich ein seltener Einblick in
das sonst nicht zugängliche Naturschutzgebiet. Die NABU-Stadteilgruppe
Süd wird nebenbei über ihre Arbeit im Süden Hamburgs und über das
wertvolle Nincoper Moor im Naturschutzgebiet Moorgürtel berichten.

"Moore bieten wichtige Rückzugsräume für seltene Tier- und
Pflanzenarten", erklärt Anne-Lone Ostwald, Referentin für Moorschutz
beim NABU Hamburg den Hintergrund der Aktion. "Aber auch für uns
leisten intakte Moore wichtige Dienste, für den Klimaschutz, als
Wasserspeicher und für die Naherholung." Moore wurden durch Torfabbau
und Entwässerungen in der Vergangenheit stark geschädigt. Viele
Naturschutzmaßnahmen und viel Geduld sind erforderlich, um diese
wertvollen Ökosysteme wieder in einen natürlichen Zustand zu bringen.
Bäume entziehen dem Moor Wasser und verhindern damit die natürliche
Torfbildung, deshalb ist eine regelmäßige Entfernung aufwachsender
Gehölze für den Schutz dieser faszinierenden Landschaften notwendig.
"Jede/r kann einen Beitrag zum Erhalt der Natur vor der eigenen
Haustür leisten!", bestätigt Bernd Hönig, Teil des Leitungsteams der
NABU-Gruppe Süd, die sich ehrenamtlich für den Schutz des Nincoper
Moors einsetzt. "Wir freuen uns auf einen arbeitsreichen Tag und neue
Mitstreiter und Mitstreiterinnen für den Moorschutz."

Der Aktionstag findet am 29.09. von 10 bis etwa 15 Uhr statt.
Material, Werkzeug sowie einen Mittagsimbiss stellt der NABU Hamburg
für alle Helfer/innen bereit. Vorkenntnisse sind nicht notwendig.
Lediglich stabile Arbeitskleidung, wenn möglich Gummistiefel und
Regenschutz sind mitzubringen. Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte
bis zum 27.09. für den Aktionstag an. Bei der Anmeldung wird dann der
genaue Treffpunkt bekannt gegeben.

Kontakt:

Anne-Lone Ostwald, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-38, E-Mail: ostwald[at]NABU-Hamburg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.09.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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AKTIONSTAGE/955: Gemeinsam mehr Leben in die Moorbek bringen - Norderstedt, 29.9.


NABU Landesverband Hamburg - 20. September 2018

Gemeinsam mehr Leben in die Moorbek bringen 

NABU veranstaltet am 29.9. um 10 Uhr einen Bach-Aktionstag in
Norderstedt. Freiwillige Helfer/innen sind herzlich willkommen



Das Bundesumweltamt teilte jüngst mit: Bäche und Flüsse sind in ganz
Deutschland überwiegend in einem ökologisch schlechten Zustand. Das
gilt leider auch für die "Moorbek" in Norderstedt. Das will die
NABU-Gruppe Norderstedt ändern. Am Sonnabend, den 29. September führt
der NABU einen ersten Bach-Aktionstag an der "Moorbek" im Moorbekpark
am südlichen Bachabschnitt unweit der Rathausbrücke durch. In der Zeit
von 10 bis ca. 15 Uhr wollen die Beteiligten Kies und Totholz in einen
ca. 200 m langen Bachabschnitt einbringen. Diese erste praktische
Maßnahme an der "Moorbek" erfolgt in Absprache mit dem "Fachbereich
für Natur und Landschaft" der Stadtverwaltung Norderstedt. Der NABU
lädt alle interessierten Bürger und Bürgerinnen herzlich zum aktiven
Mithelfen ein.

Durch das Einbringen von Kies und Totholz sollen die
Lebensraumbedingungen im Bach für Wasserlebewesen und Pflanzen
deutlich verbessert werden. In dem derzeit überwiegend von
Sandablagerungen geprägten Bachbett der "Moorbek" haben Tiere und
Wasserpflanzen fast keine Überlebenschancen. Die durch die
Stadtentwicklung der letzten Jahrzehnte bedingten Rahmenbedingungen
lassen sich größtenteils kurzfristig nicht wieder rückgängig machen.
Aber im vorhandenen Bachbett kann ein besserer Ausgleich zwischen
Gewässerökologie und Entwässerungsbedarf hergestellt werden. Durch die
geplanten Maßnahmen zur Verbesserung der Bachstrukturen wird der
Abfluss nicht beeinträchtigt werden. Abschnitt für Abschnitt kann sich
die "Moorbek" so in den nächsten Jahren wieder zu einem lebendigen
Bach entwickeln. Dann können sich Fische, Insekten und Pflanzen wieder
wohl fühlen.

Die Stadt Norderstedt unterstützt das Vorhaben des NABU durch die
Lieferung des notwendigen Materials und mit Informationen für die
Öffentlichkeit. Der bekannte Norderstedter Shantychor "Die
Moorbekschipper" wird ab 11 Uhr den Bach-Aktionstag musikalisch mit
einigen Liedern begleiten. Mit Musik geht bekanntlich alles besser.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Wer am Bach-Aktionstag an der Moorbek mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 28. September 2018, 14 Uhr an. Dabei werden
der genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-37, rudolph[at]NABU-Hamburg.de.

Feste Kleidung und Sonnen- bzw. Regenschutz sind mitzubringen. Für
Werkzeuge, Handschuhe, ein Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine"

Wer sich über diese Aktion hinaus für die weitere Naturschutzarbeit
rund um die Moorbek interessiert oder Fragen dazu hat, kann sich in
der NABU-Gruppe Norderstedt an Klaus Berking, Tel. 040/8006660 oder
klausberking8at9postero.de wenden.

Die NABU Gruppe Norderstedt beteiligt sich schon seit vielen Jahren an
der dringend erforderlichen Diskussion und arbeitet aktiv zum Natur-
und Klimaschutz in Norderstedt. Die Gruppe ist ehrenamtlich, teilweise
gemeinsam mit der Stadt, durch zahlreiche Projekte an verschiedenen
Orten in der Stadt tätig.Dazu gehören u.a. Biotoppflege an der
Tarpenbek, Amphibienschutz, Umweltbildung, Insektenhotels, Nistkästen
Aufstellen und Betreuen, Mitarbeit an städtischen Projekten. Wer
Interesse an unserer Naturschutzarbeit hat, findet Informationen und
Kontaktadressen im Internet unter: www.NABU-Hamburg.de/norderstedt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 20.09.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3271: Tag des Pilzes beim BUND Berlin, 23. September


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 20.
September 2018

Veranstaltungshinweis

BUND veranstaltet "Tag des Pilzes"

Pünktlich zum Herbstanfang am 23. September veranstaltet der
Arbeitskreis Pilzkunde & Ökologie des BUND Berlin den "Tag des
Pilzes".



Am Tag des Pilzes haben die Besucher*innen die Möglichkeit die Welt
des Pilzes in Berlin und Umgebung zu erleben.

Mit Pilzausstellung, Vortrag und einer Exkursion zum St.
Matthäus-Friedhof sollen die Kenntnisse zur Vielfalt und Gefährdung
der Pilze vermittelt werden. Der Unterschied zwischen Pilzen und
Schleimpilzen, Informationen zum Flockenstieligen Hexen-Röhrling, dem
aktuellen Pilz des Monats, oder dem Halbkugeligen Borstenbecherling -
den Teilnehmer*innen des Pilztages werden alle offenen Fragen
beantwortet.

Hintergrund: 

Da Pilze in den Lehrplänen der Universitäten so gut wie nicht
vorkommen, fehlen Fachreferenten, die auf ihre Bedrohung aufmerksam
machen könnten: Düngemittel und hoher Fleischkonsum stehen im direkten
Zusammenhang mit dem Rückgang der Pilzpopulationen, der ohne
Veränderungen in der Landwirtschaft und dem Konsumverhalten der
Menschen weiter fortschreiten wird. Der Arbeitskreis hat es sich daher
zur Aufgabe gemacht, Menschen aufzuklären und sich für den Schutz der
Pilze stark zu machen.

Die dreiteilige Veranstaltung wurde rein ehrenamtlich organisiert und
steht für jede*n offen. Besucher*innen können den BUND Berlin gerne
mit Spenden oder in Form einer Mitgliedschaft unterstützen.

Veranstaltung des BUND Berlin: Tag des Pilzes

23.09.2018, 10-17 Uhr

Crellestr.35, Berlin-Schöneberg

Programm:


	10-17 Uhr Pilz-Ausstellung (kostenlos)

	12.30-14.30 Uhr Exkursion zum St. Matthäus-Friedhof (Teilnahmebeitrag 12 Euro, 9 Euro für BUND-Mitglieder)

	15 Uhr Vortrag über die Auswirkungen der Landwirtschaft auf die Artenvielfalt von Pilzen mit Dr. Hal Zabin (kostenlos)





Infos unter:

www.bund-berlin.de/service/termine/detail/event/tag-des-pilzes/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 20.09.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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BILDUNG/3270: Science Show - Wissenschaft. Natur. Vielfalt - Kiel, 27.9.


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 20. September 2018

Veranstaltungseinladung: Science Show - Wissenschaft. Natur.
Vielfalt. 



Im Rahmen des 34. Deutschen Naturschutztages in Kiel lädt der Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) herzlich zu einer
öffentlichen Science Show rund um Umwelt, Klima, Natur und Meere ein.
Engagierte Nachwuchswissenschaftler*innen der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) nehmen uns mit auf eine
Reise in die Forschungswelt.

Wann: 

Am Donnerstag, 27. September 2018 um 20:15 Uhr

Wo: 

Hörsaalgebäude CAP3 der

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel,

Christian-Albrechts-Platz 3, 24118 Kiel


Vortragende sind unter anderem:


	Janina Goß & Lisa Schwarz - Masterstudentinnen der Biologie. Thema: Invasive Arten in Schleswig-Holstein

	Josefine Maas - Doktorandin am Geomar im Bereich Ozeanzirkulation und Klimadynamik. Thema: Meereschemie im Zusammenhang mit Abwasser von Schiffen

	Ulf Evert - Diplombiologe, Zentrum für Schlüsselqualifikationen der CAU Kiel, Studienprogramm Wissenschaftskommunikation. Thema: Fragen der Umweltethik - Was soll man schützen und warum?

	Dr. Katja Kuhwald - Postdoc am Geographischen Institut der CAU Kiel. Thema: Ein Tag am See - Untersuchungsmethoden zum Abgleich von Satellitendaten mit Messungen vor Ort



Der BUND lädt herzlich an die Christian-Albrechts-Universität ein, um
sich in kurzweiligen, unterhaltsamen Vorträgen von der Begeisterung
der jungen Wissenschaftler*innen anstecken zu lassen. Mit ihren
Präsentationen zeigen sie, wie Wissenschaft zu einer nachhaltigeren
Welt beitragen kann und wieso sie so für die Wissenschaft brennen.

Die Veranstaltung wird in Zusammenarbeit mit dem Graduiertenzentrum
und dem Zentrum für Schlüsselqualifikationen der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel organisiert.

Während des 34. Deutschen Naturschutztages bietet der BUND eine Reihe
von öffentlichen Begleitveranstaltungen rund um das Thema Natur und
Umwelt an.

Das volle Begleitprogramm kann unter

www.bund-sh.de/DNTkiel/ abgerufen werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 20.09.2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Schleswig-Holstein

Lorentzendamm Nr. 16, 24103 Kiel

Tel.: 0431/66060-0, Fax: 0431/66060-33

E-mail: bund-sh@bund-sh.de

Internet: www.bund-sh.de
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TAGUNG/1819: REKLIM-Tagung zu Auswirkungen des Klimawandels in Nordost-Deutschland, Potsdam, 25.9. (GFZ)


Deutsches GeoForschungsZentrum - 21. September 2018

Wasser - zu viel oder zu wenig? 

Tagung zu regionalen Auswirkungen des Klimawandels



Klimawandel in Regionen verstehen, Folgen erkennen und Auswirkungen
diskutieren: Die mittlerweile achte Regionalkonferenz des
Forschungsverbunds REKLIM legt in diesem Jahr den Schwerpunkt auf die
Auswirkungen des Klimawandels in Nordost-Deutschland und beantwortet
insbesondere Fragen rund um das Thema Wasser. Nach dem sehr warmen
Sommer im Norden und Osten und der massiven Dürre in weiten Teilen
Deutschlands zeichnen sich die Folgen dieser extremen
Wetterbedingungen in vielen Bereichen ab: Ernteausfälle, Einbußen für
die Binnenschifffahrt, großflächige Waldbrände sowie Belastungen für
Mensch und Natur. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Forschungsverbunds REKLIM "Regionale Klimaänderungen" der 
Helmholtz-Gemeinschaft diskutieren mit Vertretern aus Politik und 
Verwaltung, vor welche Herausforderungen der Klimawandel die 
Gesellschaft bereits heute stellt.

Die in diesem Jahr vom Deutschen GeoForschungsZentrum (GFZ)
vorbereitete 8. REKLIM Regionalkonferenz findet am 25. September 2018
im Hörsaalgebäude "H" auf dem Telegrafenberg in Potsdam statt. Neben
Expertinnen und Experten des Helmholtz-Forschungsverbunds REKLIM
gestalten Entscheidungsträger aus Politik und Verwaltung das Programm
aktiv mit. Es geht dabei besonders um Fragestellungen der Anpassung,
wie z. B. der Historischen Gärten in Potsdam, dem
Regenwassermanagement in Berlin oder wie sich die Wasserwirtschaft der
Stadt Potsdam der Zukunft stellt. Ergänzt wird der Tag durch aktuelle
Forschungsergebnisse aus der Wissenschaft.

"Gerade die Frage, ob extreme Wetterereignisse wie Starkregen oder
Trockenheit häufiger und intensiver werden, spielt für die Anpassung
eine enorm wichtige Rolle", erklärt der wissenschaftliche Koordinator
des Forschungsverbundes, Prof. Dr. Peter Braesicke, der am 1.
September 2018 die wissenschaftliche Leitung des Forschungsverbundes
von Prof. Dr. Peter Lemke übernommen hat. Er ergänzt: "Die
REKLIM-Konferenz bietet eine hervorragende Dialog-Plattform, um mehr
über die aktuelle Forschung und ihre Möglichkeiten, Extreme zu
verstehen und vorherzusagen, zu erfahren und die Bedürfnisse der
Gesellschaft herauszuarbeiten."

Aber auch die Frage der Einordnung dieser Extremereignisse in den
Kontext der Klimawissenschaften wird diskutiert. Seespiegeländerungen
als Indikatoren für Klimaänderungen in der Vergangenheit und heute
werden ebenso erörtert wie die Klimawirksamkeit wiedervernässter Moore
oder die Rolle von Bäumen als Indikatoren von Wärmeinseln in der
Stadt. Die Veranstaltung wird von Staatssekretärin Dr. Ulrike Gutheil
vom Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes
Brandenburg (MWFK) eröffnet.

Die 8. REKLIM Regionalkonferenz schließt mit einem Premierenabend von
Kurzfilmen zum Thema Klimawandel, die der Forschungsverbund REKLIM in
Kooperation mit der DEKRA Hochschule für Medien, Berlin, entwickelt
hat.

Unter dem Titel "Ich wünschte, ich würd' in dieser Welt leben" werden
sieben Filme von jungen Filmemachern gezeigt, in denen kurze
Geschichten und sehr persönliche Vision über die Folgen des
Klimawandels erzählt werden. REKLIM engagiert sich seit 2013 in einer
intensiven Kooperation mit der DEKRA Hochschule für Medien, um das
Thema Klimawandel mit und insbesondere für die junge Generation
fassbar und erfahrbar zu machen.

Termin: 

25.09.2018, ab 9.30 Uhr ganztags.

Ort: 

Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ,

Hörsaal Haus H, Telegrafenberg, 14473 Potsdam

Das vollständige Programm, weitere Informationen sowie Anmeldung zur
Tagung: 

https://www.reklim.de/konferenz-2018/

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos.

Über REKLIM

Die Helmholtz-Klimainitiative REKLIM (Regionale Klimaänderungen) ist
ein 2009 gegründeter Verbund von neun Forschungszentren der
Helmholtz-Gemeinschaft. REKLIM nutzt die in der Helmholtz-Gemeinschaft
gebündelte Kompetenz für regionale Beobachtungs- und Prozessstudien in
Kombination mit Modellsimulationen zur Verbesserung von regionalen und
globalen Klimamodellen, die eine solide Basis für klimabezogene
Entscheidungshilfen bieten sollen.

Weitere Informationen: www.reklim.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.09.2018

Helmholtz-Zentrum Potsdam

Deutsches GeoForschungsZentrum

Telegrafenberg, 14473 Potsdam

Tel.: 0331/288 1040, Fax: 0331/288 1044

E-Mail: presse[at]gfz-potsdam.de

Internet: www.gfz-potsdam.de
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MESSUNG/076: Versauert die Ostsee? (idw)


Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 19.09.2018

Versauert die Ostsee? 

IOW-Forscher adaptiert erstmals präzise optische pH-Messmethode für
Brackwasser



Großer Fortschritt für das pH-Monitoring in der Ostsee: Um mögliche
Versauerungstrends besser beobachten zu können, entwickelte Jens
Müller, Meereschemiker am Leibniz-Institut für Ostseeforschung
Warnemünde (IOW), eine sehr genaue optische pH-Messmethode, die
bislang nur bei hohen Salzgehalten im Ozean anwendbar war, so weiter,
dass sie auch bei geringer Salinität im Ostsee-Brackwasser
einsatzbereit ist. Das adaptierte Messverfahren, für das bereits ein
marktreifes Gerät konstruiert wurde, empfiehlt sich daher für den
routinemäßigen Einsatz im Rahmen der Ostsee-Umweltüberwachung der
Helsinki-Kommission (HELCOM). Durchgeführt wurden die Arbeiten im
Rahmen des EU-Projektes BONUS PINBAL*.

http://idw-online.de/de/image306132

Die für Brackwasser adaptierte optische pH-Messmethode samt
marktreifem Gerät ("roter Kasten") wurde von IOW-Forscher Jens Müller
eingehend auf See erprobt - hier an Bord des Fährschiffes Finnmaid.

Der durch den Menschen verursachte übermäßige CO2-Ausstoß ist nicht
nur ein Problem für das Weltklima, sondern auch für die Weltmeere:
Kohlendoxid löst sich im Meerwasser, bildet Kohlensäure und setzt
dadurch Wasserstoff-Ionen frei, die zu einer Versauerung führen. Seit
Beginn der Industrialisierung ist der durchschnittliche pH-Wert der
Ozeane von 8,2 auf rund 8,1 gefallen. Auch als "das andere 
CO2-Problem" bezeichnet, beeinflusst die Absenkung des pH-Wertes 
fast alle biochemischen und biologischen Prozesse im Meer. Sehr 
empfindlich reagieren beispielsweise Muscheln, Krebse und Korallen, da
der Aufbau ihrer Kalkschalen, -panzer oder -skelette in dem zunehmend
sauren Milieu erschwert wird.

Obwohl sich die Wissenschaft bereits seit rund zwei Jahrzehnten mit
der Ozeanversauerung befasst, ist es nicht leicht, die aktuelle
Dynamik des Phänomens mitzuverfolgen: Langzeit-Messreihen im offenen
Ozean zeigen, dass sich der pH-Wert im Schnitt jährlich um ca. 0,002
Einheiten vermindert. Um diese geringen Veränderungen zu erfassen,
bedarf es hochgenauer Messmethoden. In der Ozeanographie hat sich
dafür die optische pH-Messung als Standard etabliert hat. Sie beruht
auf der Zugabe des Farbstoffs m-Kresolpurpur zur Wasserprobe und
dessen pH-abhängigen Farbumschlag von Violett nach Gelb. Die
Farbigkeit kann mit einem Photometer äußerst exakt bestimmt und in
Abhängigkeit von Salzgehalt und Temperatur in pH-Einheiten umgerechnet
werden.

Und wie sieht es mit der Ostsee aus? "Wir haben Daten der letzten 20
Jahre analysiert und keinen eindeutigen Versauerungstrend feststellen
können - ein ziemlich bemerkenswertes Ergebnis angesichts der bereits
nachgewiesenen allgemeinen Ozeanversauerung", sagt Jens Müller vom
IOW, der sich im Rahmen seiner Doktorarbeit intensiv mit dem 
CO2-System der Ostsee befasst hat. Dafür kämen verschiedene Gründe in
Frage; zwei besonders wichtige seien die folgenden, erklärt der
Meereschemiker: 1. Die Datenqualität ist in Bezug auf Messgenauigkeit
unzureichend. 2. Es gibt tatsächlich keinen abnehmenden pH-Trend, da
die Versauerung durch konträr wirkende Einflüsse abgepuffert wird.

Dass es in der Ostsee derzeit in der Tat Prozesse gibt, die der
Versauerung entgegenwirken, zeigen umfangreiche Analysen zur
Alkalinität, also zum Säurebindungsvermögen des Meerwassers. Der seit
1995 beobachtete Anstieg der Alkalinität in der Ostsee ist
wahrscheinlich durch kontinentale Gesteinsverwitterung bedingt, deren
Produkte mit den Flüssen in das Binnenmeer gewaschen werden. Wie lange
dieser Alkalinitätsanstieg jedoch anhält und eine Versauerung
abpuffern kann, ist unbekannt. "Um zu verstehen, was in der Ostsee in
Sachen pH passiert, muss ausgeschlossen werden, dass ein Nachweis von
Versauerung einfach an Methodenungenauigkeit scheitert", betont Jens
Müller. Derzeit basiert die Erfassung des pH-Werts im Rahmen von
Ostsee-Routine-Untersuchungen auf Messungen mit einer Glaselektrode;
der Messfehler dieses Verfahrens ist zu groß, um Versauerungstrends
sicher nachzuweisen. Jens Müller mahnt daher an, ein entsprechendes
Monitoring mit genauester Methodik und möglichst guter zeitlicher und
räumlicher Auflösung durchzuführen, damit man bei so einem
Schlüsselparameter immer auf dem neusten Stand sei. Müller: "Wir haben
deshalb die deutlich genauere optische pH-Messmethode, die bislang nur
in den offenen Ozeanen mit hohen Salzgehalten zwischen 20 und 40
anwendbar war, so weiterentwickelt, dass sie auch im 
Ostsee-Brackwasser bei geringerer Salinität von 5 bis 20 funktioniert 
und für ein routinemäßiges Monitoring einsatzbereit ist."

Dazu glich Jens Müller in Kooperation mit der Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt (PTB) in künstlichen Meerwasserstandards durchgeführte
optische pH-Messungen erstmals mit pH-Messungen nach dem primären,
messtechnisch definierten elektrochemischen Standardverfahren ab und
charakterisierte systematisch das Farbumschlagsverhalten des
Indikatorfarbstoffs m-Kresolpurpur für niedrige Salzgehalte. "Mit
Hilfe dieser auf Primärstandards zurückführbaren Daten können wir nun
erstmals pH-Messgeräte auch für den Salinitätsbereich der Ostsee
eichen und die Farbigkeit des Indikators zuverlässig in pH-Einheiten
umrechnen", erläutert Müller. In einem letzten Schritt konnte der
IOW-Forscher noch experimentell ausschließen, dass sich
Schwefelwasserstoff und größere Mengen organischen Materials, beides
typisch für Brackwasserökosysteme wie die Ostsee, störend auf das neue
Messverfahren auswirken.

Um das optische pH-Messverfahren nicht nur auf chemisch-physikalischer
Ebene für den Einsatz in der Ostsee startklar zu machen, erarbeitete
Jens Müller zusammen mit einer Kieler Meerestechnik-Firma und zwei
wissenschaftlichen Partnerinstitutionen eine für den Feldeinsatz
anwendungsreife technische Umsetzung, die mittlerweile erprobt und auf
dem Markt ist. "Unser 'Roter Kasten', in dem alles eingebaut ist, was
man zur optisch-photometrischen pH-Messung braucht, kann leicht auf
jedem Forschungsschiff installiert werden und auch auf sogenannten
?voluntary observing ships? (VOS) mitfahren", sagt Müller.

VOS sind regelmäßig auf den Ozeanen und auch auf der Ostsee
verkehrende Schiffe, die nicht primär für die Forschung unterwegs
sind, aber dennoch Messgeräte an Bord nehmen und wissenschaftliche
Daten erheben. "Einer routinemäßigen Verwendung des angepassten
Verfahrens für ein deutlich präziseres, hochaufgelöstes und
flächendeckendes pH-Monitoring in der Ostsee steht damit nichts mehr
im Wege. Wir halten das nun auch Brackwasser-taugliche Verfahren daher
für geeignet, als offizielle neue Standard-Messmethode im
Ostsee-Monitoring zum Einsatz zu kommen. Dafür machen wir uns bei der
HELCOM (Helsinki-Kommission zum Schutz der Ostsee) stark", kommentiert
Gregor Rehder, Leiter der IOW-Arbeitsgruppe "Biogeochemie
Umweltrelevanter Gase" und Koordinator des PINBAL-Projekts, die
Forschungsergebnisse seines ehemaligen Doktoranden und jetzigen
Kollegen abschließend.



Originalpublikationen im Rahmen von BONUS PINBAL* zur pH-Messung im
Brackwasser: (* kurz für "Development of a spectrophotometric
pH-measurement system for monitoring in the Baltic Sea", weitere
Infos: www.bonusportal.org/pinbal)
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Michelle Stern

Der Spiegelteleporter

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2978



Milchstraße, Solsystem, Mai 1552 NGZ

Nachdem LORETTA-97 explodiert ist, sucht das Liga-Schiff GOUBAR
NANDESE unter Leitung Reginald Bulls fieberhaft nach Überlebenden. Am
Ort der Explosion herrscht ein unglaubliches energetisches Chaos, so
daß die Ortung stark erschwert, zum Teil sogar unmöglich ist. Offenbar
wurde die gesamte gespeicherte Menge an Hyperenergie des Tenders
schlagartig freigesetzt. Durch diese unkontrollierten Energien haben
sich Hyperfelder und Miniaturhyperriffs gebildet, die Materie in die
Pararealität ableitet.

Doch tatsächlich kann nach einiger Zeit der schwer beschädigte
Kugelraumer weit entfernt vom Explosionsort gefunden werden. Ein
Notruf geht ein. 500 Überlebende konnten sich in der Zentralkugel
verschanzen. Reginald Bull schickt Gucky und den Spiegelteleporter
Kaleb Barasi los, um einen transportablen Transmitter an Bord des
Wracks zu bringen, denn die Schiffe können durch das energetische
Chaos nicht weit genug vordringen.

Auf LORETTA-108 kann die Techno-Mahdistin Lima Portomessa nicht
fassen, daß tatsächlich ein Tender explodiert ist und über tausend
Menschen in den Tod gerissen hat. Sie würde gerne Reginald Bull die
Schuld dafür geben, der den Beschuß der Schiffe zu verantworten hat,
aber die positronische Auswertung bestätigt, daß der Schutzschirm des
explodierten Tenders von innen deaktiviert worden ist. Was noch
schlimmer ist, sie hat den Beweis dafür in der Hand, daß ihr Kollege
Lephart Yutong für die Vernichtung des Schiffes verantwortlich ist. Da
sie ihn verdächtigt hatte, zum Verräter am Techno-Mahdi zu werden, hat
sie gegen ihn ein Überwachungsprogramm gestartet und vergessen, es
wieder zu deaktivieren. Die Positronik weist sie nun darauf hin, daß
Yutong eine Datei gelöscht hat, von der der Rechner eine Kopie gemacht
hat. Darin wird deutlich, daß kurz vor der Explosion von ihrem Schiff
aus ein Hyperfunkimpuls an Tender 97 gesendet worden war.

Lima Portomessa wird klar, daß sie dem Massenmörder allein nicht
gewachsen sein wird. Sie braucht jemanden, der ihr hilft. Sie will
Gucky und Barasi an Bord holen und sendet eine geheime Funkbotschaft
an die GOUBAR NANDESE, in der sie darum bittet, mit Barasi sprechen zu
können.

Auf LORETTA-97 kann in der Zentrale der von Gucky gebrachte
Transmitter aufgebaut werden. Außerhalb der Zentralkugel fluktuieren
Hyperfelder, die es extrem schwierig machen, dort noch nach
Überlebenden zu suchen. Doch Gucky will es nicht unversucht lassen.
Gucky und Barasi gelingt es, zwei Frauen außerhalb der Zentrale zu
finden, darunter die Kommandantin Sindra Wenndon, eine Freundin von
Lima Portomessa. Wenige Sekunden nach dem letzten Transmitterübergang
explodiert der ENTDECKER schließlich doch noch. Es ist unklar, ob es
noch weitere Überlebende im Außenbereich des Schiffes gegeben hätte.

Auch auf die Gefahr hin, erneut in eine Falle zu tappen, dringt Kaleb
Barasi, der überzeugt ist, daß Lima Portomessa aufrichtig ist, in den
Tender 108 ein. Über seinen Spiegelkörper spürt er sie in ihrer Kabine
auf und spricht mit ihr. Sie erzählt ihm, warum sie dem Techno-Mahdi
folgt. Der soziopolitische Hintergrund dieser Vereinigung sei ihr
wichtig. Logokratie zugunsten der Menschheit - Herrschaft des Wissens.
Barasi erfährt, daß der Techno-Mahdi aus einer soziopolitischen
Simulation entstanden ist, aus einer Art komplexem Rollenspiel.
Während viele im normalen Wissenschaftsbetrieb keine Chance erhalten,
sich weiterzuentwickeln, bekommen sie in den Logo-Oasen des
Techno-Mahdi alle Unterstützung die sie brauchen, um ihre Studien
voranzutreiben.

Lima Portomessa ist der Ansicht, daß die Regierung nicht mehr von
Zellaktivatorträgern beeinflußt werden sollte. Sie bezeichnet Reginald
Bull als Fossil aus der Urzeit, das sein Ableben verschlafen hat. Die
Menschheit hätte sich längst weiterentwickelt, nur die Aktivatorträger
hätten das verpaßt. Sie will sich nicht von uralten Männern
vorschreiben lassen, was gut für ihre Zeit sei.

Barasi muß das Gespräch abbrechen, um zu regenerieren. Er wird in acht
Stunden zurückkehren, was Lima ganz recht ist. Der Roboter, den sie in
einem Schrank versteckt hat und der Gucky an Bord ziehen soll, ist
noch nicht ganz einsatzbereit. Da Yutong ihren Funkspruch an die
NANDESE mit Sicherheit registriert hat, macht sie ihm weis, sie wolle
Gucky in eine Falle locken und gefangen nehmen. Yutong ist damit
einverstanden.

Die Liga hat ein Spezialraumschiff entwickelt, mit dem sie den
Hypertronzapfstrahl eines Tenders unterbrechen will. Die COMAR ist mit
zusätzlichen Paratronschirmkonvertern ausgestattet, weshalb man dieses
Schiff Paratron-Interruptor nennt. Doch ein erster Versuch, damit
einen Tender auszuschalten, schlägt fehl. Der Zapfstrahl der
Sonnenhyperstrahlung sucht sich einfach einen neuen Weg und schlängelt
sich am Paratronsperrfeld vorbei.

Für den Fall, daß Lima Portomessa mit Reginald Bull sprechen möchte,
ist dieser bei Barasis nächstem Besuch ebenfalls an den Parablock
angeschlossen. Als Barasis Spiegelkörper nun bei Lima erscheint,
aktiviert sie ihre Parafalle, zieht aber versehentlich statt Gucky
Reginald Bull an Bord. Plötzlich taucht Yutong auf und macht sich über
Limas Naivität lustig. Natürlich hat er längst durchschaut, daß sie
ihn hintergehen will und Vorkehrungen getroffen. Er ist sehr erfreut,
daß ihm Reginald Bull in die Fänge geraten ist, der mindestens so
wertvoll ist wie Gucky. Er paralysiert Lima und Bull kurzerhand,
sperrt die Frau in ihre Kabine ein und entnimmt Reginald Bull den
Zellaktivator, den er durch ein wertloses Gerät ersetzt. Bull soll als
Druckmittel dienen, damit der TLD weitere Versuche unterläßt, die
Tender zu sabotieren.

Als Reginald Bull plötzlich verschwindet, wäre Gucky seinem Freund am
liebsten sofort zu Hilfe geeilt, notfalls auch mit einer
Schmerzensteleportation. Doch Barasi hält ihn zurück, denn sonst
hätten die Madhisten auch noch den Mausbiber als Geisel genommen. Der
Spiegelteleporter plädiert dafür, die fehlerfreie Einsatzbereitschaft
des Paratron-Interruptors abzuwarten, was in acht Stunden soweit ist.
Dann könnte auch er wieder in den Einsatz gehen.

An Bord von LORETTA-108 droht Yutong, weitere Tender zu vernichten,
sollte der TLD noch einmal gegen den TERRANOVA-Schirm vorgehen. Mit
Freude würde sich der Mann an Lima rächen, indem er die Schiffe
vernichtet, auf denen sich Menschen befinden, an denen ihr etwas
liegt. Bull wird klar, daß er es mit einem Wahnsinnigen zu tun hat.
Yutong gibt freimütig zu, an den Zielen des Techno-Mahdi nicht mehr
interessiert zu sein. Ihm gehe es nur noch um Macht. Reginald Bull
aktiviert einen als Leberfleck getarnten Mikrosender und kann damit
seinen SERUN herbeirufen, der ihm durch das Überraschungsmoment zur
Flucht verhilft. Allerdings hat Yutong seinen Robotern
Störfeldgeneratoren eingebaut, die Bulls SERUN so einschränken, daß er
ohne ihn fliehen muß.

Reginald Bull kennt sich in dem Tender besser aus als die Mahdisten.
Er weiß zum Beispiel, daß es einen verborgenen Raum gibt, in dem sich
Waffen, Schutzausrüstung und medizinische Vorräte befinden. Dort
stattet er sich mit einem Schutzanzug und zwei Strahlern aus.

Da Yutong der Positronik einreden konnte, Lima Portomessa würde an der
Liga Verrat begehen, konnte er sie unter Arrest stellen. Da nützt auch
ihr Überrangcode nichts. Jedoch gilt diese Beschränkung nur in dem
Schiffsbereich, in dem ihre Kabine liegt. Außerhalb dieses Abschnitts
ist er noch gültig. Die von Yutong geforderte vollständige Löschung
ihrer Autorität war nicht möglich, da die Tenderführung unter den
beiden aufgeteilt ist und Lima bereits entsprechende Vorkehrungen
getroffen hatte. Sie befreit 22 Personen, die sich im Arrestbereich
befinden, weil sie in den letzten Tagen versucht hatten, aus ihren
Quartieren auszubrechen.

In der Zwischenzeit soll das Projekt Paratron-Interruptor
vorangetrieben werden, die Deaktivierung der LORETTA-Tender mithilfe
des Spezialraumschiffs COMAR. Doch Gucky dringt darauf, damit noch
abzuwarten, bis er auf LORETTA-108 nach Bully gesucht hat.

Lima erringt die Befehlsgewalt über die Positronik zurück und kann
diesen Vorgang so verschleiern, daß Yutong immer noch denkt, er habe
sie. Die Befehle, die er gibt, werden immer noch befolgt, solange Lima
sie nicht widerruft.

Reginald Bull trifft in dem Moment mit Lima zusammen, in dem auch
Yutong sie wieder aufspürt. Der Mahdist droht, einen Tender zu
vernichten, wenn die beiden nicht sofort in die Zentrale kommen. Lima
gelingt es, einem der Roboter den Störfeldgenerator zu entwenden,
bevor sie gehen. Da taucht Barasis Spiegelkörper auf. Lima beauftragt
ihn, die in ihren Unterkünften eingesperrten Besatzungsmitglieder zu
befreien. Dazu verrät sie ihm einen Überrangcode, den er ihnen
übermitteln soll.

In der Zentrale gibt Yutong Reginald Bull 30 Sekunden Zeit, eine
Entscheidung zu fällen. Entweder er zerstört seinen Zellaktivator mit
einem Desintegrator oder Yutong vernichtet den ersten Tender. Er
zeichnet das Geschehen auf, um der Menschheit zu zeigen, wie
Zellaktivatorträger wirklich sind. Denn er ist sicher, Bull wird sein
Leben retten. Doch der überlegt nicht lange. Nach fünf Sekunden
schießt er im Bewußtsein, nun zum Tode verurteilt zu sein, auf den vor
ihm schwebenden Aktivatorchip. Er kann sein Leben nicht mit dem
Tausender anderer aufwiegen. Was ihn allerdings wirklich schmerzt,
ist, daß er Shinae nicht aufwachsen sieht.

Yutong ist so verblüfft, daß er nicht merkt, wie Lima seine Roboter
umprogrammiert. Sie wenden sich gegen den Mahdisten und betäuben ihn.
Da Yutong Bulls Zellaktivator untersuchen und vervielfältigen wollte,
ist Lima sicher, daß ihr Kollege den echten versteckt hat und Bull
einen falschen zerstören ließ. Als Lima merkt, daß Bull tatsächlich
glaubt, seinen Zellaktivator vernichtet zu haben, wandelt sich ihr
Bild von ihm. Seine Tat imponiert ihr so sehr, daß sie bei ihren
Mitstreitern auf den anderen Tendern dafür appelliert, die Tender
aufzugeben, damit man sich mit der Liga an einen Tisch setzen und den
Weltenbrand gemeinsam bekämpfen kann. Sie argumentiert, der
Techno-Mahdi sei von den verschiedensten Kräften unterwandert worden,
weshalb man nun Zeit brauche, sich neu zu sortieren und zu verorten.

Es kommen nicht alle Techno-Mahdisten ihrer Aufforderung nach, doch es
sind genug, um die kritische Masse zu überschreiten. Die restlichen
Projektorschiffe reichen nicht aus, den TERRANOVA-Schirm
aufrechtzuhalten. Er bricht zusammen und Shinae kann wieder die Sterne
sehen.
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